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I 

(Gesetzgebungsakte) 

VERORDNUNGEN 

VERORDNUNG (EU) Nr. 603/2013 DES EUROPÄISCHEN PARLAMENTS UND DES RATES 

vom 26. Juni 2013 

über die Einrichtung von Eurodac für den Abgleich von Fingerabdruckdaten zum Zwecke der 
effektiven Anwendung der Verordnung (EU) Nr. 604/2013 zur Festlegung der Kriterien und 
Verfahren zur Bestimmung des Mitgliedstaats, der für die Prüfung eines von einem 
Drittstaatsangehörigen oder Staatenlosen in einem Mitgliedstaat gestellten Antrags auf 
internationalen Schutz zuständig ist und über der Gefahrenabwehr und Strafverfolgung dienende 
Anträge der Gefahrenabwehr- und Strafverfolgungsbehörden der Mitgliedstaaten und Europols auf 
den Abgleich mit Eurodac-Daten sowie zur Änderung der Verordnung (EU) Nr. 1077/2011 zur 
Errichtung einer Europäischen Agentur für das Betriebsmanagement von IT-Großsystemen im 

Raum der Freiheit, der Sicherheit und des Rechts (Neufassung) 

DAS EUROPÄISCHE PARLAMENT UND DER RAT DER EUROPÄI­
SCHEN UNION — 

gestützt auf den Vertrag über die Arbeitsweise der Europäischen 
Union, insbesondere auf Artikel 78 Absatz 2 Buchstabe e, Ar­
tikel 87 Absatz 2 Buchstabe a und Artikel 88 Absatz 2 Buch­
stabe a, 

auf Vorschlag der Kommission, 

nach Stellungnahme des Europäischen Datenschutzbeauftrag­
ten ( 1 ), 

nach dem ordentlichen Gesetzgebungsverfahren ( 2 ), 

in Erwägung nachstehender Gründe: 

(1) Die Verordnung (EG) Nr. 2725/2000 des Rates vom 
11. Dezember 2000 über die Einrichtung von "Eurodac" 
für den Vergleich von Fingerabdrücken zum Zwecke der 
effektiven Anwendung des Dubliner Übereinkommens ( 3 ) 
und die Verordnung (EG) Nr. 407/2002 des Rates vom 
28. Februar 2002 zur Festlegung von Durchführungs­
bestimmungen zur Verordnung (EG) Nr. 2725/2000 
über die Einrichtung von "Eurodac" für den Vergleich 

von Fingerabdrücken zum Zwecke der effektiven Anwen­
dung des Dubliner Übereinkommens ( 4 ) müssen in eini­
gen wesentlichen Punkten geändert werden. Aus Grün­
den der Klarheit empfiehlt sich eine Neufassung der Ver­
ordnungen. 

(2) Eine gemeinsame Asylpolitik, einschließlich eines Ge­
meinsamen Europäischen Asylsystems, ist wesentlicher 
Bestandteil des Ziels der Europäischen Union, schrittweise 
einen Raum der Freiheit, der Sicherheit und des Rechts 
aufzubauen, der allen offen steht, die wegen besonderer 
Umstände in der Union um internationalen Schutz nach­
suchen. 

(3) Der Europäische Rat nahm auf seiner Tagung vom 4. No­
vember 2004 das Haager Programm an, das die Ziele im 
Bereich des Raums der Freiheit, der Sicherheit und des 
Rechts für den Zeitraum 2005-2010 vorgibt. Auf seiner 
Tagung vom 15./16. Oktober 2008 nahm der Europäi­
sche Rat den Europäischen Pakt über Einwanderung und 
Asyl an, der die Vollendung der Einführung eines Ge­
meinsamen Europäischen Asylsystems durch Schaffung 
eines einheitlichen Verfahrens mit gemeinsamen Garan­
tien und einem einheitlichen Status für Flüchtlinge und 
für Personen mit Anspruch auf subsidiären Schutz for­
dert. 

(4) Die Anwendung der Verordnung (EU) Nr. 604/2013 des 
Europäischen Parlaments und des Rates vom 26. Juni 
2013 zur Festlegung der Kriterien und Verfahren zur 
Bestimmung des Mitgliedstaats, der für die Prüfung eines 
von einem Drittstaatsangehörigen oder Staatenlosen in 
einem Mitgliedstaat gestellten Antrags auf internationalen 
Schutz zuständig ist ( 5 ), setzt voraus, dass die Identität
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der Personen, die internationalen Schutz beantragen, und 
der Personen, die beim illegalen Überschreiten der Au­
ßengrenzen der Union aufgegriffen wurden, festgestellt 
wird. Im Sinne einer wirksamen Anwendung der Verord­
nung (EU) Nr. 604/2013 und insbesondere des Artikels 
18 Absatz 1 Buchstaben b und d wäre es darüber hinaus 
wünschenswert, dass jeder Mitgliedstaat in Erfahrung 
bringen kann, ob ein Drittstaatsangehöriger oder Staaten­
loser, der sich illegal in seinem Hoheitsgebiet aufhält, 
bereits in einem anderen Mitgliedstaat einen Antrag auf 
internationalen Schutz gestellt hat. 

(5) Fingerabdrücke sind ein wichtiges Mittel zur genauen 
Identifizierung dieser Personen. Es bedarf eines Systems 
zum Vergleich der Fingerabdruckdaten. 

(6) Hierzu ist es notwendig, ein europaweites Fingerabdruck- 
Identifizierungssystem mit der Bezeichnung "Eurodac" 
einzurichten, das aus einem Zentralsystem, das als eine 
automatisierte Zentraldatenbank für Fingerabdruckdaten 
betrieben wird, und elektronischen Einrichtungen für 
die Datenübertragung zwischen den Mitgliedstaaten und 
dem Zentralsystem (im Folgenden "Kommunikations­
infrastruktur") besteht. 

(7) Im Haager Programm ist festgelegt, dass der Zugang zu 
den bestehenden Datenbanken der Union zu verbessern 
ist. Im Stockholmer Programm wurden darüber hinaus 
die gezielte Datenerhebung und die den Anforderungen 
der Strafverfolgung entsprechende Entwicklung des Infor­
mationsaustauschs und der dazugehörigen Instrumente 
gefordert. 

(8) Für die Bekämpfung terroristischer Straftaten und sons­
tiger schwerer Straftaten ist es unerlässlich, dass die Ge­
fahrenabwehr- und Strafverfolgungsbehörden über mög­
lichst umfassende und aktuelle Informationen verfügen, 
um ihren Aufgaben gerecht werden zu können. Die in 
Eurodac enthaltenen Informationen sind für die Ver­
hütung, Aufdeckung oder Untersuchung terroristischer 
Straftaten gemäß dem Rahmenbeschluss 2002/475/JI 
des Rates vom 13. Juni 2002 zur Terrorismusbekämp­
fung ( 1 ) oder sonstiger schwerer Straftaten gemäß dem 
Rahmenbeschluss 2002/584/JI des Rates vom 13. Juni 
2002 über den Europäischen Haftbefehl und die Über­
gabeverfahren zwischen den Mitgliedstaaten ( 2 ) notwen­
dig. Daher sollten die Eurodac-Daten den benannten Be­
hörden der Mitgliedstaaten und dem Europäischen Poli­
zeiamt (Europol) unter den in dieser Verordnung fest­
gelegten Bedingungen für den Abgleich von Finger­
abdruckdaten zur Verfügung stehen. 

(9) Die Befugnisse der Gefahrenabwehr- und Strafverfol­
gungsbehörden hinsichtlich des Zugangs zu Eurodac be­
stehen unbeschadet des Rechts der Personen, die interna­
tionalen Schutz beantragen, dass ihre Anträge rechtzeitig 
gemäß den geltenden Rechtsvorschriften bearbeitet wer­
den. Ferner sollte dieses Recht auch von sämtlichen Fol­
gemaßnahmen nach einem "Treffer" in Eurodac unbe­
rührt bleiben. 

(10) Die Kommission erklärte in ihrer Mitteilung an den Rat 
und das Europäische Parlament vom 24. November 2005 
über die Verbesserung der Effizienz der europäischen 
Datenbanken im Bereich Justiz und Inneres und die Stei­
gerung ihrer Interoperabilität sowie der Synergien zwi­
schen ihnen, dass die für die innere Sicherheit zuständi­
gen Behörden in genau bestimmten Fällen Zugang zu 
Eurodac erhalten könnten, wenn der begründete Verdacht 
besteht, dass der Täter einer terroristischen Straftat oder 
einer sonstigen schweren Straftat einen Antrag auf inter­
nationalen Schutz gestellt hat. In dieser Mitteilung stellt 
die Kommission auch fest, dass Eurodac nach dem 
Grundsatz der Verhältnismäßigkeit nur abgefragt werden 
darf, wenn ein überwiegendes öffentliches Sicherheitsinte­
resse besteht, d. h. wenn die von dem Straftäter oder 
Terroristen begangene Straftat so gravierend ist, dass 
die Abfrage einer Datenbank, in der Personen ohne kri­
minelle Vergangenheit registriert sind, gerechtfertigt ist; 
die Schwelle für die Abfrage von Eurodac durch die für 
die innere Sicherheit zuständigen Behörden müsse des­
halb stets signifikant höher sein als die Schwelle für die 
Abfrage strafrechtlicher Datenbanken. 

(11) Darüber hinaus kommt Europol im Rahmen der Zusam­
menarbeit zwischen den Behörden der Mitgliedstaaten bei 
Ermittlungen wegen grenzüberschreitender Kriminalität 
eine Schlüsselrolle bei der Unterstützung der Kriminali­
tätsprävention sowie der Analyse und Untersuchung von 
Straftaten auf Unionsebene zu. Daher sollte Europol im 
Einklang mit dem Beschluss 2009/371/JHA des Rates 
vom 6. April 2009 über die Errichtung eines Europäi­
schen Polizeiamts (Europol) ( 3 ) im Rahmen seiner Auf­
gaben ebenfalls Zugang zu Eurodac haben. 

(12) Anträge von Europol zum Abgleich von Eurodac-Daten 
sollten nur in bestimmten Fällen, unter besonderen Um­
ständen und unter strengen Voraussetzungen gestellt 
werden dürfen. 

(13) Da Eurodac ursprünglich eingerichtet wurde, um die An­
wendung des Dubliner Übereinkommens zu erleichtern, 
stellt der Zugang zu Eurodac zum Zweck der Verhütung, 
Aufdeckung oder Untersuchung terroristischer oder sons­
tiger schwerer Straftaten eine Änderung der ursprüng­
lichen Zweckbestimmung von Eurodac dar, die das 
Grundrecht auf Achtung des Privatlebens der Personen, 
deren personenbezogene Eurodac-Daten verarbeitet wer­
den, beeinträchtigt. Jede derartige Beeinträchtigung muss 
mit Rechtsvorschriften konform sein, die so präzise for­
muliert sein müssen, dass der Einzelne sein Verhalten 
danach ausrichten kann; sie müssen den Einzelnen vor 
Willkür schützen und den Ermessensspielraum, den die 
zuständigen Behörden haben, und die Art und Weise, wie 
dieser genutzt werden darf, hinreichend klar festlegen. 
Jede Einschränkung muss in einer demokratischen Gesell­
schaft für den Schutz eines rechtmäßigen und angemes­
senen Interesses notwendig und im Hinblick auf das ver­
folgte legitime Ziel verhältnismäßig sein. 

(14) Zwar erforderte die ursprüngliche Zielsetzung bei der 
Einrichtung von Eurodac nicht, eine Funktion für die 
Beantragung eines Abgleichs mit Daten aus der Daten­
bank auf der Grundlage einer Fingerabdruckspur vorzuse­
hen, die gegebenenfalls an einem Tatort gefunden wurde,
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jedoch ist eine solche Funktion für die Zusammenarbeit 
der Polizeibehörden von wesentlicher Bedeutung. Die 
Möglichkeit eines Abgleichs von Fingerabdruckspuren 
mit Fingerabdruckdaten in Eurodac in Fällen, in denen 
hinreichende Gründe zu der Annahme besteht, dass der 
Täter oder das Opfer einer Personenkategorie zugeordnet 
werden kann, die von dieser Verordnung erfasst wird, 
stellt den benannten Behörden der Mitgliedstaaten bei 
der Verhütung, Aufdeckung oder Untersuchung terroris­
tischer oder sonstiger schwerer Straftaten ein sehr nütz­
liches Instrument zur Verfügung, wenn beispielsweise an 
einem Tatort als einziger Beweis Fingerabdruckspuren 
gefunden wurden. 

(15) In dieser Verordnung sind die Bedingungen, unter denen 
Anträge auf einen Abgleich von Fingerabdruckdaten mit 
Eurodac-Daten zur Verhütung, Aufdeckung und Unter­
suchung terroristischer oder sonstiger schwerer Straftaten 
gestellt werden können, sowie Schutzklauseln festgelegt, 
um das Grundrecht auf Achtung der Privatsphäre der 
Personen, deren Eurodac-Daten verarbeitet werden, zu 
garantieren. Die Bedingungen sind deshalb so streng, 
weil in der Eurodac-Datenbank die Fingerabdrücke von 
Personen gespeichert werden, die nicht in dem Verdacht 
stehen, terroristische oder sonstige schwere Straftaten 
verübt zu haben. 

(16) Um die Gleichbehandlung aller Personen sicherzustellen, 
die internationalen Schutz beantragt haben oder genie­
ßen, und um die Übereinstimmung mit dem geltenden 
Asylrecht der Union zu gewährleisten, insbesondere mit 
der Richtlinie 2011/95/EU des Europäischen Parlaments 
und des Rates vom 13. Dezember 2011 über Normen 
für die Anerkennung von Drittstaatsangehörigen oder 
Staatenlosen als Personen mit Anspruch auf internationa­
len Schutz, für einen einheitlichen Status für Flüchtlinge 
oder für Personen mit Anrecht auf subsidiären Schutz 
und für den Inhalt des zu gewährenden Schutzes ( 1 ) 
und mit der Verordnung (EU) Nr. 604/2013, empfiehlt 
es sich, den Anwendungsbereich dieser Verordnung auf 
Personen auszudehnen, die subsidiären Schutz beantragt 
haben, sowie auf Person mit Anspruch auf subsidiären 
Schutz. 

(17) Des Weiteren sind die Mitgliedstaaten zu verpflichten, 
allen Personen, die internationalen Schutz beantragen, 
und allen Drittstaatsangehörigen oder Staatenlosen, die 
mindestens 14 Jahre alt sind und beim illegalen Über­
schreiten einer Außengrenze eines Mitgliedstaats auf­
gegriffen wurden, unverzüglich die Fingerabdrücke ab­
zunehmen und die Daten dem Zentralsystem zu über­
mitteln. 

(18) Für die Übermittlung der Fingerabdruckdaten an das Zen­
tralsystem, die Speicherung dieser und sonstiger relevan­
ter Daten im Zentralsystem, ihre Aufbewahrung, den Ab­
gleich mit anderen Fingerabdruckdaten, die Übermittlung 
der Abgleichsergebnisse sowie die Markierung und Lö­
schung von gespeicherten Daten sind klar umrissene Re­
geln aufzustellen. Diese Regeln, die für die einzelnen 
Kategorien von Drittstaatsangehörigen oder Staatenlosen 

unterschiedlich gestaltet sein können, sollten spezifisch 
auf die Situation dieser Personen zugeschnitten sein. 

(19) Die Mitgliedstaaten sollten die Übermittlung der Finger­
abdruckdaten in einer für einen Abgleich durch das auto­
matisierte Fingerabdruckidentifizierungssystem angemes­
senen Qualität gewährleisten. Alle Behörden, die ein 
Recht auf Zugriff auf Eurodac haben, sollten in angemes­
sene Schulungen für ihr Personal und die erforderliche 
technische Ausrüstung investieren. Die Behörden, die ein 
Recht auf Zugriff auf Eurodac haben, sollten die Europäi­
sche Agentur für das Betriebsmanagement von IT-Groß­
systemen im Raum der Freiheit, der Sicherheit und des 
Rechts, die durch die Verordnung (EU) Nr. 1077/2011 
des Europäischen Parlaments und des Rates ( 2 ) (im Fol­
genden "Agentur") eingerichtet wurde, über spezifische 
Schwierigkeiten im Zusammenhang mit der Qualität 
der Daten informieren, um diese Schwierigkeiten zu lö­
sen. 

(20) Ist es vorübergehend oder dauerhaft nicht möglich, Fin­
gerabdruckdaten zu nehmen und/oder zu übermitteln, 
beispielsweise weil die Qualität der Daten für einen Ab­
gleich nicht ausreichend ist, technische Probleme beste­
hen, der Schutz der Gesundheit dem entgegensteht oder 
die betreffende Person aus Gründen, die außerhalb ihrer 
Kontrolle liegen, nicht in der Lage ist, sich die Finger­
abdrücke abnehmen zu lassen, sollte dies keine negativen 
Auswirkungen auf die Prüfung oder die Entscheidung 
über den Antrag dieser Person auf internationalen Schutz 
haben. 

(21) Treffermeldungen von Eurodac sollten von einem aus­
gebildeten Fachmann für Daktyloskopie (Fingerabdrucki­
dentifizierung) überprüft werden, um zu gewährleisten, 
dass die Festlegung der Zuständigkeit nach der Verord­
nung (EU) Nr. 604/2013 korrekt ist und um die genaue 
Identifizierung des mutmaßlichen Straftäters oder des 
Opfers der Straftat, deren Daten in Eurodac gespeichert 
sein könnten, zu gewährleisten. 

(22) Drittstaatsangehörige oder Staatenlose, die in einem Mit­
gliedstaat internationalen Schutz beantragt haben, könn­
ten die Möglichkeit haben, während eines mehrere Jahre 
umfassenden Zeitraums auch in einem anderen Mitglied­
staat einen Antrag auf internationalen Schutz stellen. Da­
her sollte die maximale Dauer der Aufbewahrung von 
Fingerabdruckdaten im Zentralsystem großzügig bemes­
sen werden. Da die meisten Drittstaatsangehörigen oder 
Staatenlosen nach mehrjährigem Aufenthalt in der Union 
einen dauerhaften Status erlangt oder sogar die Staats­
bürgerschaft eines Mitgliedstaats erworben haben dürften, 
sollte ein Zeitraum von zehn Jahren als angemessen für 
die Speicherung von Fingerabdruckdaten angesehen wer­
den. 

(23) In bestimmten besonderen Fällen, in denen es nicht nötig 
ist, die Fingerabdruckdaten so lange zu speichern, sollte 
der Zeitraum kürzer bemessen sein. Die Fingerabdruck­
daten sollten umgehend gelöscht werden, wenn Dritt­
staatsangehörige oder Staatenlose die Staatsbürgerschaft 
eines Mitgliedstaats erworben haben.
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(24) Es ist zweckmäßig, die Daten derjenigen Personen zu 
speichern, deren Fingerabdruckdaten in Eurodac erfasst 
worden sind, nachdem sie einen Antrag auf internationa­
len Schutz gestellt hatten und ihnen dieser in einem Mit­
gliedstaat gewährt worden war, um einen Abgleich dieser 
Daten mit den im Rahmen von Anträgen auf interna­
tionalen Schutz gespeicherten Daten zu ermöglichen. 

(25) Die Agentur wurde ab dem 1. Dezember 2012, dem 
Zeitpunkt, zu dem die Agentur ihre Arbeit aufgenommen 
hat, gemäß dieser Verordnung mit der Erfüllung der Auf­
gaben der Kommission im Zusammenhang mit dem Be­
triebsmanagement von Eurodac sowie mit bestimmten 
Aufgaben betreffend die Kommunikationsinfrastruktur 
betraut. Die Agentur sollte die ihr mit dieser Verordnung 
übertragenen Aufgaben wahrnehmen; die einschlägigen 
Bestimmungen der Verordnung (EU) Nr. 1077/2001 soll­
ten entsprechend geändert werden. Außerdem sollte Eu­
ropol bei den Sitzungen des Verwaltungsrats der Agentur 
Beobachterstatus haben, wenn auf der Tagesordnung An­
gelegenheiten im Zusammenhang mit der Anwendung 
dieser Verordnung betreffend die Eurodac-Abfrage durch 
benannte Behörden der Mitgliedstaaten und Europol zum 
Zweck der Verhütung, Aufdeckung oder Untersuchung 
terroristischer oder sonstiger schwerer Straftaten stehen. 
Europol sollte einen Vertreter in die Eurodac-Berater­
gruppe der Agentur entsenden können. 

(26) Das Statut der Beamten der Europäischen Union ("Beam­
tenstatut") und die Beschäftigungsbedingungen für die 
sonstigen Bediensteten der Europäischen Union, ("Be­
schäftigungsbedingungen") niedergelegt in der Verord­
nung (EWG, Euratom, EGKS) Nr. 259/68 des Rates ( 1 ) 
(beide zusammen im Folgenden "Statut"), sollten für 
alle Beschäftigten gelten, die in der Agentur in Angele­
genheiten tätig sind, die diese Verordnung betreffen. 

(27) Die Aufgaben der Kommission und der Agentur in Bezug 
auf das Zentralsystem und die Kommunikationsinfra­
struktur sowie die Aufgaben der Mitgliedstaaten in Bezug 
auf die Verarbeitung der Daten, die Datensicherheit, den 
Datenzugang und die Berichtigung gespeicherter Daten 
müssen eindeutig festgelegt werden. 

(28) Es ist notwendig, die zuständigen Behörden der Mitglied­
staaten und eine nationale Zugangsstelle, über die An­
träge auf Abgleich mit Eurodac-Daten gestellt werden 
können, zu benennen und eine Liste der operativen Stel­
len innerhalb der benannten Behörden zu führen, die 
zum Zwecke der Verhütung, Aufdeckung oder Ermittlung 
von terroristischen Straftaten oder von sonstigen schwe­
ren Straftaten berechtigt sind. 

(29) Anträge auf Abgleich mit Daten im Zentralsystem sollten 
von den operativen Stellen innerhalb der benannten Be­
hörden über die Prüfstelle bei der nationalen Zugangs­
stelle gestellt und begründet werden. Die zum Stellen von 
Anträgen auf einen Abgleich mit den Eurodac-Daten be­
fugten operativen Stellen innerhalb der benannten Behör­
den sollten nicht als Prüfstellen fungieren. Die Prüfstellen 

sollten unabhängig von den benannten Behörden sein 
und damit betraut werden, die genaue Einhaltung der 
in dieser Verordnung festgelegten Zugangsbedingungen 
unabhängig zu gewährleisten. Sie sollten prüfen, ob alle 
Voraussetzungen für den Zugang erfüllt sind und den 
Antrag auf Abgleich anschließend über die nationale Zu­
gangsstelle an das Zentralsystem weiterleiten, ohne die 
Gründe hierfür weiterzuleiten. In Fällen von besonderer 
Dringlichkeit, in denen ein frühzeitiger Zugang erforder­
lich ist, um auf eine konkrete gegenwärtige Gefahr im 
Zusammenhang mit terroristischen Straftaten oder sons­
tigen schweren Straftaten reagieren zu können, sollte die 
Prüfstelle den Antrag unverzüglich bearbeiten und die 
Überprüfung erst nachträglich durchführen. 

(30) Die benannte Behörde und die Prüfstelle können, wenn 
das nationale Recht dies vorsieht, zu der gleichen Orga­
nisation gehören; die Prüfstelle sollte ihre Aufgaben ge­
mäß dieser Verordnung jedoch unabhängig wahrnehmen. 

(31) Aus Datenschutzgründen und um einen systematischen 
Abgleich, der verboten werden sollte, auszuschließen, 
sollten Eurodac-Daten nur in besonderen Fällen verarbei­
tet werden, wenn dies zur Verhütung, Aufdeckung oder 
Untersuchung terroristischer oder sonstiger schwerer 
Straftaten erforderlich ist. Ein besonderer Fall ist ins­
besondere dann gegeben, wenn der Antrag auf Abgleich 
eine bestimmte und konkrete Situation oder eine be­
stimmte und konkrete Gefahr im Zusammenhang mit 
einer terroristischen Straftat oder einer sonstigen schwer­
wiegenden Straftat oder mit bestimmten Personen be­
trifft, bei denen ernsthafte Gründe für die Annahme be­
stehen, dass sie eine solche Straftat begehen werden oder 
begangen haben. Ein besonderer Fall ist auch dann gege­
ben, wenn der Antrag auf Abgleich eine Person betrifft, 
die Opfer einer terroristischen Straftat oder einer sons­
tigen schweren Straftat ist. Die benannten Behörden und 
Europol sollten daher nur dann den Abgleich mit in 
Eurodac gespeicherten Daten beantragen, wenn sie hin­
reichende Gründe zu der Annahme haben, dass dieser 
Abgleich Informationen erbringt, die einen wesentlichen 
Beitrag zur Verhütung, Aufdeckung oder Untersuchung 
einer terroristischen Straftat oder einer sonstigen schwe­
ren Straftat leisten. 

(32) Darüber hinaus sollte der Zugang nur unter der Voraus­
setzung gestattet sein, dass Abgleiche mit den Finger­
abdruck-Datenbanken des Mitgliedstaats und den auto­
matisierten daktyloskopischen Identifizierungssystemen 
aller anderen Mitgliedstaaten nach dem Beschluss 
2008/615/JI des Rates vom 23. Juni 2008 zur Vertiefung 
der grenzüberschreitenden Zusammenarbeit, insbeson­
dere zur Bekämpfung des Terrorismus und der grenz­
überschreitenden Kriminalität ( 2 ) nicht zur Feststellung 
der Identität der betreffenden Person geführt haben. Diese 
Voraussetzung beinhaltet für den anfragenden Mitglied­
staat das Erfordernis, Abgleiche mit den technisch ver­
fügbaren automatisierten daktyloskopischen Identifizie­
rungssystemen aller anderen Mitgliedstaaten nach dem 
Beschluss 2008/615/JI vorzunehmen, es sei denn, dieser 
Mitgliedstaat kann hinreichende Gründe angeben, die zu 
der Annahme führen, dass dies nicht zur Feststellung der
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Identität der betroffenen Person führen würde. Solche 
hinreichenden Gründe bestehen insbesondere, wenn der 
vorliegende Fall keine operativen oder ermittlungsbezo­
genen Verbindungen zu einem bestimmten Mitgliedstaat 
aufweist. Diese Voraussetzung erfordert die vorherige 
rechtliche und technische Umsetzung der Beschluss 
2008/615/JHA im Bereich der Fingerabdruck-Daten 
durch den anfragenden Mitgliedstaat, da eine Eurodac- 
Abfrage zu Gefahrenabwehr- und Strafverfolgungszwe­
cken unzulässig sein sollte, wenn die genannten Schritte 
nicht zuvor unternommen wurden. 

(33) Die benannten Behörden sollten ferner, sofern die Vo­
raussetzungen für einen solchen Abgleich erfüllt sind, 
das mit dem Ratsbeschluss 2008/633/JHA vom 23. Juni 
2008 über den Zugang der benannten Behörden der Mit­
gliedstaaten und von Europol zum Visa-Informationssys­
tem (VIS) für Datenabfragen zum Zwecke der Verhütung, 
Aufdeckung und Ermittlung terroristischer und sonstiger 
schwerwiegender Straftaten errichtete Visa-Informations­
system konsultieren, bevor sie eine Abfrage in Eurodac 
vornehmen ( 1 ). 

(34) Zu einem effizienten Abgleich und einem effizienten 
Austausch personenbezogener Daten sollten die Mitglied­
staaten die bestehenden internationalen Vereinbarungen 
sowie das bereits bestehende Unionsrecht über den Aus­
tausch personenbezogener Daten, insbesondere den Be­
schluss 2008/615/JHA, vollständig umsetzen und anwen­
den. 

(35) Bei der Anwendung dieser Verordnung sollten die Mit­
gliedstaaten vorrangig das Kindeswohl berücksichtigen. 
Stellt der antragstellende Mitgliedstaat fest, dass die 
Eurodac-Daten einem Minderjährigen zuzuordnen sind, 
so dürfen diese Daten vom antragstellenden Mitgliedstaat 
nur in Einklang mit den in diesem Staat auf Minderjäh­
rige anwendbaren Gesetzen und mit der Verpflichtung, 
dem Wohl des Kindes Vorrang einzuräumen, für Gefah­
renabwehr- und Strafverfolgungszwecke verwendet wer­
den. 

(36) Die außervertragliche Haftung der Union im Zusammen­
hang mit dem Betrieb des Eurodac-Systems ist in den 
einschlägigen Bestimmungen des Vertrags über die Ar­
beitsweise der Europäischen Union (AEUV) geregelt. Für 
die außervertragliche Haftung der Mitgliedstaaten im Zu­
sammenhang mit dem Betrieb des Systems hingegen sind 
entsprechende Regeln aufzustellen. 

(37) Da das Ziel dieser Verordnung, nämlich die Einrichtung 
eines Fingerabdruckidentifizierungssystems zur Unterstüt­
zung der Asylpolitik der Union, aufgrund von dessen 
Beschaffenheit durch die Mitgliedstaaten nicht in ausrei­
chendem Maße verwirklicht werden kann und deshalb 
besser auf Unionsebene zu verwirklichen ist, kann die 
Union im Einklang mit dem in Artikel 5 des Vertrags 
über die Europäische Union (TEU) niedergelegten Sub­
sidiaritätsprinzip tätig werden. Entsprechend dem in 

demselben Artikel genannten Grundsatz der Verhältnis­
mäßigkeit geht diese Verordnung nicht über das zur Er­
reichung dieses Ziels erforderliche Maß hinaus. 

(38) Die Richtlinie 95/46/EG des Europäischen Parlaments 
und des Rates vom 24. Oktober 1995 zum Schutz na­
türlicher Personen bei der Verarbeitung personenbezoge­
ner Daten und zum freien Datenverkehr ( 2 ) findet An­
wendung auf die nach Maßgabe dieser Verordnung 
durchgeführte Verarbeitung personenbezogener Daten 
durch die Mitgliedstaaten, es sei denn, diese Verarbeitung 
erfolgt zum Zweck der Verhütung, Aufdeckung oder Un­
tersuchung terroristischer oder sonstiger schwerer Straf­
taten durch die benannten Behörden oder Prüfstellen der 
Mitgliedstaaten. 

(39) Die Verarbeitung personenbezogener Daten durch die 
Behörden der Mitgliedstaaten zum Zweck der Verhütung, 
Aufdeckung oder Untersuchung terroristischer oder sons­
tiger schwerer Straftaten nach Maßgabe dieser Verord­
nung sollte den Standards für den Schutz personenbezo­
gener Daten gemäß ihrem nationalen Recht entsprechen, 
die im Einklang mit dem Rahmenbeschluss 2008/977/JI 
des Rates vom 27. November 2008 über den Schutz 
personenbezogener Daten, die im Rahmen der polizei­
lichen und justiziellen Zusammenarbeit in Strafsachen 
verarbeitet werden ( 3 ),stehen. 

(40) Die Grundsätze der Richtlinie 95/46/EG betreffend den 
Schutz der Rechte und Freiheiten von Personen, nament­
lich den Schutz der Privatsphäre, bei der Verarbeitung 
personenbezogener Daten sollten - insbesondere in Be­
zug auf bestimmte Bereiche - ergänzt oder geklärt wer­
den. 

(41) Die Übermittlung von auf der Grundlage dieser Verord­
nung aus dem Zentralsystem erlangten personenbezoge­
nen Daten durch einen Mitgliedstaat oder Europol an 
Drittstaaten, internationale Organisationen oder private 
Stellen innerhalb oder außerhalb der Union sollte ver­
boten werden, um das Recht auf Asyl zu garantieren 
und um Personen, die internationalen Schutz beantragen, 
vor einer Weitergabe ihrer Daten an Drittstaaten zu 
schützen. Dies bedeutet, dass die Mitgliedstaaten keine 
Informationen aus dem Zentralsystem weitergeben soll­
ten in Bezug auf: den Herkunftsmitgliedstaat bzw. die 
Herkunftsmitgliedstaaten; den Ort und Zeitpunkt, zu 
dem der Antrag auf internationalen Schutz gestellt wur­
de; die vom Herkunftsmitgliedstaat verwendete Kenn­
nummer; den Zeitpunkt, zu dem die Fingerabdrücke ab­
genommen wurden sowie den Zeitpunkt, zu dem der 
Mitgliedstaat/die Mitgliedstaaten die entsprechenden Da­
ten an Eurodac weitergegeben hat/haben; das Benutzer­
kennwort und alle Informationen in Bezug auf alle Über­
mittlungen von Daten gemäß der Verordnung (EU) 
Nr. 604/2013. Dieses Verbot sollte das Recht der Mit­
gliedstaaten auf Weitergabe solcher Daten an Drittstaaten, 
auf die die Verordnung (EU) Nr. 604/2013 anwendbar 
ist, unberührt lassen, damit sichergestellt ist, dass die Mit­
gliedstaaten für die Zwecke dieser Verordnung mit sol­
chen Drittstaaten zusammenarbeiten können.
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(42) Die nationalen Kontrollbehörden sollten die Rechtmäßig­
keit der Verarbeitung personenbezogener Daten durch 
die Mitgliedstaaten überwachen, während die Recht­
mäßigkeit der Datenverarbeitung durch Europol von der 
mit dem Beschluss 2009/372/JHA eingerichteten Kon­
trollinstanz überwacht werden sollte. 

(43) Die Verordnung (EG) Nr. 45/2001 des Europäischen Par­
laments und des Rates vom 18. Dezember 2000 zum 
Schutz natürlicher Personen bei der Verarbeitung per­
sonenbezogener Daten durch die Organe und Einrichtun­
gen der Gemeinschaft und zum freien Datenverkehr ( 1 ), 
insbesondere die Artikel 21 und 22 über die Vertraulich­
keit und die Sicherheit der Verarbeitung, gilt für die in 
Anwendung dieser Verordnung erfolgende Verarbeitung 
personenbezogener Daten durch die Organe, Einrichtun­
gen, Ämter und Agenturen der Union. Allerdings sollten 
Fragen im Zusammenhang mit der Zuständigkeit für die 
Datenverarbeitung und mit der Datenschutzaufsicht ge­
klärt werden, wobei zu berücksichtigen ist, dass der Da­
tenschutz von entscheidender Bedeutung für den erfolg­
reichen Betrieb von Eurodac ist und dass die Datensicher­
heit, die hohe technische Qualität und die Rechtmäßig­
keit der Abfrage wesentlich sind, um das reibungslose 
und ordnungsgemäße Funktionieren von Eurodac zu ge­
währleisten sowie die Anwendung von Verordnung (EU) 
Nr. 604/2013 zu erleichtern. 

(44) Die betroffene Person sollte davon in Kenntnis gesetzt 
werden, warum ihre Daten in Eurodac verarbeitet wur­
den, einschließlich einer Beschreibung der Ziele der Ver­
ordnung (EU) Nr. 604/2013 und inwieweit die Gefahren­
abwehr- und Strafverfolgungsbehörden ihre Daten ver­
wenden können. 

(45) Nationale Kontrollbehörden sollten die Rechtmäßigkeit 
der Verarbeitung personenbezogener Daten durch die 
Mitgliedstaaten überwachen, während der in der Verord­
nung (EG) Nr. 45/2001 genannte Europäische Daten­
schutzbeauftragte die Tätigkeiten der Organe, Einrichtun­
gen sowie Ämter und Agenturen der Union in Bezug auf 
die Verarbeitung personenbezogener Daten gemäß dieser 
Verordnung kontrollieren sollte. 

(46) Die Mitgliedstaaten, das Europäische Parlament, der Rat 
und die Kommission sollten sicherstellen, dass die einzel­
staatlichen und europäischen Aufsichtsbehörden in der 
Lage sind, die Nutzung der Eurodac-Daten und den Zu­
gang zu ihnen angemessen zu kontrollieren. 

(47) Die Leistung von Eurodac sollte überwacht und in regel­
mäßigen Abständen bewertet werden, einschließlich der 
Frage, ob der Zugang der Gefahrenabwehr- und Strafver­
folgungsbehörden zu den Daten der Personen, die inter­
nationalen Schutz beantragt haben, zu deren indirekter 
Diskriminierung geführt hat, die von der Kommission bei 

ihrer Einschätzung aufgeworfen wurde, inwieweit diese 
Verordnung mit der Charta der Grundrechte der Europäi­
schen Union (im Folgenden "Charta") vereinbar ist. Die 
Agentur sollte dem Europäischen Parlament und dem Rat 
einen Jahresbericht über die Tätigkeit des Zentralsystems 
unterbreiten. 

(48) Die Mitgliedstaaten sollten ein System wirksamer, verhält­
nismäßiger und abschreckender Sanktionen festlegen, um 
eine dem Zweck von Eurodac zuwiderlaufende Verarbei­
tung von im Zentralsystem eingegebenen Daten ahnden 
zu können. 

(49) Es ist notwendig, dass die Mitgliedstaaten über den Stand 
besonderer Asylverfahren informiert sind, um eine adä­
quate Anwendung der Verordnung (EU) Nr. 604/2013 
erleichtern zu können. 

(50) Diese Verordnung achtet die Grundrechte und hält die 
Grundsätze ein, die insbesondere mit der Charta an­
erkannt werden. Mit dieser Verordnung sollen insbeson­
dere die uneingeschränkte Beachtung des Datenschutzes 
und des Rechts auf internationalen Schutz beachtet und 
die Anwendung der Artikel 8 und 18 der Charta verbes­
sert werden. Diese Verordnung sollte daher entsprechend 
angewendet werden. 

(51) Nach den Artikeln 1 und 2 des dem EUV und dem 
AEUV beigefügten Protokolls Nr. 22 über die Position 
Dänemarks beteiligt sich Dänemark nicht an der An­
nahme dieser Verordnung und ist weder durch diese Ver­
ordnung gebunden noch zu ihrer Anwendung verpflich­
tet. 

(52) Gemäß Artikel 3 des dem EUV und dem AEUV beigefüg­
ten Protokolls Nr. 21 über die Position des Vereinigten 
Königreichs und Irlands hinsichtlich des Raums der Frei­
heit, der Sicherheit und des Rechts hat das Vereinigte 
Königreich mitgeteilt, dass es sich an der Annahme und 
Anwendung dieser Verordnung beteiligen möchte. 

(53) Gemäß Artikel 1 und 2 des dem EUV und dem AEUV 
beigefügten Protokolls Nr. 21 über die Position des Ver­
einigten Königreichs und Irlands hinsichtlich des Raums 
der Freiheit, der Sicherheit und des Rechts und unbescha­
det des Artikels 4 dieses Protokolls beteiligt sich Irland 
nicht an der Annahme dieser Verordnung, die und ist 
weder durch diese Verordnung gebunden noch zu ihrer 
Anwendung verpflichtet. 

(54) Es empfiehlt sich, den territorialen Anwendungsbereich 
der Verordnung so zu begrenzen, dass er dem territoria­
len Anwendungsbereich der Verordnung (EU) Nr. 
604/2013 entspricht —
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HABEN FOLGENDE VERORDNUNG ERLASSEN: 

KAPITEL I 

ALLGEMEINE BESTIMMUNGEN 

Artikel 1 

Aufgabe von "Eurodac" 

(1) Es wird ein System mit der Bezeichnung "Eurodac" einge­
richtet dessen Aufgabe es ist, nach Maßgabe der vorliegenden 
Verordnung die Bestimmung des Mitgliedstaats, der gemäß der 
Verordnung (EU) Nr. 604/2013 für die Prüfung eines von einem 
Drittstaatsangehörigen oder Staatenlosen in einem Mitgliedstaat 
gestellten Antrags auf internationalen Schutz zuständig ist, zu 
unterstützen und allgemein die Anwendung der Verordnung 
(EU) Nr. 604/2013 unter den in dieser Verordnung festgelegten 
Bedingungen zu erleichtern. 

(2) Mit dieser Verordnung werden außerdem die Bedingun­
gen festgelegt, unter denen die benannten Behörden der Mit­
gliedstaaten und das Europäische Polizeiamt (Europol) den Ab­
gleich von Fingerabdruckdaten mit den im Zentralsystem ge­
speicherten Daten zum Zweck der Gefahrenabwehr und Straf­
verfolgung beantragen können. 

(3) Unbeschadet der Verarbeitung der für Eurodac bestimm­
ten Daten durch den Herkunftsmitgliedstaat in nach seinem 
nationalen Recht eingerichteten Datenbanken dürfen die Finger­
abdruckdaten und andere personenbezogene Daten nur für die 
in dieser Verordnung und in Artikel 34 Absatz 1 der Verord­
nung (EU) Nr. 604/2013 genannten Zwecke in Eurodac ver­
arbeitet werden. 

Artikel 2 

Begriffsbestimmungen 

(1) Im Sinne dieser Verordnung bezeichnet der Ausdruck 

a) ‚Person, die internationalen Schutz beantragt‘, einen Dritt­
staatsangehörigen oder Staatenlosen, der einen Antrag auf 
internationalen Schutz gemäß Artikel 2 Buchstabe h der 
Richtlinie 2011/95/EU gestellt hat, über den noch keine 
rechtskräftige Entscheidung ergangen ist; 

b) ‚Herkunftsmitgliedstaat‘ 

i) im Zusammenhang mit einer unter Artikel 9 Absatz 1 
fallenden Person den Mitgliedstaat, der die personenbe­
zogenen Daten an das Zentralsystem übermittelt und die 
Abgleichsergebnisse erhält; 

ii) im Zusammenhang mit einer unter Artikel 14 Absatz 1 
fallenden Person den Mitgliedstaat, der die personenbe­
zogenen Daten an das Zentralsystem übermittelt; 

iii) im Zusammenhang mit einer unter Artikel 17 Absatz 1 
fallenden Person den Mitgliedstaat, der die personenbe­
zogenen Daten an das Zentralsystem übermittelt und die 
Abgleichsergebnisse erhält; 

c) ‚Person, der internationaler Schutz gewährt wird‘ einen Dritt­
staatsangehörigen oder Staatenlosen, der auf internationalen 
Schutz gemäß Artikel 2 Buchstabe a der Richtlinie 
2011/95/EU erhalten hat; 

d) ‚Treffer‘ die aufgrund eines Abgleichs durch das Zentralsys­
tem festgestellte Übereinstimmung oder festgestellten Über­
einstimmungen zwischen den in der automatisierten zentra­
len Fingerabdruck-Datenbank gespeicherten Fingerabdruck­
daten und den von einem Mitgliedstaat übermittelten Finger­
abdruckdaten zu einer Person, unbeschadet der Verpflichtung 
der Mitgliedstaaten, die Ergebnisse des Abgleichs gemäß Ar­
tikel 25 Absatz 4 des Übereinkommens sofort zu prüfen. 

e) ‚nationale Zugangsstelle‘ die benannte nationale Stelle, die 
mit dem Zentralsystem Daten austauscht; 

f) ‚Agentur‘ die mit der Verordnung (EU) Nr. 1077/2011 er­
richtete Agentur; 

g) ‚Europol‘ das mit dem Beschluss 2009/371/JI errichtete Eu­
ropäische Polizeiamt; 

h) ‚Eurodac-Daten‘ sämtliche Daten, die im Zentralsystem ge­
mäß Artikel 11 und Artikel 14 Absatz 2 gespeichert sind; 

i) ‚Gefahrenabwehr und Strafverfolgung‘ die Verhütung, Auf­
deckung oder Untersuchung terroristischer oder sonstiger 
schwerer Straftaten; 

j) ‚terroristische Straftaten‘ Straftaten nach einzelstaatlichem 
Recht, die den in den Artikeln 1 bis 4 des Rahmenbeschlus­
ses 2002/475/JI des Rates genannten Straftaten entsprechen 
oder gleichwertig sind; 

k) ‚schwere Straftaten‘ Straftaten, die den in Artikel 2 Absatz 2 
des Rahmenbeschlusses 2002/584/JI aufgeführten Straftaten 
entsprechen oder gleichwertig sind, wenn die Straftaten mit 
einer freiheitsentziehenden Strafe oder Sicherungsmaßnahme 
für eine Höchstdauer von mindestens drei Jahren nach dem 
einzelstaatlichen Recht geahndet werden können; 

l) ‚Fingerabdruckdaten‘ die Fingerabdruckdaten für sämtliche 
Finger, mindestens aber für die Zeigefinger, oder sollten diese 
fehlen, für alle anderen Finger einer Person oder eine Finger­
abdruckspur.
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(2) Die in Artikel 2 der Richtlinie 95/46/EG festgelegten 
Begriffe haben in der vorliegenden Verordnung die gleiche Be­
deutung wie dort, insoweit eine Verarbeitung personenbezoge­
ner Daten durch die Behörden der Mitgliedstaaten zu den in 
Artikel 1 Absatz 1 der vorliegenden Verordnung festgelegten 
Zwecken erfolgt. 

(3) Sofern nichts anderes angegeben ist, haben die in Arti­
kel 2 der Verordnung (EU) Nr. 604/2013 festgelegten Begriffe 
in der vorliegenden Verordnung die gleiche Bedeutung wie dort. 

(4) Die in Artikel 2 des Rahmenbeschlusses 2008/977/JI fest­
gelegten Begriffe haben in der vorliegenden Verordnung die 
gleiche Bedeutung wie dort, soweit personenbezogene Daten 
von den Behörden der Mitgliedstaaten zu den in Artikel 1 Ab­
satz 2 der vorliegenden Verordnung festgelegten Zwecken ver­
arbeitet werden. 

Artikel 3 

Aufbau des Systems und Grundprinzipien 

(1) Eurodac besteht aus: 

a) einer rechnergestützten zentralen Fingerabdruck-Datenbank 
(im Folgenden "Zentralsystem") mit 

i) einer Zentraleinheit 

ii) einem Notfallplan und Notfallsystem 

b) einer Kommunikationsinfrastruktur zwischen dem Zentral­
system und den Mitgliedstaaten, die ein verschlüsseltes virtu­
elles Netz für Eurodac-Daten zur Verfügung stellt (im Fol­
genden "Kommunikationsinfrastruktur"). 

(2) Jeder Mitgliedstaat hat eine einzige nationale Zugangsstel­
le. 

(3) Das Zentralsystem verarbeitet die Daten von unter die 
Artikel 9 Absatz 1, Artikel 14 Absatz 1 und Artikel 17 Absatz 
1 fallenden Personen im Auftrag des Herkunftsmitgliedstaats 
unter den in dieser Verordnung festgelegten Bedingungen und 
trennt die Daten mit den geeigneten technischen Mitteln. 

(4) Die für Eurodac geltenden Regeln gelten auch für die 
Operationen der Mitgliedstaaten ab der Übermittlung der Daten 
an das Zentralsystem bis zur Verwendung der Ergebnisse des 
Abgleichs. 

(5) Das Verfahren zur Erfassung von Fingerabdruckdaten 
wird gemäß der nationalen Praxis des betreffenden Mitglied­
staats und unter Beachtung der in der Charta der Grundrechte 

der Europäischen Union, in der Europäischen Konvention zum 
Schutz der Menschenrechte und Grundfreiheiten und im Über­
einkommen der Vereinten Nationen über die Rechte des Kindes 
verankerten Schutzklauseln festgelegt und angewandt. 

Artikel 4 

Betriebsmanagement 

(1) Für das Betriebsmanagement von Eurodac ist die Agentur 
zuständig. 

Das Betriebsmanagement von Eurodac umfasst alle Aufgaben, 
die erforderlich sind, um Eurodac nach Maßgabe dieser Verord­
nung 24 Stunden am Tag und 7 Tage in der Woche betriebs­
bereit zu halten; insbesondere auch die für den einwandfreien 
Betrieb des Systems erforderlichen Wartungsarbeiten und tech­
nischen Anpassungen, um unter anderem die zum Abfragen des 
Zentralsystems erforderliche Zeit auf einem akzeptablen Niveau 
zu halten. Es werden ein Notfallplan und ein Notfallsystem 
entwickelt; dabei wird Wartungsanforderungen und unvorherge­
sehene Ausfallzeiten des Systems Rechnung getragen, einschließ­
lich der Auswirkungen von Notfallmaßnahmen auf Datenschutz 
und Datensicherheit. 

Die Agentur gewährleistet in Zusammenarbeit mit den Mitglied­
staaten, dass vorbehaltlich einer Kosten-Nutzen-Analyse jeder­
zeit die beste verfügbare und sicherste Technologie und Technik 
für das Zentralsystem zum Einsatz kommt. 

(2) Die Agentur ist für folgende Aufgaben im Zusammen­
hang mit der Kommunikationsinfrastruktur zuständig: 

a) Überwachung 

b) Sicherheit 

c) Koordinierung der Beziehungen zwischen den Mitgliedstaa­
ten und dem Betreiber. 

(3) Die Kommission ist für alle nicht in Absatz 2 genannten 
Aufgaben im Zusammenhang mit der Kommunikationsinfra­
struktur zuständig, insbesondere für: 

a) den Haushaltsvollzug 

b) Anschaffung und Erneuerung 

c) vertragliche Belange.
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(4) Unbeschadet des Artikels 17 des Statuts wendet die 
Agentur angemessene Regeln zur Gewährleistung der berufli­
chen Schweigepflicht oder einer anderen vergleichbaren Ge­
heimhaltungspflicht auf alle Mitarbeiter an, die mit Eurodac- 
Daten arbeiten. Diese Pflicht besteht auch nach dem Ausschei­
den dieser Personen aus dem Amt oder Dienstverhältnis oder 
nach der Beendigung ihrer Tätigkeit weiter. 

Artikel 5 

Zu Gefahrenabwehr- und Strafverfolgungszwecken 
benannte Behörden der Mitgliedstaaten 

(1) Für die Zwecke gemäß Artikel 1 Absatz 2 benennen die 
Mitgliedstaaten die Behörden, die gemäß dieser Verordnung be­
rechtigt sind, einen Abgleich mit Eurodac-Daten zu beantragen. 
Bei den benannten Behörden handelt es sich um Behörden der 
Mitgliedstaaten, die für die Verhütung, Aufdeckung oder Unter­
suchung von terroristischen oder sonstigen schweren Straftaten 
zuständig sind. Bei den benannten Behörden darf es sich nicht 
um Behörden oder Einheiten handeln, die im Bereich der na­
tionalen Sicherheit ausschließlich nachrichtendienstlich tätig 
sind 

(2) Jeder Mitgliedstaat führt eine Liste der benannten Behör­
den. 

(3) Jeder Mitgliedstaat führt eine Liste der operativen Stellen 
innerhalb seiner benannten Behörden, die berechtigt sind, den 
Abgleich mit Eurodac-Daten über die nationale Zugangsstelle zu 
beantragen. 

Artikel 6 

Zu Gefahrenabwehr- und Strafverfolgungszwecken 
zugangsberechtigte Prüfstellen der Mitgliedstaaten 

(1) Für die in Artikel 1 Absatz 2 festgelegten Zwecke be­
nennt jeder Mitgliedstaat eine einzige nationale Behörde oder 
eine Stelle innerhalb einer solchen Behörde als Prüfstelle. Die 
Prüfstelle ist eine Behörden des Mitgliedstaats, die für die Ver­
hütung, Aufdeckung oder Untersuchung von terroristischen 
oder sonstigen schweren Straftaten zuständig ist. 

Die benannte Behörde und die Prüfstelle können, wenn die 
nationalen Rechtsvorschriften dies vorsehen, Teile der gleichen 
Organisation sein. Die Prüfstelle sollte ihre Aufgaben gemäß 
dieser Verordnung jedoch unabhängig wahrnehmen. Die Prüf­
stelle ist von den operativen Stellen gemäß Artikel 5 Absatz 3 
getrennt und nimmt bei der Wahrnehmung ihrer Prüftätigkeiten 
von diesen keine Anweisungen entgegen. 

Die Mitgliedstaaten können mehr als eine Prüfstelle benennen, 
wenn dies nach Maßgabe ihrer Verfassungsordnung oder ihres 
nationalen Rechts ihrer Organisations- und Verwaltungsstruktur 
entspricht. 

(2) Die Prüfstelle gewährleistet, dass die Bedingungen für die 
Beantragung eines Abgleichs von Fingerabdruckdaten mit 
Eurodac-Daten erfüllt sind. 

Nur ordnungsgemäß ermächtigte Mitarbeiter der Prüfstelle sind 
berechtigt, einen Antrag auf Zugang zu Eurodac gemäß Arti­
kel 19 entgegenzunehmen und zu übermitteln. 

Nur die Prüfstelle ist berechtigt, Anträge auf einen Abgleich von 
Fingerabdruckdaten an die nationale Zugangsstelle zu übermit­
teln. 

Artikel 7 

Europol 

(1) Zu den in gemäß Artikel 1 Absatz 2 bestimmten Zwe­
cken benennt Europol eine mit ordnungsgemäß befugtem Euro­
pol-Personal ausgestattete spezialisierte Stelle, die für Europol als 
Prüfstelle fungiert und unabhängig von der benannten Behörde 
gemäß Absatz 2 des vorliegenden Artikels ist, wenn sie ihre 
Aufgaben nach dieser Verordnung wahrnimmt; ferner nimmt 
sie von der benannten Behörde keine Anweisungen bei der 
Durchführung ihrer Prüftätigkeiten entgegen. Die Stelle gewähr­
leistet, dass die Bedingungen für die Beantragung eines Ab­
gleichs von Fingerabdruckdaten mit Eurodac-Daten erfüllt sind. 
Europol benennt in Absprache mit dem betreffenden Mitglied­
staat eine nationale Zugangsstelle dieses Mitgliedstaats, die An­
träge von Europol auf einen Abgleich von Fingerabdruckdaten 
an das Zentralsystem übermittelt. 

(2) Zu den in gemäß Artikel 1 Absatz 2 bestimmten Zwe­
cken benennt Europol eine operative Einheit, die berechtigt ist, 
über die benannte nationale Zugangsstelle den Abgleich mit 
Eurodac-Daten zu beantragen. Bei der benannten Einheit han­
delt es sich um eine operative Stelle von Europol mit Zuständig­
keit für die Erfassung, Speicherung, Verarbeitung und Analyse 
von Informationen und für die Gewährleistung von deren Aus­
tausch, um so die Maßnahmen der Mitgliedstaaten zur Ver­
hütung, Aufdeckung oder Untersuchung terroristischer oder 
sonstiger schwerer Straftaten im Rahmen des Mandats von Eu­
ropol zu unterstützen und zu stärken. 

Artikel 8 

Statistiken 

(1) Die Agentur erstellt vierteljährlich eine Statistik über die 
Arbeit des Zentralsystems, aus der insbesondere Folgendes her­
vorgeht: 

a) die Anzahl der Datensätze, die zu Personen nach Artikel 9 
Absatz 1, Artikel 14 Absatz 1 und Artikel 17 Absatz 1 
übermittelt wurden; 

b) die Anzahl der Treffer in Bezug auf Antragsteller, die in 
einem anderen Mitgliedstaat einen Antrag auf internationalen 
Schutz gestellt haben; 

c) die Anzahl der Treffer in Bezug auf die in Artikel 14 Absatz 
1 genannten Personen, die zu einem späteren Zeitpunkt 
einen Antrag auf internationalen Schutz gestellt haben;
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d) die Anzahl der Treffer in Bezug auf die in Artikel 17 Absatz 
1 genannten Personen, die zu einem früheren Zeitpunkt 
einen Antrag auf internationalen Schutz in einem anderen 
Mitgliedstaat gestellt hatten; 

e) die Anzahl der Fingerabdruckdaten, die das Zentralsystem 
mehr als einmal vom Herkunftsmitgliedstaat anfordern 
musste, weil die ursprünglich übermittelten Fingerabdruck­
daten für den Abgleich anhand des automatisierten Finger­
abdruckidentifizierungssystem ungeeignet waren; 

f) die Zahl der gemäß Artikel 18 Absätze 1 und 3 markierten, 
entfernten, gesperrten und entsperrten Datensätze; 

g) die Zahl der Treffer in Bezug auf die in Artikel 18 Absatz 1 
genannten Personen, für die Treffer gemäß den Buchstaben b 
und d dieses Artikels gespeichert wurden; 

h) die Zahl der Anträge und Treffer nach Artikel 20; 

i) die Zahl der Anträge und Treffer nach Artikel 21 Absatz 1. 

(2) Am Ende jeden Jahres wird eine Statistik erstellt, die die 
vierteljährlichen Statistiken des Jahres zusammenfasst und die 
Anzahl der Personen angibt, zu denen es Treffermeldungen 
nach Absatz 1 Buchstaben b, c und d gegeben hat. Die Statistik 
enthält eine Aufgliederung der Daten für jeden einzelnen Mit­
gliedstaat. Die Ergebnisse werden öffentlich zugänglich gemacht. 

KAPITEL II 

PERSONEN, DIE INTERNATIONALEN SCHUTZ BEANTRAGEN 

Artikel 9 

Erfassung, Übermittlung und Abgleich von 
Fingerabdruckdaten 

(1) Jeder Mitgliedstaat nimmt jeder Person, die internationa­
len Schutz beantragt und mindestens 14 Jahre alt ist, umgehend 
den Abdruck aller Finger ab und übermittelt die Fingerabdruck­
daten zusammen mit den in Artikel 11 Buchstaben b bis g der 
vorliegenden Verordnung aufgeführten Daten so bald wie mög­
lich, spätestens aber 72 Stunden nach Antragstellung gemäß 
Artikel 20 Absatz 2 der Verordnung (EU) Nr. 604/2013 an 
das Zentralsystem. 

Die Nichteinhaltung der Frist von 72 Stunden entbindet die 
Mitgliedstaaten nicht von der Verpflichtung, die Fingerabdrücke 
abzunehmen und an das Zentralsystem zu übermitteln. Können 
aufgrund des Zustands der Fingerkuppen keine Fingerabdrücke 
in einer Qualität abgenommen werden, die einen angemessenen 
Abgleich nach Artikel 25 gewährleistet, nimmt der Herkunfts­
mitgliedstaat erneut die Fingerabdrücke des Antragstellers ab 
und übermittelt diese so bald wie möglich, spätestens aber 48 
Stunden nach erfolgreicher Abnahme. 

(2) In Fällen, in denen aufgrund von Maßnahmen zum 
Schutz der Gesundheit einer Person, die internationalen Schutz 

beantragt, oder zum Schutz der öffentlichen Gesundheit keine 
Fingerabdrücke abgenommen werden können, ist es den Mit­
gliedstaaten gestattet, abweichend von Absatz 1 so bald wie 
möglich, spätestens aber 48 Stunden, nachdem diese gesund­
heitlichen Gründe nicht mehr vorliegen, die Fingerabdrücke ab­
zunehmen und zu übermitteln. 

Bei gravierenden technischen Problemen können die Mitglied­
staaten die Frist von 72 Stunden in Absatz 1 um maximal 
weitere 48 Stunden verlängern, um ihre nationalen Notfallpläne 
durchzuführen. 

(3) Mit Ausnahme der gemäß Artikel 10 Buchstabe b über­
mittelten Daten werden von einem Mitgliedstaat übermittelte 
Fingerabdruckdaten im Sinne von Artikel 11 Buchstabe a auto­
matisch mit den Fingerabdruckdaten abgeglichen, die andere 
Mitgliedstaaten übermittelt haben und die bereits im Zentral­
system gespeichert sind. 

(4) Das Zentralsystem veranlasst auf Antrag eines Mitglied­
staats, dass beim Abgleich nach Absatz 3 neben den Daten 
anderer Mitgliedstaaten auch die von diesem Mitgliedstaat zu 
einem früheren Zeitpunkt übermittelten Fingerabdruckdaten ab­
geglichen werden. 

(5) Das Zentralsystem übermittelt den Treffer oder das nega­
tive Ergebnis des Abgleichs automatisch an den Herkunftsmit­
gliedstaat. Liegt ein Treffer vor, übermittelt es zu allen mit dem 
Treffer in Zusammenhang stehenden Datensätzen die Daten 
gemäß Artikel 11 Buchstaben a bis k, gegebenenfalls zusammen 
mit den markierten Daten nach Artikel 18 Absatz 1. 

Artikel 10 

Informationen zur Rechtsstellung der betroffenen Person 

Die nachstehenden Informationen werden an das Zentralsystem 
übermittelt und dort im Einklang mit Artikel 12 zum Zwecke 
der Übermittlung gemäß Artikel 9 Absatz 5 gespeichert: 

a) Wenn eine Person, die internationalen Schutz beantragt hat, 
oder eine andere Person nach Artikel 18 Absatz 1 Buchstabe 
d der Verordnung (EU) Nr. 604/2013 im Zuge einer Über­
stellung nach Annahme eines Wiederaufnahmegesuchs ge­
mäß Artikel 25 der Verordnung (EU) Nr. 604/2013 in 
dem Mitgliedstaat ankommt, der für die Prüfung des Antrags 
auf internationalen Schutz zuständig ist, aktualisiert dieser 
seinen gemäß Artikel 11 gespeicherten Datensatz zu der 
betreffenden Person durch Hinzufügung des Zeitpunkts ihrer 
Ankunft. 

b) Wenn eine Person, die internationalen Schutz beantragt hat, 
im Zuge einer Überstellung nach Annahme eines Aufnahme­
gesuchs gemäß Artikel 22 der Verordnung (EU) Nr. 
604/2013 in dem Mitgliedstaat ankommt, der für die Prü­
fung des Antrags auf internationalen Schutz zuständig ist, 
übermittelt dieser seinen gemäß Artikel 11 gespeicherten 
Datensatz zu der betreffenden Person und fügt ihm den 
Zeitpunkt ihrer Ankunft hinzu.
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c) Sobald der Herkunftsmitgliedstaat nachweist, dass die betref­
fende Person, deren Daten gemäß Artikel 11 in Eurodac 
gespeichert sind, das Hoheitsgebiet der Mitgliedstaaten ver­
lassen hat, aktualisiert er seinen gemäß Artikel 11 gespei­
cherten Datensatz zu der betreffenden Person durch Hin­
zufügung des Zeitpunkts, zu dem die Person das Hoheits­
gebiet verlassen hat, um die Anwendung des Artikels 19 
Absatz 2 und des Artikels 20 Absatz 5 der Verordnung 
(EU) Nr. 604/2013 zu erleichtern. 

d) Sobald der Herkunftsmitgliedstaat gewährleistet, dass die be­
treffende Person, deren Daten gemäß Artikel 11 der vorlie­
genden Verordnung in Eurodac gespeichert sind, das Ho­
heitsgebiet der Mitgliedstaaten aufgrund eines Rückführungs­
beschlusses oder einer Abschiebungsanordnung verlassen 
hat, denen eine Rücknahme oder Ablehnung des Antrags 
auf internationalen Schutz gemäß Artikel 19 Absatz 3 der 
Verordnung (EU) Nr. 604/2013 vorangegangen ist, aktuali­
siert er seinen gemäß Artikel 11 der vorliegenden Verord­
nung gespeicherten Datensatz zu der betreffenden Person 
durch Hinzufügung des Zeitpunkts, zu dem diese abgescho­
ben wurde oder das Hoheitsgebiet verlassen hat. 

e) Der Mitgliedstaat, der gemäß Artikel 17 Absatz 1 der Ver­
ordnung (EU) Nr. 604/2013 die Verantwortung für die Prü­
fung des Antrags übernimmt, aktualisiert seinen gemäß Ar­
tikel 11 der vorliegenden Verordnung gespeicherten Daten­
satz zu der Person, die internationalen Schutz beantragt hat, 
durch Hinzufügung des Zeitpunkts, zu dem die Entschei­
dung, den Antrag zu prüfen, getroffen wurde. 

Artikel 11 

Datenspeicherung 

Im Zentralsystem werden ausschließlich folgende Daten gespei­
chert: 

a) Fingerabdruckdaten 

b) Herkunftsmitgliedstaat, Ort und Zeitpunkt, zu dem der An­
trag auf internationalen Schutz gestellt wurde; in den Fällen 
nach Artikel 10 Buchstabe b ist unter Zeitpunkt der Antrag­
stellung das Datum anzugeben, das der Mitgliedstaat, der den 
Antragsteller überstellt hat, eingegeben hat. 

c) Geschlecht 

d) vom Herkunftsmitgliedstaat verwendete Kennnummer 

e) Zeitpunkt der Abnahme der Fingerabdrücke 

f) Zeitpunkt der Übermittlung der Daten an das Zentralsystem 

g) Benutzerkennwort 

h) gegebenenfalls gemäß Artikel 10 Buchstabe a oder Buchstabe 
b der Zeitpunkt der Ankunft der betreffenden Person nach 
einer erfolgreichen Überstellung 

i) gegebenenfalls gemäß Artikel 10 Buchstabe c der Zeitpunkt, 
zu dem die betreffende Person das Hoheitsgebiet der Mit­
gliedstaaten verlassen hat 

j) gegebenenfalls gemäß Artikel 10 Buchstabe d der Zeitpunkt, 
zu dem die betreffende Person das Hoheitsgebiet der Mit­
gliedstaaten verlassen hat oder abgeschoben wurde 

k) gegebenenfalls gemäß Artikel 10 Buchstabe e der Zeitpunkt, 
zu dem die Prüfung des Antrags beschlossen wurde 

Artikel 12 

Aufbewahrung der Daten 

(1) Jeder Datensatz nach Artikel 11 wird ab dem Zeitpunkt 
der Abnahme der Fingerabdrücke zehn Jahre im Zentralsystem 
aufbewahrt. 

(2) Nach Ablauf des Zeitraums gemäß Absatz 1 werden die 
Daten im Zentralsystem automatisch gelöscht. 

Artikel 13 

Vorzeitige Löschung der Daten 

(1) Daten über Personen, die vor Ablauf des in Artikel 12 
Absatz 1 genannten Zeitraums die Staatsbürgerschaft eines Mit­
gliedstaats erworben haben, werden gemäß Artikel 27 Absatz 4 
im Zentralsystem gelöscht, sobald der Herkunftsmitgliedstaat 
Kenntnis davon erhält, dass die betreffende Person die Staats­
bürgerschaft eines Mitgliedstaats erworben hat. 

(2) Das Zentralsystem informiert so bald wie möglich, spä­
testens jedoch nach 72 Stunden alle Herkunftsmitgliedstaaten 
über die Löschung von Daten gemäß Absatz 1 durch einen 
anderen Herkunftsmitgliedstaat, nachdem dieser mit Daten, die 
sie zu Personen nach Artikel 9 Absatz 1 oder Artikel 14 Absatz 
1 übermittelt hatten, einen Treffer erzielt hat. 

KAPITEL III 

DRITTSTAATSANGEHÖRIGE ODER STAATENLOSE, DIE BEIM 
ILLEGALEN ÜBERSCHREITEN EINER AUSSENGRENZE AUF­

GEGRIFFEN WERDEN 

Artikel 14 

Erfassung und Übermittlung von Fingerabdruckdaten 

(1) Jeder Mitgliedstaat nimmt jedem mindestens 14 Jahre 
alten Drittstaatsangehörigen oder Staatenlosen, der – aus einem 
Drittstaat kommend – beim illegalen Überschreiten der Grenze 
dieses Mitgliedstaats auf dem Land-, See- oder Luftweg von den 
zuständigen Kontrollbehörden aufgegriffen und nicht zurück­
gewiesen wird oder der sich weiterhin im Hoheitsgebiet der 
Mitgliedstaaten aufhält und dessen Bewegungsfreiheit während 
des Zeitraums zwischen dem Aufgreifen und der Abschiebung 
auf der Grundlage eines Rückführungsbeschlusses nicht durch 
Haft, Gewahrsam oder Festnahme beschränkt wurde, unverzüg­
lich den Abdruck aller Finger ab.
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(2) Der betreffende Mitgliedstaat übermittelt so bald wie 
möglich, spätestens jedoch 72 Stunden nach dem Datum des 
Aufgreifens, an das Zentralsystem die folgenden Daten zu Dritt­
staatsangehörigen oder Staatenlosen gemäß Absatz 1, die nicht 
zurückgewiesen wurden: 

a) Fingerabdruckdaten 

b) Herkunftsmitgliedstaat, Ort und Zeitpunkt, zu dem die Per­
son aufgegriffen wurde 

c) Geschlecht 

d) vom Herkunftsmitgliedstaat verwendete Kennnummer 

e) Zeitpunkt der Abnahme der Fingerabdrücke 

f) Zeitpunkt der Übermittlung der Daten an das Zentralsystem 

g) Benutzerkennwort 

(3) In Fällen, in denen Personen in der in Absatz 1 beschrie­
benen Weise aufgegriffen wurden und sich weiterhin im Ho­
heitsgebiet der Mitgliedstaaten aufhalten, aber, nachdem sie auf­
gegriffen wurden, für einen Zeitraum von mehr als 72 Stunden 
die Bewegungsfreiheit durch Haft, Gewahrsam oder Festnahme 
beschränkt wurde, werden die in Absatz 2 genannten Daten zu 
diesen Personen abweichend von Absatz 2 vor der Beendigung 
der Haft, des Gewahrsams oder der Festnahme übermittelt. 

(4) Die Nichteinhaltung der Frist von 72 Stunden gemäß 
Absatz 2 des vorliegenden Artikels entbindet die Mitgliedstaaten 
nicht von der Verpflichtung, die Fingerabdrücke abzunehmen 
und an das Zentralsystem zu übermitteln. Können aufgrund 
des Zustands der Fingerkuppen keine Fingerabdrücke in einer 
Qualität abgenommen werden, die einen angemessenen Ab­
gleich nach Artikel 25 gewährleistet, nimmt der Herkunftsmit­
gliedstaat erneut die Fingerabdrücke der in der in Absatz 1 des 
vorliegenden Artikels beschriebenen Weise aufgegriffenen Per­
son ab und übermittelt diese so bald wie möglich, spätestens 
aber 48 Stunden nach erfolgreicher Abnahme. 

(5) In Fällen, in denen aufgrund von Maßnahmen zum 
Schutz der Gesundheit der aufgegriffenen Person, oder zum 
Schutz der öffentlichen Gesundheit keine Fingerabdrücke von 
dieser Person abgenommen werden können, werden von dem 
betreffenden Mitgliedstaat, abweichend von Absatz 1 so bald 
wie möglich, spätestens aber 48 Stunden, nachdem diese ge­
sundheitlichen Gründe nicht mehr vorliegen, diese Fingerabdrü­
cke abgenommen und übermittelt. 

Bei gravierenden technischen Problemen können die Mitglied­
staaten die Frist von 72 Stunden gemäß Absatz 2 um höchstens 
weitere 48 Stunden verlängern, um die nationalen Notfallpläne 
durchzuführen. 

Artikel 15 

Datenspeicherung 

(1) Die in Artikel 14 Absatz 2 aufgeführten Daten werden 
im Zentralsystem gespeichert. 

Unbeschadet des Artikels 8 werden Daten, die dem Zentralsys­
tem gemäß Artikel 14 Absatz 2 übermittelt werden, ausschließ­
lich zum Zwecke des Abgleichs mit in der Folge an das Zentral­
system übermittelten Daten zu Personen, die internationalen 
Schutz beantragen und für die Zwecke gemäß Artikel 1 Absatz 
2 gespeichert. 

Das Zentralsystem darf gemäß Artikel 14 Absatz 2 übermittelte 
Daten nicht mit zuvor im Zentralsystem gespeicherten Daten 
oder mit Daten abgleichen, die dem Zentralsystem in der Folge 
gemäß Artikel 14 Absatz 2 übermittelt werden. 

(2) Für den Abgleich von in der Folge an das Zentralsystem 
übermittelten Daten zu Personen, die internationalen Schutz 
beantragen, mit den in Absatz 1 genannten Daten gelten die 
in Artikel 9 Absätze 3 und 5 sowie in Artikel 25 Absatz 4 
vorgesehenen Verfahren. 

Artikel 16 

Aufbewahrung der Daten 

(1) Jeder Datensatz zu einem Drittstaatsangehörigen oder 
Staatenlosen nach Artikel 14 Absatz 1 wird für 18 Monate 
ab dem Zeitpunkt der Abnahme seiner Fingerabdrücke im Zen­
tralsystem aufbewahrt. Nach Ablauf dieses Zeitraums werden 
diese Daten automatisch gelöscht. 

(2) Daten zu Drittstaatsangehörigen oder Staatenlosen nach 
Artikel 14 Absatz 1 werden gemäß Artikel 28 Absatz 3 aus 
dem Zentralsystem gelöscht, sobald dem Herkunftsmitgliedstaat 
vor Ablauf des Zeitraums von 18 Monaten nach Absatz 1 des 
vorliegenden Artikels einer der folgenden Umstände bekannt 
wird: 

a) dem Drittstaatsangehörigen oder Staatenlosen wurde ein 
Aufenthaltstitel erteilt; 

b) der Drittstaatsangehörige oder Staatenlose hat das Hoheits­
gebiet der Mitgliedstaaten verlassen;
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c) der Drittstaatsangehörige oder Staatenlose hat die Staatsbür­
gerschaft eines Mitgliedstaats angenommen. 

(3) Das Zentralsystem informiert so bald wie möglich, spä­
testens jedoch nach 72 Stunden alle Herkunftsmitgliedstaaten 
über die Löschung von Daten aus einem in Absatz 2 Buchstabe 
a oder b des vorliegenden Artikels genannten Grund durch 
einen anderen Herkunftsmitgliedstaat, nachdem dieser mit Da­
ten, die die Herkunftsmitgliedstaaten zu Personen nach Arti­
kel 14 Absatz 1 übermittelt hatten, einen Treffer erzielt hat. 

(4) Das Zentralsystem informiert so bald wie möglich, spä­
testens jedoch nach 72 Stunden alle Herkunftsmitgliedstaaten 
über die Löschung von Daten aus einem in Absatz 2 Buchstabe 
c des vorliegenden Artikels genannten Grund durch einen an­
deren Herkunftsmitgliedstaat, nachdem dieser mit Daten, die die 
Herkunftsmitgliedstaaten zu Personen nach Artikel 9 Absatz 1 
oder Artikel 14 Absatz 1 übermittelt hatten, einen Treffer erzielt 
hat. 

KAPITEL IV 

DRITTSTAATSANGEHÖRIGE ODER STAATENLOSE, DIE SICH 
IILEGAL IN EINEM MITGLIEDSTAAT AUFHALTEN 

Artikel 17 

Abgleich von Fingerabdruckdaten 

(1) Um zu überprüfen, ob ein Drittstaatsangehöriger oder 
Staatenloser, der sich illegal im Hoheitsgebiet eines Mitglied­
staats aufhält, zu einem früheren Zeitpunkt einen Antrag auf 
internationalen Schutz in einem anderen Mitgliedstaat gestellt 
hat, kann ein Mitgliedstaat dem Zentralsystem die Finger­
abdruckdaten, die er einem solchen mindestens 14 Jahre alten 
Drittstaatsangehörigen oder Staatenlosen gegebenenfalls abge­
nommen hat, zusammen mit der von diesem Mitgliedstaat ver­
wendeten Kennnummer übermitteln. 

Eine Überprüfung, ob der Drittstaatsangehörige oder Staatenlose 
zu einem früheren Zeitpunkt bereits einen Antrag auf interna­
tionalen Schutz in einem anderen Mitgliedstaat gestellt hat, ist 
in der Regel begründet, wenn 

a) der Drittstaatsangehörige oder Staatenlose erklärt, dass er 
einen Antrag auf internationalen Schutz gestellt habe, jedoch 
den Mitgliedstaat der Antragstellung nicht angibt; 

b) der Drittstaatsangehörige oder Staatenlose keinen Antrag auf 
internationalen Schutz stellt, die Rückführung in sein Her­
kunftsland jedoch mit der Begründung ablehnt, er sei dort in 
Gefahr, oder 

c) der Drittstaatsangehörige oder Staatenlose seine Abschiebung 
anderweitig zu verhindern versucht, indem er es ablehnt, bei 
der Feststellung seiner Identität mitzuwirken, vor allem in­
dem er keine oder gefälschte Ausweispapiere vorlegt. 

(2) Soweit die Mitgliedstaaten an dem in Absatz 1 bezeich­
neten Verfahren teilnehmen, übermitteln sie dem Zentralsystem 
den Abdruck aller Finger oder zumindest der Zeigefinger der 
Drittstaatsangehörigen oder Staatenlosen gemäß Absatz 1; wenn 
letztere fehlen, übermitteln sie den Abdruck aller sonstigen Fin­
ger. 

(3) Die Fingerabdruckdaten von Drittstaatsangehörigen oder 
Staatenlosen nach Absatz 1 werden dem Zentralsystem aus­
schließlich zum Zwecke des Abgleichs mit den von anderen 
Mitgliedstaaten übermittelten und im Zentralsystem bereits ge­
speicherten Fingerabdruckdaten von Personen, die internationa­
len Schutz beantragen, übermittelt. 

Die Fingerabdruckdaten dieser Drittstaatsangehörigen oder Staa­
tenlosen werden weder im Zentralsystem gespeichert noch mit 
den dem Zentralsystem gemäß Artikel 14 Absatz 2 übermittel­
ten Daten abgeglichen. 

(4) Sobald die Ergebnisse des Abgleichs der Fingerabdruck­
daten dem Herkunftsmitgliedstaat übermittelt worden sind, darf 
ein Abfrageprotokoll im Zentralsystem ausschließlich für die 
Zwecke des Artikels 28 gespeichert werden. Zu anderen als 
diesen Zwecken darf ein Abfrageprotokoll weder von den Mit­
gliedstaaten noch im Zentralsystem gespeichert werden. 

(5) Für den Abgleich von nach diesem Artikel übermittelten 
Fingerabdruckdaten mit den von anderen Mitgliedstaaten über­
mittelten und bereits im Zentralsystem gespeicherten Finger­
abdruckdaten von Personen, die internationalen Schutz beantra­
gen, gelten die in Artikel 9 Absätze 3 und 5 und in Artikel 25 
Absatz 4 vorgesehenen Verfahren. 

KAPITEL V 

PERSONEN, DENEN INTERNATIONALER SCHUTZ GEWÄHRT 
WIRD 

Artikel 18 

Datenmarkierung 

(1) Für die Zwecke gemäß Artikel 1 Absatz 1 markiert der 
Herkunftsmitgliedstaat, der einer Person, die internationalen 
Schutz beantragt hat und deren Daten gemäß Artikel 11 zuvor 
im Zentralsystem gespeichert wurden, internationalen Schutz 
gewährt hat, die einschlägigen Daten im Einklang mit den 
von der Agentur festgelegten Bestimmungen für elektronische 
Kommunikation mit dem Zentralsystem. Diese Markierung wird 
gemäß Artikel 12 für Datenübermittlungszwecke nach Artikel 9 
Absatz 5 im Zentralsystem gespeichert. Das Zentralsystem in­
formiert alle Herkunftsmitgliedstaaten über die Markierung von 
Daten durch einen anderen Herkunftsmitgliedstaat, nachdem 
dieser mit Daten, die er zu Personen nach Artikel 9 Absatz 1 
oder Artikel 14 Absatz 1 übermittelt hatte, einen Treffer erzielt 
hat. Diese Herkunftsmitgliedstaaten markieren ferner die ent­
sprechenden Datensätze.
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(2) Die Daten von Personen, denen internationaler Schutz 
gewährt wird, die im Zentralsystem erfasst und gemäß Absatz 
1 des vorliegenden Artikels markiert wurden, werden für die 
Zwecke gemäß Artikel 1 Absatz 2 für einen Zeitraum von 
drei Jahren ab dem Zeitpunkt, zu dem der betreffenden Person 
internationaler Schutz gewährt wurde, für einen Abgleich ver­
fügbar gehalten. 

Im Fall eines Treffers übermittelt das Zentralsystem für alle 
Datensätze, die dem Treffer entsprechen, die Daten nach Arti­
kel 11 Buchstaben a bis k. Die Markierung gemäß Absatz 1 des 
vorliegenden Artikels wird vom Zentralsystem nicht übermittelt. 
Nach Ablauf der Frist von drei Jahren sperrt das Zentralsystem 
diese Daten automatisch und verhindert damit ihre Weitergabe 
im Fall einer Anfrage auf Abgleich für die Zwecke gemäß Ar­
tikel 1 Absatz 2; für einen Abgleich zu den in Artikel 1 Absatz 
1 festgelegten Zweckenstehen die betreffenden Daten bis zu 
ihrer endgültigen Löschung hingegen weiterhin zur Verfügung. 
Gesperrte Daten werden nicht weitergegeben und das Zentral­
system teilt dem anfragenden Mitgliedstaat bei einem Treffer ein 
negatives Ergebnis mit. 

(3) Der Herkunftsmitgliedstaat entfernt die Markierung von 
Daten oder gibt Daten zu Drittstaatsangehörigen oder Staaten­
losen frei, deren Daten zuvor gemäß den Absätzen 1 oder 2 des 
vorliegenden Artikels markiert oder gesperrt worden waren, 
wenn der ihnen gewährte Schutzstatus nach Artikel 14 oder 
19 der Richtlinie 2011/95/EU aberkannt, beendet oder eine 
Verlängerung abgelehnt wird. 

KAPITEL VI 

VERFAHREN FÜR DEN ABGLEICH UND DIE ÜBERTRAGUNG 
VON DATEN FÜR GEFAHRENABWEHR- UND STRAFVERFOL­

GUNGSZWECKE 

Artikel 19 

Verfahren für den Abgleich von Fingerabdruckdaten mit 
Eurodac-Daten 

(1) Für die Zwecke gemäß Artikel 1 Absatz 2 können die 
nach Artikel 5 Absatz 1 benannten Behörden und die gemäß 
Artikel 7 Absatz 2 von Europol benannte Einheit in elektro­
nischer Form einen begründeten Antrag gemäß Artikel 20 Ab­
satz 1 zusammen mit der von ihnen verwendeten Kennnummer 
an die Prüfstelle übermitteln, damit diese die Fingerabdruckdaten 
über die nationale Zugangsstelle zum Zweck des Abgleichs an 
das Zentralsystem übermittelt. Erhält die Prüfstelle einen solchen 
Antrag, so prüft sie, ob alle Voraussetzungen für die Beantra­
gung des Abgleichs gemäß Artikel 20 oder Artikel 21 erfüllt 
sind. 

(2) Sind alle Voraussetzungen für die Beantragung des Ab­
gleichs gemäß Artikel 20 oder Artikel 21 erfüllt, so übermittelt 
die Prüfstelle den Antrag auf Abgleich der nationalen Zugangs­
stelle, die diesen zwecks Abgleichs gemäß Artikel 9 Absätze 3 
und 5 mit den Daten, die dem Zentralsystem gemäß Artikel 9 
Absatz 1 und Artikel 14 Absatz 2 übermittelt wurden, in das 
Zentralsystem überträgt. 

(3) In dringenden Ausnahmefällen, in denen es zur Abwen­
dung einer gegenwärtigen Gefahr, die im Zusammenhang mit 

terroristischen Straftaten oder mit sonstigen schweren Straftaten 
steht, erforderlich ist, kann die Prüfstelle bei Erhalt eines Antrags 
einer benannten Behörde die Fingerabdruckdaten unverzüglich 
der nationalen Zugangsstelle übermitteln und nachträglich über­
prüfen, ob alle Voraussetzungen für die Beantragung des Ab­
gleichs gemäß Artikel 20 oder Artikel 21 erfüllt sind; überprüft 
wird auch, ob tatsächlich ein dringender Ausnahmefall gegeben 
war. Die nachträgliche Überprüfung ist unverzüglich nach der 
Bearbeitung des Antrags durchzuführen. 

(4) Wird bei einer nachträglichen Überprüfung festgestellt, 
dass der Zugang zu Eurodac-Daten nicht berechtigt war, so 
löschen alle Behörden, die Zugang zu den aus Eurodac über­
mittelten Informationen haben, diese Informationen und mel­
den die Löschung der Prüfstelle. 

Artikel 20 

Voraussetzungen für den Zugang der benannten Behörden 
zu Eurodac 

(1) Für die Zwecke gemäß Artikel 1 Absatz 2 können die 
benannten Behörden im Rahmen ihrer Zuständigkeiten nur 
dann einen begründeten Antrag in elektronischer Form auf Ab­
gleich von Fingerabdruckdaten mit den Daten im Zentralsystem 
stellen, wenn der Abgleich mit den folgenden Datenbanken 
nicht zur Feststellung der Identität der betreffenden Person ge­
führt hat: 

— den nationalen Fingerabdruck-Datenbanken, 

— den automatisierten daktyloskopischen Identifizierungssyste­
men aller anderen Mitgliedstaaten nach dem Beschluss 
2008/615/JI, wenn entsprechende Abgleiche technisch mög­
lich sind, es sei denn, es liegen hinreichende Gründe für die 
Annahme vor, dass ein Abgleich mit dieses Systemen nicht 
zur Feststellung der Identität der betroffenen Person führen 
würde. Diese hinreichenden Gründe werden in den begrün­
deten elektronischen Antrag auf einen Abgleich mit 
Eurodac-Daten aufgenommen, der von der benannten Be­
hörde der Prüfstelle übermittelt wird und 

— dem Visa-Informationssystem sofern die in dem Beschluss 
2008/633/JHA enthaltenen Voraussetzungen für einen sol­
chen Abgleich vorliegen, 

sowie alle folgenden Voraussetzungen erfüllt sind: 

a) der Abgleich ist für die Verhütung, Aufdeckung oder Unter­
suchung terroristischer oder sonstiger schwerer Straftaten er­
forderlich, das heißt, es besteht ein überwiegendes öffent­
liches Sicherheitsinteresse,, aufgrund dessen die Abfrage der 
Datenbank verhältnismäßig ist; 

b) der Abgleich ist im Einzelfall erforderlich (d.h., es findet kein 
systematischer Abgleich statt) und
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c) es liegen hinreichende Gründe zu der Annahme vor, dass der 
Abgleich wesentlich zur Verhütung, Aufdeckung oder Ermitt­
lung einer der fraglichen Straftaten beitragen wird. Diese 
hinreichenden Gründe liegen insbesondere vor, wenn der 
begründete Verdacht besteht, dass der Verdächtige, der Täter 
oder das Opfer einer terroristischen Straftat oder sonstiger 
schwerer Straftaten einer Personenkategorie zugeordnet wer­
den kann, die von dieser Verordnung erfasst wird; 

(2) Anträge auf Abgleich mit Eurodac-Daten sind auf Abfra­
gen anhand von Fingerabdruckdaten beschränkt. 

Artikel 21 

Bedingungen für den Zugang von Europol zu Eurodac 

(1) Für die Zwecke des Artikels 1 Absatz 2 kann die von 
Europol benannte Einheit im Rahmen des Mandats von Europol 
und zur Erfüllung der Aufgaben von Europol nur dann einen 
begründeten Antrag in elektronischer Form auf Abgleich der 
Fingerabdruckdaten mit den im Zentralsystem gespeicherten Da­
ten stellen, wenn die Abgleiche mit den Fingerabdruckdaten in 
sämtlichen Informationsverarbeitungssystemen, zu denen Euro­
pol in technischer und rechtlicher Hinsicht Zugang hat, nicht 
zur Feststellung der Identität der betreffenden Person geführt 
haben, und wenn die folgenden nachstehenden Bedingungen 
erfüllt sind: 

a) der Abgleich ist erforderlich, um die Maßnahmen der Mit­
gliedstaaten zur Verhütung, Aufdeckung und Untersuchung 
terroristischer und sonstiger schwerer Straftaten zu unterstüt­
zen und zu stärken, die unter das Mandat von Europol fallen 
und ein überwiegendes öffentliches Sicherheitsinteresse be­
steht, aufgrund dessen die Abfrage der Datenbank verhält­
nismäßig ist; 

b) der Abgleich ist im Einzelfall erforderlich (d.h., es findet kein 
systematischer Abgleich statt), und 

c) hinreichende Gründe zu der Annahme vorliegen, dass der 
Abgleich wesentlich zur Verhütung, Aufdeckung oder Ermitt­
lung der fraglichen Straftaten beitragen wird. Diese hinrei­
chenden Gründe liegen insbesondere vor, wenn der begrün­
dete Verdacht besteht, dass der Verdächtige, der Täter oder 
das Opfer einer terroristischen Straftat oder sonstiger schwe­
rer Straftaten einer Personenkategorie zugeordnet werden 
kann, die von dieser Verordnung erfasst wird. 

(2) Anträge auf Abgleich mit Eurodac-Daten sind auf die 
Fingerabdruckdaten beschränkt. 

(3) Die Verarbeitung der von Europol durch den Abgleich 
mit Eurodac-Daten erlangten Informationen unterliegt der Zu­
stimmung des Herkunftsmitgliedstaates. Die Zustimmung ist 
über die nationale Europol-Zentralstelle des betreffenden Mit­
gliedstaats einzuholen. 

Artikel 22 

Kommunikation zwischen den benannten Behörden, den 
Prüfstellen und den nationalen Zugangsstellen 

(1) Unbeschadet von Artikel 26 erfolgt die Kommunikation 
zwischen den benannten Behörden, den Prüfstellen und den 
nationalen Zugangsstellen geschützt und auf elektronischem 
Weg. 

(2) Für die Zwecke von Artikel 1 Absatz 2 werden die Fin­
gerabdrücke von den Mitgliedstaaten digitalisiert verarbeitet und 
im Datenformat nach Anhang I übermittelt, um sicherzustellen, 
dass der Abgleich mit einem automatisierten Fingerabdruckiden­
tifizierungssystem vorgenommen werden kann. 

KAPITEL VII 

DATENVERARBEITUNG, DATENSCHUTZ UND HAFTUNG 

Artikel 23 

Verantwortung für die Datenverarbeitung 

(1) Der Herkunftsmitgliedstaat ist verantwortlich für 

a) die Rechtmäßigkeit der Abnahme der Fingerabdrücke; 

b) die Rechtmäßigkeit der Übermittlung der Fingerabdruckdaten 
sowie sonstiger Daten nach Artikel 11, Artikel 14 Absatz 2 
und Artikel 17 Absatz 2 an das Zentralsystem; 

c) die Richtigkeit und die Aktualität der Daten bei deren Über­
mittlung an das Zentralsystem; 

d) die Rechtmäßigkeit der Speicherung, Aufbewahrung, Berich­
tigung und Löschung der Daten im Zentralsystem unbescha­
det der Verantwortung der Agentur; 

e) die Rechtmäßigkeit der Verarbeitung der vom Zentralsystem 
übermittelten Ergebnisse des Abgleichs der Fingerabdruck­
daten. 

(2) Gemäß Artikel 34 trägt der Herkunftsmitgliedstaat für die 
Sicherheit der Daten nach Absatz 1 vor und bei der Übermitt­
lung an das Zentralsystem sowie für die Sicherheit der Daten, 
die er vom Zentralsystem empfängt, Sorge. 

(3) Der Herkunftsmitgliedstaat ist für die endgültige Identifi­
zierung der Daten gemäß Artikel 25 Absatz 4 verantwortlich.
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(4) Die Agentur trägt dafür Sorge, dass das Zentralsystem 
gemäß den Bestimmungen der Verordnung betrieben wird. Ins­
besondere gewährleistet die Agentur Folgendes: 

a) sie trifft Maßnahmen, um zu gewährleisten, dass mit dem 
Zentralsystem arbeitende Personen die darin gespeicherten 
Daten nur in einer Weise verarbeiten, die dem mit Eurodac 
verfolgten Zweck nach Artikel 1 Absatz 1 entspricht; 

b) sie trifft die erforderlichen Maßnahmen, um die Sicherheit 
des Zentralsystems gemäß Artikel 34 zu gewährleisten; 

c) sie stellt sicher, dass unbeschadet der Befugnisse des Euro­
päischen Datenschutzbeauftragten nur die Personen Zugang 
zu dem System erhalten, die befugt sind, mit dem Zentral­
system zu arbeiten. 

Die Agentur unterrichtet das Europäische Parlament, den Rat 
sowie den Europäischen Datenschutzbeauftragten über die Maß­
nahmen, die sie gemäß Unterabsatz 1 ergreift. 

Artikel 24 

Übermittlung 

(1) Die Fingerabdruckdaten werden digitalisiert verarbeitet 
und in dem in Anhang I bezeichneten Datenformat übermittelt. 
Die Agentur legt die technischen Anforderungen für die Über­
mittlung der Datenformate durch die Mitgliedstaaten an das 
Zentralsystem und umgekehrt fest, soweit dies für den effizien­
ten Betrieb des Zentralsystems erforderlich ist. Die Agentur stellt 
sicher, dass die von den Mitgliedstaaten übermittelten Finger­
abdruckdaten im automatisierten Fingerabdruckidentifizierungs­
system abgeglichen werden können. 

(2) Die Mitgliedstaaten übermitteln die Daten nach Artikel 11, 
Artikel 14 Absatz 2 und Artikel 17 Absatz 2 auf elektro­
nischem Weg. Die in Artikel 11 und Artikel 14 Absatz 2 auf­
geführten Daten werden automatisch im Zentralsystem gespei­
chert. Die Agentur legt die technischen Voraussetzungen fest, 
unter denen eine ordnungsgemäße elektronische Übermittlung 
der Daten durch die Mitgliedstaaten an das Zentralsystem und 
umgekehrt gewährleistet werden kann, sofern dies für den effi­
zienten Betrieb des Zentralsystems erforderlich ist. 

(3) Die Kennnummer nach den Artikeln 11 Buchstabe d, 14 
Absatz 2 Buchstabe d, 17 Absatz 1 und 19 Absatz 1 muss die 
eindeutige Zuordnung der Daten zu einer bestimmten Person 
und zu dem Mitgliedstaat, der die Daten übermittelt hat, ermög­
lichen. Weiterhin muss die Kennnummer die Feststellung er­
möglichen, ob die Daten sich auf eine Person nach Artikel 9 
Absatz 1, Artikel 14 Absatz 1 oder Artikel 17 Absatz 1 bezie­
hen. 

(4) Die Kennnummer beginnt mit dem oder den Kennbuch­
staben, mit dem oder denen gemäß dem in Anhang I genannten 
Format die Mitgliedstaaten bezeichnet werden, die die Daten 
übermitteln. Dem oder den Kennbuchstaben folgt die Kennung 
für die Personen- oder Antragskategorien. Dabei werden Daten 
von Personen nach Artikel 9 Absatz 1 mit "1", von Personen 
nach Artikel 14 Absatz 1 mit "2" und von Personen nach 
Artikel 17 Absatz 1 mit "3", von Anträgen nach Artikel 20 
mit "4",von Anträgen nach Artikel 21 mit "5", von Anträgen 
nach Artikel 29 mit "9" gekennzeichnet. 

(5) Die Agentur legt die technischen Verfahren fest, die die 
Mitgliedstaaten bei der Übermittlung der Daten an das Zentral­
system anzuwenden haben, um den Empfang eindeutiger Daten 
durch das Zentralsystem zu gewährleisten. 

(6) Das Zentralsystem bestätigt den Empfang der übermittel­
ten Daten so bald wie möglich. Zu diesem Zweck legt die 
Agentur die erforderlichen technischen Voraussetzungen fest, 
unter denen gewährleistet werden kann, dass die Mitgliedstaaten 
auf Anfrage eine Empfangsbestätigung erhalten. 

Artikel 25 

Datenabgleich und Übermittlung der Ergebnisse 

(1) Die Mitgliedstaaten gewährleisten die Übermittlung der 
Fingerabdruckdaten in einer für einen Abgleich durch das auto­
matisierte Fingerabdruckidentifizierungssystem angemessenen 
Qualität. Soweit erforderlich, um sicherzustellen, dass die vom 
Zentralsystem erstellten Abgleichergebnisse eine sehr hohe Tref­
fergenauigkeit erreichen, legt die Agentur Kriterien für eine an­
gemessene Qualität der zu übermittelnden Fingerabdruckdaten 
fest. Das Zentralsystem überprüft so bald wie möglich die Qua­
lität der übermittelten Fingerabdruckdaten. Sind die Finger­
abdruckdaten für Abgleiche durch das automatisierte Finger­
abdruckidentifizierungssystem ungeeignet, teilt das Zentralsys­
tem dies dem betreffenden Mitgliedstaat mit. Dieser Mitglied­
staat übermittelt dann qualitativ geeignete Fingerabdruckdaten, 
für die er die gleiche Kennnummer wie beim vorherigen Finger­
abdruckdatensatz verwendet. 

(2) Das Zentralsystem führt die Abgleiche in der Reihenfolge 
des Eingangs der Anfragen durch. Jede Anfrage wird innerhalb 
von 24 Stunden bearbeitet. Ein Mitgliedstaat kann aus Gründen 
des nationalen Rechts verlangen, dass besonders eilbedürftige 
Abgleiche innerhalb einer Stunde durchgeführt werden. Können 
diese Bearbeitungszeiten aus Gründen, die die Agentur nicht zu 
vertreten hat, nicht eingehalten werden, bearbeitet das Zentral­
system die Anfrage vorrangig, sobald diese Umstände nicht 
mehr vorliegen. In diesen Fällen legt die Agentur Kriterien zur 
Sicherstellung der vorrangigen Behandlung von Anfragen fest, 
soweit dies für den effizienten Betrieb des Zentralsystems er­
forderlich ist. 

(3) Die Agentur legt die Verfahren für die Verarbeitung der 
eingegangenen Daten und die Übermittlung des Ergebnisses des 
Datenabgleichs fest, soweit dies für den effizienten Betrieb des 
Zentralsystems erforderlich ist.
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(4) Das Ergebnis des Datenabgleichs wird in dem Mitglied­
staat, der das Ergebnis des Abgleichs erhält, sofort von einem 
Fachmann für Daktyloskopie, der gemäß den nationalen Bestim­
mungen für den Abgleich der verschiedenen Arten von Finger­
abdrücken, die unter diese Verordnung fallen, besonders aus­
gebildet wurde, geprüft. Für die Zwecke gemäß Artikel 1 Absatz 
1 dieser Verordnung wird die endgültige Identifizierung von 
dem Herkunftsmitgliedstaat gemeinsam mit dem anderen be­
troffenen Mitgliedstaat gemäß Artikel 34 der Verordnung (EU) 
Nr. 604/2013 vorgenommen. 

Vom Zentralsystem erhaltene Informationen über sonstige Da­
ten, die sich als unzuverlässig herausgestellt haben, werden ge­
löscht, sobald festgestellt ist, dass die Daten unzuverlässig sind. 

(5) Ergibt die endgültige Identifizierung gemäß Absatz 4, 
dass das vom Zentralsystem übermittelte Abgleichergebnis nicht 
den Fingerabdruckdaten entspricht, die zum Zwecke eines Ab­
gleichs übermittelt wurden, löschen die Mitgliedstaaten das Er­
gebnis des Abgleichs sofort und teilen dies der Kommission und 
der Agentur so bald wie möglich, spätestens jedoch nach drei 
Arbeitstagen mit. 

Artikel 26 

Kommunikation zwischen Mitgliedstaaten und dem 
Zentralsystem 

Die Übermittlung von Daten durch die Mitgliedstaaten an das 
Zentralsystem und umgekehrt erfolgt über die Kommunikati­
onsinfrastruktur. Die Agentur legt die erforderlichen technischen 
Verfahren für die Nutzung der Kommunikationsinfrastruktur 
fest, soweit dies für den effizienten Betrieb des Zentralsystems 
erforderlich ist. 

Artikel 27 

Zugriff auf die in Eurodac gespeicherten Daten und 
Berichtigung oder Löschung dieser Daten 

(1) Der Herkunftsmitgliedstaat hat Zugriff auf die von ihm 
übermittelten Daten, die gemäß dieser Verordnung im Zentral­
system gespeichert sind. 

Kein Mitgliedstaat darf von anderen Mitgliedstaaten übermittelte 
Daten abfragen oder solche Daten erhalten, mit Ausnahme der 
Daten, die das Ergebnis des Abgleichs nach Artikel 9 Absatz 5 
sind. 

(2) Zugriff nach Absatz 1 des vorliegenden Artikels auf die 
im Zentralsystem gespeicherten Daten haben diejenigen natio­
nalen Behörden, die von den Mitgliedstaaten für die in Artikels 
1 Absatz 1 festgelegten Zwecke benannt worden sind. Bei der 
Benennung wird die für die Wahrnehmung von Aufgaben im 
Zusammenhang mit der Anwendung dieser Verordnung zustän­
dige Einheit genau angegeben. Jeder Mitgliedstaat übermittelt der 
Kommission und der Agentur unverzüglich ein Verzeichnis die­
ser Dienststellen und aller daran vorgenommenen Änderungen. 

Die Agentur veröffentlicht die konsolidierte Fassung der Liste im 
Amtsblatt der Europäischen Union. Im Falle von Änderungen ver­
öffentlicht die Agentur jedes Jahr online eine aktualisierte und 
konsolidierte Fassung der Liste. 

(3) Unbeschadet der Löschung von Daten nach Artikel 12 
Absatz 2 oder Artikel 16 Absatz 1 ist lediglich der Herkunfts­
mitgliedstaat berechtigt, die Daten, die er an das Zentralsystem 
übermittelt hat, durch Berichtigung oder Ergänzung zu ver­
ändern oder sie zu löschen. 

(4) Hat ein Mitgliedstaat oder die Agentur Grund zu der 
Annahme, dass im Zentralsystem gespeicherte Daten sachlich 
falsch sind, so benachrichtigt er/sie so bald wie möglich den 
Herkunftsmitgliedstaat. 

Hat ein Mitgliedstaat Grund zu der Annahme, dass die Speiche­
rung von Daten unter Verstoß gegen diese Verordnung im Zen­
tralsystem gespeichert wurden, so benachrichtigt er so bald wie 
möglich die Agentur, die Kommission und den Herkunftsmit­
gliedstaat. Der Herkunftsmitgliedstaat überprüft die betreffenden 
Daten und ändert oder löscht sie nötigenfalls unverzüglich. 

(5) Die Agentur übermittelt im Zentralsystem gespeicherte 
Daten nicht an die Behörden eines Drittstaats und stellt ihnen 
diese auch nicht zur Verfügung. Dieses Verbot erstreckt sich 
nicht auf die Weitergabe von Daten an Drittländer, für die die 
Verordnung (EU) Nr. 604/2013 gilt. 

Artikel 28 

Aufzeichnung der Datenverarbeitungsvorgänge 

(1) Die Agentur fertigt über alle Datenverarbeitungsvorgänge 
im Zentralsystem Aufzeichnungen an. Diese Aufzeichnungen 
geben Aufschluss über den Zweck des Zugriffs, den Tag und 
die Uhrzeit, die übermittelten Daten, die für eine Abfrage ver­
wendeten Daten und die Namen der Stellen und verantwort­
lichen Personen, die Daten eingegeben oder abgefragt haben. 

(2) Die Aufzeichnungen gemäß Absatz 1 des vorliegenden 
Artikels dürfen nur für die datenschutzrechtliche Kontrolle der 
Zulässigkeit der Datenverarbeitung sowie zur Gewährleistung 
der Datensicherheit gemäß Artikel 34 verwendet werden. Sie 
werden durch geeignete Maßnahmen gegen unberechtigten Zu­
griff gesichert und nach einer Frist von einem Jahr nach Ablauf 
der Aufbewahrungsfrist nach Artikel 12 Absatz 1 und Artikel 16 
Absatz 1 gelöscht, wenn sie nicht für ein bereits eingeleitetes 
Kontrollverfahren benötigt werden. 

(3) Für die Zwecke von Artikel 1 Absatz 1 ergreift jeder 
Mitgliedstaat die erforderlichen Maßnahmen, um die in den 
Absätzen 1 und 2 des vorliegenden Artikels genannten Ziele 
in Bezug auf sein nationales System zu erreichen. Darüber hi­
naus führt jeder Mitgliedstaat Aufzeichnungen über das zur 
Dateneingabe und -abfrage ordnungsgemäß befugte Personal.
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Artikel 29 

Rechte der von der Datenverarbeitung betroffenen 
Personen 

(1) Der Herkunftsmitgliedstaat unterrichtet die unter Artikel 9 
Absatz 1, Artikel 14 Absatz 1 oder Artikel 17 Absatz 1 fallen­
den Personen schriftlich, falls notwendig auch mündlich, in 
einer Sprache, die sie verstehen oder bei der vernünftigerweise 
davon ausgegangen werden kann, dass sie sie verstehen, über: 

a) die Identität des für die Datenverarbeitung Verantwortlichen 
gemäß Artikel 2 Buchstabe d der Richtlinie 95/46/EG und 
gegebenenfalls seines Vertreters; 

b) den mit der Verarbeitung ihrer Daten in Eurodac verfolgten 
Zweck, einschließlich einer Beschreibung der Ziele der Ver­
ordnung (EU) Nr. 604/2013 im Einklang mit Artikel 4 der 
Verordnung (EU) Nr. 604/2013, sowie in verständlicher 
Form in einer klaren und einfachen Sprache darüber, dass 
die Mitgliedstaaten und Europol zu Gefahrenabwehr- und 
Strafverfolgungszwecken Zugang zu Eurodac haben; 

c) die Empfänger der Daten; 

d) die Verpflichtung zur Fingerabdrucknahme bei Personen im 
Sinne der Artikel 9 Absatz 1 oder 14 Absatz 1; 

e) ihr Recht, Zugang zu den sie betreffende Daten zu erhalten 
und zu beantragen, dass sie betreffende unrichtige Daten 
korrigiert werden oder sie betreffende unrechtmäßig ver­
arbeitete Daten gelöscht werden, sowie das Recht, Informa­
tionen über die Verfahren zur Ausübung dieser Rechte, ein­
schließlich der Kontaktdaten des für die Datenverarbeitung 
Verantwortlichen und der nationalen Kontrollbehörden nach 
Artikel 30 Absatz 1 zu erhalten. 

(2) Die in Absatz 1 des vorliegenden Artikels genannten 
Informationen werden Personen im Sinne der Artikel 9 Absatz 
1 oder 14 Absatz 1 zum Zeitpunkt der Fingerabdruckabnahme 
erteilt. 

Die in Absatz 1 des vorliegenden Artikels genannten Informa­
tionen werden Personen im Sinne des Artikels 17 Absatz 1 
spätestens zum Zeitpunkt der Übermittlung der sie betreffenden 
Daten an das Zentralsystem erteilt. Diese Informationspflicht 
besteht nicht, wenn die Erteilung dieser Informationen sich als 
unmöglich erweist oder einen unverhältnismäßigen Aufwand 
erfordern würde. 

Ist eine Person, die unter Artikel 9 Absatz 1, Artikel 14 Absatz 
1 und Artikel 17 Absatz 1 fällt, minderjährig, so unterrichten 
die Mitgliedstaaten diese Person in einer ihrem Alter angemes­
senen Weise. 

(3) Nach dem Verfahren gemäß Artikel 44 Absatz 2 der 
Verordnung (EU) Nr. 604/2013 wird ein gemeinsames Merk­

blatt erstellt, das mindestens die Angaben gemäß Absatz 1 des 
vorliegenden Artikels und gemäß Artikel 4 Absatz 1 der Ver­
ordnung (EU) Nr. 604/2013 enthält. 

Das Merkblatt muss klar und einfach in einer Sprache abgefasst 
sein, die die betroffene Person versteht oder bei der vernünfti­
gerweise davon ausgegangen werden kann, dass sie sie versteht. 

Das Merkblatt wird so gestaltet, dass es die Mitgliedstaaten mit 
zusätzlichen mitgliedstaatsspezifischen Informationen ergänzen 
können. Diese mitgliedstaatsspezifischen Informationen müssen 
mindestens Angaben über die Rechte der betreffenden Person 
und die Möglichkeit einer Unterstützung durch die nationale 
Kontrollbehörden sowie die Kontaktdaten des für die Datenver­
arbeitung Verantwortlichen und der nationalen Kontrollbehör­
den enthalten. 

(4) Für die Zwecke des Artikels 1 Absatz 1 der vorliegenden 
Verordnung kann jede von einer Datenverarbeitung betroffene 
Person in jedem Mitgliedstaat nach Maßgabe der Rechts- und 
Verwaltungsvorschriften und der Verfahren des jeweiligen Mit­
gliedstaats die in Artikel 12 der Richtlinie 95/46/EG genannten 
Rechte wahrnehmen. 

Unbeschadet der Verpflichtung zur Bereitstellung anderweitiger 
Informationen gemäß Artikel 12 Buchstabe a der Richtlinie 
95/46/EG hat die betroffene Person das Recht, darüber eine 
Mitteilung zu erhalten, welche sie betreffenden Daten im Zen­
tralsystem gespeichert sind und welcher Mitgliedstaat die Daten 
an das Zentralsystem übermittelt hat. Der Zugang zu Daten 
kann nur von einem Mitgliedstaat gewährt werden. 

(5) Für die Zwecke gemäß Artikel 1 Absatz 1 kann jede 
Person in allen Mitgliedstaaten verlangen, dass sachlich falsche 
Daten berichtigt oder unrechtmäßig gespeicherte Daten gelöscht 
werden. Die Berichtigung und die Löschung werden ohne über­
mäßige Verzögerung durch den Mitgliedstaat, der die Daten 
übermittelt hat, nach seinen Rechts- und Verwaltungsvorschrif­
ten und Verfahren vorgenommen. 

(6) Für die Zwecke des Artikels 1 Absatz 1 wird festgelegt, 
dass, wenn die Ansprüche auf Berichtigung und Löschung in 
einem anderen Mitgliedstaat als dem Mitgliedstaat oder den Mit­
gliedstaaten, der/die die Daten übermittelt hat/haben, geltend 
gemacht werden, sich die Behörden dieses Mitgliedstaats mit 
den Behörden des Mitgliedstaats oder der Mitgliedstaaten, der/ 
die Daten übermittelt hat/haben, in Verbindung setzen, damit 
diese die Richtigkeit der Daten sowie die Rechtmäßigkeit ihrer 
Übermittlung und ihrer Speicherung im Zentralsystem überprü­
fen können. 

(7) Für die Zwecke des Artikels 1 Absatz 1 wird festgelegt, 
dass, wenn sich zeigt, dass die im Zentralsystem gespeicherten 
Daten sachlich falsch sind oder unrechtmäßig gespeichert wur­
den, sie von dem Mitgliedstaat, der sie übermittelt hat, gemäß 
Artikel 27 Absatz 3 berichtigt oder gelöscht werden. Der be­
treffende Mitgliedstaat bestätigt der betroffenen Person schrift­
lich ohne übermäßige Verzögerung, dass er Maßnahmen zur 
Berichtigung oder Löschung der sie betreffenden Daten ergriffen 
hat.
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(8) Für die Zwecke gemäß Artikel 1 Absatz 1 wird festgelegt, 
dass, wenn der Mitgliedstaat, der die Daten übermittelt hat, 
nicht der Ansicht ist, dass die im Zentralsystem gespeicherten 
Daten sachlich falsch sind oder unrechtmäßig gespeichert wur­
den, er der von der Datenverarbeitung betroffenen Person ohne 
übermäßige Verzögerung in einer schriftlichen Begründung er­
läutert, warum er nicht bereit ist, die Daten zu berichtigen oder 
zu löschen. 

Der Mitgliedstaat teilt der betroffenen Person ebenfalls mit, wel­
che Schritte sie ergreifen kann, wenn sie mit der Erläuterung 
nicht einverstanden ist. Hierzu gehören Angaben darüber, auf 
welche Weise bei den zuständigen Behörden oder Gerichten des 
betreffenden Mitgliedstaats Klage zu erheben oder gegebenen­
falls Beschwerde einzulegen ist, sowie Angaben über jede finan­
zielle oder sonstige Unterstützung, die gemäß den Rechts- und 
Verwaltungsvorschriften sowie den Verfahren des betreffenden 
Mitgliedstaats zur Verfügung steht. 

(9) Jeder Antrag nach den Absätzen 4 und 5 enthält die zur 
Identifizierung der von der Datenverarbeitung betroffenen Per­
son erforderlichen Angaben einschließlich der Fingerabdruck­
daten. Diese Daten werden ausschließlich für die Wahrnehmung 
der in den Absätzen 4 und 5 genannten Rechte verwendet und 
anschließend unverzüglich gelöscht. 

(10) Die zuständigen Behörden der Mitgliedstaaten arbeiten 
aktiv zusammen, damit die Ansprüche nach den Absätzen 5, 6 
und 7 unverzüglich durchgesetzt werden. 

(11) Fordert eine Person sie betreffende Daten gemäß Absatz 
4 an, wird hierüber von der zuständigen Behörde eine schrift­
liche Aufzeichnung angefertigt, in der die Anforderung sowie 
die Art und Weise ihrer Bearbeitung festgehalten werden,; diese 
Aufzeichnung stellt die zuständige Behörde den nationalen Kon­
trollbehörden unverzüglich zur Verfügung. 

(12) Für die Zwecke gemäß Artikel 1 Absatz 1 der vorlie­
genden Verordnung unterstützt in jedem Mitgliedstaat die na­
tionale Kontrollbehörde die betroffene Person auf deren Antrag 
bei der Wahrnehmung ihrer Rechte gemäß Artikel 28 Absatz 4 
der Richtlinie 95/46/EG. 

(13) Für die Zwecke gemäß Artikel 1 Absatz 1 der vorlie­
genden Verordnung unterstützen die nationale Kontrollstelle des 
Mitgliedstaats, der die Daten übermittelt hat, und die nationale 
Kontrollstelle des Mitgliedstaats, in dem sich die von der Daten­
verarbeitung betroffene Person aufhält, und - wenn sie darum 
ersucht werden - beraten diese bei der Wahrnehmung ihres 
Rechts auf Berichtigung oder Löschung von Daten. Beide na­
tionalen Kontrollbehörden arbeiten zu diesem Zweck zusam­
men. Ersuchen um Unterstützung können an die nationale Kon­
trollbehörde des Mitgliedstaates, in dem sich die von der Daten­
verarbeitung betroffene Person aufhält, gerichtet werden; diese 
leitet die Ersuchen an die Stelle des Mitgliedstaats weiter, der die 
Daten übermittelt hat. 

(14) In jedem Mitgliedstaat kann jede Person nach Maßgabe 
der Rechts- und Verwaltungsvorschriften und Verfahren des be­
treffenden Mitgliedstaats eine Beschwerde bei den zuständigen 

Behörden oder gegebenenfalls eine Klage bei den zuständigen 
Gerichten des betreffenden Mitgliedstaats erheben, wenn ihr das 
in Absatz 4 vorgesehene Auskunftsrecht verweigert wird. 

(15) Jede Person kann nach Maßgabe der Rechts- und Ver­
waltungsvorschriften und der Verfahren des Mitgliedstaats, der 
die Daten übermittelt hat, hinsichtlich der sie betreffenden, im 
Zentralsystem gespeicherten Daten eine Beschwerde bei den zu­
ständigen Behörden oder gegebenenfalls eine Klage bei den zu­
ständigen Gerichten des betreffenden Mitgliedstaats erheben, um 
ihre Rechte nach Absatz 5 geltend zu machen. Die Verpflich­
tung der nationalen Kontrollbehörden zur Unterstützung und – 
sofern beantragt – zur Beratung der betroffenen Person gemäß 
Absatz 13 bleibt während des ganzen Verfahrens bestehen. 

Artikel 30 

Überwachung durch die nationalen Kontrollbehörden 

(1) Für die Zwecke gemäß Artikel 1 Absatz 1 der vorliegen­
den Verordnung sieht jeder Mitgliedstaat vor, dass die gemäß 
Artikel 28 Absatz 1 der Richtlinie 95/46/EG benannte(n) na­
tionale(n) Kontrollbehörde(n) nach Maßgabe des jeweiligen na­
tionalen Rechts die Rechtmäßigkeit der Verarbeitung personen­
bezogener Daten gemäß dieser Verordnung durch den betref­
fenden Mitgliedstaat einschließlich der Übermittlung dieser Da­
ten an das Zentralsystem unabhängig überwacht/überwachen. 

(2) Jeder Mitgliedstaat trägt dafür Sorge, dass seine nationale 
Kontrollbehörde die Möglichkeit hat, sich von Personen mit 
ausreichender Kenntnis im Bereich der Fingerabdruckdaten be­
raten zu lassen. 

Artikel 31 

Kontrolle durch den Europäischen 
Datenschutzbeauftragten 

(1) Der Europäische Datenschutzbeauftragte stellt sicher, dass 
die Verarbeitung personenbezogener Daten in Eurodac, ins­
besondere durch die Agentur, im Einklang mit der Verordnung 
(EG) Nr. 45/2001 und dieser Verordnung erfolgt. 

(2). Der Europäische Datenschutzbeauftragte stellt sicher, 
dass mindestens alle drei Jahre die Verarbeitung personenbezo­
gener Daten durch die Agentur nach den internationalen Prü­
fungsgrundsätzen überprüft wird. Der Prüfbericht wird dem Eu­
ropäischen Parlament, dem Rat, der Kommission, der Agentur 
und den nationalen Kontrollbehörden übermittelt. Die Agentur 
erhält Gelegenheit, vor der Annahme des Berichts eine Stellung­
nahme abzugeben. 

Artikel 32 

Zusammenarbeit zwischen den nationalen 
Kontrollbehörden und dem Europäischen 

Datenschutzbeauftragten 

(1) Die nationalen Kontrollbehörden und der Europäische 
Datenschutzbeauftragte arbeiten im Rahmen ihrer jeweiligen 
Zuständigkeiten aktiv zusammen und sorgen für eine koor­
dinierte Überwachung von Eurodac.
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(2) Die Mitgliedstaaten stellen sicher, dass jedes Jahr eine 
Überprüfung der Verarbeitung personenbezogener Daten für 
die Zwecke gemäß Artikel 1 Absatz 2, einschließlich einer stich­
probenartigen Analyse der in elektronischer Form übermittelten 
begründeten Anträge, von einer unabhängigen Stelle gemäß Ar­
tikel 33 Absatz 2 durchgeführt wird. 

Die Überprüfung wird dem in Artikel 40 Absatz 7 genannten 
Jahresbericht der Mitgliedstaaten beigefügt. 

(3) Im Rahmen ihrer jeweiligen Zuständigkeiten tauschen die 
nationalen Kontrollbehörden und der Europäische Datenschutz­
beauftragte einschlägige Informationen aus, unterstützen sich 
gegenseitig bei Überprüfungen und Inspektionen, prüfen 
Schwierigkeiten bei der Auslegung oder Anwendung dieser Ver­
ordnung, untersuchen Probleme bei der Wahrnehmung der un­
abhängigen Überwachung oder der Ausübung der Rechte der 
von der Datenverarbeitung betroffener Personen, arbeiten har­
monisierte Vorschläge im Hinblick auf gemeinsame Lösungen 
für etwaige Probleme aus und fördern erforderlichenfalls die 
Sensibilisierung für die Datenschutzrechte. 

(4) Die nationalen Kontrollbehörden und der Europäische 
Datenschutzbeauftragte kommen für die Zwecke des Artikels 
3 mindestens zweimal pro Jahr zusammen. Die Kosten und 
die Ausrichtung dieser Sitzungen übernimmt der Europäische 
Datenschutzbeauftragte. In der ersten Sitzung wird eine Ge­
schäftsordnung angenommen. Weitere Arbeitsverfahren werden 
je nach Bedarf gemeinsam entwickelt. Ein gemeinsamer Tätig­
keitsbericht wird dem Europäischen Parlament, dem Rat, der 
Kommission und der Agentur alle zwei Jahre übermittelt. 

Artikel 33 

Schutz der für die Zwecke der Gefahrenabwehr und 
Strafverfolgung verarbeiteten personenbezogenen Daten 

(1) Jeder Mitgliedstaat stellt sicher, dass die Bestimmungen, 
die gemäß den nationalen Rechtsvorschriften zur Umsetzung 
des Rahmenbeschlusses 2008/977/JI angenommen wurden, 
auch auf die Verarbeitung personenbezogener Daten durch ihrer 
nationalen Behörden für die Zwecke gemäß Artikel 1 Absatz 2 
dieser Verordnung anwendbar sind. 

(2) Die Rechtmäßigkeit der Verarbeitung personenbezogener 
Daten auf der Grundlage dieser Verordnung durch die Mitglied­
staaten für die Zwecke gemäß Artikel 1 Absatz 2 dieser Ver­
ordnung, einschließlich der Übermittlung dieser Daten an und 
von Eurodac, wird von den gemäß dem Rahmenbeschluss 
2008/977/JI benannten nationalen Behörden überwacht. 

(3) Die Verarbeitung personenbezogener Daten durch Euro­
pol nach Maßgabe dieser Verordnung erfolgt in Übereinstim­
mung mit dem Beschluss 2009/371/JI und wird von einem 
unabhängigen externen Datenschutzbeauftragten überwacht. 
Die Artikel 30, 31 und 32 dieses Beschlusses sind bei der Ver­
arbeitung personenbezogener Daten durch Europol gemäß die­
ser Verordnung anwendbar. Der unabhängige Datenschutz­
beauftragte stellt sicher, dass die Rechte der betreffenden Person 
nicht verletzt werden. 

(4) Die für die Zwecke gemäß Artikel 1 Absatz 2 von 
Eurodac nach dieser Verordnung erhaltenen personenbezogenen 
Daten dürfen nur zur Verhütung, Aufdeckung oder Unter­
suchung des konkreten Falls, für den die Daten von einem Mit­
gliedstaat oder von Europol angefordert wurden, verarbeitet 
werden. 

(5) Das Zentralsystem, die benannten Behörden und Prüfstel­
len sowie Europol bewahren die Abfrageprotokolle auf, um den 
nationalen Datenschutzbehörden und dem Europäischen Daten­
schutzbeauftragten die Überprüfung zu ermöglichen, ob bei der 
Datenverarbeitung die Datenschutzbestimmungen der Union 
eingehalten wurden, sowie um die Jahresberichte gemäß Arti­
kel 40 Absatz 7 zu erstellen. Außer aus diesen Gründen werden 
die personenbezogenen Daten sowie auch Abfrageprotokolle 
nach Ablauf eines Monats aus allen Datenbanken des Mitglied­
staats und Europols gelöscht, es sei denn, die Daten sind für die 
bestimmte laufende strafrechtliche Ermittlung, für die sie von 
einem Mitgliedstaat oder von Europol angefordert wurden, er­
forderlich. 

Artikel 34 

Datensicherheit 

(1) Der Herkunftsmitgliedstaat gewährleistet die Datensicher­
heit vor und während der Übermittlung an das Zentralsystem. 

(2) Jeder Mitgliedstaat trifft für sämtliche Daten, die von sei­
nen zuständigen Behörden gemäß dieser Verordnung verarbeitet 
werden, die erforderlichen Maßnahmen, einschließlich der Auf­
stellung eines Sicherheitsplans, um 

a) die Daten physisch zu schützen, auch durch die Aufstellung 
von Notfallplänen für den Schutz kritischer Infrastrukturen; 

b) zu verhindern, dass Unbefugte Zugang zu den nationalen 
Anlagen erhalten, in denen der Mitgliedstaat Tätigkeiten aus­
führt, die dem Zweck von Eurodac dienen (Zugangskontrol­
le); 

c) das unbefugte Lesen, Kopieren, Verändern oder Entfernen 
von Datenträgern zu verhindern (Datenträgerkontrolle); 

d) die unbefugte Eingabe von Daten sowie die unbefugte Ein­
sichtnahme, Veränderung oder Löschung gespeicherter per­
sonenbezogener Daten zu verhindern (Speicherkontrolle); 

e) die unbefugte Verarbeitung von Eurodac-Daten und die un­
befugte Änderung oder Löschung von Daten, die in Eurodac 
verarbeitet wurden, zu verhindern (Kontrolle der Datenein­
gabe); 

f) sicherzustellen, dass die zur Benutzung von Eurodac- befug­
ten Personen über individuelle und einmalig vergebene Be­
nutzerkennung und einen geheimen Zugangsmodus aus­
schließlich Zugriff auf die ihrer Zugriffsberechtigung unter­
liegenden Daten haben (Kontrolle des Datenzugriffs);
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g) sicherzustellen, dass die zum Zugriff auf Eurodac berechtig­
ten Behörden Profile mit einer Beschreibung der Aufgaben 
und Befugnisse der Personen erstellen, die zum Zugriff auf 
die Daten sowie zu ihrer Eingabe, Aktualisierung, Löschung 
und Abfrage berechtigt sind, und dass diese Profile und alle 
anderen einschlägigen Informationen, die diese Behörden zur 
Überwachung anfordern könnten, den nationalen Kontroll­
behörden nach Artikel 28 der Richtlinie 95/46/EG und Ar­
tikel 25 des Rahmenbeschlusses 2008/799/JI auf deren An­
frage unverzüglich zur Verfügung gestellt werden (Profile der 
zugriffsberechtigten Personen); 

h) zu gewährleisten, dass überprüft und festgestellt werden 
kann, an welche Stellen personenbezogene Daten mit Hilfe 
von Datenübertragungseinrichtungen übermittelt werden 
können (Übermittlungskontrolle); 

i) sicherzustellen, dass nachgeprüft und festgestellt werden 
kann, welche Daten wann, von wem und zu welchem Zweck 
in Eurodac verarbeitet worden sind (Datenerfassungskontrol­
le); 

j) insbesondere durch geeignete Verschlüsselungstechniken zu 
verhindern, dass bei der Übermittlung personenbezogener 
Daten an Eurodac oder von Eurodac oder während des 
Transports von Datenträgern die Daten von Unbefugten ge­
lesen, kopiert, verändert oder gelöscht werden können 
(Transportkontrolle); 

k) die Effizienz der in diesem Absatz genannten Sicherheits­
maßnahmen zu überwachen und die notwendigen organisa­
torischen Maßnahmen im Zusammenhang mit der internen 
Überwachung zu treffen, um sicherzustellen, dass dieser Ver­
ordnung entsprochen wird (Eigenkontrolle) und innerhalb 
von 24 Stunden sämtlichen relevanten Fälle automatisch 
zu erkennen, zu denen es infolge der Anwendung der in 
den Buchstaben b bis j beschriebenen Maßnahmen kommt 
und die auf den Eintritt eines Sicherheitsvorfalls hinweisen 
könnten. 

(3) Die Mitgliedstaaten unterrichten die Agentur über in ih­
ren Systemen festgestellte Sicherheitsvorfälle. Die Agentur setzt 
bei einem Sicherheitsvorfall die Mitgliedstaaten, Europol und 
den Europäischen Datenschutzbeauftragten davon in Kenntnis. 
Der betreffende Mitgliedstaat, die Agentur und Europol arbeiten 
während eines Sicherheitsvorfalls zusammen. 

(4) Die Agentur ergreift die Maßnahmen, die erforderlich 
sind, um die in Absatz 2 genannten Ziele in Bezug auf den 
Betrieb von Eurodac, einschließlich der Annahme eines Sicher­
heitsplans, zu verwirklichen. 

Artikel 35 

Verbot der Übermittlung von Daten an Drittstaaten, 
internationale Organisationen oder private Stellen 

(1) Personenbezogene Daten, die ein Mitgliedstaat oder Euro­
pol nach dieser Verordnung aus dem Zentralsystem erhalten 

hat, dürfen nicht an einen Drittstaat, eine internationale Orga­
nisation oder eine private Stelle innerhalb oder außerhalb der 
Union übermittelt oder ihnen zur Verfügung gestellt werden. 
Dieses Verbot gilt auch, wenn diese Daten im Sinne von Ar­
tikel 2 Buchstabe b des Rahmenbeschlusses 2008/977/JI auf 
nationaler Ebene oder zwischen Mitgliedstaaten weiterverarbeitet 
werden. 

(2) Personenbezogene Daten aus einem Mitgliedstaat, die 
zwischen den Mitgliedstaaten nach einem Treffer, der für die 
Zwecke gemäß Artikel 1 Absatz 2 erzielt wurde, ausgetauscht 
werden, werden nicht an Drittstaaten weitergegeben, wenn ein 
ernstzunehmendes Risiko besteht, dass die von der Datenver­
arbeitung betroffene Person infolge dieser Weitergabe gefoltert, 
unmenschlich und erniedrigend behandelt oder bestraft wird 
oder ihre Grundrechte in sonstiger Weise verletzt werden. 

(3) Dieses Verbot gemäß den Absätzen 1 und 2 schränkt das 
Recht der Mitgliedstaaten auf die Übermittlung solcher Daten an 
Drittstaaten, auf die die Verordnung (EU) Nr. 604/2013 an­
wendbar ist, nicht ein. 

Artikel 36 

Protokollierung und Dokumentierung 

(1) Die Mitgliedstaaten und Europol gewährleisten, dass alle 
Datenverarbeitungsvorgänge, die aus Anträgen auf Abgleich mit 
Eurodac-Daten für die Zwecke gemäß Artikel 1 Absatz 2 resul­
tieren, zum Zwecke der Prüfung der Zulässigkeit des Antrags, 
der Überwachung der Rechtmäßigkeit der Datenverarbeitung 
sowie zur Gewährleistung der Datenintegrität und -sicherheit 
und zur Eigenkontrolle protokolliert oder dokumentiert werden. 

(2) Das Protokoll beziehungsweise die Dokumentation ent­
halten stets folgende Angaben: 

a) den genauen Zweck des Antrags auf Abgleich, einschließlich 
Angaben zur Art der terroristischen und sonstigen schweren 
Straftat, und im Falle Europols den genauen Zweck des An­
trags auf Abgleich; 

b) die hinreichenden Gründe, gemäß Artikel 20 Absatz 1 dieser 
Verordnung keinen Abgleich mit anderen Mitgliedstaaten 
nach dem Beschluss 2008/615/JI durchzuführen 

c) das nationale Aktenzeichen; 

d) das Datum und den genauen Zeitpunkt des Antrags der 
nationalen Zugangsstelle auf Abgleich mit den Daten des 
Zentralsystems; 

e) die Bezeichnung der Behörde, die den Zugriff zwecks Daten­
abgleichs beantragt hat, sowie die zuständige Person, die den 
Antrag gestellt und die Daten verarbeitet hat;
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f) gegebenenfalls die Anwendung des Dringlichkeitsverfahrens 
nach Artikel 19 Absatz 3 und das Ergebnis der nachträgli­
chen Überprüfung; 

g) die für den Abgleich verwendeten Daten; 

h) nach Maßgabe der nationalen Rechtsvorschriften oder des 
Beschlusses Nr. 2009/371/JI die Kennung des Beamten, der 
die Abfrage vorgenommen hat, und des Beamten, der die 
Abfrage oder Übermittlung angeordnet hat. 

(3) Die Protokolle oder Dokumentationen dürfen nur zur 
Überwachung der Rechtmäßigkeit der Datenverarbeitung sowie 
zur Gewährleistung der Datenintegrität und -sicherheit verwen­
det werden. Für die Überwachung und Bewertung gemäß Arti­
kel 40 dürfen nur Protokolle verwendet werden, die keine per­
sonenbezogenen Daten enthalten. Die für die Prüfung der Zu­
lässigkeit des Antrags und die Überwachung der Rechtmäßigkeit 
der Datenverarbeitung sowie die Gewährleistung der Dateninte­
grität und -sicherheit zuständigen nationalen Kontrollbehörden 
haben auf Antrag zur Erfüllung ihrer Aufgaben Zugang zu die­
sen Protokollen. 

Artikel 37 

Haftung 

(1) Jede Person oder jeder Mitgliedstaat, der oder dem durch 
eine rechtswidrige Verarbeitung oder durch eine andere Hand­
lung, die dieser Verordnung zuwiderläuft, ein Schaden entstan­
den ist, hat das Recht, von dem für den erlittenen Schaden 
verantwortlichen Mitgliedstaat Schadenersatz zu verlangen. Die­
ser Mitgliedstaat wird teilweise oder vollständig von seiner Haf­
tung befreit, wenn er nachweist, dass er für den Umstand, durch 
den der Schaden eingetreten ist, nicht verantwortlich ist. 

(2) Für Schäden am Zentralsystem, die darauf zurückzufüh­
ren sind, dass ein Mitgliedstaat seinen Verpflichtungen aufgrund 
dieser Verordnung nicht nachgekommen ist, ist dieser Mitglied­
staat haftbar, sofern und soweit die Agentur oder ein anderer 
Mitgliedstaat keine angemessenen Schritte unternommen hat, 
um den Schaden abzuwenden oder zu mindern. 

(3) Die Durchsetzung von Schadenersatzansprüchen nach 
den Absätzen 1 und 2 gegen einen Mitgliedstaat unterliegt 
den nationalen Rechtsvorschriften des beklagten Mitgliedstaats. 

KAPITEL VIII 

ÄNDERUNGEN AN DER VERORDNUNG (EU) NR. 1077/2011 

Artikel 38 

Änderungen an der Verordnung (EU) Nr. 1077/2011 

Die Verordnung (EU) Nr. 1077/2011wird wie folgt geändert: 

1. Artikel 5 erhält folgende Fassung: 

"Artikel 5 

Aufgaben im Zusammenhang mit Eurodac 

In Bezug auf Eurodac nimmt die Agentur die folgenden 
Aufgaben wahr: 

a) die Aufgaben, die der Agentur durch die Verordnung (EU) 
Nr. 603/2013 des Europäischen Parlaments und des Rates 
vom 26. Juni 2013 über die Einrichtung von Eurodac für 
den Abgleich von Fingerabdrücken zum Zwecke der ef­
fektiven Anwendung der Verordnung (EU) Nr. 604/2013 
zur Festlegung der Kriterien und Verfahren zur Bestim­
mung des Mitgliedstaats, der für die Prüfung eines von 
einem Drittstaatsangehörigen oder Staatenlosen in einem 
Mitgliedstaat gestellten Antrags auf internationalen Schutz 
zuständig ist und über der Gefahrenabwehr und Strafver­
folgung dienende Anträge der Gefahrenabwehr- und 
Strafverfolgungsbehörden der Mitgliedstaaten und Euro­
pols auf den Abgleich mit Eurodac-Daten (*) übertragen 
wurden; und 

b) Aufgaben im Zusammenhang mit Schulungen zur tech­
nischen Nutzung von Eurodac. 

___________ 
(*) ABl. L 180, 29.6.2013, S. 1." 

2. Artikel 12 Absatz 1 wird wie folgt geändert: 

a) Die Buchstaben u und v erhalten folgende Fassung: 

"u) den Jahresbericht über die Tätigkeit des Zentralsys­
tems von Eurodac gemäß Artikel 40 Absatz 1 der 
Verordnung (EU) Nr. 603/2013 anzunehmen; 

v) zu den Berichten des Europäischen Datenschutz­
beauftragten über die Überprüfungen gemäß Arti­
kel 45 Absatz 2 der Verordnung (EG) 
Nr. 1987/2006, Artikel 42 Absatz 2 der Verordnung 
(EG) Nr. 767/2008 und Artikel 31 Absatz 2 der Ver­
ordnung (EU) Nr. 603/2013 Stellung zu nehmen 
und für angemessene Folgemaßnahmen zu diesen 
Überprüfungen Sorge zu tragen;" 

b) Buchstabe x erhält folgende Fassung: 

"x) Statistiken über die Arbeit des Zentralsystems von 
Eurodac gemäß Artikel 8 Absatz 2 der Verordnung 
(EU) Nr. 603/2013 zu erstellen;"
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c) Buchstabe z erhält folgende Fassung: 

"z) dafür zu sorgen, dass die Liste der gemäß Artikel 27 
Absatz 2 der Verordnung (EU) Nr. 603/2013 be­
nannten Stellen jährlich veröffentlicht wird;" 

3. Artikel 15 Absatz 4 erhält folgende Fassung: 

"4. Europol und Eurojust können an Sitzungen des Ver­
waltungsrats als Beobachter teilnehmen, wenn auf der Tages­
ordnung das SIS II betreffende Angelegenheiten im Zusam­
menhang mit der Anwendung des Beschlusses 2007/533/JI 
stehen. Europol kann auch an Sitzungen des Verwaltungsrats 
als Beobachter teilnehmen, wenn auf der Tagesordnung das 
VIS betreffende Angelegenheiten im Zusammenhang mit der 
Anwendung des Beschlusses 2008/633/JI oder Eurodac be­
treffende Angelegenheiten im Zusammenhang mit der An­
wendung der Verordnung (EU) Nr. 603/2013 stehen." 

4. Artikel 17 wird wie folgt geändert: 

a) Absatz 5 Buchstabe g erhält folgende Fassung: 

"g) unbeschadet des Artikels 17 des Statuts Geheimhal­
tungsvorschriften festzulegen, um Artikel 17 der Ver­
ordnung (EG) Nr. 1987/2006, Artikel 17 des Be­
schlusses 2007/533/JI, Artikel 26 Absatz 9 der Ver­
ordnung (EG) Nr. 767/2008 und Artikel 4 Absatz 4 
der Verordnung (EU) Nr. 603/2013 nachzukom­
men;" 

b) Absatz 6 Buchstabe i erhält folgende Fassung: 

"i) die Entwürfe der Berichte über die technische Funk­
tionsweise jedes der in Artikel 12 Absatz 1 Buchstabe 
t genannten IT-Großsysteme und den Entwurf des 
Jahresberichts über die Tätigkeit des Zentralsystems 
von Eurodac gemäß Artikel 12 Absatz 1 Buchstabe 
u auf der Grundlage der Kontroll- und Bewertungs­
ergebnisse;" 

5. Artikel 19 Absatz 3 erhält folgende Fassung: 

"3. Europol und Eurojust können jeweils einen Vertreter 
in die SIS II-Beratergruppe entsenden. Europol kann auch 
einen Vertreter in die VIS-Beratergruppe und die Eurodac- 
Beratergruppe entsenden.". 

KAPITEL IX 

SCHLUSSBESTIMMUNGEN 

Artikel 39 

Kosten 

(1) Die Kosten im Zusammenhang mit der Einrichtung und 
dem Betrieb des Zentralsystems und der Kommunikationsinfra­
struktur gehen zu Lasten des Gesamthaushaltsplans der Euro­
päischen Union. 

(2) Die Kosten für die nationalen Zugangsstellen und die 
Kosten für deren Anbindung an das Zentralsystem werden 
von den Mitgliedstaaten getragen. 

(3) Die Mitgliedstaaten und Europol errichten und unterhal­
ten auf eigene Kosten die zur Anwendung dieser Verordnung 
notwendige technische Infrastruktur und kommen für die Kos­
ten auf, die ihnen durch Anträge auf Abgleich mit Eurodac- 
Daten für die Zwecke gemäß Artikel 1 Absatz 2 entstehen. 

Artikel 40 

Jahresbericht: Überwachung und Bewertung 

(1) Die Agentur unterbreitet dem Europäischen Parlament, 
dem Rat, der Kommission und dem Europäischen Datenschutz­
beauftragten einen Jahresbericht über den Betrieb des Zentral­
systems, der die Aspekte des technischen Betriebs und der Si­
cherheit umfasst. Der Jahresbericht gibt unter anderem Auf­
schluss über Verwaltung und Leistung von Eurodac gemessen 
an Mengenindikatoren, die für die in Absatz 2 genannten Ziele 
vorgegeben werden. 

(2) Die Agentur trägt dafür Sorge, dass Verfahren zur Ver­
fügung stehen, mit denen der Betrieb des Zentralsystems an­
hand von Leistungs-, Kostenwirksamkeits- und Dienstleistungs­
qualitätszielen überwacht werden kann. 

(3) Zum Zwecke der Wartung des Systems sowie zur Erstel­
lung von Berichten und Statistiken hat die Agentur Zugang zu 
den erforderlichen Informationen über die Verarbeitungsvor­
gänge im Zentralsystem. 

(4) Bis zum 20. Juli 2018 und danach alle vier Jahre legt die 
Kommission eine umfassende Bewertung von Eurodac vor, in 
der sie die Ergebnisse an den Zielen misst und die Auswirkun­
gen auf die Grundrechte überprüft, einschließlich inwiefern die 
Nutzung von Daten zu Gefahrenabwehr- und Strafverfolgungs­
zwecken zu indirekten Diskriminierungen von Personen geführt 
hat, auf die sich diese Richtlinie erstreckt, sowie feststellt, ob die 
grundlegenden Prinzipien weiterhin gültig sind; dazu gehören 
auch alle gebotenen Schlussfolgerungen für künftige Tätigkeiten 
und gegebenenfalls erforderliche Empfehlungen. Die Kommis­
sion legt die Bewertung dem Europäischen Parlament und 
dem Rat vor. 

(5) Die Mitgliedstaaten stellen der Agentur und der Kommis­
sion die Informationen zur Verfügung, die zum Abfassen des 
Jahresberichts gemäß Absatz 1 erforderlich sind.
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(6) Die Agentur, die Mitgliedstaaten und Europol stellen der 
Kommission die für die Erstellung der Bewertung nach Absatz 5 
erforderlichen Informationen zur Verfügung. Diese Informatio­
nen dürfen nicht zu einer Störung der Arbeitsverfahren führen 
oder Angaben enthalten, die Rückschlüsse auf Quellen, Bediens­
tete oder Ermittlungen der benannten Behörden gestatten. 

(7) Die Mitgliedstaaten und Europol erstellen unter Einhal­
tung der nationalen Rechtsvorschriften über die Veröffent­
lichung von sensiblen Informationen Jahresberichte über die 
Wirksamkeit des Abgleichs von Fingerabdruckdaten mit 
Eurodac-Daten für Gefahrenabwehr- und Strafverfolgungszwe­
cke; diese Berichte enthalten auch Angaben und Statistiken über 

— den genauen Zweck des Abgleichs, einschließlich über die 
Art der terroristischen oder sonstigen schweren Straftat, 

— die Rechtfertigung eines begründeten Verdachts 

— die hinreichenden Gründe, die gemäß Artikel 20 Absatz 1 
dieser Verordnung dafür angegeben werden, keinen Abgleich 
mit anderen Mitgliedstaaten nach dem Beschluss 
2008/615/JI durchzuführen, 

— die Anzahl der Anträge auf Abgleich, 

— die Anzahl und die Art von Fällen, in denen die Identität 
einer Person festgestellt werden konnte und 

— die Notwendigkeit und die Nutzung des Ausnahmeverfah­
rens in dringenden Fällen, darunter über Fälle, in denen bei 
der nachträglichen Überprüfung durch die Prüfstelle fest­
gestellt wurde, dass das Dringlichkeitsverfahren nicht ge­
rechtfertigt war. 

Die Berichte der Mitgliedstaaten und von Europol werden der 
Kommission bis zum 30. Juni des Folgejahres vorgelegt. 

(8) Auf der Grundlage der Jahresberichte der Mitgliedstaaten 
und von Europol gemäß Absatz 7 erstellt die Kommission zu­
sätzlich zu der umfassenden Bewertung gemäß Absatz 4 einen 
Jahresbericht über den Zugang der Gefahrenabwehr- und Straf­
verfolgungsbehörden zu Eurodac und übermittelt ihn dem Eu­
ropäischen Parlament, dem Rat und dem europäischen Daten­
schutzbeauftragten. 

Artikel 41 

Sanktionen 

Die Mitgliedstaaten treffen die erforderlichen Maßnahmen, um 
sicherzustellen, dass jede Verarbeitung von im Zentralsystem 

gespeicherten Daten, die dem in Artikel 1 genannten Zweck 
von Eurodac zuwiderläuft, mit wirksamen, verhältnismäßigen 
und abschreckenden Sanktionen, einschließlich verwaltungs- 
und/oder strafrechtlicher Sanktionen im Einklang mit dem na­
tionalen Recht, geahndet wird. 

Artikel 42 

Territorialer Anwendungsbereich 

Die Bestimmungen dieser Verordnung sind nicht anwendbar auf 
Gebiete, für die die Verordnung (EU) Nr. 604/2013 nicht gilt. 

Artikel 43 

Meldung der benannten Behörden und Prüfstellen 

(1) Jeder Mitgliedstaat teilt bis zum 20. Oktober 2013 der 
Kommission seine benannten Behörden, die in Artikel 5 Absatz 
3 genannten operativen Stellen und seine Prüfstelle mit und 
meldet unverzüglich jede Änderung. 

(2) Europol teilt bis zum 20. Oktober 2013 der Kommission 
seine benannten Behörden, seine Prüfstelle sowie die benannte 
nationale Zugangsstelle mit und meldet unverzüglich jede Än­
derung. 

(3) Die Kommission veröffentlicht die in den Absätzen 1 und 
2 genannten Informationen einmal im Jahr im Amtsblatt der 
Europäischen Union und in einer ohne Verzug auf dem neuesten 
Stand gehaltenen elektronischen Veröffentlichung. 

Artikel 44 

Übergangsbestimmungen 

Daten, die gemäß Artikel 12 der Verordnung (EG) 
Nr. 2725/2000 im Zentralsystem blockiert wurden, werden frei­
gegeben und gemäß Artikel 18 Absatz 1 dieser Verordnung am 
20. Juli 2015 markiert. 

Artikel 45 

Aufhebung 

Die Verordnung (EG) Nr. 2725/2000 und die Verordnung (EG) 
Nr. 407/2002 werden mit Wirkung ab dem 20. Juli 2015 auf­
gehoben. 

Bezugnahmen auf die aufgehobenen Verordnungen gelten als 
Bezugnahmen auf diese Verordnung und sind nach Maßgabe 
der Entsprechungstabelle in Anhang III zu lesen.
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Artikel 46 

Inkrafttreten und Anwendbarkeit 

Diese Verordnung tritt am zwanzigsten Tag nach ihrer Veröffentlichung im Amtsblatt der Europäischen Union 
in Kraft. 

Diese Verordnung gilt ab dem 20. Juli 2015. 

Die Mitgliedstaaten benachrichtigen die Kommission und die Agentur, sobald sie die technischen Vorkeh­
rungen für die Datenübermittlung an das Zentralsystem getroffen haben, in jedem Fall aber nicht später als 
20. Juli 2015. 

Diese Verordnung ist in allen ihren Teilen verbindlich und gilt gemäß den Verträgen unmittel­
bar in den Mitgliedstaaten. 

Geschehen zu Brüssel am 26. Juni 2013. 

Im Namen des Europäischen Parlaments 
Der Präsident 
M. SCHULZ 

Im Namen des Rates 
Der Präsident 
A. SHATTER
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ANHANG I 

Datenformat und fingerabdruckblatt 

Datenformat für den Austausch von Fingerabdruckdaten 

Folgendes Format für den Austausch von Fingerabdruckdaten wird vorgeschrieben: 

ANSI/NIST-ITL 1a-1997, Ver.3, Juni 2001 (INT-1) und alle zukünftigen Fortentwicklungen dieses Standards. 

Norm für die Kennbuchstaben der Mitgliedstaaten 

Es gilt folgende ISO-Norm: ISO 3166 – 2 – Buchstaben-Code.
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ANHANG II 

Aufgehobene Verordnungen (gemäß Artikel 45) 

Verordnung (EG) Nr. 2725/2000 des Rates (ABl. L 316 vom 15.12.2000, S. 1) 

Verordnung (EG) Nr. 407/2002 des Rates (ABl. L 62 vom 5.3.2002, S. 1)
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ANHANG III 

Entsprechungstabelle 

Verordnung (EG) Nr. 2725/2000 Diese Verordnung 

Artikel 1 Absatz 1 Artikel 1 Absatz 1 

Artikel 1 Absatz 2 Unterabsatz 1 Buchstaben a und b Artikel 3 Absatz 1 Buchstabe a 

Artikel 1 Absatz 2 Unterabsatz 1 Buchstabe c — 

Artikel 1 Absatz 2 Unterabsatz 2 Artikel 3 Absatz 4 

Artikel 1 Absatz 3 Artikel 1 Absatz 3 

Artikel 2 Absatz 1 Buchstabe a — 

Artikel 2 Absatz 1 Buchstaben b bis e Artikel 2 Absatz 1 Buchstaben a bis d 

— Artikel 2 Absatz 1 Buchstaben f bis j 

Artikel 3 Absatz 1 — 

Artikel 3 Absatz 2 Artikel 3 Absatz 3 

Artikel 3 Absatz 3 Buchstaben a bis e Artikel 8 Absatz 1 Buchstaben a bis e 

— Artikel 8 Absatz 1 Buchstaben f bis i 

Artikel 3 Absatz 4 — 

Artikel 4 Absatz 1 Artikel 9 Absatz 1 und Artikel 3 Absatz 5 

Artikel 1 Absatz 1 Artikel 1 Absatz 1 

Artikel 1 Absatz 2 Unterabsatz 1 Buchstaben a und b Artikel 3 Absatz 1 Buchstabe a 

Artikel 1 Absatz 2 Unterabsatz 1 Buchstabe c — 

Artikel 4 Absatz 2 — 

Artikel 4 Absatz 3 Artikel 9 Absatz 3 

Artikel 4 Absatz 4 Artikel 9 Absatz 4 

Artikel 4 Absatz 5 Artikel 9 Absatz 5 

Artikel 4 Absatz 6 Artikel 25 Absatz 4 

Artikel 5 Absatz 1 Buchstaben a bis f Artikel 11 Buchstaben a bis f 

— Artikel 11 Buchstaben g bis k 

Artikel 5 Absatz a Buchstaben g und h — 

Artikel 6 Artikel 12 

Artikel 7 Artikel 13 

Artikel 8 Artikel 14 

Artikel 9 Artikel 15 

Artikel 10 Artikel 16 

Artikel 11 Absätze 1 bis 3 Artikel 17 Absätze 1 bis 3 

Artikel 11 Absatz 4 Artikel 17 Absatz 5 

Artikel 11 Absatz 5 Artikel 17 Absatz 4 

Artikel 12 Artikel 18 

Artikel 13 Artikel 23 

Artikel 14 —
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Verordnung (EG) Nr. 2725/2000 Diese Verordnung 

Artikel 15 Artikel 27 

Artikel 16 Artikel 28 Absätze 1 und 2 

— Artikel 28 Absatz 3 

Artikel 17 Artikel 37 

Artikel 18 Artikel 29 Absätze 1, 2, 4 bis 10 und 12 bis 15 

— Artikel 29 Absätze 3 und 11 

Artikel 19 Artikel 30 

— Artikel 31 bis 36 

Artikel 20 — 

Artikel 21 Artikel 39 Absätze 1 und 2 

Artikel 22 — 

Artikel 23 — 

Artikel 24 Absätze 1 und 2 Artikel 40 Absätze 1 und 2 

— Artikel 40 Absätze 3 bis 8 

Artikel 25 Artikel 41 

Artikel 26 Artikel 42 

— Artikel 43 bis 45 

Artikel 27 Artikel 46 

Verordnung (EG) Nr. 407/2002 Diese Verordnung 

Artikel 2 Artikel 24 

Artikel 3 Artikel 25 Absätze 1 bis 3 

— Artikel 25 Absätze 4 und 5 

Artikel 4 Artikel 26 

Artikel 5 Absatz 1 Artikel 3 Absatz 3 

Anhang I Anhang I 

Anhang II —
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VERORDNUNG (EU) Nr. 604/2013 DES EUROPÄISCHEN PARLAMENTS UND DES RATES 

vom 26. Juni 2013 

zur Festlegung der Kriterien und Verfahren zur Bestimmung des Mitgliedstaats, der für die Prüfung 
eines von einem Drittstaatsangehörigen oder Staatenlosen in einem Mitgliedstaat gestellten Antrags 

auf internationalen Schutz zuständig ist (Neufassung) 

DAS EUROPÄISCHE PARLAMENT UND DER RAT DER EUROPÄI­
SCHEN UNION — 

gestützt auf den Vertrag über die Arbeitsweise der Europäischen 
Union, insbesondere auf Artikel 78 Absatz 2 Buchstabe e, 

auf Vorschlag der Europäischen Kommission, 

nach Stellungnahme des Europäischen Wirtschafts- und Sozial­
ausschusses ( 1 ), 

nach Stellungnahme des Ausschusses der Regionen ( 2 ), 

gemäß dem ordentlichen Gesetzgebungsverfahren ( 3 ), 

in Erwägung nachstehender Gründe: 

(1) Die Verordnung (EG) Nr. 343/2003 des Rates vom 
18. Februar 2003 zur Festlegung der Kriterien und Ver­
fahren zur Bestimmung des Mitgliedstaats, der für die 
Prüfung eines von einem Drittstaatsangehörigen in einem 
Mitgliedstaat gestellten Asylantrags zuständig ist ( 4 ), muss 
in einigen wesentlichen Punkten geändert werden. Aus 
Gründen der Klarheit empfiehlt sich eine Neufassung 
der Verordnung. 

(2) Eine gemeinsame Asylpolitik einschließlich eines Gemein­
samen Europäischen Asylsystems (GEAS) ist wesentlicher 
Bestandteil des Ziels der Europäischen Union, schrittweise 
einen Raum der Freiheit, der Sicherheit und des Rechts 
aufzubauen, der allen offen steht, die wegen besonderer 
Umstände rechtmäßig in der Union um Schutz nach­
suchen. 

(3) Der Europäische Rat ist auf seiner Sondertagung vom 15. 
und 16. Oktober 1999 in Tampere übereingekommen, 
auf ein GEAS hinzuwirken, das sich auf die uneinge­
schränkte und umfassende Anwendung des Genfer Ab­
kommens vom 28. Juli 1951 über die Rechtsstellung der 
Flüchtlinge in der Fassung des New Yorker Protokolls 
vom 31. Januar 1967 (im Folgenden „Genfer Abkom­
men“) stützt, damit der Grundsatz der Nichtzurückwei­
sung gewahrt bleibt und niemand dorthin zurück­
geschickt wird, wo er Verfolgung ausgesetzt ist. In dieser 
Hinsicht gelten unbeschadet der in dieser Verordnung 
festgelegten Zuständigkeitskriterien die Mitgliedstaaten, 
die alle den Grundsatz der Nichtzurückweisung achten, 
als sichere Staaten für Drittstaatsangehörige. 

(4) Entsprechend den Schlussfolgerungen von Tampere sollte 
das GEAS auf kurze Sicht eine klare und praktikable 
Formel für die Bestimmung des für die Prüfung eines 
Asylantrags zuständigen Mitgliedstaats umfassen. 

(5) Eine solche Formel sollte auf objektiven und für die Mit­
gliedstaaten und die Betroffenen gerechten Kriterien ba­
sieren. Sie sollte insbesondere eine rasche Bestimmung 
des zuständigen Mitgliedstaats ermöglichen, um den ef­
fektiven Zugang zu den Verfahren zur Gewährung des 
internationalen Schutzes zu gewährleisten und das Ziel 
einer zügigen Bearbeitung der Anträge auf internationa­
len Schutz nicht zu gefährden. 

(6) Die erste Phase auf dem Weg zu einem GEAS, das auf 
längere Sicht zu einem gemeinsamen Verfahren und ei­
nem unionsweit geltenden einheitlichen Status für die 
Personen, denen internationaler Schutz gewährt wird, 
führen soll, ist nun abgeschlossen. Der Europäische Rat 
hat auf seiner Tagung vom 4. November 2004 das Haa­
ger Programm angenommen, das die Ziele für den Raum 
der Freiheit, der Sicherheit und des Rechts vorgab, die im 
Zeitraum 2005–2010 erreicht werden sollten. Im Haager 
Programm wurde die Europäische Kommission aufgefor­
dert, die Bewertung der Rechtsakte aus der ersten Phase 
abzuschließen und dem Europäischen Parlament und 
dem Rat die Rechtsakte und Maßnahmen der zweiten 
Phase so vorzulegen, dass sie vor Ende 2010 angenom­
men werden können. 

(7) Im Programm von Stockholm hat der Europäische Rat 
sein Ziel bekräftigt, bis spätestens 2012 gemäß Artikel 78 
des Vertrags über die Arbeitsweise der Europäischen
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Union (AEUV) für Personen, denen internationaler Schutz 
gewährt wurde, einen gemeinsamen Raum des Schutzes 
und der Solidarität zu errichten. Außerdem betonte er, 
dass das Dublin-System weiterhin ein zentrales Element 
beim Aufbau des GEAS bildet, da es die Zuständigkeit für 
die Prüfung von Anträgen auf internationalen Schutz 
zwischen den Mitgliedstaaten eindeutig zuweist. 

(8) Die Mittel des Europäischen Unterstützungsbüros für 
Asylfragen (EASO), das durch die Verordnung (EU) Nr. 
439/2010 des Europäischen Parlaments und des Rates ( 1 ) 
errichtet wurde, sollten dafür bereitstehen, den einschlä­
gigen Dienststellen der für die Durchführung dieser Ver­
ordnung zuständigen Mitgliedstaaten angemessene Unter­
stützung zu leisten. Insbesondere sollte das EASO für 
Solidaritätsmaßnahmen wie den Asyl–Einsatzpool mit 
Asyl-Unterstützungsteams Sorge tragen, die diejenigen 
Mitgliedstaaten unterstützen, die sich einem besonderen 
Druck gegenübersehen und den Personen, die internatio­
nalen Schutz beantragen (im Folgenden „Antragsteller“), 
keine angemessenen Bedingungen insbesondere hinsicht­
lich der Aufnahme und des Schutzes bieten können. 

(9) Angesichts der Bewertungsergebnisse in Bezug auf die 
Umsetzung der Instrumente der ersten Phase empfiehlt 
es sich in dieser Phase, die der Verordnung (EG) Nr. 
343/2003 zugrunde liegenden Prinzipien zu bestätigen 
und angesichts der bisherigen Erfahrungen gleichzeitig 
die notwendigen Verbesserungen mit Hinblick auf die 
Leistungsfähigkeit des Dublin-Systems und den auf der 
Grundlage dieses Systems gewährten Schutz der Antrag­
stellener vorzunehmen. Da ein gut funktionierendes Dub­
lin-System für das GEAS von großer Bedeutung ist, soll­
ten seine Grundlagen und seine Funktionsweise im Zuge 
des Aufbaus anderer Instrumente des GEAS und der So­
lidarität der Union überprüft werden. Es sollte ein um­
fassender „Eignungstest“, d. h. eine faktengestützte Über­
prüfung der rechtlichen, wirtschaftlichen und sozialen 
Auswirkungen des Dublin-Systems, einschließlich seiner 
Auswirkungen auf die Grundrechte durchgeführt werden. 

(10) Zur Wahrung der Gleichbehandlung aller Personen, die 
internationalen Schutz beantragt haben oder genießen, 
und der Übereinstimmung mit dem geltenden Asylrecht 
der Union, insbesondere mit der Richtlinie 2011/95/EU 
des Europäischen Parlaments und des Rates vom 13. De­
zember 2011 über Normen für die Anerkennung von 
Drittstaatsangehörigen oder Staatenlosen als Personen 
mit Anspruch auf internationalen Schutz, für einen ein­
heitlichen Status für Flüchtlinge oder für Personen mit 
Anrecht auf subsidiären Schutz und für den Inhalt des 
zu gewährenden Schutzes ( 2 ) umfasst der Anwendungs­
bereich dieser Verordnung Personen, mit Anrecht auf 
subsidiären Schutz. 

(11) Die Richtlinie 2013/33/EU des Europäischen Parlaments 
und des Rates vom 26. Juni 2013 zur Festlegung von 
Normen für die Aufnahme von Personen, die internatio­

nalen Schutz beantragen ( 3 ) sollte vorbehaltlich der Ein­
schränkungen der Anwendung jener Richtlinie auf das 
Verfahren zur Bestimmung des zuständigen Mitgliedstaats 
nach Maßgabe dieser Verordnung Anwendung finden. 

(12) Die Richtlinie 2013/32/EU des Europäischen Parlaments 
und des Rates vom 26. Juni 2013 zu gemeinsamen Ver­
fahren für die Zuerkennung und Aberkennung des inter­
nationalen Schutzes ( 4 ) sollte zusätzlich und unbeschadet 
der Bestimmungen über die in dieser Verordnung ge­
regelten Verfahrensgarantien vorbehaltlich der Beschrän­
kungen der Anwendung dieser Richtlinie gelten. 

(13) Bei der Anwendung dieser Verordnung sollte das Wohl 
des Kindes im Einklang mit dem Übereinkommen der 
Vereinten Nationen über die Rechte des Kindes von 
1989 und mit der Charta der Grundrechte der Europäi­
schen Union eine vorrangige Erwägung der Mitgliedstaa­
ten sein. Bei der Beurteilung des Wohls des Kindes sollten 
die Mitgliedstaaten insbesondere das Wohlbefinden und 
die soziale Entwicklung des Minderjährigen, Erwägungen 
der Sicherheit und der Gefahrenabwehr und den Willen 
des Minderjährigen unter Berücksichtigung seiner Alters 
und seiner Reife, einschließlich seines Hintergrunds, be­
rücksichtigen. Darüber hinaus sollten für unbegleitete 
Minderjährige aufgrund ihrer besonderen Schutzbedürf­
tigkeit spezielle Verfahrensgarantien festgelegt werden. 

(14) Im Einklang mit der Europäischen Konvention zum 
Schutze der Menschenrechte und Grundfreiheiten und 
mit der Charta der Grundrechte der Europäischen Union, 
sollte die Achtung des Familienlebens eine vorrangige 
Erwägung der Mitgliedstaaten sein, wenn sie diese Ver­
ordnung anwenden. 

(15) Mit der gemeinsamen Bearbeitung der von den Mitglie­
dern einer Familie gestellten Anträge auf internationalen 
Schutz durch ein und denselben Mitgliedstaat kann si­
chergestellt werden, dass die Anträge sorgfältig geprüft 
werden, diesbezügliche Entscheidungen kohärent sind 
und dass die Mitglieder einer Familie nicht voneinander 
getrennt werden. 

(16) Um die uneingeschränkte Achtung des Grundsatzes der 
Einheit der Familie und des Wohl des Kindes zu gewähr­
leisten, sollte ein zwischen einem Antragsteller und sei­
nem Kind, einem seiner Geschwister oder einem Eltern­
teil bestehendes Abhängigkeitsverhältnis, das durch 
Schwangerschaft oder Mutterschaft, durch den Gesund­
heitszustand oder hohes Alter des Antragstellers begrün­
det ist, als ein verbindliches Zuständigkeitskriterium he­
rangezogen werden. Handelt es sich bei dem Antragstel­
ler um einen unbegleiteten Minderjährigen, der einen Fa­
milienangehörigen oder Verwandten in einem anderen 
Mitgliedstaat hat, der für ihn sorgen kann, so sollte dieser 
Umstand ebenfalls als ein verbindliches Zuständigkeits­
kriterium gelten.
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(17) Die Mitgliedstaaten sollten insbesondere aus humänitären 
Gründen oder in Härtefällen von den Zuständigkeitskri­
terien abweichen können, um Familienangehörige, Ver­
wandte oder Personen jeder anderen verwandtschaftli­
chen Beziehung zusammenzuführen, und einen bei ihm 
oder einem anderen Mitgliedstaat gestellten Antrag auf 
internationalen Schutz zu prüfen, auch wenn sie für 
eine solche Prüfung nach den in dieser Verordnung fest­
gelegten verbindlichen Zuständigkeitskriterien nicht zu­
ständig sind. 

(18) Um die Bestimmung des für die Prüfung eines Antrags 
auf internationalen Schutz zuständigen Mitgliedstaats zu 
erleichtern, sollte ein persönliches Gespräch mit dem An­
tragsteller geführt werden. Der Antragsteller sollte unmit­
telbar bei der Stellung des Antrags auf internationalen 
Schutz über die Anwendung dieser Verordnung und 
über die Möglichkeit informiert werden, bei dem Ge­
spräch Angaben über die Anwesenheit von Familienange­
hörigen, Verwandten oder Personen jeder anderen ver­
wandtschaftlichen Beziehung in den Mitgliedstaaten zu 
machen, um das Verfahren zur Bestimmung des zustän­
digen Mitgliedstaats zu erleichtern. 

(19) Um einen wirksamen Schutz der Rechte der Betroffenen 
zu gewährleisten, sollten im Einklang insbesondere mit 
Artikel 47 der Charta der Grundrechte der Europäischen 
Union Rechtsgarantien und das Recht auf einen wirk­
samen Rechtsbehelf gegen Überstellungsentscheidungen 
festgeschrieben werden. Um die Einhaltung des Völker­
rechts sicherzustellen, sollte ein wirksamer Rechtsbehelf 
gegen diese Entscheidungen sowohl die Prüfung der An­
wendung dieser Verordnung als auch die Prüfung der 
Rechts- und Sachlage in dem Mitgliedstaat umfassen, in 
den der Antragsteller überstellt wird. 

(20) Die Inhaftnahme von Antragstellern sollte nach dem 
Grundsatz erfolgen, wonach eine Person nicht allein des­
halb in Haft genommen werden darf, weil sie um interna­
tionalen Schutz nachsucht. Die Haft sollte so kurz wie 
möglich dauern und den Grundsätzen der Erforderlich­
keit und Verhältnismäßigkeit entsprechen. Insbesondere 
muss die Inhaftnahme von Antragstellern im Einklang 
mit Artikel 31 der Genfer Konvention stehen. Die in 
dieser Verordnung vorgesehenen Verfahren in Bezug 
auf eine in Haft genommene Person sollten vorrangig 
schnellstmöglich angewandt werden. Hinsichtlich der all­
gemeinen Garantien sowie der Bedingungen für die In­
haftnahme sollten die Mitgliedstaaten gegebenenfalls die 
Bestimmungen der Richtlinie 2013/33/EU auch auf Per­
sonen anwenden, die aufgrund dieser Verordnung in Haft 
genommen wurden. 

(21) Mängel in Asylsystemen oder gar der Zusammenbruch 
von Asylsystemen, die häufig dadurch verschlimmert 
oder mitverursacht werden, dass die Asylsysteme beson­
derem Druck ausgesetzt sind, können das reibungslose 
Funktionieren des mit dieser Verordnung eingeführten 
Systems beeinträchtigen, was dazu führen könnte, dass 
die im Asylrecht der Union und in der Grundrechtecharta 
der Europäischen Union sowie in anderen internationalen 
Menschenrechts- und Flüchtlingsrechtsverpflichtungen 
niedergelegten Rechte der Antragsteller verletzt werden 
könnten. 

(22) Ein Prozess für Frühwarnung, Vorsorge und Bewältigung 
von Asylkrisen, mit dem eine Verschlechterung in oder 
der Zusammenbruch von Asylsystemen verhindert wer­
den sollen, wobei das EASO in Ausübung seiner Befug­
nisse aufgrund der Verordnung (EU) Nr. 439/2010 eine 
Schlüsselrolle spielt, sollte geschaffen werden, um eine 
tragfähige Zusammenarbeit im Rahmen dieser Verord­
nung sicherzustellen und das gegenseitige Vertrauen der 
Mitgliedstaaten in Bezug auf die Asylpolitik zu stärken. 
Ein derartiger Prozess sollte gewährleisten, dass die Union 
sobald wie möglich über Bedenken alarmiert wird, wenn 
Anlass zur Sorge besteht, dass das reibungslose Funktio­
nieren des mit dieser Verordnung geschaffenen Systems 
infolge des besonderen Drucks auf ein Asylsystem eines 
oder mehrerer Mitgliedstaaten und/oder der Mängel, die 
Asylsysteme eines oder mehrerer Mitgliedstaaten aufwei­
sen, beeinträchtigt ist. Mit einem derartigen Prozess 
könnte die Union frühzeitig Vorbeugemaßnahmen för­
dern und derartigen Situationen die entsprechende poli­
tische Aufmerksamkeit schenken. Solidarität, die ein 
Kernelement des GEAS bildet, geht Hand in Hand mit 
gegenseitigem Vertrauen. Durch die Steigerung dieses 
Vertrauens könnte der Prozess für Frühwarnung, Vor­
sorge und Bewältigung von Asylkrisen die Lenkung kon­
kreter Maßnahmen echter und praktischer Solidarität ge­
genüber Mitgliedstaaten verbessern, um den betroffenen 
Mitgliedstaaten im Allgemeinen und den Antragstellern 
im Besonderen zu helfen. Gemäß Artikel 80 AEUV soll­
ten die Rechtsakte der Union, immer wenn dies erforder­
lich ist, entsprechende Maßnahmen für die Anwendung 
des Solidaritätsgrundsatzes enthalten und der Prozess 
sollte durch derartige Maßnahmen flankiert werden. Die 
vom Rat am 8. März 2012 angenommenen Schlussfol­
gerungen über einen gemeinsamen Rahmen für echte 
und praktische Solidarität gegenüber Mitgliedstaaten, de­
ren Asylsysteme besonderem Druck, einschließlich durch 
gemischte Migrationsströme, ausgesetzt sind, stellen ein 
Instrumentarium aus bereits bestehenden und potenziel­
len neuen Maßnahmen dar, das im Rahmen eines Mecha­
nismus für Frühwarnung, Vorsorge und Bewältigung von 
Asylkrisen Beachtung finden sollte. 

(23) Die Mitgliedstaaten sollten mit dem EASO bei der Zu­
sammenstellung von Informationen über ihre Fähigkeit, 
besonderen Druck auf ihre Asyl- und Aufnahmesystemen 
zu bewältigen, insbesondere im Rahmen der Durchfüh­
rung dieser Verordnung zusammenarbeiten. Das EASO 
sollte regelmäßig über die gemäß der Verordnung (EU) 
Nr. 439/2010 gesammelten Informationen Bericht 
erstatten. 

(24) Überstellungen in den für die Prüfung eines Antrags auf 
internationalen Schutz zuständigen Mitgliedstaat können 
entsprechend der Verordnung (EG) Nr. 1560/2003 der 
Kommission ( 1 ) auf freiwilliger Basis, in Form der kon­
trollierten Ausreise oder in Begleitung erfolgen. Die Mit­
gliedstaaten sollten sich durch entsprechende Information 
des Antragstellers für Überstellungen auf freiwilliger Basis 
einsetzen und sicherstellen, dass Überstellungen in Form 
einer kontrollierten Ausreise oder in Begleitung in huma­
ner Weise und in voller Übereinstimmung mit den 
Grundrechten und unter Achtung der Menschenwürde 
sowie dem Wohl des Kindes und unter weitestgehender
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Berücksichtigung der Entwicklung der einschlägigen 
Rechtsprechung, inbesondere hinsichtlich Überstellungen 
aus humanitären Gründen, vorgenommen werden. 

(25) Der schrittweise Aufbau eines Raums ohne Binnengren­
zen, in dem der freie Personenverkehr gemäß den Be­
stimmungen des AEUV gewährleistet wird, sowie die 
Festsetzung der Unionspolitiken zu den Einreise- und 
Aufenthaltsbedingungen einschließlich allgemeiner An­
strengungen zur Verwaltung der Außengrenzen erfordern 
ausgewogene, im Geiste der Solidarität anzuwendende 
Zuständigkeitskriterien. 

(26) Für die Verarbeitung personenbezogener Daten durch die 
Mitgliedstaaten nach dieser Verordnung gilt die Richtlinie 
95/46/EG des Europäischen Parlaments und des Rates 
vom 24. Oktober 1995 zum Schutz natürlicher Personen 
bei der Verarbeitung personenbezogener Daten und zum 
freien Datenverkehr ( 1 ). 

(27) Der Austausch von personenbezogenen einschließlich 
sensibler Daten über die Gesundheit eines Antragstellers 
vor einer Überstellung wird gewährleisten, dass die zu­
ständigen Asylbehörden in der Lage sind, Antragstellern 
eine angemessene Unterstützung zukommen zu lassen 
und die Kontinuität des Schutzes und der ihnen zuste­
henden Rechte zu gewährleisten. Der Schutz der Daten 
von Antragstellern, die in einen anderen Mitgliedstaat 
überstellt werden, sollte nach Maßgabe der Richtlinie 
95/46/EG geregelt werden. 

(28) Die Anwendung dieser Verordnung kann dadurch er­
leichtert und ihre Wirksamkeit erhöht werden, dass die 
Mitgliedstaaten bilaterale Vereinbarungen treffen, die da­
rauf abzielen, die Kommunikation zwischen den zustän­
digen Dienststellen zu verbessern, die Verfahrensfristen 
zu verkürzen, die Bearbeitung von Aufnahme- oder Wie­
deraufnahmegesuchen zu vereinfachen oder Modalitäten 
für die Durchführung von Überstellungen festzulegen. 

(29) Die Kontinuität zwischen dem in der Verordnung (EG) 
Nr. 343/2003 festgelegten Verfahren zur Bestimmung 
des zuständigen Mitgliedstaats und dem in dieser Verord­
nung vorgesehenen Verfahren sollte sichergestellt werden. 
Außerdem sollte die Kohärenz zwischen dieser Verord­
nung und der Verordnung (EU) Nr. 603/2013 des Euro­
päischen Parlaments und des Rates vom 26. Juni 2013 
über die Einrichtung von „Eurodac“ für den Abgleich von 
Fingerabdruckdaten zum Zwecke der effektiven Anwen­
dung der Verordnung (EU) Nr. 604/2013 zur Festlegung 
der Kriterien und Verfahren zur Bestimmung des Mit­
gliedstaats, der für die Prüfung eines von einem Dritt­
staatsangehörigen oder Staatenlosen in einem Mitglied­
staat gestellten Antrags auf internationalen Schutz zu­
ständig ist und über der Strafverfolgung dienende An­
träge der Strafverfolgungsbehörden der Mitgliedstaaten 

und Europols auf den Abgleich mit Eurodac-Daten ( 2 ) 
sichergestellt werden. 

(30) Die Anwendung dieser Verordnung soll durch das 
Eurodac-System, das mit Verordnung (EU) Nr. 603/2013 
eingerichtet worden ist, erleichtert werden. 

(31) Das Visa-Informationssystem, das mit Verordnung (EG) 
Nr. 767/2008 des Europäischen Parlaments und des Ra­
tes vom 9. Juli 2008 über das Visa-Informationssystem 
(VIS) und den Datenaustausch zwischen den Mitgliedstaa­
ten über Visa für einen kurzfristigen Aufenthalt ( 3 ) einge­
richtet worden ist, und insbesondere die Anwendung der 
Artikel 21 und 22, sollen die Anwendung dieser Verord­
nung ebenfalls erleichtern. 

(32) In Bezug auf die Behandlung von Personen, die unter 
diese Verordnung fallen, sind die Mitgliedstaaten an 
ihre Verpflichtungen aus den völkerrechtlichen Instru­
menten einschließlich der einschlägigen Rechtsprechung 
des Europäischen Gerichtshofs für Menschenrechte ge­
bunden. 

(33) Um einheitliche Bedingungen für die Durchführung die­
ser Verordnung zu gewährleisten, sollten der Kommission 
Durchführungsbefugnisse übertragen werden. Diese Be­
fugnisse sollten im Einklang mit der Verordnung (EU) 
Nr. 182/2011 des Europäischen Parlaments und des Ra­
tes vom 16. Februar 2011 zur Festlegung der allgemei­
nen Regeln und Grundsätze, nach denen die Mitglied­
staaten die Wahrnehmung der Durchführungsbefugnisse 
durch die Kommission kontrollieren ( 4 ), ausgeübt werden. 

(34) Das Prüfungsverfahren sollte verwendet werden für die 
Annahme einer gemeinsamen Informationsbroschüre 
über Dublin/Eurodac sowie einer speziellen Informations­
broschüre für unbegleitete Minderjährige; eines Standard­
formblatts für den Austausch einschlägiger Information 
über unbegleitete Minderjährige; einheitlicher Bedingun­
gen für die Abfrage und den Austausch von Informatio­
nen über Minderjährige und abhängige Personen; einheit­
licher Bedingungen für die Vorbereitung und die Über­
mittlung von Aufnahme- und Wiederaufnahmegesuchen; 
zweier Verzeichnisse mit Beweismitteln und Indizien für 
ein Aufnahmegesuch, und deren regelmäßiger Überprü­
fung; eines Laissez-passer; einheitlicher Bedingungen für 
die Abfrage und den Austausch von Information über 
Überstellungen; eines Standardformblatts für den Daten­
austausch vor einer Überstellung; einer gemeinsamen Ge­
sundheitsbescheinigung; einheitlicher Bedingungen und 
praktischer Vorkehrungen für den Austausch von Ge­
sundheitsdaten einer Person vor einer Überstellung und 
gesicherter elektronischer Übermittlungskanäle für Ge­
suche.
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(35) Zur Festlegung ergänzender nicht wesentlicher Vorschrif­
ten sollten der Kommission nach Artikel 290 AEUV die 
Befugnis zum Erlass von Rechtsakten bezüglich der Er­
mittlung von Familienangehörigen, Geschwistern oder 
Verwandten eines unbegleiteten Minderjährigen; der Kri­
terien für die Feststellung des Bestehens einer nachgewie­
senen familiären Bindung; die Kriterien, die zur Bewer­
tung der Fähigkeit zur Sorge für einen unbegleiteten Min­
derjährigen durch einen Verwandten zu berücksichtigen 
sind, einschließlich der Fälle, in welchem sich Familien­
angehörige, Geschwister oder Verwandte des unbegleite­
ten Minderjährigen in mehr als einem Mitgliedstaat auf­
halten; der Elemente für die Bewertung eines Abhängig­
keitsverhältnisses; der Bedingungen zur Bewertung der 
Fähigkeit der Aufnahme einer abhängigen Person durch 
eine Person sowie der Merkmale die zur Beurteilung einer 
längerfristigen Reiseunfähigkeit zu berücksichtigen sind, 
übertragen werden. Bei der Ausübung ihrer Befugnis 
zum Erlass delegierter Rechtsakte geht die Kommission 
nicht über den in Artikel 6 Absatz 3 dieser Verordnung 
vorgesehenen Umfang des Wohl des Kindes hinaus. Es ist 
von besonderer Bedeutung, dass die Kommission im 
Zuge ihrer Vorbereitungsarbeit angemessene Konsultatio­
nen, auch auf der Ebene von Sachverständigen, durch­
führt. Bei der Vorbereitung und Ausarbeitung der dele­
gierten Rechtsakte sollte die Kommission eine gleichzei­
tige, zügige und angemessene Weiterleitung einschlägiger 
Dokumente an das Europäische Parlament und an den 
Rat gewährleisten. 

(36) Bei der Anwendung dieser Verordnung, einschließlich der 
Vorbereitung delegierter Rechtsakte, sollte die Kommis­
sion Sachverständige aus unter anderem allen einschlägi­
gen nationalen Behörden konsultieren 

(37) Detaillierte Bestimmungen zur Anwendung der Verord­
nung (EG) Nr. 343/2003 wurden im Wege der Verord­
nung (EG) Nr. 1560/2003 festgelegt. Aus Gründen der 
Klarheit oder weil sie einem allgemeinen Zweck dienen 
können, sollten einige Bestimmungen der Verordnung 
(EG) Nr. 1560/2003 in diese Verordnung übernommen 
werden. Für die Mitgliedstaaten und die Antragsteller ist 
es gleichermaßen wichtig, dass es ein allgemeines Ver­
fahren zur Lösung von Fällen gibt, in denen die Mitglied­
staaten die Verordnung unterschiedlich anwenden. Es ist 
daher gerechtfertigt, das in der Verordnung (EG) Nr. 
1560/2003 vorgesehene Verfahren zur Schlichtung von 
Streitigkeiten, die die humanitäre Klausel betreffen, in 
diese Verordnung zu übernehmen und auf den Rege­
lungsgegenstand dieser Verordnung insgesamt auszudeh­
nen. 

(38) Um die Anwendung dieser Verordnung wirksam über­
wachen zu können, bedarf es einer regelmäßigen Bewer­
tung. 

(39) Diese Verordnung steht im Einklang mit den Grundrech­
ten und Grundsätzen, die insbesondere mit der Charta 
der Grundrechte der Europäischen Union anerkannt wur­
den. Diese Verordnung zielt insbesondere darauf ab, so­
wohl die uneingeschränkte Wahrung des in Artikel 18 
der Charta verankerten Rechts auf Asyl als auch die in 
ihren Artikeln 1, 4, 7, 24 und 47 anerkannten Rechte zu 

gewährleisten. Diese Verordnung sollte daher in diesem 
Sinne angewandt werden. 

(40) Da das Ziel dieser Verordnung, nämlich die Festlegung 
von Kriterien und Verfahren zur Bestimmung des Mit­
gliedstaats, der für die Prüfung eines Antrags auf interna­
tionalen Schutz zuständig ist, den ein Drittstaatsangehö­
riger oder Staatenloser in einem Mitgliedstaat gestellt hat, 
auf Ebene der Mitgliedstaaten nicht ausreichend erreicht 
werden kann und daher wegen des Umfangs und der 
Wirkungen dieser Verordnung besser auf Unionsebene 
zu erreichen ist, kann die Union im Einklang mit dem 
in Artikel 5 des Vertrags über die Europäische Union 
(EUV) niedergelegten Subsidiaritätsprinzip tätig werden. 
Entsprechend dem in demselben Artikel genannten Ver­
hältnismäßigkeitsprinzip geht diese Verordnung nicht 
über das für die Erreichung dieses Ziels erforderliche 
Maß hinaus. 

(41) Gemäß Artikel 3 und Artikel 4a Absatz 1 des dem EUV 
und dem AEUV beigefügten Protokolls Nr. 21 über die 
Position des Vereinigten Königreichs und Irlands hinsicht­
lich des Raums der Freiheit, der Sicherheit und des 
Rechts, haben diese Mitgliedstaaten mitgeteilt, dass sie 
sich an der Annahme und Anwendung dieser Verord­
nung beteiligen möchten. 

(42) Gemäß den Artikeln 1 und 2 des dem EUV und dem 
AEUV beigefügten Protokolls Nr. 22 über die Position 
Dänemarks beteiligt sich Dänemark nicht an der An­
nahme dieser Verordnung, die für Dänemark nicht bin­
dend oder anwendbar ist — 

HABEN FOLGENDE VERORDNUNG ERLASSEN: 

KAPITEL I 

GEGENSTAND UND DEFINITIONEN 

Artikel 1 

Gegenstand 

Diese Verordnung legt die Kriterien und Verfahren fest, die bei 
der Bestimmung des Mitgliedstaats, der für die Prüfung eines 
von einem Drittstaatsangehörigen oder Staatenlosen in einem 
Mitgliedstaat gestellten Antrags auf internationalen Schutz zu­
ständig ist, zur Anwendung gelangen (im Folgenden „zuständi­
ger Mitgliedstaat“). 

Artikel 2 

Definitionen 

Im Sinne dieser Verordnung bezeichnet der Ausdruck 

a) „Drittstaatsangehöriger“ jede Person, die nicht Bürger der 
Union im Sinne von Artikel 20 Absatz 1 des AEUV ist 
und bei der es sich nicht um einen Staatsangehörigen eines 
Staates handelt, der sich aufgrund eines Abkommens mit 
der Europäischen Union an dieser Verordnung beteiligt;
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b) „Antrag auf internationalen Schutz“ einen Antrag auf inter­
nationalen Schutz im Sinne des Artikels 2 Buchstabe h der 
Richtlinie 2011/95/EU; 

c) „Antragsteller“ einen Drittstaatsangehörigen oder Staatenlo­
sen, der einen Antrag auf internationalen Schutz gestellt hat, 
über den noch nicht endgültig entschieden wurde; 

d) „Prüfung eines Antrags auf internationalen Schutz“ die Ge­
samtheit der Prüfungsvorgänge, der Entscheidungen oder 
Urteile der zuständigen Behörden in Bezug auf einen Antrag 
auf internationalen Schutz gemäß der Richtlinie 
2013/32/EU und der Richtlinie 2011/95/EU mit Ausnahme 
der Verfahren zur Bestimmung des zuständigen Mitglied­
staats gemäß dieser Verordnung; 

e) „Rücknahme eines Antrags auf internationalen Schutz“ die 
vom Antragsteller im Einklang mit der Richtlinie 
2013/32/EU ausdrücklich oder stillschweigend unternom­
menen Schritte zur Beendigung des Verfahrens, das auf­
grund des von ihm gestellten Antrags auf internationalen 
Schutz eingeleitet worden ist; 

f) „Begünstigter internationalen Schutzes“ einen Drittstaats­
angehörigen oder Staatenlosen, dem internationaler Schutz 
im Sinne von Artikel 2 Buchstabe a der Richtlinie 
2011/95/EU zuerkannt wurde, 

g) „Familienangehörige“ die folgenden Mitglieder der Familie 
des Antragstellers, die sich im Hoheitsgebiet der Mitglied­
staaten aufhalten, sofern die Familie bereits im Herkunfts­
land bestanden hat: 

— der Ehegatte des Antragstellers oder sein nicht verhei­
rateter Partner, der mit ihm eine dauerhafte Beziehung 
führt, soweit nach dem Recht oder nach den Gepflogen­
heiten des betreffenden Mitgliedstaats nicht verheiratete 
Paare ausländerrechtlich vergleichbar behandelt werden 
wie verheiratete Paare, 

— die minderjährigen Kinder des im ersten Gedankenstrich 
genannten Paares oder des Antragstellers, sofern diese 
nicht verheiratet sind, gleichgültig, ob es sich nach na­
tionalem Recht um eheliche oder außerehelich geborene 
oder adoptierte Kinder handelt, 

— bei einem minderjährigen und unverheirateten Antrag­
steller, der Vater, die Mutter oder ein anderer Erwachse­
ner, der entweder nach dem Recht oder nach den Ge­
pflogenheiten des Mitgliedstaats, in dem der Erwachsene 
sich aufhält, für den Minderjährigen verantwortlich ist, 

— bei einem unverheirateten, minderjährigen Begünstigten 
internationalen Schutzes, der Vater, die Mutter oder ein 
anderer Erwachsener, der/die entweder nach dem Recht 
oder nach den Gepflogenheiten des Mitgliedstaats, in 
dem sich der Begünstigte aufhält, für ihn verantwortlich 
ist; 

h) „Verwandter“: der volljährige Onkel, die volljährige Tante 
oder ein Großelternteil des Antragstellers, der/die sich im 
Hoheitsgebiet eines Mitgliedstaats aufhält, ungeachtet des­
sen, ob es sich gemäß dem nationalen Recht bei dem An­
tragsteller um ein ehelich oder außerehelich geborenes oder 
adoptiertes Kind handelt; 

i) „Minderjähriger einen Drittstaatsangehörigen oder Staatenlo­
sen unter 18 Jahren; 

j) „unbegleiteter Minderjähriger“ einen Minderjährigen, der 
ohne Begleitung eines für ihn nach dem Recht oder nach 
den Gepflogenheiten des betreffenden Mitgliedstaats verant­
wortlichen Erwachsenen in das Hoheitsgebiet der Mitglied­
staaten einreist, solange er sich nicht tatsächlich in der Ob­
hut eines solchen Erwachsenen befindet; dies schließt einen 
Minderjährigen ein, der nach Einreise in das Hoheitsgebiet 
eines Mitgliedstaats dort ohne Begleitung zurückgelassen 
wird; 

k) „Vertreter“ eine Person oder Organisation, die von den zu­
ständigen Behörden zur Unterstützung und Vertretung eines 
unbegleiteten Minderjährigen in Verfahren nach Maßgabe 
dieser Verordnung bestellt wurde, um das Wohl des Kindes 
zu wahren und für den Minderjährigen, soweit erforderlich, 
Rechtshandlungen vorzunehmen. Wird eine Organisation 
zum Vertreter bestellt, so bezeichnet der Ausdruck „Vertre­
ter“ eine Person, die in Bezug auf den Minderjährigen ihre 
Pflichten im Einklang mit dieser Verordnung wahrnimmt; 

l) „Aufenthaltstitel“ jede von den Behörden eines Mitgliedstaats 
erteilte Erlaubnis, mit der der Aufenthalt eines Drittstaats­
angehörigen oder Staatenlosen im Hoheitsgebiet dieses Mit­
gliedstaats gestattet wird, einschließlich der Dokumente, mit 
denen die Genehmigung des Aufenthalts im Hoheitsgebiet 
im Rahmen einer Regelung des vorübergehenden Schutzes 
oder bis zu dem Zeitpunkt, zu dem die eine Ausweisung 
verhindernden Umstände nicht mehr gegeben sind, nach­
gewiesen werden kann; ausgenommen sind Visa und Auf­
enthaltstitel, die während der zur Bestimmung des zustän­
digen Mitgliedstaats entsprechend dieser Verordnung erfor­
derlichen Frist oder während der Prüfung eines Antrags auf 
internationalen Schutz oder eines Antrags auf Gewährung 
eines Aufenthaltstitels erteilt wurden; 

m) „Visum“ die Erlaubnis oder Entscheidung eines Mitglied­
staats, die im Hinblick auf die Einreise zum Zweck der 
Durchreise oder die Einreise zum Zweck eines Aufenthalts 
in diesem Mitgliedstaat oder in mehreren Mitgliedstaaten 
verlangt wird. Es werden folgende Arten von Visa unter­
schieden: 

— „Visum für den längerfristigen Aufenthalt“: eine von ei­
nem der Mitgliedstaaten im Einklang mit seinem inner­
staatlichen Recht oder dem Unionsrecht ausgefertigte 
Erlaubnis oder Entscheidung, die im Hinblick auf die 
Einreise zum Zweck eines Aufenthalts in diesem Mit­
gliedstaat von mehr als drei Monaten verlangt wird;
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— „Visum für den kurzfristigen Aufenthalt“: eine Erlaubnis 
oder Entscheidung eines Mitgliedstaats im Hinblick auf 
die Durchreise durch das Hoheitsgebiet eines oder meh­
rerer oder aller Mitgliedstaaten oder einen geplanten 
Aufenthalt in diesem Gebiet von höchstens drei Mona­
ten je Sechsmonatszeitraum ab dem Zeitpunkt der ers­
ten Einreise in das Hoheitsgebiet der Mitgliedstaaten; 

— „Visum für den Flughafentransit“ ein für die Durchreise 
durch die internationalen Transitzonen eines oder meh­
rerer Flughäfen von Mitgliedstaaten gültiges Visum; 

n) „Fluchtgefahr“ das Vorliegen von Gründen im Einzelfall, die 
auf objektiven gesetzlich festgelegten Kriterien beruhen und 
zu der Annahme Anlass geben, dass sich ein Antragsteller, 
ein Drittstaatsangehöriger oder Staatenloser, gegen den ein 
Überstellungsverfahren läuft, diesem Verfahren möglicher­
weise durch Flucht entziehen könnte. 

KAPITEL II 

ALLGEMEINE GRUNDSÄTZE UND SCHUTZGARANTIEN 

Artikel 3 

Verfahren zur Prüfung eines Antrags auf internationalen 
Schutz 

(1) Die Mitgliedstaaten prüfen jeden Antrag auf internationa­
len Schutz, den ein Drittstaatsangehöriger oder Staatenloser im 
Hoheitsgebiet eines Mitgliedstaats einschließlich an der Grenze 
oder in den Transitzonen stellt. Der Antrag wird von einem 
einzigen Mitgliedstaat geprüft, der nach den Kriterien des Kapi­
tels III als zuständiger Staat bestimmt wird. 

(2) Lässt sich anhand der Kriterien dieser Verordnung der 
zuständige Mitgliedstaat nicht bestimmen, so ist der erste Mit­
gliedstaat, in dem der Antrag auf internationalen Schutz gestellt 
wurde, für dessen Prüfung zuständig. 

Erweist es sich als unmöglich, einen Antragsteller an den zu­
nächst als zuständig bestimmten Mitgliedstaat zu überstellen, da 
es wesentliche Gründe für die Annahme gibt, dass das Asylver­
fahren und die Aufnahmebedingungen für Antragsteller in die­
sem Mitgliedstaat systemische Schwachstellen aufweisen, die 
eine Gefahr einer unmenschlichen oder entwürdigenden Be­
handlung im Sinne des Artikels 4 der EU–Grundrechtecharta 
mit sich bringen, so setzt der die Zuständigkeit prüfende Mit­
gliedstaat, die Prüfung der in Kapitel III vorgesehenen Kriterien 
fort, um festzustellen, ob ein anderer Mitgliedstaat als zuständig 
bestimmt werden kann. 

Kann keine Überstellung gemäß diesem Absatz an einen auf­
grund der Kriterien des Kapitels III bestimmten Mitgliedstaat 
oder an den ersten Mitgliedstaat, in dem der Antrag gestellt 
wurde, vorgenommen werden, so wird der die Zuständigkeit 
prüfende Mitgliedstaat der zuständige Mitgliedstaat. 

(3) Jeder Mitgliedstaat behält das Recht, einen Antragsteller 
nach Maßgabe der Bestimmungen und Schutzgarantien der 
Richtlinie 32/2013/EU in einen sicheren Drittstaat zurück- 
oder auszuweisen. 

Artikel 4 

Recht auf Information 

(1) Sobald ein Antrag auf internationalen Schutz im Sinne 
des Artikels 20 Absatz 2 in einem Mitgliedstaat gestellt wird, 
unterrichten seine zuständigen Behörden den Antragsteller über 
die Anwendung dieser Verordnung und insbesondere über fol­
gende Aspekte: 

a) die Ziele dieser Verordnung und die Folgen einer weiteren 
Antragstellung in einem anderen Mitgliedstaat sowie die Fol­
gen eines Umzugs in einen anderen Mitgliedstaat während 
die Schritte, in welchen der nach dieser Verordnung zustän­
dige Mitgliedstaat bestimmt wird und der Antrag auf interna­
tionalen Schutz geprüft wird; 

b) die Kriterien für die Bestimmung des zuständigen Mitglied­
staats, die Rangfolge derartiger Kriterien in den einzelnen 
Schritten des Verfahrens und ihre Dauer einschließlich der 
Tatsache, dass ein in einem Mitgliedstaat gestellter Antrag auf 
internationalen Schutz dazu führen kann, dass dieser Mit­
gliedstaat nach dieser Verordnung zuständig wird, selbst 
wenn diese Zuständigkeit nicht auf derartigen Kriterien be­
ruht; 

c) das persönliche Gespräch gemäß Artikel 5 und die Möglich­
keit, Angaben über die Anwesenheit von Familienangehöri­
gen, Verwandten oder Personen jeder anderen verwandt­
schaftlichen Beziehung in den Mitgliedstaaten zu machen, 
einschließlich der Mittel, mit denen der Antragsteller diese 
Angaben machen kann; 

d) die Möglichkeit zur Einlegung eines Rechtsbehelfs gegen eine 
Überstellungsentscheidung und gegebenenfalls zur Beantra­
gung einer Aussetzung der Überstellung; 

e) den Umstand, dass die zuständigen Behörden der Mitglied­
staaten ihn betreffende Daten allein zur Erfüllung ihrer Ver­
pflichtungen aus dieser Verordnung austauschen dürfen; 

f) das Auskunftsrecht bezüglich ihn betreffender Daten und das 
Recht zu beantragen, dass solche Daten berichtigt werden, 
sofern sie unrichtig sind, oder gelöscht werden, sofern sie 
unrechtmäßig verarbeitet wurden, sowie die Verfahren zur 
Ausübung dieser Rechte einschließlich der Kontaktangaben 
der Behörden im Sinne des Artikels 35 und der nationalen 
Datenschutzbehörden, die für die Entgegennahme von Be­
schwerden über den Schutz personenbezogener Daten zu­
ständig sind. 

(2) Die Informationen nach Absatz 1 werden schriftlich in 
einer Sprache mitgeteilt, die der Antragsteller versteht oder von 
der vernünftigerweise angenommen werden darf, dass der An­
tragsteller sie versteht. Die Mitgliedstaaten verwenden hierzu das 
zu diesem Zweck gemäß Absatz 3 erstellte gemeinsame Merk­
blatt. 

Wenn dies für das richtige Verständnis des Antragstellers not­
wendig ist, werden die Informationen auch mündlich, beispiels­
weise bei dem Gespräch nach Artikel 5, erteilt,.
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(3) Die Kommission erstellt im Wege von Durchführungs­
rechtsakten ein gemeinsames Merkblatt sowie ein spezielles 
Merkblatt für unbegleitete Minderjährige, das mindestens die 
Angaben in Absatz 1 dieses Artikels enthält. Dieses gemeinsame 
Merkblatt enthält außerdem Informationen über die Anwendung 
der Verordnung (EU) Nr. 603/2013 und insbesondere über den 
Zweck, zu dem die Daten eines Antragstellers in Eurodac ver­
arbeitet werden dürfen. Das gemeinsame Merkblatt wird so ge­
staltet, dass es die Mitgliedstaaten mit zusätzlichen mitglied­
staatsspezifischen Informationen ergänzen können. Diese 
Durchführungsrechtsakte werden gemäß dem in Artikel 44 Ab­
satz 2 dieser Verordnung genannten Prüfverfahren erlassen. 

Artikel 5 

Persönliches Gespräch 

(1) Um das Verfahren zur Bestimmung des zuständigen Mit­
gliedstaats zu erleichtern, führt der die Zuständigkeit prüfende 
Mitgliedstaat ein persönliches Gespräch mit dem Antragsteller. 
Dieses Gespräch soll auch das richtige Verständnis der dem 
Antragsteller gemäß Artikel 4 bereitgestellten Informationen er­
möglichen. 

(2) Auf das persönliche Gespräch darf verzichtet werden, 
wenn 

a) der Antragsteller flüchtig ist oder 

b) der Antragsteller, nachdem er die in Artikel 4 genannten 
Informationen erhalten hat, bereits die sachdienlichen Anga­
ben gemacht hat, so dass der zuständige Mitgliedstaat auf 
andere Weise bestimmt werden kann. Der Mitgliedstaat, der 
auf das Gespräch verzichtet, gibt dem Antragsteller Gelegen­
heit, alle weiteren sachdienlichen Informationen vorzulegen, 
die für die ordnungsgemäße Bestimmung des zuständigen 
Mitgliedstaats von Bedeutung sind, bevor eine Entscheidung 
über die Überstellung des Antragstellers in den nach Arti­
kel 26 Absatz 1 zuständigen Mitgliedstaat ergeht. 

(3) Das persönliche Gespräch wird zeitnah geführt, in jedem 
Fall aber, bevor über die Überstellung des Antragstellers in den 
zuständigen Mitgliedstaat gemäß Artikel 26 Absatz 1 entschie­
den wird. 

(4) Das persönliche Gespräch wird in einer Sprache geführt, 
die der Antragsteller versteht oder von der vernünftigerweise 
angenommen werden darf, dass er sie versteht und in der er 
sich verständigen kann. Die Mitgliedstaaten ziehen erforderli­
chenfalls einen Dolmetscher hinzu, der eine angemessene Ver­
ständigung zwischen dem Antragsteller und der das persönliche 
Gespräch führenden Person gewährleisten kann. 

(5) Das persönliche Gespräch erfolgt unter Bedingungen, die 
eine angemessene Vertraulichkeit gewährleisten. Es wird von 
einer dafür qualifizierten Person gemäß dem innerstaatlichen 
Recht durchgeführt. 

(6) Der Mitgliedstaat, der das persönliche Gespräch führt, 
erstellt eine schriftliche Zusammenfassung, die zumindest die 
wesentlichen Angaben des Antragstellers aus dem Gespräch 

enthält. Diese Zusammenfassung kann in Form eines Berichts 
oder eines Standardformulars erstellt werden. Der Mitgliedstaat 
gewährleistet, dass der Antragsteller und/oder der ihn vertre­
tende Rechtsbeistand oder sonstiger Berater zeitnah Zugang 
zu der Zusammenfassung erhält. 

Artikel 6 

Garantien für Minderjährige 

(1) Das Wohl des Kindes ist in allen Verfahren, die in dieser 
Verordnung vorgesehen sind, eine vorrangige Erwägung der Mit­
gliedstaaten. 

(2) Die Mitgliedstaaten sorgen dafür, dass ein unbegleiteter 
Minderjährige in allen Verfahren, die in dieser Verordnung vor­
gesehen sind, von einem Vertreter vertreten und/oder unter­
stützt wird. Der Vertreter verfügt über die entsprechenden Qua­
lifikationen und Fachkenntnisse, um zu gewährleisteten, dass 
dem Wohl des Minderjährigen während der nach dieser Ver­
ordnung durchgeführten Verfahren Rechnung getragen wird. 
Ein solcher Vertreter hat Zugang zu dem Inhalt der einschlägi­
gen Dokumente in der Akte des Antragstellers einschließlich des 
speziellen Merkblatts für unbegleitete Minderjährige. 

Dieser Absatz lässt die entsprechenden Bestimmungen in Arti­
kel 25 der Richtlinie 2013/32/EU unberührt. 

(3) Bei der Würdigung des Wohl des Kindes arbeiten die 
Mitgliedstaaten eng zusammen und tragen dabei insbesondere 
folgenden Faktoren gebührend Rechnung: 

a) Möglichkeiten der Familienzusammenführung; 

b) dem Wohlergehen und der sozialen Entwicklung des Min­
derjährigen unter besonderer Berücksichtigung seines Hinter­
grundes; 

c) Sicherheitserwägungen, insbesondere wenn es sich bei dem 
Minderjährigen um ein Opfer des Menschenhandels handeln 
könnte; 

d) den Ansichten des Minderjährigen entsprechend seinem Alter 
und seiner Reife. 

(4) Zum Zweck der Durchführung des Artikels 8 unter­
nimmt der Mitgliedstaat, in dem der unbegleitete Minderjährige 
einen Antrag auf internationalen Schutz gestellt hat, so bald wie 
möglich geeignete Schritte, um die Familienangehörigen, Ge­
schwister oder Verwandte des unbegleiteten Minderjährigen im 
Hoheitsgebiet der Mitgliedstaaten zu ermitteln, wobei er das 
Wohl des Kindes schützt. 

Zu diesem Zweck kann der Mitgliedstaat internationale oder 
andere einschlägige Organisationen um Hilfe ersuchen und 
den Zugang des Minderjährigen zu den Suchdiensten dieser 
Organisationen erleichtern. 

Das Personal der zuständigen Behörden im Sinne von Artikel 35, 
die unbegleitete Minderjährige betreffende Anträge bearbeiten, 
haben eine geeignete Schulung über die besonderen Bedürfnisse 
Minderjähriger erhalten und werden weiterhin geschult.
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(5) Zur Erleichterung geeigneter Maßnahmen zur Ermittlung 
der im Hoheitsgebiet eines anderen Mitgliedstaats lebenden Fa­
milienangehörigen, der Geschwister oder der Verwandten eines 
unbegleiteten Minderjährigen gemäß Absatz 4 dieses Artikels 
erlässt die Kommission Durchführungsrechtsakte, einschließlich 
der Festlegung eines Standardformblatts für den Austausch ein­
schlägiger Informationen zwischen den Mitgliedstaaten. Diese 
Durchführungsrechtsakte werden gemäß dem in Artikel 44 Ab­
satz 2 genannten Prüfverfahren erlassen. 

KAPITEL III 

KRITERIEN ZUR BESTIMMUNG DES ZUSTÄNDIGEN MIT­
GLIEDSTAATS 

Artikel 7 

Rangfolge der Kriterien 

(1) Die Kriterien zur Bestimmung des zuständigen Mitglied­
staats finden in der in diesem Kapitel genannten Rangfolge 
Anwendung. 

(2) Bei der Bestimmung des nach den Kriterien dieses Kapi­
tels zuständigen Mitgliedstaats wird von der Situation ausgegan­
gen, die zu dem Zeitpunkt gegeben ist, zu dem der Antragsteller 
seinen Antrag auf internationalen Schutz zum ersten Mal in 
einem Mitgliedstaat stellt. 

(3) Im Hinblick auf die Anwendung der in den Artikeln 8, 
10 und6 genannten Kriterien berücksichtigen die Mitgliedstaa­
ten alle vorliegenden Indizien für den Aufenthalt von Familien­
angehörigen, Verwandten oder Personen jeder anderen ver­
wandtschaftlichen Beziehung des Antragstellers im Hoheits­
gebiet eines Mitgliedstaats, sofern diese Indizien vorgelegt wer­
den, bevor ein anderer Mitgliedstaat dem Gesuch um Aufnah­
me- oder Wiederaufnahme der betreffenden Person gemäß den 
Artikeln 22 und 25 stattgegeben hat, und sofern über frühere 
Anträge des Antragstellers auf internationalen Schutz noch 
keine Erstentscheidung in der Sache ergangen ist. 

Artikel 8 

Minderjährige 

(1) Handelt es sich bei dem Antragsteller um einen unbe­
gleiteten Minderjährigen, so ist der Mitgliedstaat zuständiger 
Mitgliedstaat, in dem sich ein Familienangehöriger oder eines 
der Geschwister des unbegleiteten Minderjährigen rechtmäßig 
aufhält, sofern es dem Wohl des Minderjährigen dient. Ist der 
Antragsteller ein verheirateter Minderjähriger, dessen Ehepartner 
sich nicht rechtmäßig im Hoheitsgebiet der Mitgliedstaaten auf­
hält, so ist der Mitgliedstaat zuständiger Mitgliedstaat, in dem 
sich der Vater, die Mutter, oder ein anderer Erwachsener — der 
entweder nach dem Recht oder nach den Gepflogenheiten des 
Mitgliedstaats für den Minderjährigen zuständig ist — oder sich 
eines seiner Geschwister aufhält. 

(2) Ist der Antragsteller ein unbegleiteter Minderjähriger, der 
einen Verwandten hat, der sich rechtmäßig in einem anderen 
Mitgliedstaat aufhält, und wurde anhand einer Einzelfallprüfung 
festgestellt, dass der Verwandte für den Antragsteller sorgen 

kann, so führt dieser Mitgliedstaat den Minderjährigen und seine 
Verwandten zusammen und ist der zuständige Mitgliedstaat, 
sofern es dem Wohl des Minderjährigen dient. 

(3) Halten sich Familienangehörige, Geschwister oder Ver­
wandte im Sinne der Absätze 1 und 2 in mehr als einem Mit­
gliedstaat auf, wird der zuständige Mitgliedstaat danach be­
stimmt, was dem Wohl des unbegleiteten Minderjährigen dient. 

(4) Bei Abwesenheit eines Familienangehörigen eines seiner 
Geschwisters oder eines Verwandten im Sinne der Absätze 1 
und 2, ist der Mitgliedstaat zuständiger Mitgliedstaat, in dem der 
unbegleitete Minderjährige seinen Antrag auf internationalen 
Schutz gestellt hat, sofern es dem Wohl des Minderjährigen 
dient. 

(5) Der Kommission wird die Befugnis übertragen gemäß 
Artikel 45 in Bezug auf die Ermittlung von Familienangehöri­
gen, Geschwistern oder Verwandten eines unbegleiteten Minder­
jährigen; die Kriterien für die Feststellung des Bestehens einer 
nachgewiesenen familiären Bindung; die Kriterien zur Beurtei­
lung der Fähigkeit eines Verwandten, für den unbegleiteten Min­
derjährigen zu sorgen, einschließlich der Fälle, in denen sich die 
Familienangehörigen, Geschwister oder Verwandten des unbe­
gleiteten Minderjährigen in mehr als einem Mitgliedstaat aufhal­
ten, delegierte Rechtsakte zu erlassen. Bei der Ausübung ihrer 
Befugnis zum Erlass delegierter Rechtsakte geht die Kommission 
nicht über den in Artikel 6 Absatz 3 vorgesehenen Umfang des 
Wohls des Kindes hinaus. 

(6) Die Kommission legt im Wege von Durchführungsrechts­
akten einheitliche Bedingungen für Konsultationen und den In­
formationsaustausch zwischen den Mitgliedstaaten fest. Diese 
Durchführungsrechtsakte werden gemäß dem in Artikel 44 Ab­
satz 2 genannten Prüfverfahren erlassen. 

Artikel 9 

Familienangehörige, die Begünstigte internationalen 
Schutzes sind 

Hat der Antragsteller einen Familienangehörigen — ungeachtet 
der Frage, ob die Familie bereits im Herkunftsland bestanden 
hat —, der in seiner Eigenschaft als Begünstigter internationalen 
Schutzes in einem Mitgliedstaat aufenthaltsberechtigt ist, so ist 
dieser Mitgliedstaat für die Prüfung des Antrags auf internatio­
nalen Schutz zuständig, sofern die betreffenden Personen diesen 
Wunsch schriftlich kundtun. 

Artikel 10 

Familienangehörige, die internationalen Schutz beantragt 
haben 

Hat ein Antragsteller in einem Mitgliedstaat einen Familienange­
hörigen, über dessen Antrag auf internationalen Schutz noch 
keine Erstentscheidung in der Sache ergangen ist, so ist dieser 
Mitgliedstaat für die Prüfung des Antrags auf internationalen 
Schutz zuständig, sofern die betreffenden Personen diesen 
Wunsch schriftlich kundtun.
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Artikel 11 

Familienverfahren 

Stellen mehrere Familienangehörige und/oder unverheiratete 
minderjährige Geschwister in demselben Mitgliedstaat gleichzei­
tig oder in so großer zeitlicher Nähe einen Antrag auf interna­
tionalen Schutz, dass die Verfahren zur Bestimmung des zustän­
digen Mitgliedstaats gemeinsam durchgeführt werden können, 
und könnte die Anwendung der in dieser Verordnung genann­
ten Kriterien ihre Trennung zur Folge haben, so gilt für die 
Bestimmung des zuständigen Mitgliedstaats Folgendes: 

a) zuständig für die Prüfung der Anträge auf internationalen 
Schutz sämtlicher Familienangehöriger und/oder unverhei­
rateter minderjähriger Geschwister ist der Mitgliedstaat, der 
nach den Kriterien für die Aufnahme des größten Teils von 
ihnen zuständig ist; 

b) andernfalls ist für die Prüfung der Mitgliedstaat zuständig, 
der nach den Kriterien für die Prüfung des von dem ältesten 
von ihnen gestellten Antrags zuständig ist. 

Artikel 12 

Ausstellung von Aufenthaltstiteln oder Visa 

(1) Besitzt der Antragsteller einen gültigen Aufenthaltstitel, so 
ist der Mitgliedstaat, der den Aufenthaltstitel ausgestellt hat, für 
die Prüfung des Antrags auf internationalen Schutz zuständig. 

(2) Besitzt der Antragsteller ein gültiges Visum, so ist der 
Mitgliedstaat, der das Visum erteilt hat, für die Prüfung des 
Antrags auf internationalen Schutz zuständig, es sei denn, 
dass das Visum im Auftrag eines anderen Mitgliedstaats im 
Rahmen einer Vertretungsvereinbarung gemäß Artikel 8 der 
Verordnung (EG) Nr. 810/2009 des Europäischen Parlaments 
und des Rates vom 13. Juli 2009 über einen Visakodex der 
Gemeinschaft ( 1 ) erteilt wurde. In diesem Fall ist der vertretene 
Mitgliedstaat für die Prüfung des Antrags auf internationalen 
Schutz zuständig. 

(3) Besitzt der Antragsteller mehrere gültige Aufenthaltstitel 
oder Visa verschiedener Mitgliedstaaten, so sind die Mitglied­
staaten für die Prüfung des Antrags auf internationalen Schutz 
in folgender Reihenfolge zuständig: 

a) der Mitgliedstaat, der den Aufenthaltstitel mit der längsten 
Gültigkeitsdauer erteilt hat, oder bei gleicher Gültigkeitsdauer 
der Mitgliedstaat, der den zuletzt ablaufenden Aufenthaltstitel 
erteilt hat; 

b) der Mitgliedstaat, der das zuletzt ablaufende Visum erteilt 
hat, wenn es sich um gleichartige Visa handelt; 

c) bei nicht gleichartigen Visa der Mitgliedstaat, der das Visum 
mit der längsten Gültigkeitsdauer erteilt hat, oder bei gleicher 
Gültigkeitsdauer der Mitgliedstaat, der das zuletzt ablaufende 
Visum erteilt hat. 

(4) Besitzt der Antragsteller nur einen oder mehrere Aufent­
haltstitel, die weniger als zwei Jahre zuvor abgelaufen sind, oder 
ein oder mehrere Visa, die seit weniger als sechs Monaten abge­
laufen sind, aufgrund deren er in das Hoheitsgebiet eines Mit­
gliedstaats einreisen konnte, so sind die Absätze 1, 2 und 3 
anwendbar, solange der Antragsteller das Hoheitsgebiet der Mit­
gliedstaaten nicht verlassen hat. 

Besitzt der Antragsteller einen oder mehrere Aufenthaltstitel, die 
mehr als zwei Jahre zuvor abgelaufen sind, oder ein oder meh­
rere Visa, die seit mehr als sechs Monaten abgelaufen sind, 
aufgrund deren er in das Hoheitsgebiet eines Mitgliedstaats ein­
reisen konnte, und hat er die Hoheitsgebiete der Mitgliedstaaten 
nicht verlassen, so ist der Mitgliedstaat zuständig, in dem der 
Antrag auf internationalen Schutz gestellt wird. 

(5) Der Umstand, dass der Aufenthaltstitel oder das Visum 
aufgrund einer falschen oder missbräuchlich verwendeten Iden­
tität oder nach Vorlage von gefälschten, falschen oder ungülti­
gen Dokumenten erteilt wurde, hindert nicht daran, dem Mit­
gliedstaat, der den Titel oder das Visum erteilt hat, die Zustän­
digkeit zuzuweisen. Der Mitgliedstaat, der den Aufenthaltstitel 
oder das Visum ausgestellt hat, ist nicht zuständig, wenn nach­
gewiesen werden kann, dass nach Ausstellung des Titels oder 
des Visums eine betrügerische Handlung vorgenommen wurde. 

Artikel 13 

Einreise und/oder Aufenthalt 

(1) Wird auf der Grundlage von Beweismitteln oder Indizien 
gemäß den beiden in Artikel 22 Absatz 3 dieser Verordnung 
genannten Verzeichnissen, einschließlich der Daten nach der 
Verordnung (EU) Nr. 603/2013 festgestellt, dass ein Antragstel­
ler aus einem Drittstaat kommend die Land-, See- oder Luft­
grenze eines Mitgliedstaats illegal überschritten hat, so ist dieser 
Mitgliedstaat für die Prüfung des Antrags auf internationalen 
Schutz zuständig. Die Zuständigkeit endet zwölf Monate nach 
dem Tag des illegalen Grenzübertritts. 

(2) Ist ein Mitgliedstaat nicht oder gemäß Absatz 1 dieses 
Artikels nicht länger zuständig und wird auf der Grundlage 
von Beweismitteln oder Indizien gemäß den beiden in Artikel 22 
Absatz 3 genannten Verzeichnissen festgestellt, dass der Antrag­
steller — der illegal in die Hoheitsgebiete der Mitgliedstaaten 
eingereist ist oder bei dem die Umstände der Einreise nicht 
festgestellt werden können — sich vor der Antragstellung wäh­
rend eines ununter-brochenen Zeitraums von mindestens fünf 
Monaten in einem Mitgliedstaat aufgehalten hat, so ist dieser 
Mitgliedstaat für die Prüfung des Antrags auf internationalen 
Schutz zuständig. 

Hat sich der Antragsteller für Zeiträume von mindestens fünf 
Monaten in verschiedenen Mitgliedstaaten aufgehalten, so ist der 
Mitgliedstaat, wo er sich zuletzt aufgehalten hat, für die Prüfung 
des Antrags auf internationalen Schutz zuständig.
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Artikel 14 

Visafreie Einreise 

(1) Reist ein Drittstaatsangehöriger oder Staatenloser in das 
Hoheitsgebiet eines Mitgliedstaats ein, in dem für ihn kein Vi­
sumzwang besteht, so ist dieser Mitgliedstaat für die Prüfung des 
Antrags auf internationalen Schutz zuständig. 

(2) Der Grundsatz nach Absatz 1 findet keine Anwendung, 
wenn der Drittstaatsangehörige oder Staatenlose seinen Antrag 
auf internationalen Schutz in einem anderen Mitgliedstaat stellt, 
in dem er ebenfalls kein Einreisevisum vorweisen muss. In die­
sem Fall ist dieser andere Mitgliedstaat für die Prüfung des 
Antrags auf internationalen Schutz zuständig. 

Artikel 15 

Antrag im internationalen Transitbereich eines Flughafens 

Stellt ein Drittstaatsangehöriger oder Staatenloser im internatio­
nalen Transitbereich eines Flughafens eines Mitgliedstaats einen 
Antrag auf internationalen Schutz, so ist dieser Mitgliedstaat für 
die Prüfung des Antrags zuständig. 

KAPITEL IV 

ABHÄNGIGE PERSONEN UND ERMESSENSKLAUSELN 

Artikel 16 

Abhängige Personen 

(1) Ist ein Antragsteller wegen Schwangerschaft, eines neu­
geborenen Kindes, schwerer Krankheit, ernsthafter Behinderung 
oder hohen Alters auf die Unterstützung seines Kindes, eines 
seiner Geschwister oder eines Elternteils, das/der sich rechtmäßig 
in einem Mitgliedstaat aufhält, angewiesen oder ist sein Kind, 
eines seiner Geschwister oder ein Elternteil, das/der sich recht­
mäßig in einem Mitgliedstaat aufhält, auf die Unterstützung des 
Antragstellers angewiesen, so entscheiden die Mitgliedstaaten in 
der Regel, den Antragsteller und dieses Kind, dieses seiner Ge­
schwister oder Elternteil nicht zu trennen bzw. sie zusammen­
zuführen, sofern die familiäre Bindung bereits im Herkunftsland 
bestanden hat, das Kind, eines seiner Geschwister oder der El­
ternteil in der Lage ist, die abhängige Person zu unterstützen 
und die betroffenen Personen ihren Wunsch schriftlich kund­
getan haben. 

(2) Hält sich das Kind, eines seiner Geschwister oder ein 
Elternteil im Sinne des Absatzes 1 rechtmäßig in einem anderen 
Mitgliedstaat als der Antragsteller auf, so ist der Mitgliedstaat, in 
dem sich das Kind, eines seiner Geschwister oder ein Elternteil 
rechtmäßig aufhält, zuständiger Mitgliedstaat, sofern der Ge­
sundheitszustand des Antragstellers diesen nicht längerfristig 
daran hindert, in diesen Mitgliedstaat zu reisen. In diesem Fall, 
ist der Mitgliedstaat, in dem sich der Antragsteller aufhält, zu­
ständiger Mitgliedstaat. Dieser Mitgliedstaat kann nicht zum 
Gegenstand der Verpflichtung gemacht werden, das Kind, eines 
seiner Geschwister oder ein Elternteil in sein Hoheitsgebiet zu 
verbringen. 

(3) Der Kommission wird die Befugnis übertragen gemäß 
Artikel 45 in Bezug auf die Elemente, die zur Beurteilung des 
Abhängigkeitsverhältnisses zu berücksichtigen sind, in Bezug auf 
die Kriterien zur Feststellung des Bestehens einer nachgewiese­
nen familiären Bindung, in Bezug auf die Kriterien zur Beur­
teilung der Fähigkeit der betreffenden Person zur Sorge für die 
abhängige Person und in Bezug auf die Elemente, die zur Beur­
teilung einer längerfristigen Reiseunfähigkeit zu berücksichtigen 
sind, delegierte Rechtsakte zu erlassen. 

(4) Die Kommission legt im Wege von Durchführungsrechts­
akten einheitliche Bedingungen für Konsultationen und den In­
formationsaustausch zwischen den Mitgliedstaaten fest. Diese 
Durchführungsrechtsakte werden nach dem in Artikel 44 Ab­
satz 2 genannten Prüfverfahren erlassen. 

Artikel 17 

Ermessensklauseln 

(1) Abweichend von Artikel 3 Absatz 1 kann jeder Mitglied­
staat beschließen, einen bei ihm von einem Drittstaatsangehöri­
gen oder Staatenlosen gestellten Antrag auf internationalen 
Schutz zu prüfen, auch wenn er nach den in dieser Verordnung 
festgelegten Kriterien nicht für die Prüfung zuständig ist. 

Der Mitgliedstaat, der gemäß diesem Absatz beschließt, einen 
Antrag auf internationalen Schutz zu prüfen, wird dadurch zum 
zuständigen Mitgliedstaat und übernimmt die mit dieser Zustän­
digkeit einhergehenden Verpflichtungen. Er unterrichtet gegebe­
nenfalls über das elektronische Kommunikationsnetz DubliNet, 
das gemäß Artikel 18 der Verordnung (EG) Nr. 1560/2003 
eingerichtet worden ist, den zuvor zuständigen Mitgliedstaat, 
den Mitgliedstaat, der ein Verfahren zur Bestimmung des zu­
ständigen Mitgliedstaats durchführt, oder den Mitgliedstaat, an 
den ein Aufnahme- oder Wiederaufnahmegesuch gerichtet 
wurde. 

Der Mitgliedstaat, der nach Maßgabe dieses Absatzes zuständig 
wird, teilt diese Tatsache unverzüglich über Eurodac nach Maß­
gabe der Verordnung (EU) Nr. 603/2013 mit, indem er den 
Zeitpunkt über die erfolgte Entscheidung zur Prüfung des An­
trags anfügt. 

(2) Der Mitgliedstaat, in dem ein Antrag auf internationalen 
Schutz gestellt worden ist und der das Verfahren zur Bestim­
mung des zuständigen Mitgliedstaats durchführt, oder der zu­
ständige Mitgliedstaat kann, bevor eine Erstentscheidung in der 
Sache ergangen ist, jederzeit einen anderen Mitgliedstaat er­
suchen, den Antragsteller aufzunehmen, aus humanitären Grün­
den, die sich insbesondere aus dem familiären oder kulturellen 
Kontext ergeben, um Personen jeder verwandtschaftlichen Be­
ziehung zusammenzuführen, auch wenn der andere Mitglied­
staat nach den Kriterien in den Artikeln 8 bis 11 und 16 nicht 
zuständig ist. Die betroffenen Personen müssen dem schriftlich 
zustimmen.
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Das Aufnahmegesuch umfasst alle Unterlagen, über die der er­
suchende Mitgliedstaat verfügt, um dem ersuchten Mitgliedstaat 
die Beurteilung des Falles zu ermöglichen. 

Der ersuchte Mitgliedstaat nimmt alle erforderlichen Überprü­
fungen vor, um zu prüfen, dass die angeführten humanitären 
Gründe vorliegen, und antwortet dem ersuchenden Mitgliedstaat 
über das elektronische Kommunikationsnetz DubliNet, das ge­
mäß Artikel 18 der Verordnung (EG) Nr. 1560/2003 eingerich­
tet wurde, innerhalb von zwei Monaten nach Eingang des Ge­
suchs. Eine Ablehnung des Gesuchs ist zu begründen. 

Gibt der ersuchte Mitgliedstaat dem Gesuch statt, so wird ihm 
die Zuständigkeit für die Antragsprüfung übertragen. 

KAPITEL V 

PFLICHTEN DES ZUSTÄNDIGEN MITGLIEDSTAATS 

Artikel 18 

Pflichten des zuständigen Mitgliedstaats 

(1) Der nach dieser Verordnung zuständige Mitgliedstaat ist 
verpflichtet: 

a) einen Antragsteller, der in einem anderen Mitgliedstaat einen 
Antrag gestellt hat, nach Maßgabe der Artikel 21, 22 und 29 
aufzunehmen; 

b) einen Antragsteller, der während der Prüfung seines Antrags 
in einem anderen Mitgliedstaat einen Antrag gestellt hat oder 
der sich im Hoheitsgebiet eines anderen Mitgliedstaats ohne 
Aufenthaltstitel aufhält, nach Maßgabe der Artikel 23, 24, 25 
und 29 wieder aufzunehmen; 

c) einen Drittstaatsangehörigen oder einen Staatenlosen, der 
seinen Antrag während der Antragsprüfung zurückgezogen 
und in einem anderen Mitgliedstaat einen Antrag gestellt hat 
oder der sich ohne Aufenthaltstitel im Hoheitsgebiet eines 
anderen Mitgliedstaats aufhält, nach Maßgabe der Artikel 23, 
24, 25 und 29 wieder aufzunehmen; 

d) einen Drittstaatsangehörigen oder Staatenlosen, dessen An­
trag abgelehnt wurde und der in einem anderen Mitgliedstaat 
einen Antrag gestellt hat oder der sich im Hoheitsgebiet 
eines anderen Mitgliedstaats ohne Aufenthaltstitel aufhält, 
nach Maßgabe der Artikel 23, 24, 25 und 29 wieder auf­
zunehmen. 

(2) Der zuständige Mitgliedstaat prüft in allen dem Anwen­
dungsbereich des Absatzes 1 Buchstaben a und b unterliegen­
den Fällen den gestellten Antrag auf internationalen Schutz oder 
schließt seine Prüfung ab. 

Hat der zuständige Mitgliedstaat in den in den Anwendungs­
bereich von Absatz 1 Buchstabe c fallenden Fällen die Prüfung 
nicht fortgeführt, nachdem der Antragsteller den Antrag zurück­
gezogen hat, bevor eine Entscheidung in der Sache in erster 
Instanz ergangen ist, stellt dieser Mitgliedstaat sicher, dass der 
Antragsteller berechtigt ist, zu beantragen, dass die Prüfung 
seines Antrags abgeschlossen wird, oder einen neuen Antrag 

auf internationalen Schutz zu stellen, der nicht als Folgeantrag 
im Sinne der Richtlinie 2013/32/EU behandelt wird. In diesen 
Fällen gewährleisten die Mitgliedstaaten, dass die Prüfung des 
Antrags abgeschlossen wird. 

In den in den Anwendungsbereich des Absatzes 1 Buchstabe d 
fallenden Fällen, in denen der Antrag nur in erster Instanz abge­
lehnt worden ist, stellt der zuständige Mitgliedstaat sicher, dass 
die betreffende Person die Möglichkeit hat oder hatte, einen 
wirksamen Rechtsbehelf gemäß Artikel 46 der Richtlinie 
2013/32/EU einzulegen. 

Artikel 19 

Übertragung der Zuständigkeit 

(1) Erteilt ein Mitgliedstaat dem Antragsteller einen Aufent­
haltstitel, so obliegen diesem Mitgliedstaat die Pflichten nach 
Artikel 18 Absatz 1. 

(2) Die Pflichten nach Artikel 18 Absatz 1 erlöschen, wenn 
der zuständige Mitgliedstaat nachweisen kann, dass der Antrag­
steller oder eine andere Person im Sinne von Artikel 18 Absatz 
1 Buchstabe c oder d, um dessen/deren Aufnahme oder Wieder­
aufnahme er ersucht wurde, das Hoheitsgebiet der Mitgliedstaa­
ten für mindestens drei Monate verlassen hat, es sei denn, die 
betreffende Person ist im Besitz eines vom zuständigen Mitglied­
staat ausgestellten gültigen Aufenthaltstitels. 

Ein nach der Periode der Abwesenheit im Sinne des Unterabsat­
zes 1 gestellter Antrag gilt als neuer Antrag, der ein neues 
Verfahren zur Bestimmung des zuständigen Mitgliedstaats aus­
löst. 

(3) Die Pflichten nach Artikel 18 Absatz 1 Buchstaben c und 
d erlöschen, wenn der zuständige Mitgliedstaat nachweisen 
kann, dass der Antragsteller oder eine andere Person im Sinne 
von Artikel 18 Absatz 1 Buchstabe c oder d, um dessen/deren 
Wiederaufnahme er ersucht wurde, nach Rücknahme oder Ab­
lehnung des Antrags das Hoheitsgebiet der Mitgliedstaaten auf 
der Grundlage eines Rückführungsbeschlusses oder einer Ab­
schiebungsanordnung verlassen hat. 

Ein nach einer vollzogenen Abschiebung gestellter Antrag gilt 
als neuer Antrag, der ein neues Verfahren zur Bestimmung des 
zuständigen Mitgliedstaats auslöst. 

KAPITEL VI 

AUFNAHME- UND WIEDERAUFNAHMEVERFAHREN 

ABSCHNITT I 

Einleitung des Verfahrens 

Artikel 20 

Einleitung des Verfahrens 

(1) Das Verfahren zur Bestimmung des zuständigen Mitglied­
staats wird eingeleitet, sobald in einem Mitgliedstaat erstmals ein 
Antrag auf internationalen Schutz gestellt wird.

DE L 180/42 Amtsblatt der Europäischen Union 29.6.2013



(2) Ein Antrag auf internationalen Schutz gilt als gestellt, 
wenn den zuständigen Behörden des betreffenden Mitgliedstaats 
ein vom Antragsteller eingereichtes Formblatt oder ein behörd­
liches Protokoll zugegangen ist. Bei einem nicht in schriftlicher 
Form gestellten Antrag sollte die Frist zwischen der Abgabe der 
Willenserklärung und der Erstellung eines Protokolls so kurz 
wie möglich sein. 

(3) Für die Zwecke dieser Verordnung ist die Situation eines 
mit dem Antragsteller einreisenden Minderjährigen, der der De­
finition des Familienangehörigen entspricht, untrennbar mit der 
Situation seines Familienangehörigen verbunden und fällt in die 
Zuständigkeit des Mitgliedstaats, der für die Prüfung des Antrags 
auf internationalen Schutz dieses Familienangehörigen zuständig 
ist, auch wenn der Minderjährige selbst kein Antragsteller ist, 
sofern dies dem Wohl des Minderjährigen dient. Ebenso wird 
bei Kindern verfahren, die nach der Ankunft des Antragstellers 
im Hoheitsgebiet der Mitgliedstaaten geboren werden, ohne dass 
ein neues Zuständigkeitsverfahren für diese eingeleitet werden 
muss. 

(4) Stellt ein Antragsteller bei den zuständigen Behörden ei­
nes Mitgliedstaats einen Antrag auf internationalen Schutz, wäh­
rend er sich im Hoheitsgebiet eines anderen Mitgliedstaats auf­
hält, obliegt die Bestimmung des zuständigen Mitgliedstaats dem 
Mitgliedstaat, in dessen Hoheitsgebiet sich der Antragsteller auf­
hält. Dieser Mitgliedstaat wird unverzüglich von dem mit dem 
Antrag befassten Mitgliedstaat unterrichtet und gilt dann für die 
Zwecke dieser Verordnung als der Mitgliedstaat, bei dem der 
Antrag auf internationalen Schutz gestellt wurde. 

Der Antragsteller wird schriftlich von dieser Änderung des die 
Zuständigkeit prüfenden Mitgliedstaats und dem Zeitpunkt, zu 
dem sie erfolgt ist, unterrichtet. 

(5) Der Mitgliedstaat, bei dem der erste Antrag auf interna­
tionalen Schutz gestellt wurde, ist gehalten, einen Antragsteller, 
der sich ohne Aufenthaltstitel im Hoheitsgebiet eines anderen 
Mitgliedstaats aufhält oder dort einen Antrag auf internationalen 
Schutz gestellt hat, nachdem er seinen ersten Antrag noch wäh­
rend des Verfahrens zur Bestimmung des zuständigen Mitglied­
staats zurückgezogen hat, nach den Bestimmungen der Arti­
kel 23, 24, 25 und 29 wieder aufzunehmen, um das Verfahren 
zur Bestimmung des zuständigen Mitgliedstaats zum Abschluss 
zu bringen. 

Diese Pflicht erlischt, wenn der Mitgliedstaat, der das Verfahren 
zur Bestimmung des zuständigen Mitgliedstaats abschließen soll, 
nachweisen kann, dass der Antragsteller zwischenzeitlich das 
Hoheitsgebiet der Mitgliedstaaten für mindestens drei Monate 
verlassen oder in einem anderen Mitgliedstaat einen Aufenthalts­
titel erhalten hat. 

Ein nach einem solchen Abwesenheitszeitraum gestellter Antrag 
im Sinne von Unterabsatz 2 gilt als neuer Antrag, der ein neues 
Verfahren zur Bestimmung des zuständigen Mitgliedstaats aus­
löst. 

ABSCHNITT II 

Aufnahmeverfahren 

Artikel 21 

Aufnahmegesuch 

(1) Hält der Mitgliedstaat, in dem ein Antrag auf internatio­
nalen Schutz gestellt wurde, einen anderen Mitgliedstaat für die 
Prüfung des Antrags für zuständig, so kann er so bald wie 
möglich, auf jeden Fall aber innerhalb von drei Monaten nach 
Antragstellung im Sinne von Artikel 20 Absatz 2, diesen ande­
ren Mitgliedstaat ersuchen, den Antragsteller aufzunehmen. 

Abweichend von Unterabsatz 1 wird im Fall einer Eurodac- 
Treffermeldung im Zusammenhang mit Daten gemäß Artikel 14 
der Verordnung (EU) Nr. 603/2013 dieses Gesuch innerhalb 
von zwei Monaten nach Erhalt der Treffermeldung gemäß Ar­
tikel 15 Absatz 2 jener Verordnung gestellt. 

Wird das Gesuch um Aufnahme eines Antragstellers nicht in­
nerhalb der in Unterabsätzen 1 und 2 niedergelegten Frist un­
terbreitet, so ist der Mitgliedstaat, in dem der Antrag auf inter­
nationalen Schutz gestellt wurde, für die Prüfung des Antrags 
zuständig. 

(2) Der ersuchende Mitgliedstaat kann in Fällen, in denen der 
Antrag auf internationalen Schutz gestellt wurde, nachdem die 
Einreise oder der Verbleib verweigert wurde, der Betreffende 
wegen illegalen Aufenthalts festgenommen wurde oder eine Ab­
schiebungsanordnung zugestellt oder vollstreckt wurde, eine 
dringende Antwort anfordern. 

In dem Gesuch werden die Gründe genannt, die eine dringende 
Antwort rechtfertigen, und es wird angegeben, innerhalb wel­
cher Frist eine Antwort erwartet wird. Diese Frist beträgt min­
destens eine Woche. 

(3) In den Fällen im Sinne der Unterabsätze 1 und 2 ist für 
das Gesuch um Aufnahme durch einen anderen Mitgliedstaat 
ein Formblatt zu verwenden, das Beweismittel oder Indizien 
gemäß den beiden in Artikel 22 Absatz 3 genannten Verzeich­
nissen und/oder sachdienliche Angaben aus der Erklärung des 
Antragstellers enthalten muss, anhand deren die Behörden des 
ersuchten Mitgliedstaats prüfen können, ob ihr Staat gemäß den 
in dieser Verordnung definierten Kriterien zuständig ist. 

Die Kommission legt im Wege von Durchführungsrechtsakten 
einheitliche Bedingungen für die Erstellung und Übermittlung 
von Aufnahmegesuchen fest. Diese Durchführungsrechtsakte 
werden gemäß dem in Artikel 44 Absatz 2 genannten Prüfver­
fahren erlassen. 

Artikel 22 

Antwort auf ein Aufnahmegesuch 

(1) Der ersuchte Mitgliedstaat nimmt die erforderlichen Über­
prüfungen vor und entscheidet über das Gesuch um Aufnahme 
eines Antragstellers innerhalb von zwei Monaten, nach Erhalt 
des Gesuchs. 

(2) In dem Verfahren zur Bestimmung des zuständigen Mit­
gliedstaats werden Beweismittel und Indizien verwendet.
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(3) Die Kommission legt im Wege von Durchführungsrechts­
akten die Erstellung und regelmäßige Überprüfung zweier Ver­
zeichnisse, in denen die sachdienlichen Beweismittel und Indi­
zien gemäß den in den Buchstaben a und b dieses Artikels 
festgelegten Kriterien aufgeführt sind, fest. Diese Durchführungs­
rechtsakte werden gemäß dem in Artikel 44 Absatz 2 genann­
ten Prüfverfahren erlassen. 

a) Beweismittel: 

i) Hierunter fallen förmliche Beweismittel, die insoweit über 
die Zuständigkeit nach dieser Verordnung entscheiden, als 
sie nicht durch Gegenbeweise widerlegt werden; 

ii) Die Mitgliedstaaten stellen dem in Artikel 44 vorgesehe­
nen Ausschuss nach Maßgabe der im Verzeichnis der 
förmlichen Beweismittel festgelegten Klassifizierung Mus­
ter der verschiedenen Arten der von ihren Verwaltungen 
verwendeten Dokumente zur Verfügung; 

b) Indizien: 

i) Hierunter fallen einzelne Anhaltspunkte, die, obwohl sie 
anfechtbar sind, in einigen Fällen nach der ihnen zugebil­
ligten Beweiskraft ausreichen können; 

ii) Ihre Beweiskraft hinsichtlich der Zuständigkeit für die 
Prüfung des Antrags auf internationalen Schutz wird 
von Fall zu Fall bewertet. 

(4) Das Beweiserfordernis sollte nicht über das für die ord­
nungsgemäße Anwendung dieser Verordnung erforderliche Maß 
hinausgehen. 

(5) Liegen keine förmlichen Beweismittel vor, erkennt der 
ersuchte Mitgliedstaat seine Zuständigkeit an, wenn die Indizien 
kohärent, nachprüfbar und hinreichend detailliert sind, um die 
Zuständigkeit zu begründen. 

(6) Beruft sich der ersuchende Mitgliedstaat auf das Dring­
lichkeitsverfahren gemäß Artikel 21 Absatz 2, so unternimmt 
der ersuchte Mitgliedstaat alle Anstrengungen, um die vorgege­
bene Frist einzuhalten. In Ausnahmefällen, in denen nachgewie­
sen werden kann, dass die Prüfung eines Gesuchs um Aufnahme 
eines Antragstellers besonders kompliziert ist, kann der ersuchte 
Mitgliedstaat seine Antwort nach Ablauf der vorgegebenen Frist 
erteilen, auf jeden Fall ist die Antwort jedoch innerhalb eines 
Monats zu erteilen. In derartigen Fällen muss der ersuchte Mit­
gliedstaat seine Entscheidung, die Antwort zu einem späteren 
Zeitpunkt zu erteilen, dem ersuchenden Mitgliedstaat innerhalb 
der ursprünglich gesetzten Frist mitteilen. 

(7) Wird innerhalb der Frist von zwei Monaten gemäß Ab­
satz 1 bzw. der Frist von einem Monat gemäß Absatz 6 keine 
Antwort erteilt, ist davon auszugehen, dass dem Aufnahme­
gesuch stattgegeben wird, was die Verpflichtung nach sich zieht, 
die Person aufzunehmen und angemessene Vorkehrungen für 
die Ankunft zu treffen. 

ABSCHNITT III 

Wiederaufnahmeverfahren 

Artikel 23 

Wiederaufnahmegesuch bei erneuter Antragstellung im 
ersuchenden Mitgliedstaat 

(1) Ist ein Mitgliedstaat, in dem eine Person im Sinne des 
Artikels 18 Absatz 1 Buchstaben b, c oder d einen neuen 

Antrag auf internationalen Schutz gestellt hat, der Auffassung, 
dass nach Artikel 20 Absatz 5 und Artikel 18 Absatz 1 Buch­
staben b, c oder d ein anderer Mitgliedstaat für die Prüfung des 
Antrags zuständig ist, so kann er den anderen Mitgliedstaat 
ersuchen, die Person wieder aufzunehmen. 

(2) Ein Wiederaufnahmegesuch ist so bald wie möglich, auf 
jeden Fall aber innerhalb von zwei Monaten nach der Eurodac- 
Treffermeldung im Sinne von Artikel 9 Absatz 5 der Verord­
nung (EU) Nr. 603/2013 zu stellen. 

Stützt sich das Wiederaufnahmegesuch auf andere Beweismittel 
als Angaben aus dem Eurodac-System, ist es innerhalb von drei 
Monaten, nachdem der Antrag auf internationalen Schutz im 
Sinne von Artikel 20 Absatz 2 gestellt wurde, an den ersuchten 
Mitgliedstaat zu richten. 

(3) Erfolgt das Wiederaufnahmegesuch nicht innerhalb der in 
Absatz 2 festgesetzten Frist, so ist der Mitgliedstaat für die 
Prüfung des Antrags auf internationalen Schutz zuständig, in 
dem der neue Antrag gestellt wurde. 

(4) Für ein Wiederaufnahmegesuch ist ein Standardformblatt 
zu verwenden, das Beweismittel oder Indizien im Sinne der 
beiden Verzeichnisse nach Artikel 22 Absatz 3 und/oder sach­
dienliche Angaben aus der Erklärung der betroffenen Person 
enthalten muss, anhand deren die Behörden des ersuchten Mit­
gliedstaats prüfen können, ob ihr Staat auf Grundlage der in 
dieser Verordnung festgelegten Kriterien zuständig ist. 

Die Kommission legt im Wege von Durchführungsrechtsakten 
einheitliche Bedingungen für die Erstellung und Übermittlung 
von Wiederaufnahmegesuchen fest. Diese Durchführungsrechts­
akte werden gemäß dem in Artikel 44 Absatz 2 gennanten 
Prüfverfahren erlassen. 

Artikel 24 

Wiederaufnahmegesuch, wenn im ersuchenden 
Mitgliedstaat kein neuer Antrag gestellt wurde 

(1) Ist ein Mitgliedstaat, in dessen Hoheitsgebiet sich eine 
Person im Sinne des Artikels 18 Absatz 1 Buchstaben b, c 
oder d ohne Aufenthaltstitel aufhält und bei dem kein neuer 
Antrag auf internationalen Schutz gestellt wurde, der Auffas­
sung, dass ein anderer Mitgliedstaat gemäß Artikel 20 Absatz 
5 und Artikel 18 Absatz 1 Buchstaben b, c oder d zuständig ist, 
so kann er den anderen Mitgliedstaat ersuchen, die Person wie­
der aufzunehmen. 

(2) Beschließt ein Mitgliedstaat, in dessen Hoheitsgebiet sich 
eine Person ohne Aufenthaltstitel aufhält, in Abweichung von 
Artikel 6 Absatz 2 der Richtlinie 2008/115/EG des Europäi­
schen Parlaments und des Rates vom 16. Dezember 2008 
über gemeinsame Normen und Verfahren in den Mitgliedstaaten
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zur Rückführung illegal aufhältiger Drittstaatsangehöriger ( 1 ) 
eine Abfrage der Eurodac-System gemäß Artikel 17 der Verord­
nung (EU) Nr. 603/2013, so ist das Gesuch um Wiederauf­
nahme einer Person im Sinne des Artikels 18 Absatz 1 Buch­
staben b oder c dieser Verordnung oder einer Person im Sinne 
ihres Artikels 18 Absatz 1 Buchstabe d, deren Antrag auf in­
ternationalen Schutz nicht durch eine endgültige Entscheidung 
abgelehnt wurde, so bald wie möglich, auf jeden Fall aber inner­
halb von zwei Monaten nach der Erhalt der Eurodac–Treffer­
meldung im Sinne von Artikel 17 Absatz 5 der Verordnung 
(EU) Nr. 603/2013 zu unterbreiten. 

Stützt sich das Wiederaufnahmegesuch auf andere Beweismittel 
als Angaben aus dem Eurodac-System, ist es innerhalb von drei 
Monaten, nachdem der ersuchende Mitgliedstaat festgestellt hat, 
dass ein anderer Mitgliedstaat für die betreffende Person zustän­
dig sein könnte, an den ersuchten Mitgliedstaat zu richten. 

(3) Wird das Wiederaufnahmegesuch nicht innerhalb der in 
Absatz 2 genannten Frist unterbreitet, so gibt der Mitgliedstaat, 
in dessen Hoheitsgebiet sich die betreffende Person ohne Auf­
enthaltstitel aufhält, dieser Person Gelegenheit, einen neuen An­
trag zu stellen. 

(4) Hält sich eine Person im Sinne von Artikel 18 Absatz 1 
Buchstabe d dieser Verordnung, deren Antrag auf internationa­
len Schutz in einem Mitgliedstaat durch eine rechtskräftige Ent­
scheidung abgelehnt wurde, ohne Aufenthaltstitel im Hoheits­
gebiet eines anderen Mitgliedstaats auf, so kann der letzte Mit­
gliedstaat den früheren Mitgliedstaat entweder um Wiederauf­
nahme der betreffenden Person ersuchen oder ein Rückkehrver­
fahren gemäß der Richtlinie 2008/115/EG durchführen. 

Beschließt der letzte Mitgliedstaat, den früheren Mitgliedstaat 
um Wiederaufnahme der betreffenden Person zu ersuchen, so 
finden die Bestimmungen der Richtlinie 2008/115/EG keine 
Anwendung. 

(5) Für das Gesuch um Wiederaufnahme der Person im Sinne 
des Artikels 18 Absatz 1 Buchstaben b, c oder d ist ein Stan­
dardformblatt zu verwenden, das Beweismittel oder Indizien im 
Sinne der beiden Verzeichnisse nach Artikel 22 Absatz 3 und/ 
oder sachdienliche Angaben aus der Erklärung der Person ent­
halten muss, anhand deren die Behörden des ersuchten Mitglied­
staats prüfen können, ob ihr Staat auf Grundlage der in dieser 
Verordnung festgelegten Kriterien zuständig ist. 

Die Kommission erstellt und überprüft regelmäßig im Wege von 
Durchführungsrechtsakten die beiden Verzeichnisse, in denen 
sachdienliche Beweiselemente und Indizien nach Maßgabe der 
in Artikel 22 Absatz 3 Buchstaben a und b festgelegten Krite­
rien angegeben werden, und erlässt einheitliche Bedingungen für 
die Erstellung und Übermittlung von Wiederaufnahmegesuchen. 
Diese Durchführungsrechtsakte werden gemäß dem in Artikel 44 
Absatz 2 genannten Prüfverfahren erlassen. 

Artikel 25 

Antwort auf ein Wiederaufnahmegesuch 

(1) Der ersuchte Mitgliedstaat nimmt die erforderlichen Über­
prüfungen vor und entscheidet über das Gesuch um Wieder­
aufnahme der betreffenden Person so rasch wie möglich, in 
jedem Fall aber nicht später als einen Monat, nachdem er mit 
dem Gesuch befasst wurde. Stützt sich der Antrag auf Angaben 

aus dem Eurodac-System, verkürzt sich diese Frist auf zwei 
Wochen. 

(2) Wird innerhalb der Frist von einem Monat oder der Frist 
von zwei Wochen gemäß Absatz 1 keine Antwort erteilt, ist 
davon auszugehen dass dem Wiederaufnahmegesuch stattgege­
ben wird, was die Verpflichtung nach sich zieht, die betreffende 
Person wieder aufzunehmen und angemessene Vorkehrungen 
für die Ankunft zu treffen. 

ABSCHNITT IV 

Verfahrensgarantien 

Artikel 26 

Zustellung der Überstellungsentscheidung 

(1) Stimmt der ersuchte Mitgliedstaat der Aufnahme oder 
Wiederaufnahme eines Antragstellers oder einer anderen Person 
im Sinne von Artikel 18 Absatz 1 Buchstabe c oder d zu, setzt 
der ersuchende Mitgliedstaat die betreffende Person von der 
Entscheidung in Kenntnis, sie in den zuständigen Mitgliedstaat 
zu überstellen, sowie gegebenenfalls von der Entscheidung, ih­
ren Antrag auf internationalen Schutz nicht zu prüfen. Wird die 
betreffende Person durch einen Rechtsbeistand oder einen an­
deren Berater vertreten, so können die Mitgliedstaaten sich dafür 
entscheiden, die Entscheidung diesem Rechtsbeistand oder Bera­
ter anstelle der betreffenden Person zuzustellen und die Ent­
scheidung gegebenenfalls der betroffenen Person mitzuteilen. 

(2) Die Entscheidung nach Absatz 1 enthält eine Rechts­
behelfsbelehrung, einschließlich des Rechts, falls erforderlich, 
aufschiebende Wirkung zu beantragen, und der Fristen für die 
Einlegung eines Rechtsbehelfs sowie Informationen über die 
Frist für die Durchführung der Überstellung mit erforderlichen­
falls Angaben über den Ort und den Zeitpunkt, an dem oder zu 
dem sich die betreffende Person zu melden hat, wenn diese 
Person sich auf eigene Initiative in den zuständigen Mitgliedstaat 
begibt. 

Die Mitgliedstaaten stellen sicher, dass die betreffende Person 
zusammen mit der Entscheidung nach Absatz 1 Angaben zu 
Personen oder Einrichtungen erhält, die sie rechtlich beraten 
können, sofern diese Angaben nicht bereits mitgeteilt wurden. 

(3) Wird die betreffende Person nicht durch einen Rechtsbei­
stand oder einen anderen Berater unterstützt oder vertreten, so 
informiert der Mitgliedstaat sie in einer Sprache, die sie versteht 
oder bei der vernünftigerweise angenommen werden kann, dass 
sie sie versteht, über die wesentlichen Elemente der Entschei­
dung, darunter stets über mögliche Rechtsbehelfe und die Fris­
ten zur Einlegung solcher Rechtsbehelfe. 

Artikel 27 

Rechtsmittel 

(1) Der Antragsteller oder eine andere Person im Sinne von 
Artikel 18 Absatz 1 Buchstabe c oder d hat das Recht auf ein 
wirksames Rechtsmittel gegen eine Überstellungsentscheidung in 
Form einer auf Sach- und Rechtsfragen gerichteten Überprüfung 
durch ein Gericht. 

(2) Die Mitgliedstaaten sehen eine angemessene Frist vor, in 
der die betreffende Person ihr Recht auf einen wirksamen 
Rechtsbehelf nach Absatz 1 wahrnehmen kann.
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(3) Zum Zwecke eines Rechtsbehelfs gegen eine Überstel­
lungsentscheidung oder einer Überprüfung einer Überstellungs­
entscheidung sehen die Mitgliedstaaten in ihrem innerstaatlichen 
Recht Folgendes vor: 

a) dass die betroffene Person aufgrund des Rechtsbehelfs oder 
der Überprüfung berechtigt ist, bis zum Abschluss des 
Rechtsbehelfs oder der Überprüfung im Hoheitsgebiet des 
betreffenden Mitgliedstaats zu bleiben; oder 

b) dass die Überstellung automatisch ausgesetzt wird und diese 
Aussetzung innerhalb einer angemessenen Frist endet, inner­
halb der ein Gericht, nach eingehender und gründlicher Prü­
fung, darüber entschieden hat, ob eine aufschiebende Wir­
kung des Rechtsbehelfs oder der Überprüfung gewährt wird; 
oder 

c) die betreffende Person hat die Möglichkeit, bei einem Gericht 
innerhalb einer angemessenen Frist eine Aussetzung der 
Durchführung der Überstellungsentscheidung bis zum Ab­
schluss des Rechtsbehelfs oder der Überprüfung zu beantra­
gen. Die Mitgliedstaaten sorgen für einen wirksamen Rechts­
behelf in der Form, dass die Überstellung ausgesetzt wird, bis 
die Entscheidung über den ersten Antrag auf Aussetzung 
ergangen ist. Die Entscheidung, ob die Durchführung der 
Überstellungsentscheidung ausgesetzt wird, wird innerhalb 
einer angemessenen Frist getroffen, welche gleichwohl eine 
eingehende und gründliche Prüfung des Antrags auf Ausset­
zung ermöglicht. Die Entscheidung, die Durchführung der 
Überstellungsentscheidung nicht auszusetzen, ist zu begrün­
den. 

(4) Die Mitgliedstaaten können vorsehen, dass die zuständi­
gen Behörden beschließen können, von Amts wegen tätig zu 
werden, um die Durchführung der Überstellungsentscheidung 
bis zum Abschluss des Rechtsbehelfs oder der Überprüfung aus­
zusetzen. 

(5) Die Mitgliedstaaten stellen sicher, dass die betreffende 
Person rechtliche Beratung und — wenn nötig — sprachliche 
Hilfe in Anspruch nehmen kann. 

(6) Die Mitgliedstaaten stellen sicher, dass die rechtliche Be­
ratung auf Antrag unentgeltlich gewährt wird, wenn die betref­
fende Person die Kosten nicht selbst tragen kann. Die Mitglied­
staaten können vorsehen, dass Antragstellern hinsichtlich der 
Gebühren und anderen Kosten keine günstigere Behandlung 
zuteil wird, als sie den eigenen Staatsangehörigen in Fragen 
der rechtlichen Beratung im Allgemeinen gewährt wird. 

Ohne den Zugang zur rechtlichen Beratung willkürlich ein­
zuschränken, können die Mitgliedstaaten vorsehen, dass keine 
unentgeltliche rechtliche Beratung und Vertretung gewährt wird, 
wenn die zuständige Behörde oder ein Gericht dem Rechtsbehelf 
oder der Überprüfung keine greifbaren Erfolgsaussichten ein­
räumt. 

Beschließt eine andere Stelle als ein Gericht, gemäß diesem Ab­
satz keine unentgeltliche rechtliche Beratung und Vertretung zu 
gewähren, so sehen die Mitgliedstaaten das Recht vor, bei einem 
Gericht einen wirksamen Rechtsbehelf gegen diesen Beschluss 
einzulegen. 

In Übereinstimmung mit den Voraussetzungen dieses Absatzes 
stellen die Mitgliedstaaten sicher, dass die rechtliche Beratung 
und Vertretung nicht willkürlich eingeschränkt werden und der 
wirksame Zugang des Antragstellers zu den Gerichten nicht 
beeinträchtigt wird. 

Die rechtliche Beratung umfasst zumindest die Vorbereitung der 
erforderlichen Verfahrensdokumente und die Vertretung vor Ge­
richten und kann auf Rechtsbeistand und Berater beschränkt 
werden, die nach einzelstaatlichem Recht zur Bereitstellung 
von Unterstützung und Vertretung berufen sind. 

Die Verfahren für die Inanspruchnahme rechtlicher Beratung 
werden im einzelstaatlichen Recht festgelegt. 

ABSCHNITT V 

Inhaftnahme zum Zwecke der Überstellung 

Artikel 28 

Haft 

(1) Die Mitgliedstaaten nehmen eine Person nicht allein des­
halb in Haft, weil sie dem durch diese Verordnung festgelegten 
Verfahren unterliegt. 

(2) Zwecks Sicherstellung von Überstellungsverfahren, dürfen 
die Mitgliedstaaten im Einklang mit dieser Verordnung, wenn 
eine erhebliche Fluchtgefahr besteht, nach einer Einzelfallprü­
fung die entsprechende Person in Haft nehmen und nur im 
Falle dass Haft verhältnismäßig ist und sich weniger einschnei­
dende Maßnahmen nicht wirksam anwenden lassen. 

(3) Die Haft hat so kurz wie möglich zu sein und nicht 
länger zu sein, als bei angemessener Handlungsweise notwendig 
ist, um die erforderlichen Verwaltungsverfahren mit der gebote­
nen Sorgfalt durchzuführen, bis die Überstellung gemäß dieser 
Verordnung durchgeführt wird. 

Wird eine Person nach diesem Artikel in Haft genommen, so 
darf die Frist für die Stellung eines Aufnahme- oder Wiederauf­
nahmegesuchs einen Monat ab der Stellung des Antrags nicht 
überschreiten. Der Mitgliedstaat, der das Verfahren gemäß dieser 
Verordnung durchführt, ersucht in derartigen Fällen um eine 
dringende Antwort. Diese Antwort erfolgt spätestens zwei Wo­
chen nach Eingang des Gesuchs. Wird innerhalb der Frist von 
zwei Wochen keine Antwort erteilt, ist davon auszugehen, dass 
dem Aufnahme- bzw. Wiederaufnahmegesuch stattgegeben 
wird, was die Verpflichtung nach sich zieht, die Person auf­
zunehmen und angemessene Vorkehrungen für die Ankunft 
zu treffen. 

Befindet sich eine Person nach diesem Artikel in Haft, so erfolgt 
die Überstellung aus dem ersuchenden Mitgliedstaat in den zu­
ständigen Mitgliedstaat, sobald diese praktisch durchführbar ist 
und spätestens innerhalb von sechs Wochen nach der still­
schweigenden oder ausdrücklichen Annahme des Gesuchs auf 
Aufnahme oder Wiederaufnahme der betreffenden Person durch 
einen anderen Mitgliedstaat oder von dem Zeitpunkt an, ab dem 
der Rechtsbehelf oder die Überprüfung gemäß Artikel 27 Ab­
satz 3 keine aufschiebende Wirkung mehr hat.
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Hält der ersuchende Mitgliedstaat die Fristen für die Stellung 
eines Aufnahme- oder Wiederaufnahmegesuchs nicht ein oder 
findet die Überstellung nicht innerhalb des Zeitraums von sechs 
Wochen im Sinne des Unterabsatz 3 statt, wird die Person nicht 
länger in Haft gehalten. Die Artikel 21, 23, 24 und 29 gelten 
weiterhin entsprechend. 

(4) Hinsichtlich der Haftbedingungen und der Garantien für 
in Haft befindliche Personen gelten zwecks Absicherung der 
Verfahren für die Überstellung in den zuständigen Mitgliedstaat, 
die Artikel 9, 10 und 11 der Richtlinie 2013/33/EU. 

ABSCHNITT VI 

Überstellung 

Artikel 29 

Modalitäten und Fristen 

(1) Die Überstellung des Antragstellers oder einer anderen 
Person im Sinne von Artikel 18 Absatz 1 Buchstabe c oder d 
aus dem ersuchenden Mitgliedstaat in den zuständigen Mitglied­
staat erfolgt gemäß den innerstaatlichen Rechtsvorschriften des 
ersuchenden Mitgliedstaats nach Abstimmung der beteiligten 
Mitgliedstaaten, sobald dies praktisch möglich ist und spätestens 
innerhalb einer Frist von sechs Monaten nach der Annahme des 
Aufnahme — oder Wiederaufnahmegesuchs durch einen ande­
ren Mitgliedstaat oder der endgültigen Entscheidung über einen 
Rechtsbehelf oder eine Überprüfung, wenn diese gemäß Arti­
kel 27 Absatz 3 aufschiebende Wirkung hat. 

Wenn Überstellungen in den zuständigen Mitgliedstaat in Form 
einer kontrollierten Ausreise oder in Begleitung erfolgen, stellt 
der Mitgliedstaat sicher, dass sie in humaner Weise und unter 
uneingeschränkter Wahrung der Grundrechte und der Men­
schenwürde durchgeführt werden. 

Erforderlichenfalls stellt der ersuchende Mitgliedstaat dem An­
tragsteller ein Laissez-passer aus. Die Kommission gestaltet im 
Wege von Durchführungsrechtsakten das Muster des Laissez- 
passer. Diese Durchführungsrechtsakte werden gemäß dem in 
Artikel 44 Absatz 2 genannten Prüfverfahren erlassen. 

Der zuständige Mitgliedstaat teilt dem ersuchenden Mitgliedstaat 
gegebenenfalls mit, dass die betreffende Person eingetroffen ist 
oder dass sie nicht innerhalb der vorgegebenen Frist erschienen 
ist. 

(2) Wird die Überstellung nicht innerhalb der Frist von sechs 
Monaten durchgeführt, ist der zuständige Mitgliedstaat nicht 
mehr zur Aufnahme oder Wiederaufnahme der betreffenden 
Person verpflichtet und die Zuständigkeit geht auf den ersuchen­
den Mitgliedstaat über. Diese Frist kann höchstens auf ein Jahr 
verlängert werden, wenn die Überstellung aufgrund der Inhaf­
tierung der betreffenden Person nicht erfolgen konnte, oder 
höchstens auf achtzehn Monate, wenn die betreffende Person 
flüchtig ist. 

(3) Wurde eine Person irrtümlich überstellt oder wird einem 
Rechtsbehelf gegen eine Überstellungsentscheidung oder der 
Überprüfung einer Überstellungentscheidung nach Vollzug der 
Überstellung stattgegeben, nimmt der Mitgliedstaat, der die 
Überstellung durchgeführt hat, die Person unverzüglich wieder 
auf. 

(4) Die Kommission legt im Wege von Durchführungsrechts­
akten einheitliche Bedingungen für Konsultationen und den In­
formationsaustausch zwischen den Mitgliedstaaten, insbesondere 
für den Fall, dass Überstellungen verschoben werden oder nicht 
fristgerecht erfolgen, für Überstellungen nach stillschweigender 
Annahme, für Überstellungen Minderjähriger oder abhängiger 
Personen und für kontrollierte Überstellungen fest. Diese Durch­
führungsrechtsakte werden gemäß dem in Artikel 44 Absatz 2 
genannten Prüfverfahren erlassen. 

Artikel 30 

Kosten der Überstellung 

(1) Die Kosten für die Überstellung eines Antragstellers oder 
einer anderen Person im Sinne von Artikel 18 Absatz 1 Buch­
stabe c oder d in den zuständigen Mitgliedstaat werden von 
dem überstellenden Mitgliedstaat getragen. 

(2) Muss die betroffene Person infolge einer irrtümlichen 
Überstellung oder eines erfolgreichen Rechtsbehelfs gegen eine 
Überstellungsentscheidung oder der Überprüfung einer Überstel­
lungsentscheidung nach Vollzug der Überstellung rücküberstellt 
werden, werden die Kosten für die Rücküberstellung von dem 
Mitgliedstaat getragen, der die erste Überstellung durchgeführt 
hat. 

(3) Die Überstellungskosten werden nicht den nach dieser 
Verordnung zu überstellenden Personen auferlegt. 

Artikel 31 

Austausch relevanter Informationen vor Durchführung 
einer Überstellung 

(1) Der den Antragsteller oder eine andere Person im Sinne 
des Artikels 18 Absatz 1 Buchstabe c oder d überstellende Mit­
gliedstaat übermittelt dem zuständigen Mitgliedstaat die per­
sonenbezogenen Daten der zu überstellenden Person, soweit 
dies sachdienlich und relevant ist und nicht über das erforder­
liche Maß hinausgeht, allein zu dem Zweck, um es den zustän­
digen Behörden im zuständigen Mitgliedstaat gemäß dem inner­
staatlichen Recht zu ermöglichen, diese Person in geeigneter 
Weise zu unterstützen — unter anderem die zum Schutz ihrer 
lebenswichtigen Interessen unmittelbar notwendige medizi­
nische Versorgung zu leisten — und um die Kontinuität des 
Schutzes und der Rechte sicherzustellen, die diese Verordnung 
und andere einschlägige Bestimmungen des Asylrechts bieten. 
Diese Daten werden dem zuständigen Mitgliedstaat innerhalb 
einer angemessenen Frist vor der Überstellung übermittelt, da­
mit seine zuständigen Behörden gemäß dem innerstaatlichen 
Recht ausreichend Zeit haben, erforderliche Maßnahmen zu er­
greifen.

DE 29.6.2013 Amtsblatt der Europäischen Union L 180/47



(2) Der überstellende Mitgliedstaat übermittelt dem zuständi­
gen Mitgliedstaat sämtliche Informationen, die wesentlich für 
den Schutz der Rechte und der unmittelbaren besonderen Be­
dürfnisse der zu überstellenden Person sind, soweit der zustän­
digen Behörde gemäß dem innerstaatlichen Recht entsprechende 
Informationen vorliegen; hierzu zählen insbesondere 

a) alle unmittelbaren Maßnahmen, welche der zuständige Mit­
gliedstaat ergreifen muss, um sicherzustellen, dass den be­
sonderen Bedürfnissen der zu überstellenden Person an­
gemessen Rechnung getragen wird, einschließlich der gege­
benenfalls unmittelbar notwendigen medizinischen Versor­
gung; 

b) Kontaktdaten von Familienangehörigen Verwandten oder 
Personen jeder anderen verwandtschaftlichen Beziehung im 
Zielstaat, sofern relevant; 

c) bei Minderjährigen Angaben zur Schulbildung; 

d) eine Bewertung des Alters des Antragstellers. 

(3) Der Informationsaustausch nach Maßgabe dieses Artikels 
erfolgt nur zwischen den Behörden, die der Kommission gemäß 
Artikel 35 dieser Verordnung unter Verwendung des auf der 
Grundlage von Artikel 18 der Verordnung (EG) Nr. 1560/2003 
eingerichteten elektronischen Kommunikationsnetzes „DubliNet“ 
mitgeteilt worden sind. Die ausgetauschten Informationen wer­
den nur für die in Absatz 1 genannten Zwecke verwendet und 
werden nicht weiterverarbeitet. 

(4) Zur Erleichterung des Informationsaustauschs zwischen 
den Mitgliedstaaten legt die Kommission im Wege von Durch­
führungsrechtsakten ein Standardformblatt für die Übermittlung 
der nach diesem Artikel erforderlichen Daten fest. Diese Durch­
führungsrechtsakte werden gemäß dem in Artikel 44 Absatz 2 
genannten Prüfverfahren erlassen. 

(5) Auf den Informationsaustausch nach Maßgabe dieses Ar­
tikels findet Artikel 34 Absätze 8 bis 12 Anwendung. 

Artikel 32 

Austausch von Gesundheitsdaten vor Durchführung einer 
Überstellung 

(1) Der überstellende Mitgliedstaat übermittelt dem zuständi­
gen Mitgliedstaat Informationen über besondere Bedürfnisse der 
zu überstellenden Person, insbesondere bei Behinderten, älteren 
Menschen, Schwangeren, Minderjährigen und Personen, die Fol­
ter, Vergewaltigung oder sonstige schwere Formen psychischer, 
physischer oder sexueller Gewalt erlitten haben, — soweit der 
zuständigen Behörde gemäß dem innerstaatlichen Recht ent­
sprechende Informationen vorliegen — nur zum Zwecke der 
medizinischen Versorgung oder Behandlung, wozu in bestimm­
ten Fällen auch Angaben zur körperlichen oder geistigen Ge­
sundheit dieser Person gehören können. Diese Informationen 
werden in einer gemeinsamen Gesundheitsbescheinigung, der 
die erforderlichen Dokumente beigefügt sind, übermittelt. Der 
zuständige Mitgliedstaat trägt dafür Sorge, dass diesen besonde­
ren Bedürfnissen in geeigneter Weise — insbesondere auch, 
sofern erforderlich, durch eine medizinische Erstversorgung — 
Rechnung getragen wird. 

Die Kommission erstellt im Wege von Durchführungsrechts­
akten die gemeinsame Gesundheitsbescheinigung. Diese 

Durchführungsrechtsakte werden gemäß dem in Artikel 44 Ab­
satz 2 genannten Prüfverfahren erlassen. 

(2) Der überstellende Mitgliedstaat übermittelt dem zuständi­
gen Mitgliedstaat die Informationen nach Absatz 1 nur mit 
ausdrücklicher Einwilligung des Antragstellers und/oder seines 
Vertreters, oder falls die Person aus physischen oder rechtlichen 
Gründen außerstande ist, ihre Einwilligung zu geben, sofern eine 
solche Übermittlung zum Schutz lebenswichtiger Interessen des 
Antragstellers oder eines Dritten erforderlich ist. Das Fehlen der 
Einwilligung, einschließlich einer Verweigerung zur Einwilligung 
steht der Überstellung nicht entgegen. 

(3) Die Verarbeitung der in Absatz 1 genannten personenbe­
zogenen Gesundheitsdaten erfolgt nur durch Angehörige der 
Gesundheitsberufe, die nach einzelstaatlichem Recht, einschließ­
lich der von den zuständigen einzelstaatlichen Stellen erlassenen 
Regelungen, der ärztlichen Verschwiegenheit unterliegen, oder 
durch sonstige Personen, die einem entsprechenden Berufs­
geheimnis unterliegen. 

(4) Der Informationsaustausch nach Maßgabe dieses Artikels 
erfolgt nur zwischen den Angehörigen der Gesundheitsberufe 
oder sonstigen Personen nach Absatz 3. Die ausgetauschten 
Informationen werden nur für die in Absatz 1 genannten Zwe­
cke verwendet und werden nicht weiterverarbeitet. 

(5) Die Kommission legt im Wege von Durchführungsrechts­
akten einheitliche Bedingungen und praktische Modalitäten für 
den Informationsaustausch nach Absatz 1 dieses Artikels fest 
Diese Durchführungsrechtsakte werden gemäß dem in Artikel 44 
Absatz 2 genannten Prüfverfahren erlassen. 

(6) Auf den Informationsaustausch nach Maßgabe dieses Ar­
tikels findet Artikel 34 Absätze 8 bis 12 Anwendung. 

Artikel 33 

Mechanismus zur Frühwarnung, Vorsorge und 
Krisenbewältigung 

(1) Stellt die Kommission insbesondere auf Grundlage der 
vom EASO gemäß der Verordnung (EU) Nr. 439/2010 gesam­
melten Informationen fest, dass die Anwendung der vorliegen­
den Verordnung infolge der konkreten Gefahr der Ausübung 
besonderen Drucks auf das Asylsystem eines Mitgliedstaats und/ 
oder von Problemen beim Funktionieren des Asylsystems eines 
Mitgliedstaats beeinträchtigt sein könnte, so spricht sie in Zu­
sammenarbeit mit dem EASO Empfehlungen für diesen Mit­
gliedstaat aus und fordert ihn zur Ausarbeitung eines präventi­
ven Aktionsplans auf. 

Der betreffende Mitgliedstaat teilt dem Rat und der Kommission 
mit, ob er beabsichtigt, einen derartigen präventiven Aktions­
plan vorzulegen, um den Druck und/oder die Probleme beim 
Funktionieren seines Asylsystems zu bewältigen, gleichzeitig 
aber auch den Schutz der Grundrechte der Personen, die einen 
Antrag auf internationalen Schutz stellen, zu gewährleisten. 

Ein Mitgliedstaat kann nach eigenem Ermessen und aus eigener 
Veranlassung einen präventiven Aktionsplan aufstellen und die­
sen später überarbeiten. Bei der Ausarbeitung eines präventiven 
Aktionsplans kann der Mitgliedstaat die Kommission, andere 
Mitgliedstaaten, das EASO und andere einschlägige Agenturen 
der Union um Unterstützung ersuchen.
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(2) Wird ein präventiver Aktionsplan aufgestellt, so legt der 
betreffende Mitgliedstaat dem Rat und der Kommission diesen 
Plan vor und erstattet regelmäßig Berichte über dessen Durch­
führung. Die Kommission unterrichtet anschließend das Euro­
päische Parlament über die wesentlichen Elemente des präven­
tiven Aktionsplans. Die Kommission unterbreitet dem Rat Be­
richte über dessen Durchführung und übermittelt dem Europäi­
schen Parlament Berichte über dessen Durchführung. 

Der betreffende Mitgliedstaat ergreift alle geeigneten Maßnah­
men, um die besondere Belastungssituation auf sein Asylsystem 
zu bewältigen oder um sicherzustellen, dass die festgestellten 
Mängel behoben werden, bevor sich die Situation verschlechtert. 
Umfasst der präventive Aktionsplan Maßnahmen, mit denen 
dem besonderen Druck entgegengewirkt werden soll, dem das 
Asylsystem eines Mitgliedstaats ausgesetzt ist, durch welchen die 
Anwendung dieser Verordnung in Frage gestellt werden könnte, 
so holt die Kommission den Rat der EASO ein, bevor sie dem 
Europäischen Parlament und dem Rat Bericht erstattet. 

(3) Stellt die Kommission auf Grundlage der Analyse des 
EASO fest, dass durch die Durchführung des präventiven Ak­
tionsplans die festgestellten Mängel nicht behoben wurden, oder 
besteht eine ernste Gefahr, dass die Asylsituation in dem betref­
fenden Mitgliedstaat sich zu einer Krise entwickelt, die durch 
einen präventiven Aktionsplan voraussichtlich nicht bewältigt 
werden kann, so kann die Kommission in Zusammenarbeit 
mit dem EASO den betreffenden Mitgliedstaat auffordern, einen 
Krisenbewältigungsaktionsplan auszuarbeiten und diesen erfor­
derlichenfalls zu überarbeiten. Der Krisenbewältigungsaktions­
plan soll während des gesamten Prozesses die Wahrung des 
Asylrechts der Union, insbesondere der Grundrechte der Per­
sonen, die einen Antrag auf internationalen Schutz stellen, ge­
währleisten. 

Im Anschluss an die Aufforderung, einen Krisenbewältigungs­
aktionsplan auszuarbeiten, erstellt der betreffende Mitgliedstaat 
in Zusammenarbeit mit der Kommission und dem EASO zügig 
einen derartigen Plan, spätestens innerhalb von drei Monaten ab 
der Aufforderung. 

Der betreffende Mitgliedstaat legt seinen Krisenbewältigungsakti­
onsplan vor und erstattet mindestens alle drei Monate der Kom­
mission und anderen interessierten Akteuren wie gegebenenfalls 
dem EASO Bericht über dessen Durchführung. 

Die Kommission unterrichtet das Europäische Parlament und 
den Rat über den Krisenbewältigungsaktionsplan, eventuelle 
Überarbeitungen und dessen Durchführung. In diesen Berichten 
legt der betreffende Mitgliedstaat Daten vor, welche die Einhal­
tung des Krisenbewältigungsaktionsplans belegen, wie die Länge 
des Verfahrens, die Haftbedingungen und die Aufnahmekapazi­
tät im Verhältnis zum Zustrom von Antragstellern. 

(4) Der Rat verfolgt während des gesamten Prozesses hin­
sichtlich Frühwarnung, Bereitschaft und Krisenmanagement ge­
mäß diesem Artikel die Lage genau und kann um zusätzliche 
Informationen ersuchen und politische Leitlinien vorgeben, ins­
besondere im Hinblick auf die Dringlichkeit und den Ernst der 
Lage und somit die Notwendigkeit, dass ein Mitgliedstaat ent­
weder einen präventiven Aktionsplan oder erforderlichenfalls 
einen Krisenbewältigungsaktionsplan ausarbeitet. Das Europäi­
sche Parlament und der Rat können während des gesamten 
Prozesses im Hinblick auf Solidaritätsmaßnahmen, die sie gege­
benenfalls für angemessen halten, Leitlinien erörtern und vor­
geben. 

KAPITEL VII 

VERWALTUNGSKOOPERATION 

Artikel 34 

Informationsaustausch 

(1) Jeder Mitgliedstaat übermittelt jedem Mitgliedstaat, der 
dies beantragt, personenbezogene Daten über den Antragsteller, 
die sachdienlich und relevant sind und nicht über das erforder­
liche Maß hinausgehen, für 

a) die Bestimmung des zuständigen Mitgliedstaats; 

b) die Prüfung des Antrags auf internationalen Schutz; 

c) die Erfüllung aller Verpflichtungen aus dieser Verordnung. 

(2) Die Informationen nach Absatz 1 dürfen nur Folgendes 
betreffen: 

a) die Personalien des Antragstellers und gegebenenfalls seiner 
Familienangehörigen, Verwandten oder Personen jeder ande­
ren verwandtschaftlichen Beziehung (Name, Vorname — ge­
gebenenfalls früherer Name — Beiname oder Pseudonym, 
derzeitige und frühere Staatsangehörigkeit, Geburtsdatum 
und -ort); 

b) den Personalausweis oder den Reisepass (Nummer, Gültig­
keitsdauer, Ausstellungsdatum, ausstellende Behörde, Ausstel­
lungsort usw.); 

c) sonstige zur Identifizierung des Antragstellers erforderliche 
Angaben, einschließlich Fingerabdrücke, nach Maßgabe der 
Verordnung (EU) Nr. 603/2013;
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d) die Aufenthaltsorte und die Reisewege; 

e) die Aufenthaltstitel oder die durch einen Mitgliedstaat erteil­
ten Visa; 

f) den Ort der Antragstellung; 

g) das Datum jeder früheren Antragsstellung auf internationalen 
Schutz, das Datum der jetzigen Antragsstellung, den Stand 
des Verfahrens und den Tenor der gegebenenfalls getroffenen 
Entscheidung. 

(3) Soweit dies zur Prüfung des Antrags auf internationalen 
Schutz erforderlich ist, kann der zuständige Mitgliedstaat außer­
dem einen anderen Mitgliedstaat ersuchen, ihm die Gründe, die 
dem Antrag des Antragstellers zugrunde liegen, und gegebenen­
falls die Gründe für die bezüglich seines Antrags getroffene 
Entscheidung mitzuteilen. Der andere Mitgliedstaat kann eine 
Beantwortung des Ersuchens ablehnen, wenn die Mitteilung die­
ser Informationen seine wesentlichen Interessen oder den 
Schutz der Grundrechte und -freiheiten der betreffenden Person 
oder anderer Personen gefährden kann. Zur Erteilung dieser 
Auskünfte hat der ersuchende Mitgliedstaat auf jeden Fall die 
schriftliche Zustimmung der Person, die den Antrag auf interna­
tionalen Schutz gestellt hat, einzuholen. Der Antragsteller muss 
in diesem Fall wissen, zu welchen einschlägigen Auskünften er 
seine Zustimmung erteilt. 

(4) Jedes Informationsersuchen darf sich nur auf einen indi­
viduellen Antrag auf internationalen Schutz beziehen. Es ist zu 
begründen und sofern es darauf abzielt, ein Kriterium zu über­
prüfen, das die Zuständigkeit des um Auskunft ersuchten Mit­
gliedstaats nach sich ziehen kann, ist anzugeben, auf welches 
Indiz — auch einschlägige Informationen aus zuverlässigen 
Quellen über die Modalitäten und Mittel der Einreise von An­
tragstellern in die Hoheitsgebiete der Mitgliedstaaten — oder auf 
welchen einschlägigen und nachprüfbaren Sachverhalt der Erklä­
rungen des Asylbewerbers es sich stützt. Es besteht Einverständ­
nis darüber, dass solche einschlägigen Informationen aus zuver­
lässigen Quellen für sich genommen nicht ausreichen, um die 
Zuständigkeit eines Mitgliedstaats gemäß dieser Verordnung zu 
bestimmen, dass sie aber bei der Bewertung anderer Hinweise 
zu einem einzelnen Antragsteller hilfreich sein können. 

(5) Der ersuchte Mitgliedstaat ist gehalten, innerhalb einer 
Frist von fünf Wochen zu antworten. Jede Verspätung ist ord­
nungsgemäß zu begründen. Eine Nichteinhaltung dieser Frist 
von fünf Wochen entbindet den ersuchten Mitgliedstaat nicht 
von der Pflicht zu antworten. Ergibt sich aus den Nachforschun­
gen des ersuchten Mitgliedstaats, der die Frist nicht eingehalten 
hat, dass er Informationen zurückhält nach denen er zuständig 
ist, kann dieser Mitgliedstaat sich nicht auf den Ablauf der in 
den Artikeln 21, 23 und 24 genannten Fristen berufen, um 
einem Gesuch um Aufnahme oder Wiederaufnahme nicht nach­
zukommen. In diesem Fall werden die in den Artikeln 21, 23 
und 24 vorgesehenen Fristen für die Unterbreitung eines Auf­
nahme- oder Wiederaufnahmegesuchs um einen Zeitraum ver­
längert, der der Verzögerung bei der Antwort durch den ersuch­
ten Mitgliedstaat entspricht. 

(6) Der Informationsaustausch erfolgt auf Antrag eines Mit­
gliedstaats und kann nur zwischen den Behörden stattfinden, die 
der Kommission gemäß Artikel 35 Absatz 1 von den Mitglied­
staaten mitgeteilt wurden. 

(7) Die übermittelten Informationen dürfen nur zu den in 
Absatz 1 vorgesehenen Zwecken verwendet werden. Die Infor­
mationen dürfen in jedem Mitgliedstaat je nach Art und Zu­
ständigkeit der die Information erhaltenden Behörde nur den 
Behörden und Gerichten übermittelt werden, die beauftragt sind, 

a) den zuständigen Mitgliedstaat zu bestimmen; 

b) den Antrag auf internationalen Schutz zu prüfen; 

c) alle Verpflichtungen aus dieser Verordnung zu erfüllen. 

(8) Der Mitgliedstaat, der die Daten übermittelt, sorgt für 
deren Richtigkeit und Aktualität. Zeigt sich, dass er unrichtige 
Daten oder Daten übermittelt hat, die nicht hätten übermittelt 
werden dürfen, werden die Empfängermitgliedstaaten unverzüg­
lich darüber informiert. Sie sind gehalten, diese Informationen 
zu berichtigen oder zu löschen. 

(9) Ein Antragsteller hat das Recht, sich auf Antrag die über 
seine Person erfassten Daten mitteilen zu lassen. 

Stellt der Antragsteller fest, dass bei der Verarbeitung dieser 
Daten gegen diese Verordnung oder gegen die Richtlinie 
95/46/EG verstoßen wurde, insbesondere weil die Angaben un­
vollständig oder unrichtig sind, hat er das Recht auf deren Be­
richtigung oder Löschung. 

Die Behörde, die die Berichtigung oder Löschung der Daten 
vornimmt, informiert hierüber den Mitgliedstaat, der die Infor­
mationen erteilt oder erhalten hat. 

Ein Antragsteller hat das Recht, bei den zuständigen Behörden 
oder Gerichten des Mitgliedstaats, in dem ihm das Auskunfts­
recht oder das Recht auf Berichtigung oder Löschung der ihn 
betreffenden Daten verweigert wird, Beschwerde einzulegen 
oder Klage zu erheben. 

(10) In jedem betreffenden Mitgliedstaat werden die Weiter­
gabe und der Erhalt der ausgetauschten Informationen in der 
Akte der betreffenden Person und/oder in einem Register ver­
merkt. 

(11) Die ausgetauschten Daten werden nur so lange auf­
bewahrt, wie dies zur Erreichung der mit dem Austausch der 
Daten verfolgten Ziele notwendig ist.
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(12) Soweit die Daten nicht automatisiert oder in einer Datei 
gespeichert sind oder gespeichert werden sollen, ergreift jeder 
Mitgliedstaat geeignete Maßnahmen, um die Einhaltung dieses 
Artikels durch wirksame Kontrollen zu gewährleisten. 

Artikel 35 

Zuständige Behörden und Mittelausstattung 

(1) Jeder Mitgliedstaat teilt der Kommission unverzüglich die 
speziell für die Durchführung dieser Verordnung zuständigen 
Behörden sowie alle späteren sie betreffenden Änderungen 
mit. Die Mitgliedstaaten tragen dafür Sorge, dass diese Behörden 
über die nötigen Mittel verfügen, um ihre Aufgabe zu erfüllen 
und insbesondere die Informationsersuchen sowie die Gesuche 
um Aufnahme oder Wiederaufnahme von Antragstellern inner­
halb der vorgegebenen Fristen zu beantworten. 

(2) Die Kommission veröffentlicht im Amtsblatt der Europäi­
schen Union eine konsolidierte Liste der in Absatz 1 genannten 
Behörden. Werden Änderungen vorgenommen, veröffentlicht 
die Kommission einmal im Jahr eine aktualisierte konsolidierte 
Liste. 

(3) Die in Absatz 1 genannten Behörden erhalten die für die 
Anwendung dieser Verordnung nötige Schulung. 

(4) Die Kommission legt im Wege von Durchführungsrechts­
akten gesicherte elektronische Übermittlungskanäle zwischen 
den Behörden nach Absatz 1 für die Übermittlung von Ge­
suchen, Antworten sowie des gesamten Schriftverkehrs und 
zur Gewährleistung, dass die Absender automatisch einen elek­
tronischen Übermittlungsnachweis erhalten, fest. Diese Durch­
führungsrechtsakte werden gemäß dem in Artikel 44 Absatz 2 
genannten Prüfverfahren erlassen. 

Artikel 36 

Verwaltungsvereinbarungen 

(1) Die Mitgliedstaaten können untereinander bilaterale Ver­
waltungsvereinbarungen bezüglich der praktischen Modalitäten 
der Durchführung dieser Verordnung treffen, um deren Anwen­
dung zu erleichtern und die Effizienz zu erhöhen. Diese Ver­
einbarungen können Folgendes betreffen: 

a) den Austausch von Verbindungsbeamten; 

b) die Vereinfachung der Verfahren und die Verkürzung der 
Fristen für die Übermittlung und Prüfung von Gesuchen 
um Aufnahme oder Wiederaufnahme von Antragsteller. 

(2) Die Mitgliedstaaten können auch die im Rahmen der Ver­
ordnung (EG) Nr. 343/2003 geschlossenen Verwaltungsverein­
barungen beibehalten. Soweit diese nicht mit der vorliegenden 

Verordnung vereinbar sind, nehmen die betreffenden Mitglied­
staaten Änderungen vor, durch die die festgestellten Unverein­
barkeiten behoben werden. 

(3) Vor Abschluss oder Änderung der in Absatz 1 Buchstabe 
b genannten Vereinbarungen konsultieren die betroffenen Mit­
gliedstaaten die Kommission hinsichtlich der Vereinbarkeit der 
Vereinbarung mit dieser Verordnung. 

(4) Sind die Vereinbarungen nach Absatz 1 Buchstabe b nach 
Ansicht der Kommission mit dieser Verordnung unvereinbar, so 
teilt sie dies den betreffenden Mitgliedstaaten innerhalb einer 
angemessenen Frist mit. Die Mitgliedstaaten treffen alle geeig­
neten Maßnahmen, um die betreffende Vereinbarung innerhalb 
eines angemessenen Zeitraums so zu ändern, dass die festgestell­
ten Unvereinbarkeiten behoben werden. 

(5) Die Mitgliedstaaten unterrichten die Kommission über 
alle Vereinbarungen nach Absatz 1 sowie über deren Auf­
hebung oder Änderung. 

KAPITEL VIII 

SCHLICHTUNG 

Artikel 37 

Schlichtung 

(1) Können sich die Mitgliedstaaten in Fragen, die die An­
wendung dieser Verordnung betreffen, nicht einigen, können sie 
das Schlichtungsverfahren in Absatz 2 in Anspruch nehmen. 

(2) Das Schlichtungsverfahren wird auf Ersuchen eines der an 
der Meinungsverschiedenheit beteiligten Mitgliedstaaten an den 
Vorsitzenden des durch Artikel 44 eingesetzten Ausschusses 
eingeleitet. Mit der Inanspruchnahme des Schlichtungsverfahrens 
verpflichten sich die beteiligten Mitgliedstaaten, die vorgeschla­
gene Lösung weitestgehend zu berücksichtigen. 

Der Ausschussvorsitzende benennt drei Mitglieder des Aus­
schusses, die drei nicht an der Angelegenheit beteiligte Mitglied­
staaten vertreten. Diese Ausschussmitglieder nehmen die Argu­
mente der Parteien in schriftlicher oder mündlicher Form ent­
gegen und schlagen nach Beratung, gegebenenfalls nach Abstim­
mung, binnen eines Monats eine Lösung vor. 

Der Ausschussvorsitzende oder sein Stellvertreter führt bei die­
sen Beratungen den Vorsitz. Er kann sich zur Sache äußern, darf 
an der Abstimmung aber nicht teilnehmen. 

Die vorgeschlagene Lösung ist endgültig und kann ungeachtet 
dessen, ob sie von den Parteien angenommen oder abgelehnt 
wurde, nicht angefochten werden.
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KAPITEL IX 

ÜBERGANGS- UND SCHLUSSBESTIMMUNGEN 

Artikel 38 

Datensicherheit und Datenschutz 

Die Mitgliedstaaten ergreifen alle geeigneten Maßnahmen, um 
die Sicherheit der übermittelten personenbezogenen Daten si­
cherzustellen und insbesondere den unrechtmäßigen oder nicht 
genehmigten Zugang zu verarbeiteten personenbezogenen Da­
ten oder deren Weitergabe, Änderung oder Verlust zu verhin­
dern. 

Jeder Mitgliedstaat sieht vor, dass die gemäß Artikel 28 Absatz 
1 der Richtlinie 95/46/EG benannten nationalen Kontrollstellen 
die Rechtmäßigkeit der Verarbeitung personenbezogener Daten 
durch den betreffenden Mitgliedstaat gemäß dieser Verordnung 
im Einklang mit ihren einzelstaatlichen Rechtsvorschriften un­
abhängig überwachen. 

Artikel 39 

Vertraulichkeit 

Die Mitgliedstaaten stellen sicher, dass die in Artikel 35 genann­
ten Behörden in Bezug auf sämtliche Informationen, die sie im 
Rahmen ihrer Arbeit erhalten, an den Regeln der Vertraulichkeit 
gemäß dem einzelstaatlichen Recht gebunden sind. 

Artikel 40 

Sanktionen 

Die Mitgliedstaaten treffen die erforderlichen Maßnahmen, um 
sicherzustellen, dass jeder Missbrauch von nach Maßgabe dieser 
Verordnung verarbeiteten Daten nach einzelstaatlichem Recht 
mit wirksamen, verhältnismäßigen und abschreckenden Sanktio­
nen, einschließlich verwaltungs- und/oder strafrechtlicher Sank­
tionen, geahndet wird. 

Artikel 41 

Übergangsmaßnahmen 

Wenn ein Antrag nach dem in Artikel 49 Absatz 2 genannten 
Datum gestellt wurde, werden Sachverhalte, die die Zuständig­
keit eines Mitgliedstaats gemäß dieser Verordnung nach sich 
ziehen können, auch berücksichtigt, wenn sie aus der Zeit davor 
datieren, mit Ausnahme der in Artikel 13 Absatz 2 genannten 
Sachverhalte. 

Artikel 42 

Berechnung der Fristen 

Die in dieser Verordnung vorgesehenen Fristen werden wie folgt 
berechnet: 

a) Ist für den Anfang einer nach Tagen, Wochen oder Monaten 
bemessenen Frist der Zeitpunkt maßgebend, zu dem ein Er­
eignis eintritt oder eine Handlung vorgenommen wird, so 
wird bei der Berechnung dieser Frist der Tag, auf den das 
Ereignis oder die Handlung fällt, nicht mitgerechnet. 

b) Eine nach Wochen oder Monaten bemessene Frist endet mit 
Ablauf des Tages, der in der letzten Woche oder im letzten 
Monat dieselbe Bezeichnung oder dieselbe Zahl wie der Tag 
trägt, an dem das Ereignis eingetreten oder die Handlung 
vorgenommen worden ist, von denen an die Frist zu berech­
nen ist. Fehlt bei einer nach Monaten bemessenen Frist im 
letzten Monat der für ihren Ablauf maßgebende Tag, so 
endet die Frist mit Ablauf des letzten Tages dieses Monats. 

c) Eine Frist umfasst die Samstage, die Sonntage und alle ge­
setzlichen Feiertage in jedem der betroffenen Mitgliedstaaten. 

Artikel 43 

Geltungsbereich 

Für die Französische Republik gilt diese Verordnung nur für ihr 
europäisches Hoheitsgebiet. 

Artikel 44 

Ausschuss 

(1) Die Kommission wird von einem Ausschuss unterstützt. 
Dieser Ausschuss ist ein Ausschuss im Sinne der Verordnung 
(EU) Nr. 182/2011. 

(2) Wird auf diesen Absatz Bezug genommen, so gilt Arti­
kel 5 der Verordnung (EU) Nr. 182/2011. 

Gibt der Ausschuss keine Stellungnahme ab, so erlässt die Kom­
mission den Durchführungsrechtsakt nicht und Artikel 5 Absatz 
4 Unterabsatz 3 der Verordnung (EU) Nr. 182/2011 findet 
Anwendung. 

Artikel 45 

Ausübung der Befugnisübertragung 

(1) Die Befugnis zum Erlass delegierter Rechtsakte wird der 
Kommission unter den in diesem Artikel festgelegten Bedingun­
gen übertragen. 

(2) Die Befugnis zum Erlass delegierter Rechtsakte gemäß 
dem Artikel 8 Absatz 5 und Artikel 16 Absatz 3 wird der 
Kommission für einen Zeitraum von fünf Jahren ab dem Datum 
des Inkrafttretens dieser Verordnung übertragen. Die Kommis­
sion erstellt spätestens neun Monate vor Ablauf des Zeitraums 
von fünf Jahren einen Bericht über die Befugnisübertragung. Die 
Befugnisübertragung verlängert sich stillschweigend um Zeit­
räume gleicher Länge, es sei denn, das Europäische Parlament 
oder der Rat widersprechen einer solchen Verlängerung spätes­
tens drei Monate vor Ablauf des jeweiligen Zeitraums. 

(3) Die Befugnisübertragung gemäß dem Artikel 8 Absatz 5 
und Artikel 16 Absatz 3 kann vom Europäischen Parlament 
oder vom Rat jederzeit widerrufen werden. Der Beschluss über 
den Widerruf beendet die Übertragung der in diesem Beschluss 
angegebenen Befugnis. Er wird am Tag nach seiner Veröffent­
lichung im Amtsblatt der Europäischen Union oder zu einem im 
Beschluss über den Widerruf angegebenen späteren Zeitpunkt 
wirksam. Die Gültigkeit von delegierten Rechtsakten, die bereits 
in Kraft sind, wird von dem Beschluss über den Widerruf nicht 
berührt.
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(4) Sobald die Kommission einen delegierten Rechtsakt er­
lässt, übermittelt sie ihn gleichzeitig dem Europäischen Par­
lament und dem Rat. 

(5) Ein delegierter Rechtsakt, der gemäß dem Artikel 8 Ab­
satz 5 und Artikel 16 Absatz 3 erlassen wurde, tritt nur in 
Kraft, wenn weder das Europäische Parlament noch der Rat 
innerhalb einer Frist von vier Monaten nach Übermittlung dieses 
Rechtsakts an das Europäische Parlament und den Rat Einwände 
erhoben haben oder wenn vor Ablauf dieser Frist das Europäi­
sche Parlament und der Rat beide der Kommission mitgeteilt 
haben, dass sie keine Einwände erheben werden. Auf Initiative 
des Europäischen Parlaments oder des Rates wird diese Frist um 
zwei Monate verlängert. 

Artikel 46 

Begleitung und Bewertung 

Die Kommission erstattet dem Europäischen Parlament und 
dem Rat bis zum 21. Juli 2016 Bericht über die Anwendung 
der Verordnung und schlägt gegebenenfalls die erforderlichen 
Änderungen vor. Die Mitgliedstaaten übermitteln der Kommis­
sion spätestens sechs Monate vor diesem Datum alle für die 
Erstellung dieses Berichts sachdienlichen Informationen. 

Nach Vorlage dieses Berichts legt die Kommission dem Europäi­
schen Parlament und dem Rat den Bericht über die Anwendung 
dieser Verordnung gleichzeitig mit den in Artikel 40 der Ver­
ordnung (EU) Nr. 603/2013 vorgesehenen Berichten über die 
Anwendung des Eurodac-Systems vor. 

Artikel 47 

Statistiken 

Die Mitgliedstaaten liefern der Kommission (Eurostat) gemäß 
Artikel 4 Absatz 4 der Verordnung (EG) Nr. 862/2007 des 
Europäischen Parlaments und des Rates vom 11. Juli 2007 zu 
Gemeinschaftsstatistiken über Wanderung und internationalen 

Schutz ( 1 ) Statistiken über die Anwendung dieser Verordnung 
und der Verordnung (EG) Nr. 1560/2003. 

Artikel 48 

Aufhebung 

Die Verordnung (EG) Nr. 343/2003 wird aufgehoben. 

Artikel 11 Absatz 1 und die Artikel 13, 14 und 17 der Ver­
ordnung (EG) Nr. 1560/2003 werden aufgehoben. 

Bezugnahmen auf die aufgehobene Verordnung oder auf auf­
gehobene Artikel gelten als Bezugnahmen auf die vorliegende 
Verordnung und sind nach Maßgabe der Entsprechungstabelle 
in Anhang II zu lesen. 

Artikel 49 

Inkrafttreten und Anwendbarkeit 

Diese Verordnung tritt am zwanzigsten Tag nach ihrer Ver­
öffentlichung im Amtsblatt der Europäischen Union in Kraft. 

Die Verordnung ist auf Anträge auf internationalen Schutz an­
wendbar, die ab dem ersten Tag des sechsten Monats 
nach ihrem Inkrafttreten gestellt werden und gilt ab diesem 
Zeitpunkt — ungeachtet des Zeitpunkts der Antragstellung — 
für alle Gesuche um Aufnahme oder Wiederaufnahme von An­
tragstellern. Für einen Antrag auf internationalen Schutz, der 
vor diesem Datum eingereicht wird, erfolgt die Bestimmung 
des zuständigen Mitgliedstaats nach den Kriterien der Verord­
nung (EG) Nr. 343/2003. 

Die in dieser Verordnung enthaltenen Verweise auf die Verord­
nung (EU) Nr. 603/2013, Richtlinie 2013/32/EU und Richtlinie 
2013/33/EU gelten, bis zu ihrer jeweiligen Anwendbarkeit, als 
Verweise auf die Verordnung (EG) Nr. 2725/2000 ( 2 ), Richtlinie 
2003/9/EG ( 3 ) bzw. Richtlinie 2005/85/EG ( 4 ) 

Diese Verordnung ist in allen ihren Teilen verbindlich und gilt gemäß den Verträgen unmittel­
bar in den Mitgliedstaaten. 

Geschehen zu Brüssel am 26. Juni 2013. 

Im Namen des Europäischen Parlaments 
Der Präsident 
M. SCHULZ 

Im Namen des Rates 
Der Präsident 
A. SHATTER
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ANHANG I 

Aufgehobene Verordnungen (gemäß Artikel 48) 

Verordnung (EG) Nr. 343/2003 des Rates 

(ABl. L 50 vom 25.2.2003, S. 1) 

Verordnung (EG) Nr. 1560/2003 der Kommission, nur Artikel 11 Absatz 1 und die Artikel 13, 14 und 17 

(ABl. L 222 vom 5.9.2003, S. 3)
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ANHANG II 

Entsprechungstabelle 

Verordnung (EG) Nr. 343/2003 Diese Verordnung 

Artikel 1 Artikel 1 

Artikel 2 Buchstabe a Artikel 2 Buchstabe a 

Artikel 2 Buchstabe b — 

Artikel 2 Buchstabe c Artikel 2 Buchstabe b 

Artikel 2 Buchstabe d Artikel 2 Buchstabe c 

Artikel 2 Buchstabe e Artikel 2 Buchstabe d 

Artikel 2 Buchstabe f Artikel 2 Buchstabe e 

Artikel 2 Buchstabe g Artikel 2 Buchstabe f 

— Artikel 2 Buchstabe h 

— Artikel 2 Buchstabe i 

Artikel 2 Buchstabe h Artikel 2 Buchstabe j 

Artikel 2 Buchstabe i Artikel 2 Buchstabe g 

— Artikel 2 Buchstabe k 

Artikel 2 Buchstaben j und k Artikel 2 Buchstaben l und m 

— Artikel 2 Absatz n 

Artikel 3 Absatz 1 Artikel 3 Absatz 1 

Artikel 3 Absatz 2 Artikel 17 Absatz 1 

Artikel 3 Absatz 3 Artikel 3 Absatz 3 

Artikel 3 Absatz 4 Artikel 4 Absatz 1, einleitender Satz 

— Artikel 4 Absatz 1 Buchstaben a bis f 

— Artikel 4 Absätze 2 und 3 

Artikel 4 Absätze 1 bis 5 Artikel 20 Absätze 1 bis 5 

— Artikel 20 Absatz 5 Unterabsatz 3 

— Artikel 5 

— Artikel 6 

Artikel 5 Absatz 1 Artikel 7 Absatz 1 

Artikel 5 Absatz 2 Artikel 7 Absatz 2 

— Artikel 7 Absatz 3 

Artikel 6 Absatz 1 Artikel 8 Absatz 1 

— Artikel 8 Absatz 3 

Artikel 6 Absatz 2 Artikel 8 Absatz 4 

Artikel 7 Artikel 9
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Verordnung (EG) Nr. 343/2003 Diese Verordnung 

Artikel 8 Artikel 10 

Artikel 9 Artikel 12 

Artikel 10 Artikel 13 

Artikel 11 Artikel 14 

Artikel 12 Artikel 15 

— Artikel 16 

Artikel 13 Artikel 3 (2) 

Artikel 14 Artikel 11 

Artikel 15 Absatz 1 Artikel 17 Absatz 2 Unterabsatz 1 

Artikel 15 Absatz 2 Artikel 16 Absatz 1 

Artikel 15 Absatz 3 Artikel 8 Absatz 2 

Artikel 15 Absatz 4 Artikel 17 Absatz 2 Unterabsatz 4 

Artikel 15 Absatz 5 Artikel 8 Absätze 5 und 6 und Artikel 16 Absatz 2 

Artikel 16 Absatz 1 Buchstabe a Artikel 18 Absatz 1 Buchstabe a 

Artikel 16 Absatz 1 Buchstabe b Artikel 18 Absatz 2 

Artikel 16 Absatz 1 Buchstabe c Artikel 18 Absatz 1 Buchstabe b 

Artikel 16 Absatz 1 Buchstabe d Artikel 18 Absatz 1 Buchstabe c 

Artikel 16 Absatz 1 Buchstabe e Artikel 18 Absatz 1 Buchstabe d 

Artikel 16 Absatz 2 Artikel 19 Absatz 1 

Artikel 16 Absatz 3 Artikel 19 Absatz 2 Unterabsatz 1 

— Artikel 19 Absatz 2 Unterabsatz 2 

Artikel 16 Absatz 4 Artikel 19 Absatz 3 

— Artikel 19 Absatz 3 Unterabsatz 2 

Artikel 17 Artikel 21 

Artikel 18 Artikel 22 

Artikel 19 Absatz 1 Artikel 26 Absatz 1 

Artikel 19 Absatz 2 Artikel 26 Absatz 2 und Artikel 27 Absatz 1 

— Artikel 27 Absätze 2 bis 6 

Artikel 19 Absatz 3 Artikel 29 Absatz 1 

Artikel 19 Absatz 4 Artikel 29 Absatz 2 

— Artikel 29 Absatz 3 

Artikel 19 Absatz 5 Artikel 29 Absatz 4 

Artikel 20 Absatz 1, einleitender Satz Artikel 23 Absatz 1 

— Artikel 23 Absatz 2 

— Artikel 23 Absatz 3
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Verordnung (EG) Nr. 343/2003 Diese Verordnung 

— Artikel 23 Absatz 4 

Artikel 20 Absatz 1 Buchstabe a Artikel 23 Absatz 5 Unterabsatz 1 

— Artikel 24 

Artikel 20 Absatz 1 Buchstabe b Artikel 25 Absatz 1 

Artikel 20 Absatz 1 Buchstabe c Artikel 25 Absatz 2 

Artikel 20 Absatz 1 Buchstabe d Artikel 29 Absatz 1 Unterabsatz 1 

Artikel 20 Absatz 1 Buchstabe e Artikel 26 Absätze 1 und 2, Artikel 27 Absatz 1, Artikel 29 
Absatz 1 Unterabsätze 2 und 3 

Artikel 20 Absatz 2 Artikel 29 Absatz 2 

Artikel 20 Absatz 3 Artikel 23 Absatz 5 Unterabsatz 2 

Artikel 20 Absatz 4 Artikel 29 Absatz 4 

— Artikel 28 

— Artikel 30 

— Artikel 31 

— Artikel 32 

— Artikel 33 

Artikel 21 Absätze 1 bis 9 Artikel 34 Absatz 1 bis 9 Unterabsätze 1 bis 3 

— Artikel 34 Absatz 9 Unterabsatz 4 

Artikel 21 Absätze 10 bis 12 Artikel 34 Absätze 10 bis 12 

Artikel 22 Absatz 1 Artikel 35 Absatz 1 

— Artikel 35 Absatz 2 

— Artikel 35 Absatz 3 

Artikel 22 Absatz 2 Artikel 35 Absatz 4 

Artikel 23 Artikel 36 

— Artikel 37 

— Artikel 40 

Artikel 24 Absatz 1 — 

Artikel 24 Absatz 2 Artikel 41 

Artikel 24 Absatz 3 — 

Artikel 25 Absatz 1 Artikel 42 

Artikel 25 Absatz 2 — 

Artikel 26 Artikel 43

DE 29.6.2013 Amtsblatt der Europäischen Union L 180/57



Verordnung (EG) Nr. 343/2003 Diese Verordnung 

Artikel 27 Absätze 1 und 2 Artikel 44 Absätze 1 und 2 

Artikel 27 Absatz 3 — 

— Artikel 45 

Artikel 28 Artikel 46 

— Artikel 47 

— Artikel 48 

Artikel 29 Artikel 49 

Verordnung (EG) Nr. 1560/2003 Diese Verordnung 

Artikel 11 Absatz 1 — 

Artikel 13 Absatz 1 Artikel 17 Absatz 2 Unterabsatz 1 

Artikel 13 Absatz 2 Artikel 17 Absatz 2 Unterabsatz 2 

Artikel 13 Absatz 3 Artikel 17 Absatz 2 Unterabsatz 3 

Artikel 13 Absatz 4 Artikel 17 Absatz 2 Unterabsatz 1 

Artikel 14 Artikel 37 

Artikel 17 Absatz 1 Artikel 9 und 10 und Artikel 17 Absatz 2 Unterabsatz 1 

Artikel 17 Absatz 2 Artikel 34 Absatz 3
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ERKLÄRUNG DES RATES, DES EUROPÄISCHEN PARLAMENTS UND DER KOMMISSION 

Der Rat und das Europäische Parlament ersuchen die Kommission, unbeschadet ihres Initiativrechts eine 
Revision des Artikels 8 Absatz 4 der Neufassung der Dublin-Verordnung zu prüfen, sobald der Gerichtshof 
in der Rechtssache C-648/11 MA und andere gegen Secretary of State for the Home Department ent­
schieden hat, spätestens jedoch vor Ablauf der in Artikel 46 der Dublin-Verordnung gesetzten Frist. Das 
Europäische Parlament und der Rat werden sodann beide ihre Gesetzgebungsbefugnisse ausüben und dabei 
dem Kindeswohl Rechnung tragen. 

Um eine unverzügliche Annahme des Vorschlags sicherzustellen, erklärt sich die Kommission im Interesse 
eines Kompromisses damit einverstanden, dieses Ersuchen zu prüfen, wobei sie davon ausgeht, dass dieses 
sich auf diese besonderen Umstände beschränkt und keinen Präzedenzfall schafft.
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RICHTLINIEN 

RICHTLINIE 2013/32/EU DES EUROPÄISCHEN PARLAMENTS UND DES RATES 

vom 26. Juni 2013 

zu gemeinsamen Verfahren für die Zuerkennung und Aberkennung des internationalen Schutzes 
(Neufassung) 

DAS EUROPÄISCHE PARLAMENT UND DER RAT DER EUROPÄI­
SCHEN UNION — 

gestützt auf den Vertrag über die Arbeitsweise der Europäischen 
Union, insbesondere auf Artikel 78 Absatz 2 Buchstabe d, 

auf Vorschlag der Europäischen Kommission, 

nach Stellungnahme des Europäischen Wirtschafts- und Sozial­
ausschusses ( 1 ), 

nach Anhörung des Ausschusses der Regionen, 

gemäß dem ordentlichen Gesetzgebungsverfahren ( 2 ), 

in Erwägung nachstehender Gründe: 

(1) Die Richtlinie 2005/85/EG des Rates vom 1. Dezember 
2005 über Mindestnormen für Verfahren in den Mitglied­
staaten zur Zuerkennung und Aberkennung der Flücht­
lingseigenschaft ( 3 ) ist in wesentlichen Punkten zu än­
dern. Aus Gründen der Klarheit empfiehlt es sich, eine 
Neufassung dieser Richtlinie vorzunehmen. 

(2) Eine gemeinsame Asylpolitik einschließlich eines Gemein­
samen Europäischen Asylsystems ist wesentlicher Be­
standteil des Ziels der Europäischen Union, schrittweise 
einen Raum der Freiheit, der Sicherheit und des Rechts 
aufzubauen, der allen offen steht, die wegen besonderer 
Umstände rechtmäßig in der Union um Schutz nach­
suchen. Für eine solche Politik sollte der Grundsatz der 
Solidarität und der gerechten Aufteilung der Verantwort­
lichkeiten unter den Mitgliedstaaten, einschließlich in fi­
nanzieller Hinsicht, gelten. 

(3) Der Europäische Rat ist auf seiner Sondertagung vom 15. 
und 16. Oktober 1999 in Tampere übereingekommen, 
auf ein Gemeinsames Europäisches Asylsystem hinzuwir­
ken, das sich auf die uneingeschränkte und umfassende 
Anwendung des Genfer Abkommens über die Rechtsstel­
lung der Flüchtlinge vom 28. Juli 1951 in der Fassung 
des New Yorker Protokolls vom 31. Januar 1967 (im 
Folgenden „Genfer Flüchtlingskonvention“) stützt, damit 
der Grundsatz der Nichtzurückweisung gewahrt bleibt 
und niemand dorthin zurückgeschickt wird, wo er Ver­
folgung ausgesetzt ist. 

(4) Nach den Schlussfolgerungen von Tampere sollte ein Ge­
meinsames Europäisches Asylsystem auf kurze Sicht ge­
meinsame Standards für ein gerechtes und wirksames 
Asylverfahren in den Mitgliedstaaten umfassen; auf län­
gere Sicht sollten die Regeln der Union zu einem gemein­
samen Asylverfahren in der Union führen. 

(5) Die erste Phase des Gemeinsamen Europäischen Asylsys­
tems wurde mit Erlass der in den Europäischen Verträgen 
vorgesehenen einschlägigen Rechtsinstrumente wie der 
Richtlinie 2005/85/EG abgeschlossen, die eine erste Maß­
nahme im Bereich der Asylverfahren darstellte. 

(6) Der Europäische Rat hatte auf seiner Tagung vom 4. No­
vember 2004 das Haager Programm angenommen, das 
die Ziele für den Raum der Freiheit, der Sicherheit und 
des Rechts vorgab, die im Zeitraum von 2005 bis 2010 
erreicht werden sollten. Im Haager Programm wurde die 
Europäische Kommission in dieser Hinsicht aufgefordert, 
die Bewertung der Rechtsakte aus der ersten Phase ab­
zuschließen und dem Europäischen Parlament und dem 
Rat die Rechtsakte und Maßnahmen der zweiten Phase 
vorzulegen. Dem Haager Programm zufolge soll im Rah­
men des Gemeinsamen Europäischen Asylsystems ein 
gemeinsames Asylverfahren und ein unionsweit geltender 
einheitlicher Schutzstatus geschaffen werden. 

(7) Im Europäischen Pakt zu Einwanderung und Asyl, der 
am 16. Oktober 2008 angenommen wurde, stellte der 
Europäische Rat fest, dass zwischen den Mitgliedstaaten 
weiterhin beträchtliche Unterschiede bei der Gewährung 
von Schutz bestehen, und regte neue Initiativen an, da­
runter einen Vorschlag zur Einführung eines einheitlichen 
Asylverfahrens mit gemeinsamen Garantien, um die Ein­
führung des im Haager Programm vorgesehenen Gemein­
samen Europäischen Asylsystems zu vollenden.
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(8) Auf seiner Tagung vom 10. und 11. Dezember 2009 
nahm der Europäische Rat das Stockholmer Programm 
an, in dem wiederholt die Verpflichtung auf das Ziel 
betont wird, bis spätestens 2012 auf der Grundlage eines 
gemeinsamen Asylverfahrens und eines einheitlichen Sta­
tus für Personen, denen internationaler Schutz gewährt 
wird, einen gemeinsamen Raum des Schutzes und der 
Solidarität zu schaffen, der auf hohen Schutzstandards 
und fairen, wirksamen Verfahren beruht. Das Stockhol­
mer Programm bekräftigte, dass Menschen, die interna­
tionalen Schutz benötigen, der Zugang zu rechtlich gesi­
cherten und effizienten Asylverfahren zu gewährleisten 
ist. In Übereinstimmung mit dem Stockholmer Pro­
gramm sollten Einzelpersonen unabhängig davon, in wel­
chem Mitgliedstaat sie ihren Antrag auf internationalen 
Schutz stellen, eine gleichwertige Behandlung hinsichtlich 
des Verfahrens und der Bestimmung des Schutzstatus 
erfahren. Das Ziel ist, dass ähnliche Fälle in gleicher 
Weise behandelt werden und zu dem gleichen Ergebnis 
führen. 

(9) Die Bemühungen der Mitgliedstaaten bei der Umsetzung 
der für die zweite Phase des Gemeinsamen Europäischen 
Asylsystems vorgegebenen Schutzstandards, insbesondere 
die Bemühungen der Mitgliedstaaten, deren Asylsystem 
vor allem aufgrund ihrer geografischen oder demogra­
fischen Lage einem besonderen und unverhältnismäßigen 
Druck ausgesetzt ist, sollten mit Mitteln des Europäischen 
Flüchtlingsfonds und des Europäischen Unterstützungs­
büros für Asylfragen (EASO)in geeigneter Weise unter­
stützt werden. 

(10) Die Mitgliedstaaten sollten bei der Umsetzung dieser 
Richtlinie den entsprechenden Leitlinien des EASO Rech­
nung tragen. 

(11) Um eine umfassende und effiziente Bewertung des Be­
dürfnisses der Antragsteller nach internationalem Schutz 
im Sinne der Richtlinie 2011/95/EU des Europäischen 
Parlaments und des Rates vom 13. Dezember 2011 
über Normen für die Anerkennung von Drittstaatsange­
hörigen oder Staatenlosen als Personen mit Anspruch auf 
internationalen Schutz, für einen einheitlichen Status für 
Flüchtlinge oder für Personen mit Anrecht auf subsidiä­
ren Schutz und für den Inhalt des zu gewährenden 
Schutzes ( 1 ) zu gewährleisten, sollte der Unionsrahmen 
für Verfahren zur Zuerkennung und Aberkennung inter­
nationalen Schutzes auf dem Konzept eines einheitlichen 
Asylverfahrens beruhen. 

(12) Hauptziel dieser Richtlinie ist die Weiterentwicklung der 
Normen für Verfahren in den Mitgliedstaaten zur Zu­
erkennung und Aberkennung internationalen Schutzes 
im Hinblick auf die Einführung eines gemeinsamen Asyl­
verfahrens in der Union. 

(13) Die Angleichung der Rechtsvorschriften über die Verfah­
ren zur Zuerkennung und Aberkennung internationalen 
Schutzes soll dazu beitragen, die Sekundärmigration von 
Antragstellern zwischen Mitgliedstaaten, soweit sie auf 

rechtliche Unterschiede zurückzuführen ist, einzudäm­
men, und gleiche Bedingungen für die Anwendung der 
Richtlinie 2011/95/EU in den Mitgliedstaaten zu schaf­
fen. 

(14) Die Mitgliedstaaten sollten die Befugnis haben, günstigere 
Regelungen für Drittstaatsangehörige oder Staatenlose, 
die um internationalen Schutz in einem Mitgliedstaat er­
suchen, einzuführen oder beizubehalten, wenn davon 
ausgegangen werden kann, dass ein solcher Antrag von 
einer Person gestellt wird, die internationalen Schutz im 
Sinne der Richtlinie 2011/95/EU benötigt. 

(15) In Bezug auf die Behandlung von Personen, die unter 
diese Richtlinie fallen, sind die Mitgliedstaaten an ihre 
Verpflichtungen aus den völkerrechtlichen Instrumenten 
gebunden, denen sie beigetreten sind. 

(16) Es ist von entscheidender Bedeutung, dass sämtliche Ent­
scheidungen über Anträge auf internationalen Schutz auf 
der Grundlage von Tatsachen ergehen und erstinstanzlich 
von Behörden getroffen werden, deren Bedienstete über 
angemessene Kenntnisse in Fragen des internationalen 
Schutzes verfügen oder die hierzu erforderliche Schulung 
erhalten haben. 

(17) Um sicherzustellen, dass die Prüfung von Anträgen auf 
internationalen Schutz und die Entscheidungen darüber 
objektiv und unparteiisch erfolgen, ist es notwendig, dass 
Fachkräfte, die im Rahmen der Verfahren nach dieser 
Richtlinie tätig sind, ihre Tätigkeit unter gebührender 
Achtung der geltenden berufsethischen Grundsätze aus­
üben. 

(18) Es liegt im Interesse sowohl der Mitgliedstaaten als auch 
der Personen, die internationalen Schutz beantragen, dass 
über die Anträge auf internationalen Schutz so rasch wie 
möglich, unbeschadet der Durchführung einer angemes­
senen und vollständigen Prüfung der Anträge, entschie­
den wird. 

(19) Damit die Gesamtdauer des Verfahrens in bestimmten 
Fällen verkürzt wird, sollten die Mitgliedstaaten entspre­
chend ihren nationalen Bedürfnissen die Flexibilität ha­
ben, der Prüfung eines Antrags Vorrang vor der Prüfung 
anderer, früher gestellter Anträge einzuräumen, ohne da­
bei von den üblicherweise geltenden Fristen, Grundsätzen 
und Garantien abzuweichen. 

(20) Ist ein Antrag voraussichtlich unbegründet oder bestehen 
schwerwiegende Bedenken hinsichtlich der nationalen Si­
cherheit oder der öffentlichen Ordnung, sollte es den 
Mitgliedstaaten unter genau bestimmten Umständen 
möglich sein, das Prüfungsverfahren unbeschadet der 
Durchführung einer angemessenen und vollständigen 
Prüfung und der effektiven Inanspruchnahme der in die­
ser Richtlinie vorgesehenen wesentlichen Grundsätze und 
Garantien durch den Antragsteller zu beschleunigen, ins­
besondere indem kürzere, jedoch angemessene Fristen für 
bestimmte Verfahrensschritte eingeführt werden.
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(21) Solange ein Antragsteller seinen Antrag rechtfertigen 
kann, sollte das Fehlen von Dokumenten bei der Einreise 
oder die Verwendung falscher oder gefälschter Doku­
mente nicht für sich schon automatisch die Inanspruch­
nahme eines Grenzverfahrens oder beschleunigten Ver­
fahrens zur Folge haben. 

(22) Es liegt ferner im Interesse der Mitgliedstaaten wie der 
Antragsteller, dass das Bedürfnis nach internationalem 
Schutz bereits in der ersten Instanz ordnungsgemäß fest­
gestellt wird. Hierzu sollten die Antragsteller in der ersten 
Instanz unter Berücksichtigung der besonderen Umstände 
ihres Falls unentgeltlich über die Rechtslage und das Ver­
fahren informiert werden. Diese Informationen sollten 
den Antragstellern unter anderem dazu verhelfen, das 
Verfahren besser zu verstehen, und sie somit dabei unter­
stützen, den ihnen obliegenden Pflichten nachzukom­
men. Es wäre unverhältnismäßig, von den Mitgliedstaaten 
zu verlangen, diese Informationen nur durch fachkundi­
gen Rechtsanwälte bereitzustellen. Die Mitgliedstaaten 
sollten deshalb die Möglichkeit haben, die geeignetsten 
Mittel und Wege zu nutzen, um solche Informationen 
bereitzustellen, zum Beispiel über Nichtregierungsorgani­
sationen oder Fachkräfte von Behörden oder spezialisierte 
staatliche Stellen. 

(23) Antragsteller sollten in Rechtsbehelfsverfahren unter be­
stimmten Voraussetzungen unentgeltlich Rechtsberatung 
und -vertretung durch Personen erhalten, die nach natio­
nalem Recht dazu befähigt sind. Darüber hinaus sollten 
Antragsteller in allen Phasen des Verfahrens auf eigene 
Kosten einen Rechtsanwalt oder sonstigen nach nationa­
lem Recht zugelassenen oder zulässigen Rechtsberater 
konsultieren dürfen. 

(24) Der Begriff „öffentliche Ordnung“ kann unter anderem 
die Verurteilung wegen der Begehung einer schweren 
Straftat umfassen. 

(25) Im Interesse einer ordnungsgemäßen Feststellung der Per­
sonen, die Schutz als Flüchtlinge im Sinne des Artikels 1 
der Genfer Flüchtlingskonvention oder als Personen mit 
Anspruch auf subsidiären Schutz benötigen, sollte jeder 
Antragsteller effektiven Zugang zu den Verfahren und die 
Gelegenheit erhalten, mit den zuständigen Behörden zu 
kooperieren und effektiv mit ihnen zu kommunizieren, 
um ihnen den ihn betreffenden Sachverhalt darlegen zu 
können; ferner sollten ausreichende Verfahrensgarantien 
bestehen, damit er sein Verfahren über sämtliche Instan­
zen betreiben kann. Außerdem sollte das Verfahren zur 
Prüfung eines Antrags auf internationalen Schutz dem 
Antragsteller in der Regel zumindest das Recht auf Ver­
bleib bis zur Entscheidung der Asylbehörde einräumen 
sowie das Recht auf Beiziehung eines Dolmetschers zur 
Darlegung des Falls bei Anhörung durch die Behörden, 
die Möglichkeit zur Kontaktaufnahme mit einem Vertre­
ter des Hohen Flüchtlingskommissars der Vereinten Na­
tionen (UNHCR) und mit Organisationen, die Antragstel­
lern Rechtsberatung oder sonstige Beratungsleistungen 

anbieten, das Recht auf eine in geeigneter Weise mit­
geteilte sowie sachlich und rechtlich begründete Entschei­
dung, die Möglichkeit zur Hinzuziehung eines Rechts­
anwalts oder sonstigen Rechtsberaters, das Recht, in ent­
scheidenden Verfahrensabschnitten in einer Sprache, die 
der Antragsteller versteht oder von der vernünftigerweise 
angenommen werden kann, dass er sie versteht, über 
seine Rechtsstellung informiert zu werden, sowie im 
Fall einer ablehnenden Entscheidung das Recht auf einen 
wirksamen Rechtsbehelf vor einem Gericht. 

(26) Um sicherzustellen, dass das Prüfungsverfahren effektiv in 
Anspruch genommen werden kann, sollten Bedienstete, 
die als erste mit Personen in Kontakt kommen, die um 
internationalen Schutz nachsuchen, insbesondere Be­
dienstete, die Land- oder Seegrenzen überwachen oder 
Grenzkontrollen durchführen, einschlägige Informationen 
und die notwendigen Schulungen erhalten, wie sie An­
träge auf internationalen Schutz erkennen können und 
wie mit solchen Anträgen umzugehen ist, wobei unter 
anderem den entsprechenden Leitlinien des EASO Rech­
nung zu tragen ist. Sie sollten in der Lage sein, Dritt­
staatsangehörigen oder Staatenlosen, die sich im Hoheits­
gebiet einschließlich an der Grenze, in den Hoheitsgewäs­
sern oder in den Transitzonen der Mitgliedstaaten befin­
den und die internationalen Schutz beantragen, relevante 
Informationen zukommen zu lassen, wo und wie sie 
förmlich Anträge auf internationalen Schutz stellen kön­
nen. Befinden sich diese Personen in den Hoheitsgewäs­
sern eines Mitgliedstaats, sollten sie an Land gebracht und 
ihre Anträge nach Maßgabe dieser Richtlinie geprüft wer­
den. 

(27) Da Drittstaatsangehörige und Staatenlose, die ihren 
Wunsch bekundet haben, internationalen Schutz zu be­
antragen, Antragsteller darstellen, sollten sie die Pflichten 
erfüllen und die Rechte genießen, die in dieser Richtlinie 
und in der Richtlinie 2013/33/EU des Europäischen Par­
laments und des Rates vom 26. Juni 2013 zur Festlegung 
von Normen für die Aufnahme von Personen, die inter­
nationalen Schutz beantragen ( 1 ), festgelegt sind. In die­
sem Zusammenhang sollten die Mitgliedstaaten diese Per­
sonen so rasch wie möglich als Antragsteller registrieren. 

(28) Um die Inanspruchnahme des Prüfungsverfahrens an den 
Grenzübergangsstellen und in den Gewahrsamseinrich­
tungen zu erleichtern, sollten Informationen über die 
Möglichkeit, internationalen Schutz zu beantragen, bereit­
gestellt werden. Sprachmittlungsvorkehrungen sollten ge­
troffen werden, um ein Mindestmaß an Kommunikation 
zu gewährleisten, damit die zuständigen Behörden ver­
stehen können, ob Personen ihnen gegenüber erklären, 
dass sie internationalen Schutz beantragen wollen. 

(29) Bestimmte Antragsteller benötigen unter Umständen be­
sondere Verfahrensgarantien, unter anderem aufgrund ih­
res Alters, ihres Geschlechts, ihrer sexuellen Ausrichtung, 
ihrer Geschlechtsidentität, einer Behinderung, einer 
schweren Erkrankung, einer psychischen Störung oder
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infolge von Folter, Vergewaltigung oder sonstigen schwe­
ren Formen psychischer, physischer oder sexueller Ge­
walt. Die Mitgliedstaaten sollten bestrebt sein, Antragstel­
ler, die besondere Verfahrensgarantien benötigen, als sol­
che zu erkennen, bevor eine erstinstanzliche Entschei­
dung ergeht. Diese Antragsteller sollten eine angemessene 
Unterstützung erhalten, einschließlich ausreichend Zeit, 
um die notwendigen Voraussetzungen dafür zu schaffen, 
dass sie das Verfahren effektiv in Anspruch nehmen und 
die zur Begründung ihres Antrags auf internationalen 
Schutz erforderlichen Angaben machen können. 

(30) Kann einem Antragsteller, der besondere Verfahrens­
garantien benötigt, im Rahmen eines beschleunigten Ver­
fahrens oder eines Grenzverfahrens nicht ausreichend 
Unterstützung gewährt werden, so sollte dieser Antrag­
steller von diesen Verfahren ausgenommen werden. Die 
Notwendigkeit besonderer Verfahrensgarantien, die der 
Anwendung des beschleunigten Verfahrens oder des 
Grenzverfahrens entgegenstehen könnten, sollte ferner 
bedeuten, dass der Antragsteller zusätzliche Garantien 
erhält, wenn sein Rechtsbehelf nicht automatisch auf­
schiebende Wirkung hat, damit der Rechtsbehelf unter 
den besonderen Umständen seines Falles effektiv ist. 

(31) Einzelstaatliche Maßnahmen, die sich auf die Erkennung 
und Dokumentation von Symptomen und Anzeichen 
von Folter oder sonstigen schweren Formen physischer 
oder psychischer Gewalt einschließlich sexueller Gewalt 
in Verfahren nach Maßgabe dieser Richtlinie beziehen, 
können sich unter anderem auf das Handbuch für die 
wirksame Untersuchung und Dokumentation von Folter 
und anderer grausamer, unmenschlicher oder ernied­
rigender Behandlung oder Strafe (Istanbul-Protokoll) stüt­
zen. 

(32) Die Prüfungsverfahren sollten geschlechtsspezifischen An­
forderungen Rechnung tragen, um eine tatsächliche 
Gleichbehandlung weiblicher und männlicher Antragstel­
ler zu gewährleisten. Insbesondere sollten persönliche 
Anhörungen in einer Weise abgehalten werden, die es 
weiblichen und männlichen Antragstellern gleichermaßen 
ermöglicht, über ihre Erfahrungen in Fällen geschlechts­
spezifischer Verfolgung zu sprechen. In Verfahren, in de­
nen auf das Konzept des sicheren Drittstaats, das Kon­
zept des sicheren Herkunftsstaats oder den Begriff des 
Folgeantrags abgestellt wird, sollte der Komplexität ge­
schlechtsspezifisch begründeter Ansprüche angemessen 
Rechnung getragen werden. 

(33) Bei der Anwendung dieser Richtlinie sollten die Mitglied­
staaten gemäß der Charta der Grundrechte der Europäi­
schen Union (im Folgenden „Charta“) und dem Überein­
kommen der Vereinten Nationen von 1989 über die 
Rechte des Kindes das Wohl des Kindes vorrangig be­
rücksichtigen. Bei der Beurteilung des Wohls des Kindes 
sollten die Mitgliedstaaten insbesondere das Wohlbefin­
den und die soziale Entwicklung einschließlich des Hin­
tergrunds des Minderjährigen berücksichtigen. 

(34) Die Verfahren zur Prüfung des Bedürfnisses nach interna­
tionalem Schutz sollten so gestaltet sein, dass die zustän­
digen Behörden in die Lage versetzt werden, Anträge auf 
internationalen Schutz gründlich zu prüfen. 

(35) Wird ein Antragsteller im Rahmen der Bearbeitung eines 
Antrags durchsucht, so sollte diese Durchsuchung durch 
eine Person gleichen Geschlechts durchgeführt werden. 
Eine Durchsuchung aus Sicherheitsgründen auf der 
Grundlage nationalen Rechts sollte davon unberührt blei­
ben. 

(36) Stellt der Antragsteller einen Folgeantrag, ohne neue Be­
weise oder Argumente vorzubringen, so wäre es unver­
hältnismäßig, die Mitgliedstaaten zur erneuten Durchfüh­
rung des gesamten Prüfungsverfahrens zu verpflichten. In 
diesen Fällen sollten die Mitgliedstaaten einen Antrag ge­
mäß dem Grundsatz der rechtskräftig entschiedenen Sa­
che (res iudicata) als unzulässig abweisen können. 

(37) In Bezug auf die Einbeziehung der Bediensteten einer 
anderen Behörde als der Asylbehörde in die Durchfüh­
rung von fristgerechten Anhörungen zum Inhalt des An­
trags sollte der Begriff „fristgerecht“ anhand der in Arti­
kel 31 festgelegten Fristen bewertet werden. 

(38) Viele Anträge auf internationalen Schutz werden an der 
Grenze oder in Transitzonen eines Mitgliedstaats gestellt, 
bevor eine Entscheidung über die Einreise des Antragstel­
lers vorliegt. Die Mitgliedstaaten sollten Verfahren zur 
Prüfung der Zulässigkeit und/oder Begründetheit von An­
trägen vorsehen können, die es ermöglichen, unter genau 
festgelegten Umständen an Ort und Stelle über solche 
Anträge zu entscheiden. 

(39) Bei der Beurteilung, ob im Herkunftsstaat eines Antrag­
stellers eine Situation der Unsicherheit herrscht, sollten 
die Mitgliedstaaten gewährleisten, dass sie genaue und 
aktuelle Angaben von einschlägigen Quellen wie dem 
EASO, dem UNHCR, dem Europarat und anderen ein­
schlägigen internationalen Organisationen einholen. Die 
Mitgliedstaaten sollten sicherstellen, dass eine Verzöge­
rung beim Abschluss des Verfahrens umfassend mit ihren 
Verpflichtungen nach der Richtlinie 2011/95/EU und Ar­
tikel 41 der Charta im Einklang steht, unbeschadet der 
Effizienz und Fairness der Verfahren nach der vorliegen­
den Richtlinie. 

(40) Ein entscheidendes Kriterium für die Begründetheit eines 
Antrags auf internationalen Schutz ist die Sicherheit des 
Antragstellers in seinem Herkunftsstaat. Kann ein Dritt­
staat als sicherer Herkunftsstaat betrachtet werden, so 
sollten die Mitgliedstaaten diesen als sicher bestimmen 
und von der Vermutung ausgehen können, dass dieser 
Staat für einen bestimmten Antragsteller sicher ist, sofern 
Letzterer keine Gegenargumente vorbringt.
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(41) In Anbetracht des Harmonisierungsniveaus, das bei der 
Feststellung der Eigenschaft von Drittstaatsangehörigen 
oder Staatenlosen als Personen mit Anspruch auf interna­
tionalen Schutz erreicht worden ist, sollten gemeinsame 
Kriterien für die Bestimmung von Drittstaaten als sichere 
Herkunftsstaaten festgelegt werden. 

(42) Die Bestimmung eines Drittstaates als sicherer Herkunfts­
staat im Sinne dieser Richtlinie kann keine absolute Ga­
rantie für die Sicherheit von Staatsangehörigen dieses 
Landes bieten. Bei der dieser Bestimmung zugrunde lie­
genden Prüfung können naturgemäß nur die allgemeinen 
staatsbürgerlichen, rechtlichen und politischen Gegeben­
heiten in dem betreffenden Land sowie der Umstand 
berücksichtigt werden, ob Personen, die in diesem Land 
der Verfolgung, Folter oder unmenschlichen oder ernied­
rigenden Behandlung oder Bestrafung für schuldig befun­
den werden, auch tatsächlich bestraft werden. Daher ist 
es wichtig, dass ein als sicher eingestuftes Land für einen 
Antragsteller nicht länger als solches gelten kann, wenn 
dieser aufzeigt, dass es stichhaltige Gründe für die An­
nahme gibt, dass das betreffende Land für ihn in seiner 
besonderen Situation nicht sicher ist. 

(43) Die Mitgliedstaaten sollten alle Anträge in der Sache prü­
fen, d. h. beurteilen, ob der betreffende Antragsteller ge­
mäß der Richtlinie 2011/95/EU als Person mit Anspruch 
auf internationalen Schutz anerkannt werden kann, so­
fern die vorliegende Richtlinie nichts anderes vorsieht, 
insbesondere dann, wenn vernünftigerweise davon aus­
gegangen werden kann, dass ein anderer Staat den An­
trag prüfen oder für einen ausreichenden Schutz sorgen 
würde. Die Mitgliedstaaten sollten insbesondere nicht ver­
pflichtet sein, einen Antrag auf internationalen Schutz in 
der Sache zu prüfen, wenn der erste Asylstaat dem An­
tragsteller die Flüchtlingseigenschaft zuerkannt hat oder 
ihm anderweitig ausreichenden Schutz gewährt und die 
Rückübernahme des Antragstellers in diesen Staat ge­
währleistet ist. 

(44) Die Mitgliedstaaten sollten nicht verpflichtet sein, einen 
Antrag auf internationalen Schutz in der Sache zu prü­
fen, wenn vom Antragsteller aufgrund einer ausreichen­
den Verbindung zu einem Drittstaat im Sinne einzelstaat­
licher Rechtsvorschriften erwartet werden kann, dass er 
in diesem Drittstaat Schutz suchen wird, und wenn 
Grund zu der Annahme besteht, dass die Übernahme 
oder Rückübernahme des Antragstellers in diesen Staat 
gewährleistet ist. Die Mitgliedstaaten sollten nur dann 
nach diesem Grundsatz verfahren, wenn dieser Antrag­
steller in dem betreffenden Drittstaat tatsächlich sicher 
wäre. Zur Vermeidung der Sekundärmigration der An­
tragsteller sollten gemeinsame Grundsätze festgelegt wer­
den, nach denen Mitgliedstaaten Drittstaaten als sicher 
betrachten oder als sicher bestimmen. 

(45) Darüber hinaus sollte den Mitgliedstaaten im Hinblick auf 
bestimmte europäische Drittstaaten mit besonders hohen 
Standards im Bereich der Menschenrechte und des Flücht­
lingsschutzes gestattet werden, Anträge auf internationa­
len Schutz der aus diesen europäischen Drittstaaten in ihr 
Hoheitsgebiet eingereisten Antragsteller nicht oder nicht 
vollständig zu prüfen. 

(46) Wenn die Mitgliedstaaten einzelfallbezogen Konzepte des 
sicheren Herkunftsstaats anwenden oder Staaten durch 
die Annahme entsprechender Listen als sicher einstufen, 
sollten sie unter anderem die Leitlinien und Handbücher 
sowie die Informationen über Herkunftsländer und die 
Maßnahmen, einschließlich der Methode für Berichte 
mit Informationen über Herkunftsländer des EASO, ge­
mäß der Verordnung (EU) Nr. 439/2010 des Europäi­
schen Parlaments und des Rates vom 19. Mai 2010 
zur Einrichtung eines Europäischen Unterstützungsbüros 
für Asylfragen ( 1 ), sowie einschlägige UNHCR-Leitlinien 
berücksichtigen 

(47) Um den regelmäßigen Austausch von Informationen da­
rüber, wie die Konzepte „sicherer Herkunftsstaat“, „siche­
rer Drittstaat“ und „sicherer europäischer Drittstaat“ in 
den Mitgliedstaaten angewandt werden, und eine regel­
mäßige Überprüfung durch die Kommission der Nutzung 
dieser Konzepte durch die Mitgliedstaaten zu erleichtern 
und um eine mögliche weitere Harmonisierung in der 
Zukunft vorzubereiten, sollten die Mitgliedstaaten der 
Kommission mitteilen oder ihr regelmäßig berichten, 
auf welche Drittstaaten diese Konzepte angewandt wer­
den. Die Kommission sollte das Europäische Parlament 
regelmäßig über die Ergebnisse ihrer Überprüfung unter­
richten. 

(48) Damit die richtige Anwendung der Konzepte des sicheren 
Staats ausgehend von aktuellen Informationen sicher­
gestellt wird, sollten die Mitgliedstaaten regelmäßig die 
Lage in diesen Staaten auf der Grundlage einer Reihe 
von Informationsquellen überprüfen, einschließlich vor 
allem der Informationen anderer Mitgliedstaaten, des EA­
SO, des UNHCR, des Europarats und anderer einschlägi­
ger internationaler Organisationen. Erhalten die Mitglied­
staaten Kenntnis von einer wesentlichen Änderung der 
Menschenrechtslage in einem von ihnen als sicher einge­
stuften Staat, so sollten sie sicherstellen, dass die Lage so 
schnell wie möglich überprüft wird, und sollten erforder­
lichenfalls die Einstufung des Staats als sicherer Staat 
überprüfen. 

(49) Bezüglich der Aberkennung der Flüchtlingseigenschaft 
oder des subsidiären Schutzstatus sollten die Mitgliedstaa­
ten gewährleisten, dass Personen mit internationalem 
Schutzstatus ordnungsgemäß über eine eventuelle Über­
prüfung ihres Status informiert werden und die Möglich­
keit haben, den Behörden ihren Standpunkt darzulegen, 
bevor diese eine begründete Entscheidung über die Ab­
erkennung ihres Status treffen können. 

(50) Einem Grundprinzip des Unionsrechts zufolge muss ge­
gen die Entscheidung über einen Antrag auf internatio­
nalen Schutz, gegen die Ablehnung der Wiederaufnahme 
der Prüfung eines Antrags nach ihrer Einstellung und 
gegen die Aberkennung der Flüchtlingseigenschaft oder 
des subsidiären Schutzstatus ein wirksamer Rechtsbehelf 
vor einem Gericht gegeben sein.
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(51) Nach Artikel 72 des Vertrags über die Arbeitsweise der 
Europäischen Union (AEUV) berührt diese Richtlinie 
nicht die Wahrnehmung der Zuständigkeiten der Mit­
gliedstaaten für die Aufrechterhaltung der öffentlichen 
Ordnung und den Schutz der inneren Sicherheit. 

(52) Die Verarbeitung personenbezogener Daten in den Mit­
gliedstaaten gemäß dieser Richtlinie erfolgt nach Maß­
gabe der Richtlinie 95/46/EG des Europäischen Par­
laments und des Rates vom 24. Oktober 1995 zum 
Schutz natürlicher Personen bei der Verarbeitung per­
sonenbezogener Daten und zum freien Datenverkehr ( 1 ). 

(53) Diese Richtlinie betrifft nicht die Verfahren zwischen Mit­
gliedstaaten im Rahmen der Verordnung (EU) Nr. 
604/2013 des Europäischen Parlaments und des Rates 
vom 26. Juni 2013 zur Festlegung der Kriterien und 
Verfahren zur Bestimmung des Mitgliedstaats, der für 
die Prüfung eines von einem Drittstaatsangehörigen 
oder Staatenlosen in einem Mitgliedstaat förmlich gestell­
ten Antrags auf internationalen Schutz zuständig ist ( 2 ). 

(54) Diese Richtlinie sollte für Antragsteller, für die die Ver­
ordnung (EU) Nr. 604/2013 gilt, zusätzlich zu den Be­
stimmungen jener Verordnung und unbeschadet ihrer 
Bestimmungen gelten. 

(55) Die Anwendung dieser Richtlinie sollte in regelmäßigen 
Abständen bewertet werden. 

(56) Da das Ziel dieser Richtlinie, nämlich die Einführung 
gemeinsamer Verfahren für die Zuerkennung und Ab­
erkennung internationalen Schutzes, auf Ebene der Mit­
gliedstaaten nicht ausreichend erreicht werden kann, son­
dern wegen des Umfangs und der Wirkungen dieser 
Richtlinie besser auf Unionsebene zu erreichen ist, kann 
die Union im Einklang mit dem in Artikel 5 des Vertrags 
über die Europäische Union (EUV) niedergelegten Sub­
sidiaritätsprinzip tätig werden. Entsprechend dem in 
demselben Artikel genannten Grundsatz der Verhältnis­
mäßigkeit geht diese Richtlinie nicht über das für die 
Erreichung dieses Ziels erforderliche Maß hinaus. 

(57) Gemäß der Gemeinsamen Politischen Erklärung der Mit­
gliedstaaten und der Kommission vom 28. September 
2011 zu erläuternden Dokumenten ( 3 ) haben sich die 
Mitgliedstaaten verpflichtet, in begründeten Fällen zusätz­
lich zur Mitteilung ihrer Umsetzungsmaßnahmen ein 
oder mehrere Dokumente zu übermitteln, in denen der 
Zusammenhang zwischen den Bestandteilen einer Richt­
linie und den entsprechenden Teilen innerstaatlicher Um­
setzungsinstrumente erläutert wird. In Bezug auf diese 
Richtlinie hält der Gesetzgeber die Übermittlung derarti­
ger Dokumente für gerechtfertigt. 

(58) Nach den Artikeln 1, 2 und 4a Absatz 1 des dem EUV 
und dem AEUV beigefügten Protokolls Nr. 21 über die 

Position des Vereinigten Königreichs und Irlands hinsicht­
lich des Raums der Freiheit, der Sicherheit und des Rechts 
und unbeschadet des Artikels 4 dieses Protokolls betei­
ligen sich diese Mitgliedstaaten nicht an der Annahme 
dieser Richtlinie und sind weder durch diese Richtlinie 
gebunden noch zu ihrer Anwendung verpflichtet. 

(59) Gemäß den Artikeln 1 und 2 des dem EUV und dem 
AEUV beigefügten Protokolls Nr. 22 über die Position 
Dänemarks beteiligt sich Dänemark nicht an der An­
nahme dieser Richtlinie und ist weder durch diese Richt­
linie gebunden noch zu ihrer Anwendung verpflichtet. 

(60) Diese Richtlinie steht in Einklang mit den Grundrechten 
und Grundsätzen, die mit der Charta anerkannt wurden. 
Diese Richtlinie zielt insbesondere darauf ab, die uneinge­
schränkte Wahrung der Menschenwürde zu gewährleisten 
und die Anwendung der Artikel 1, 4, 18, 19, 21, 23, 24 
und 47 der Charta zu fördern; sie muss entsprechend 
umgesetzt werden. 

(61) Die Verpflichtung zur Umsetzung dieser Richtlinie in na­
tionales Recht sollte nur jene Bestimmungen betreffen, 
die im Vergleich zu der Richtlinie 2005/85/EG inhaltlich 
geändert wurden. Die Verpflichtung zur Umsetzung der 
inhaltlich unveränderten Bestimmungen ergibt sich aus 
jener Richtlinie. 

(62) Die vorliegende Richtlinie sollte die Verpflichtungen der 
Mitgliedstaaten hinsichtlich der in Anhang II Teil B ge­
nannten Frist für die Umsetzung der Richtlinie 
2005/85/EG in nationales Recht unberührt lassen — 

HABEN FOLGENDE RICHTLINIE ERLASSEN: 

KAPITEL I 

ALLGEMEINE BESTIMMUNGEN 

Artikel 1 

Zweck 

Mit dieser Richtlinie werden gemeinsame Verfahren für die Zu­
erkennung und Aberkennung des internationalen Schutzes ge­
mäß der Richtlinie 2011/95/EU eingeführt. 

Artikel 2 

Begriffsbestimmungen 

Im Sinne dieser Richtlinie bezeichnet der Ausdruck 

a) „Genfer Flüchtlingskonvention“ das Abkommen vom 28. Juli 
1951 über die Rechtsstellung der Flüchtlinge in der durch 
das New Yorker Protokoll vom 31. Januar 1967 geänderten 
Fassung;
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b) „Antrag auf internationalen Schutz“ oder „Antrag“ das Er­
suchen eines Drittstaatsangehörigen oder Staatenlosen um 
Schutz durch einen Mitgliedstaat, bei dem davon ausgegan­
gen werden kann, dass er die Zuerkennung der Flüchtlings­
eigenschaft oder die Gewährung des subsidiären Schutzsta­
tus anstrebt, und der nicht ausdrücklich um eine andere, 
gesondert zu beantragende Form des Schutzes außerhalb 
des Anwendungsbereichs der Richtlinie 2011/95/EU er­
sucht; 

c) „Antragsteller“ einen Drittstaatsangehörigen oder Staatenlo­
sen, der einen Antrag auf internationalen Schutz gestellt hat, 
über den noch keine bestandskräftige Entscheidung ergan­
gen ist; 

d) „Antragsteller, der besondere Verfahrensgarantien benötigt,“ 
einen Antragsteller, dessen Fähigkeit, die Rechte aus dieser 
Richtlinie in Anspruch nehmen und den sich aus dieser 
Richtlinie ergebenden Pflichten nachkommen zu können, 
aufgrund individueller Umstände eingeschränkt ist; 

e) „bestandskräftige Entscheidung“ eine Entscheidung darüber, 
ob einem Drittstaatsangehörigen oder Staatenlosen gemäß 
der Richtlinie 2011/95/EU die Flüchtlingseigenschaft oder 
der subsidiäre Schutzstatus zuzuerkennen ist, und gegen 
die kein Rechtsbehelf nach Kapitel V der vorliegenden Richt­
linie mehr eingelegt werden kann, unabhängig davon, ob 
ein solcher Rechtsbehelf zur Folge hat, dass Antragsteller 
sich bis zur Entscheidung über den Rechtsbehelf in dem 
betreffenden Mitgliedstaat aufhalten dürfen; 

f) „Asylbehörde“ jede gerichtsähnliche Behörde beziehungs­
weise jede Verwaltungsstelle eines Mitgliedstaats, die für 
die Prüfung von Anträgen auf internationalen Schutz zu­
ständig und befugt ist, erstinstanzliche Entscheidungen 
über diese Anträge zu erlassen; 

g) „Flüchtling“ einen Drittstaatsangehörigen oder Staatenlosen, 
der die Voraussetzungen des Artikels 2 Buchstabe d der 
Richtlinie 2011/95/EU erfüllt; 

h) „Person mit Anspruch auf subsidiären Schutz“ einen Dritt­
staatsangehörigen oder Staatenlosen, der die Voraussetzun­
gen des Artikels 2 Buchstabe f der Richtlinie 2011/95/EU 
erfüllt; 

i) „internationaler Schutz“ die Flüchtlingseigenschaft und den 
subsidiären Schutzstatus im Sinne der Buchstaben j und k; 

j) „Flüchtlingseigenschaft“ die Anerkennung eines Drittstaats­
angehörigen oder Staatenlosen als Flüchtling durch einen 
Mitgliedstaat; 

k) „subsidiärer Schutzstatus“ die Anerkennung, durch einen 
Mitgliedstaat, eines Drittstaatsangehörigen oder Staatenlosen 
als Person mit Anspruch auf subsidiären Schutz; 

l) „Minderjähriger“ einen Drittstaatsangehörigen oder Staaten­
losen unter 18 Jahren; 

m) „unbegleiteter Minderjähriger“ einen unbegleiteten Minder­
jährigen im Sinne von Artikel 2 Buchstabe l der Richtlinie 
2011/95/EU; 

n) „Vertreter“ eine Person oder Organisation, die von den zu­
ständigen Stellen zur Unterstützung und Vertretung eines 
unbegleiteten Minderjährigen in Verfahren nach Maßgabe 
dieser Richtlinie bestellt wurde, um die Interessen des Min­
derjährigen zu wahren und für ihn, soweit erforderlich, 
Rechtshandlungen vorzunehmen. Wird eine Organisation 
zum Vertreter bestellt, so bezeichnet diese eine Person, die 
bezüglich des unbegleiteten Minderjährigen die Pflichten der 
Vertretung im Einklang mit dieser Richtlinie wahrnimmt; 

o) „Aberkennung des internationalen Schutzes“ die Entschei­
dung einer zuständigen Behörde, einer Person die Flücht­
lingseigenschaft oder den subsidiären Schutzstatus gemäß 
der Richtlinie 2011/95/EU abzuerkennen, diese zu beenden 
oder nicht mehr zu verlängern; 

p) „Verbleib im Mitgliedstaat“ den Verbleib im Hoheitsgebiet — 
einschließlich an der Grenze oder in den Transitzonen — 
des Mitgliedstaats, in dem der Antrag auf internationalen 
Schutz gestellt wurde oder geprüft wird; 

q) „Folgeantrag“ einen weiteren Antrag auf internationalen 
Schutz, der nach Erlass einer bestandskräftigen Entscheidung 
über einen früheren Antrag gestellt wird, auch in Fällen, in 
denen der Antragsteller seinen Antrag ausdrücklich zurück­
genommen hat oder die Asylbehörde den Antrag nach der 
stillschweigenden Rücknahme durch den Antragsteller ge­
mäß Artikel 28 Absatz 1 abgelehnt hat. 

Artikel 3 

Anwendungsbereich 

(1) Diese Richtlinie gilt für alle Anträge auf internationalen 
Schutz, die im Hoheitsgebiet — einschließlich an der Grenze, in 
den Hoheitsgewässern oder in den Transitzonen — der Mit­
gliedstaaten gestellt werden, sowie für die Aberkennung des 
internationalen Schutzes. 

(2) Diese Richtlinie gilt nicht für Ersuchen um diplomatisches 
oder territoriales Asyl in Vertretungen der Mitgliedstaaten. 

(3) Die Mitgliedstaaten können beschließen, diese Richtlinie 
in Verfahren anzuwenden, in denen außerhalb des Anwen­
dungsbereichs der Richtlinie 2011/95/EU über Anträge auf 
Schutz jedweder Form entschieden wird.
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Artikel 4 

Zuständige Behörden 

(1) Die Mitgliedstaaten benennen für alle Verfahren eine 
Asylbehörde, die für eine angemessene Prüfung der Anträge 
gemäß dieser Richtlinie zuständig ist. Die Mitgliedstaaten stellen 
sicher, dass diese Behörde zur Erfüllung ihrer Aufgaben nach 
Maßgabe dieser Richtlinie angemessen ausgestattet ist und über 
kompetentes Personal in ausreichender Zahl verfügt. 

(2) Die Mitgliedstaaten können vorsehen, dass eine andere 
Behörde als die in Absatz 1 genannte für folgende Tätigkeiten 
zuständig ist: 

a) die Bearbeitung von Anträgen nach der Verordnung (EU) Nr. 
604/2013 und 

b) die Gewährung oder die Verweigerung der Einreise im Rah­
men des Verfahrens nach Artikel 43 unter den dort genann­
ten Voraussetzungen und auf der Grundlage der mit Grün­
den versehenen Stellungnahme der Asylbehörde. 

(3) Die Mitgliedstaaten stellen sicher, dass das Personal der in 
Absatz 1 genannten Asylbehörde hinreichend geschult ist. 
Hierzu stellen die Mitgliedstaaten einschlägige Lehrgänge mit 
den in Artikel 6 Absatz 4 Buchstaben a bis e der Verordnung 
(EU) Nr. 439/2010 genannten Bausteinen bereit. Die Mitglied­
staaten berücksichtigen dabei auch das einschlägige Schulungs­
angebot, das vom Europäischen Unterstützungsbüro für Asyl­
fragen (EASO) aufgestellt und entwickelt wurde. Personen, von 
denen die Antragsteller nach Maßgabe dieser Richtlinie befragt 
werden, müssen außerdem allgemeine Kenntnisse über die Pro­
bleme erworben haben, die die Fähigkeit des Antragstellers, 
angehört zu werden, beeinträchtigen könnten, beispielsweise 
Anzeichen dafür, dass der Antragsteller in der Vergangenheit 
möglicherweise gefoltert worden ist.. 

(4) Wird eine Behörde gemäß Absatz 2 benannt, so stellen 
die Mitgliedstaaten sicher, dass die Bediensteten dieser Behörde 
über angemessene Kenntnisse verfügen oder eine geeignete 
Schulung erhalten, um ihren Verpflichtungen bei der Anwen­
dung dieser Richtlinie nachkommen zu können. 

(5) Anträge auf internationalen Schutz, die in einem Mit­
gliedstaat bei den Behörden eines anderen Mitgliedstaats gestellt 
werden, die in ersterem Mitgliedstaat Grenz- oder Einreisekon­
trollen durchführen, werden von dem Mitgliedstaat bearbeitet, in 
dessen Hoheitsgebiet sie gestellt werden. 

Artikel 5 

Günstigere Bestimmungen 

Die Mitgliedstaaten können bei den Verfahren zur Zuerkennung 
und Aberkennung des internationalen Schutzes günstigere Be­
stimmungen einführen oder beibehalten, soweit diese Bestim­
mungen mit dieser Richtlinie vereinbar sind. 

KAPITEL II 

GRUNDSÄTZE UND GARANTIEN 

Artikel 6 

Zugang zum Verfahren 

(1) Stellt eine Person einen Antrag auf internationalen Schutz 
bei einer Behörde, die nach nationalem Recht für die Registrie­
rung solcher Anträge zuständig ist, so erfolgt die Registrierung 
spätestens drei Arbeitstage nach Antragstellung. 

Wird der Antrag auf internationalen Schutz bei anderen Behör­
den gestellt, bei denen derartige Anträge wahrscheinlich gestellt 
werden, die aber nach nationalem Recht nicht für die Registrie­
rung zuständig sind, so gewährleisten die Mitgliedstaaten, dass 
die Registrierung spätestens sechs Arbeitstage nach Antragstel­
lung erfolgt. 

Die Mitgliedstaaten stellen sicher, dass diese anderen Behörden, 
bei denen wahrscheinlich Anträge auf internationalen Schutz 
gestellt werden, wie Polizei, Grenzschutz, Einwanderungsbehör­
den und Personal von Gewahrsamseinrichtungen, über die ein­
schlägigen Informationen verfügen und ihr Personal das erfor­
derliche, seinen Aufgaben und Zuständigkeiten entsprechende 
Schulungsniveau und Anweisungen erhält, um die Antragsteller 
darüber zu informieren, wo und wie Anträge auf internationalen 
Schutz gestellt werden können. 

(2) Die Mitgliedstaaten stellen sicher, dass eine Person, die 
einen Antrag auf internationalen Schutz gestellt hat, tatsächlich 
die Möglichkeit hat, diesen so bald wie möglich förmlich zu 
stellen. Stellt der Antragsteller keinen förmlichen Antrag, so 
können die Mitgliedstaaten Artikel 28 entsprechend anwenden. 

(3) Unbeschadet des Absatzes 2 können die Mitgliedstaaten 
verlangen, dass Anträge auf internationalen Schutz persönlich 
und/oder an einem bestimmten Ort gestellt werden. 

(4) Ungeachtet des Absatzes 3 gilt ein Antrag auf interna­
tionalen Schutz als förmlich gestellt, sobald den zuständigen 
Behörden des betreffenden Mitgliedstaats ein vom Antragsteller 
vorgelegtes Formblatt oder ein behördliches Protokoll, sofern 
nach nationalem Recht vorgesehen, zugegangen ist. 

(5) Beantragt eine große Zahl von Drittstaatsangehörigen 
oder Staatenlosen gleichzeitig internationalen Schutz, so dass 
es in der Praxis sehr schwierig ist, die Frist nach Absatz 1 ein­
zuhalten, so können die Mitgliedstaaten vorsehen, dass diese 
Frist auf 10 Arbeitstage verlängert wird. 

Artikel 7 

Anträge im Namen von abhängigen Personen oder 
Minderjährigen 

(1) Die Mitgliedstaaten stellen sicher, dass jeder geschäfts­
fähige Erwachsene das Recht hat, im eigenen Namen einen 
Antrag auf internationalen Schutz zu stellen.
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(2) Die Mitgliedstaaten können festlegen, dass ein Antragstel­
ler auch für die Personen, die von ihm abhängig sind, einen 
Antrag stellen kann. In solchen Fällen stellen die Mitgliedstaaten 
sicher, dass abhängige Volljährige der förmlichen Antragstellung 
in ihrem Namen zustimmen; wird diese Zustimmung nicht er­
teilt, so gewährleisten die Mitgliedstaaten ihnen die Möglichkeit 
einer Antragstellung im eigenen Namen. 

Diese Zustimmung wird bei der förmlichen Antragstellung oder 
spätestens bei der persönlichen Anhörung des abhängigen Voll­
jährigen verlangt. Bevor die Zustimmung verlangt wird, wird 
jeder abhängige Volljährige unter vier Augen über die verfah­
rensrechtlichen Folgen der förmlichen Antragstellung in seinem 
Namen belehrt sowie über sein Recht, einen gesonderten Antrag 
auf internationalen Schutz zu stellen. 

(3) Die Mitgliedstaaten stellen sicher, dass ein Minderjähriger 
das Recht hat, entweder im eigenen Namen – wenn er nach 
dem Recht des betreffenden Mitgliedstaats verfahrensfähig ist – 
oder über seine Eltern, über einen anderen volljährigen Famili­
enangehörigen, über einen gesetzlich oder nach den Gepflogen­
heiten des betreffenden Mitgliedstaats für ihn verantwortlichen 
Erwachsenen oder über einen Vertreter einen Antrag auf inter­
nationalen Schutz zu stellen. 

(4) Die Mitgliedstaaten stellen sicher, dass geeignete Stellen 
im Sinne von Artikel 10 der Richtlinie 2008/115/EG des Euro­
päischen Parlaments und des Rates vom 16. Dezember 2008 
über gemeinsame Normen und Verfahren in den Mitgliedstaaten 
zur Rückführung illegal aufhältiger Drittstaatsangehöriger ( 1 ) das 
Recht haben, im Namen eines unbegleiteten Minderjährigen 
förmlich einen Antrag auf internationalen Schutz zu stellen, 
wenn diese Stellen auf der Grundlage einer Würdigung der per­
sönlichen Umstände des Minderjährigen der Auffassung sind, 
dass der Minderjährige möglicherweise Schutz im Sinne der 
Richtlinie 2011/95/EU benötigt. 

(5) Die Mitgliedstaaten können im nationalen Recht die Fälle 
festlegen, 

a) in denen ein Minderjähriger einen Antrag im eigenen Namen 
stellen kann; 

b) in denen der Antrag eines unbegleiteten Minderjährigen von 
einem Vertreter gemäß Artikel 25 Absatz 1 Buchstabe a 
förmlich zu stellen ist; 

c) in denen die förmliche Stellung eines Antrags auf interna­
tionalen Schutz auch als die förmliche Stellung eines Antrags 
auf internationalen Schutz für alle unverheirateten Minder­
jährigen zu werten ist. 

Artikel 8 

Informations- und Beratungsleistungen in 
Gewahrsamseinrichtungen und an Grenzübergangsstellen 

(1) Gibt es Anzeichen dafür, dass Drittstaatsangehörige oder 
Staatenlose, die sich in Gewahrsamseinrichtungen oder an 
Grenzübergangsstellen an den Außengrenzen, einschließlich 
Transitzonen, befinden, möglicherweise einen Antrag auf inter­
nationalen Schutz stellen möchten, so stellen ihnen die Mitglied­
staaten Informationen über die Möglichkeit hierzu zur Ver­
fügung. Die Mitgliedstaaten treffen an diesen Gewahrsamsein­
richtungen und Grenzübergangsstellen Sprachmittlungsvorkeh­
rungen, soweit dies notwendig ist, um die Inanspruchnahme 
des Asylverfahrens zu erleichtern. 

(2) Die Mitgliedstaaten stellen sicher, dass Organisationen 
und Personen, die Beratungsleistungen für Antragsteller erbrin­
gen, effektiven Zugang zu Antragstellern an Grenzübergangs­
stellen an den Außengrenzen, einschließlich Transitzonen, erhal­
ten. Die Mitgliedstaaten können Vorschriften erlassen, die die 
Anwesenheit dieser Organisationen und Personen an diesen 
Grenzübergangsstellen regeln, und insbesondere den Zugang 
von einer Vereinbarung mit den zuständigen Behörden der Mit­
gliedstaaten abhängig machen. Beschränkungen eines solchen 
Zugangs dürfen nur verhängt werden, wenn sie nach Maßgabe 
des nationalen Rechts für die Sicherheit, die öffentliche Ordnung 
oder die Verwaltung der betreffenden Grenzübergangsstellen 
objektiv erforderlich sind, sofern der Zugang dadurch nicht 
erheblich behindert oder unmöglich gemacht wird. 

Artikel 9 

Berechtigung zum Verbleib im Mitgliedstaat während der 
Prüfung des Antrags 

(1) Antragsteller dürfen ausschließlich zum Zwecke des Ver­
fahrens so lange im Mitgliedstaat verbleiben, bis die Asylbe­
hörde auf der Grundlage der in Kapitel III genannten erst­
instanzlichen Verfahren über den Antrag entschieden hat. Aus 
dieser Berechtigung zum Verbleib ergibt sich kein Anspruch auf 
einen Aufenthaltstitel. 

(2) Die Mitgliedstaaten dürfen nur eine Ausnahme machen, 
wenn eine Person einen Folgeantrag im Sinne von Artikel 41 
stellt oder wenn sie eine Person aufgrund von Verpflichtungen 
aus einem Europäischen Haftbefehl ( 2 ) oder aus anderen Grün­
den entweder an einen anderen Mitgliedstaat oder aber an einen 
Drittstaat oder an internationale Strafgerichte überstellen bezie­
hungsweise ausliefern. 

(3) Ein Mitgliedstaat darf einen Antragsteller nur dann gemäß 
Absatz 2 an einen Drittstaat ausliefern, wenn sich die zuständi­
gen Behörden davon überzeugt haben, dass eine Auslieferungs­
entscheidung keine unmittelbare oder mittelbare Zurückweisung 
zur Folge hat, die einen Verstoß gegen die völkerrechtlichen und 
unionsrechtlichen Pflichten dieses Mitgliedstaats darstellt.
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Artikel 10 

Anforderungen an die Prüfung von Anträgen 

(1) Die Mitgliedstaaten stellen sicher, dass Anträge auf inter­
nationalen Schutz nicht allein deshalb abgelehnt oder von der 
Prüfung ausgeschlossen werden, weil die Antragstellung nicht so 
rasch wie möglich erfolgt ist. 

(2) Bei der Prüfung eines Antrags auf internationalen Schutz 
stellt die Asylbehörde zuerst fest, ob der Antragsteller die Vo­
raussetzungen für die Anerkennung als Flüchtling erfüllt; ist dies 
nicht der Fall, wird festgestellt, ob der Antragsteller Anspruch 
auf subsidiären Schutz hat. 

(3) Die Mitgliedstaaten stellen sicher, dass die Asylbehörde 
ihre Entscheidung über einen Antrag auf internationalen Schutz 
nach angemessener Prüfung trifft. Zu diesem Zweck stellen die 
Mitgliedstaaten sicher, dass 

a) die Anträge einzeln, objektiv und unparteiisch geprüft und 
entschieden werden; 

b) genaue und aktuelle Informationen aus verschiedenen Quel­
len, wie etwa EASO und UNHCR sowie einschlägigen inter­
nationalen Menschenrechtsorganisationen, eingeholt werden, 
die Aufschluss geben über die allgemeine Lage in den Her­
kunftsstaaten der Antragsteller und gegebenenfalls in den 
Staaten, durch die sie gereist sind, und diese Informationen 
den für die Prüfung und Entscheidung der Anträge zustän­
digen Bediensteten zur Verfügung stehen; 

c) die für die Prüfung und Entscheidung der Anträge zuständi­
gen Bediensteten die anzuwendenden Standards im Bereich 
Asyl- und Flüchtlingsrecht kennen; 

d) die für die Prüfung und Entscheidung der Anträge zuständi­
gen Bediensteten die Möglichkeit erhalten, in bestimmten, 
unter anderem medizinischen, kulturellen, religiösen, kinder- 
oder geschlechtsspezifischen Fragen, den Rat von Sachver­
ständigen einzuholen, wann immer dies erforderlich ist, 

(4) Die in Kapitel V genannten staatlichen Stellen haben über 
die Asylbehörde oder den Antragsteller oder in sonstiger Weise 
Zugang zu den in Absatz 3 Buchstabe b genannten allgemeinen 
Informationen, die sie zur Erfüllung ihrer Aufgabe benötigen. 

(5) Die Mitgliedstaaten legen Vorschriften für die Überset­
zung der für die Prüfung der Anträge sachdienlichen Unterlagen 
fest. 

Artikel 11 

Anforderungen an die Entscheidung der Asylbehörde 

(1) Die Mitgliedstaaten stellen sicher, dass die Entscheidungen 
über Anträge auf internationalen Schutz schriftlich ergehen. 

(2) Die Mitgliedstaaten stellen ferner sicher, dass bei der Ab­
lehnung eines Antrags auf Anerkennung der Flüchtlingseigen­
schaft und/oder des subsidiären Schutzstatus die sachlichen und 
rechtlichen Gründe für die Ablehnung in der Entscheidung dar­
gelegt werden und eine schriftliche Belehrung beigefügt wird, 
wie eine ablehnende Entscheidung angefochten werden kann. 

Die Mitgliedstaaten brauchen der ablehnenden Entscheidung 
keine schriftliche Belehrung darüber beizufügen, wie eine solche 
Entscheidung angefochten werden kann, wenn diese Informa­
tion dem Antragsteller zuvor entweder schriftlich oder auf ihm 
zugänglichem elektronischem Wege mitgeteilt worden ist. 

(3) Für die Zwecke des Artikels 7 Absatz 2 können die Mit­
gliedstaaten immer dann, wenn dieselben Gründe für den An­
trag genannt werden, eine einzige Entscheidung treffen, die alle 
vom Antragsteller abhängigen Personen erfasst, es sei denn, dies 
hätte die Offenlegung bestimmter Umstände eines Antragstellers 
zur Folge, durch die dessen Interessen gefährdet werden könn­
ten, insbesondere in Fällen, in denen es um Verfolgung wegen 
der Geschlechtszugehörigkeit, der sexuellen Ausrichtung, der 
Geschlechtsidentität und/oder des Alters geht. In derartigen Fäl­
len ergeht für die betroffene Person eine gesonderte Entschei­
dung. 

Artikel 12 

Garantien für Antragsteller 

(1) Bezüglich der Verfahren des Kapitels III stellen die Mit­
gliedstaaten sicher, dass alle Antragsteller über folgende Garan­
tien verfügen: 

a) Sie werden in einer Sprache, die sie verstehen oder von der 
vernünftigerweise angenommen werden darf, dass sie sie ver­
stehen, über den Verlauf des Verfahrens und über ihre 
Rechte und Pflichten während des Verfahrens sowie darüber 
informiert, welche Folgen es haben kann, wenn sie ihren 
Pflichten nicht nachkommen und nicht mit den Behörden 
zusammenarbeiten. Sie werden über die Frist und die Mög­
lichkeiten unterrichtet, die ihnen zur Einhaltung der Ver­
pflichtung, die Angaben nach Artikel 4 der Richtlinie 
2011/95/EU vorzulegen, zur Verfügung stehen sowie über 
die Folgen einer ausdrücklichen oder stillschweigenden Rück­
nahme des Antrags. Diese Informationen werden so recht­
zeitig gegeben, dass die Antragsteller die in der vorliegenden 
Richtlinie garantierten Rechte in Anspruch nehmen und ih­
ren in Artikel 13 genannten Verpflichtungen nachkommen 
können. 

b) Erforderlichenfalls wird ein Dolmetscher beigezogen, damit 
sie den zuständigen Behörden ihren Fall darlegen können. 
Die Mitgliedstaaten haben zumindest dann von der Erforder­
lichkeit einer solchen Beiziehung auszugehen, wenn der An­
tragsteller nach den Artikeln 14 bis 17 und 34 anzuhören ist 
und ohne die Beiziehung eines Dolmetschers eine angemes­
sene Verständigung nicht gewährleistet werden kann. In die­
sem Fall und in anderen Fällen, in denen die zuständigen 
Behörden den Antragsteller vorladen, trägt die öffentliche 
Hand die Kosten für den Dolmetscher. 

c) Ihnen darf nicht die Möglichkeit verwehrt werden, mit dem 
UNHCR oder einer anderen Organisation, die für Antragstel­
ler nach Maßgabe des Rechts des betreffenden Mitgliedstaats 
Rechtsberatung oder sonstige Beratungsleistungen erbringt, 
Verbindung aufzunehmen.
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d) Ihnen und gegebenenfalls ihren Rechtsanwälten oder sons­
tigen Rechtsberatern gemäß Artikel 23 Absatz 1 wird Zu­
gang zu den in Artikel 10 Absatz 3 Buchstabe b genannten 
Informationen oder den von Sachverständigen gemäß Arti­
kel 10 Absatz 3 Buchstabe d bereitgestellten Informationen 
gegeben, sofern diese Informationen von der Asylbehörde 
zum Zweck der Entscheidung über den Antrag berücksich­
tigt wurden. 

e) Sie werden innerhalb einer angemessenen Frist von der Ent­
scheidung der Asylbehörde über ihren Antrag in Kenntnis 
gesetzt. Wird der Antragsteller durch einen Rechtsanwalt 
oder sonstigen Rechtsberater vertreten, so können die Mit­
gliedstaaten bestimmen, dass dieser statt des Antragstellers 
von der Entscheidung in Kenntnis gesetzt wird. 

f) Sie werden von der Asylbehörde über das Ergebnis der Ent­
scheidung in einer Sprache unterrichtet, die sie verstehen 
oder von der vernünftigerweise angenommen werden darf, 
dass sie sie verstehen, sofern sie nicht von einem Rechts­
anwalt oder sonstigen Rechtsberater unterstützt oder vertre­
ten werden. Die Mitteilung muss auch Informationen darü­
ber enthalten, wie eine ablehnende Entscheidung gemäß Ar­
tikel 11 Absatz 2 angefochten werden kann. 

(2) Bezüglich der Verfahren nach Kapitel V sichern die Mit­
gliedstaaten allen Antragstellern Garantien zu, die den in Absatz 
1 Buchstaben b bis e aufgeführten gleichwertig sind. 

Artikel 13 

Verpflichtungen der Antragsteller 

(1) Die Mitgliedstaaten verpflichten die Antragsteller, mit den 
zuständigen Behörden zur Feststellung ihrer Identität und ande­
rer in Artikel 4 Absatz 2 der Richtlinie 2011/95/EU genannter 
Angaben zusammenzuarbeiten. Die Mitgliedstaaten können den 
Antragstellern weitere Verpflichtungen zur Zusammenarbeit mit 
den zuständigen Behörden auferlegen, sofern diese Verpflichtun­
gen für die Bearbeitung des Antrags erforderlich sind. 

(2) Die Mitgliedstaaten können insbesondere festlegen, dass 

a) die Antragsteller verpflichtet sind, sich entweder unverzüg­
lich oder zu einem bestimmten Zeitpunkt bei den zuständi­
gen Behörden zu melden oder dort persönlich vorstellig zu 
werden; 

b) die Antragsteller die in ihrem Besitz befindlichen Dokumen­
te, die für die Prüfung des Antrags sachdienlich sind, wie 
zum Beispiel ihren Reisepass, vorlegen müssen; 

c) die Antragsteller verpflichtet sind, so rasch wie möglich die 
zuständigen Behörden über ihren jeweiligen Aufenthaltsort 
oder ihre Anschrift sowie sämtliche diesbezüglichen Ände­
rungen zu unterrichten. Die Mitgliedstaaten können fest­
legen, dass der Antragsteller an dem von ihm mitgeteilten 
letzten Aufenthaltsort erfolgte — bzw. an die mitgeteilte 
letzte Anschrift gerichtete — Mitteilungen gegen sich gelten 
lassen muss; 

d) die zuständigen Behörden den Antragsteller sowie die von 
ihm mitgeführten Sachen durchsuchen dürfen. Unbeschadet 
einer Durchsuchung aus Sicherheitsgründen wird eine 
Durchsuchung des Antragstellers gemäß dieser Richtlinie 
von einer Person gleichen Geschlechts unter uneingeschränk­
ter Achtung der Grundsätze der Menschenwürde und der 
körperlichen und geistigen Unversehrtheit durchgeführt; 

e) die zuständigen Behörden ein Lichtbild des Antragstellers 
anfertigen dürfen und 

f) die zuständigen Behörden die mündlichen Aussagen des An­
tragstellers aufzeichnen dürfen, sofern er darüber im Voraus 
unterrichtet wurde. 

Artikel 14 

Persönliche Anhörung 

(1) Bevor die Asylbehörde eine Entscheidung trifft, wird dem 
Antragsteller Gelegenheit zu einer persönlichen Anhörung zu 
seinem Antrag auf internationalen Schutz durch einen nach 
nationalem Recht für die Durchführung einer solchen Anhörung 
zuständigen Bediensteten gegeben. Persönliche Anhörungen 
zum Inhalt eines Antrags werden von einem Bediensteten der 
Asylbehörde durchgeführt. Dieser Unterabsatz lässt Artikel 42 
Absatz 2 Buchstabe b unberührt. 

Ist es der Asylbehörde wegen einer großen Zahl von gleichzeitig 
eingehenden Anträgen auf internationalen Schutz von Dritt­
staatsangehörigen oder Staatenlosen in der Praxis unmöglich, 
fristgerecht Anhörungen zum Inhalt jedes einzelnen Antrags 
durchzuführen, so können die Mitgliedstaaten vorsehen, dass 
diese Anhörungen vorübergehend von Bediensteten einer ande­
ren Behörde durchgeführt werden. In diesen Fällen erhalten die 
Bediensteten dieser anderen Behörde zuvor eine entsprechende 
Schulung, die sich auch auf die Gegenstände in Artikel 6 Absatz 
4 Buchstaben a bis e der Verordnung (EU) Nr. 439/2010 er­
streckt. Personen, die die persönliche Anhörung von Antragstel­
lern nach Maßgabe dieser Richtlinie durchführen, müssen außer­
dem allgemeine Kenntnisse über die Probleme erworben haben, 
die die Fähigkeit des Antragstellers, angehört zu werden, beein­
trächtigen könnten, beispielsweise Anzeichen dafür, dass der 
Antragsteller in der Vergangenheit möglicherweise gefoltert 
worden sein könnte. 

Hat eine Person internationalen Schutz für von ihr abhängige 
Personen förmlich beantragt, so muss jedem abhängigen Voll­
jährigen Gelegenheit zu einer persönlichen Anhörung gegeben 
werden. 

Die Mitgliedstaaten können in den nationalen Rechtsvorschrif­
ten festlegen, in welchen Fällen einem Minderjährigen Gelegen­
heit zu einer persönlichen Anhörung gegeben wird. 

(2) Auf die persönliche Anhörung zum Inhalt des Antrags 
kann verzichtet werden, wenn
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a) die Asylbehörde anhand der verfügbaren Beweismittel eine 
positive Entscheidung im Hinblick auf die Flüchtlingseigen­
schaft treffen kann oder 

b) die Asylbehörde der Auffassung ist, dass der Antragsteller 
aufgrund dauerhafter Umstände, die sich seinem Einfluss 
entziehen, nicht zu einer Anhörung in der Lage ist. Im 
Zweifelsfall konsultiert die Asylbehörde medizinisches Fach­
personal, um festzustellen, ob es sich bei dem Umstand, der 
dazu führt, dass der Antragsteller nicht zu einer Anhörung in 
der Lage ist, um einen vorübergehenden oder dauerhaften 
Zustand handelt. 

Findet eine persönliche Anhörung des Antragstellers — oder 
gegebenenfalls der vom Antragsteller abhängigen Person — ge­
mäß Buchstabe b nicht statt, so müssen angemessene Bemühun­
gen unternommen werden, damit der Antragsteller oder die von 
ihm abhängige Person weitere Informationen unterbreiten kön­
nen. 

(3) Die Tatsache, dass keine persönliche Anhörung gemäß 
diesem Artikel stattgefunden hat, hindert die Asylbehörde nicht 
daran, über den Antrag auf internationalen Schutz zu entschei­
den. 

(4) Die Tatsache, dass nach Absatz 2 Buchstabe b keine per­
sönliche Anhörung stattgefunden hat, darf die Entscheidung der 
Asylbehörde nicht negativ beeinflussen. 

(5) Ungeachtet des Artikels 28 Absatz 1 können die Mit­
gliedstaaten bei ihrer Entscheidung über einen Antrag auf inter­
nationalen Schutz die Tatsache berücksichtigen, dass der An­
tragsteller einer Aufforderung zur persönlichen Anhörung nicht 
nachgekommen ist, es sei denn, er hat berechtigte Gründe für 
sein Fernbleiben vorgebracht. 

Artikel 15 

Anforderungen an die persönliche Anhörung 

(1) Die persönliche Anhörung findet in der Regel ohne die 
Anwesenheit von Familienangehörigen statt, soweit nicht die 
Asylbehörde die Anwesenheit solcher Angehörigen zwecks einer 
angemessenen Prüfung für erforderlich hält. 

(2) Eine persönliche Anhörung erfolgt unter Bedingungen, 
die eine angemessene Vertraulichkeit gewährleisten. 

(3) Die Mitgliedstaaten ergreifen geeignete Maßnahmen um 
sicherzustellen, dass persönliche Anhörungen unter Bedingun­
gen durchgeführt werden, die Antragstellern eine umfassende 
Darlegung der Gründe ihrer Anträge gestatten. Zu diesem 
Zweck 

a) gewährleisten die Mitgliedstaaten, dass die anhörende Person 
befähigt ist, die persönlichen und allgemeinen Umstände des 
Antrags einschließlich der kulturellen Herkunft, der Ge­
schlechtszugehörigkeit, der sexuellen Ausrichtung, der Ge­
schlechtsidentität oder der Schutzbedürftigkeit des Antrag­
stellers zu berücksichtigen; 

b) sehen die Mitgliedstaaten, soweit möglich, vor, dass die An­
hörung des Antragstellers von einer Person gleichen Ge­
schlechts durchgeführt wird, wenn der Antragsteller darum 
ersucht, es sei denn, die Asylbehörde hat Grund zu der An­
nahme, dass das Ersuchen auf Gründen beruht, die nicht mit 
den Schwierigkeiten des Antragstellers in Verbindung stehen, 
die Gründe für seinen Antrag umfassend darzulegen; 

c) wählen die Mitgliedstaaten einen Dolmetscher, der eine an­
gemessene Verständigung zwischen dem Antragsteller und 
der anhörenden Person zu gewährleisten vermag. Die Ver­
ständigung erfolgt in der vom Antragsteller bevorzugten 
Sprache, es sei denn, es gibt eine andere Sprache, die er 
versteht und in der er sich klar ausdrücken kann. Die Mit­
gliedstaaten stellen, soweit möglich, einen Dolmetscher glei­
chen Geschlechts bereit, wenn der Antragsteller darum er­
sucht, es sei denn, die Asylbehörde hat Grund zu der An­
nahme, dass das Ersuchen auf Gründen beruht, die nicht mit 
den Schwierigkeiten des Antragstellers in Verbindung stehen, 
die Gründe für seinen Antrag umfassend darzulegen; 

d) stellen die Mitgliedstaaten sicher, dass die Person, die die 
Anhörung zum Inhalt des Antrags auf internationalen 
Schutz durchführt, keine Militär- oder Polizeiuniform trägt; 

e) stellen die Mitgliedstaaten sicher, dass Anhörungen von Min­
derjährigen kindgerecht durchgeführt werden. 

(4) Die Mitgliedstaaten können Vorschriften über die Anwe­
senheit Dritter bei der persönlichen Anhörung erlassen. 

Artikel 16 

Inhalt der persönlichen Anhörung 

Wird eine persönliche Anhörung zum Inhalt eines Antrags auf 
internationalen Schutz durchgeführt, so stellt die Asylbehörde 
sicher, dass dem Antragsteller hinreichend Gelegenheit gegeben 
wird, die zur Begründung seines Antrags notwendigen Angaben 
gemäß Artikel 4 der Richtlinie 2011/95/EU möglichst vollstän­
dig vorzubringen. Dies schließt die Gelegenheit ein, sich zu 
fehlenden Angaben und/oder zu Abweichungen oder Wider­
sprüchen in den Aussagen des Antragstellers zu äußern. 

Artikel 17 

Niederschrift und Aufzeichnung der persönlichen 
Anhörung 

(1) Die Mitgliedstaaten stellen sicher, dass von jeder persön­
lichen Anhörung entweder eine ausführliche und objektive Nie­
derschrift mit allen wesentlichen Angaben oder ein Wortpro­
tokoll erstellt wird. 

(2) Die Mitgliedstaaten können eine Audio- oder audiovisu­
elle Aufzeichnung der persönlichen Anhörung vorsehen. Wird 
eine Audio- oder audiovisuelle Aufzeichnung der Anhörung 
vorgenommen, so stellen die Mitgliedstaaten sicher, dass die 
Aufzeichnung oder ein Wortprotokoll davon zusammen mit 
der Akte des Antragstellers zur Verfügung steht.
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(3) Die Mitgliedstaaten stellen sicher, dass der Antragsteller 
nach Abschluss der persönlichen Anhörung oder innerhalb ei­
ner bestimmten Frist, bevor die Asylbehörde ihre Entscheidung 
trifft, Gelegenheit erhält, sich mündlich und/oder schriftlich zu 
Übersetzungsfehlern oder missverständlichen Formulierungen in 
der Niederschrift oder dem Wortprotokoll zu äußern und/oder 
diese zu klären. Zu diesem Zweck stellen die Mitgliedstaaten 
sicher, dass der Antragsteller, wenn notwendig mit Hilfe eines 
Dolmetschers, in vollem Umfang vom Inhalt der Niederschrift 
oder von den wesentlichen Angaben des Wortprotokolls Kennt­
nis nimmt. Die Mitgliedstaaten fordern den Antragsteller an­
schließend auf, zu bestätigen, dass der Inhalt der Niederschrift 
oder des Protokolls die Anhörung korrekt wiedergibt. 

Ist die persönliche Anhörung gemäß Absatz 2 aufgezeichnet 
worden und ist die Aufzeichnung als Beweismittel in den 
Rechtsbehelfsverfahren nach Kapitel V zugelassen, so brauchen 
die Mitgliedstaaten den Antragsteller nicht aufzufordern, zu be­
stätigen, dass der Inhalt der Niederschrift oder des Wortpro­
tokolls die Anhörung korrekt wiedergibt. Sehen die Mitglied­
staaten sowohl ein Wortlautprotokoll als auch eine Aufzeich­
nung der persönlichen Anhörung vor, so müssen die Mitglied­
staaten unbeschadet des Artikels 16 dem Antragsteller nicht 
gestatten, sich zum Wortprotokoll zu äußern und/oder Klärun­
gen hierzu abzugeben. 

(4) Weigert sich der Antragsteller, zu bestätigen, dass der 
Inhalt der Niederschrift oder des Wortprotokolls die persönliche 
Anhörung korrekt wiedergibt, so werden die dafür geltend ge­
machten Gründe in seiner Akte vermerkt. 

Eine solche Weigerung hindert die Asylbehörde nicht daran, 
über den Antrag zu entscheiden. 

(5) Bevor die Asylbehörde entscheidet, muss den Antragstel­
lern und ihren Rechtsanwälten oder sonstigen Rechtsberatern 
nach Artikel 23 Einsicht in die Niederschrift oder das Wortpro­
tokoll oder gegebenenfalls in die Aufzeichnung gewährt werden. 

Sehen die Mitgliedstaaten sowohl ein Wortprotokoll als auch 
eine Aufzeichnung der persönlichen Anhörung vor, so müssen 
sie in erstinstanzlichen Verfahren gemäß Kapitel III keine Ein­
sicht in die Aufzeichnung gewähren. In diesen Fällen gewähren 
sie jedoch in Rechtsbehelfsverfahren gemäß Kapitel V Einsicht in 
die Aufzeichnung. 

Wird der Antrag gemäß Artikel 31 Absatz 8 geprüft, so können 
die Mitgliedstaaten unbeschadet des Absatzes 3 des vorliegenden 
Artikels vorsehen, dass Einsicht in die Niederschrift oder das 
Wortprotokoll und gegebenenfalls die Aufzeichnung zu dem 
Zeitpunkt gewährt wird, zu dem die Entscheidung ergeht. 

Artikel 18 

Medizinische Untersuchung 

(1) Hält die Asylbehörde dies für die Prüfung des Antrags auf 
internationalen Schutz gemäß Artikel 4 der Richtlinie 

2011/95/EU für erforderlich, so veranlassen die Mitgliedstaaten 
vorbehaltlich der Zustimmung des Antragstellers eine medizi­
nische Untersuchung des Antragstellers im Hinblick auf Anzei­
chen auf eine in der Vergangenheit erlittene Verfolgung oder 
einen in der Vergangenheit erlittenen ernsthaften Schaden. Die 
Mitgliedstaaten können stattdessen vorsehen, dass der Antrag­
steller eine solche medizinische Untersuchung veranlasst. 

Die medizinischen Untersuchungen nach Unterabsatz 1 werden 
von qualifizierten medizinischen Fachkräften durchgeführt und 
das Ergebnis der Untersuchungen wird der Asylbehörde so 
schnell wie möglich mitgeteilt. Die Mitgliedstaaten können die 
medizinischen Fachkräfte benennen, die diese medizinischen 
Untersuchungen durchführen können. Die Weigerung eines An­
tragstellers, sich medizinisch untersuchen zu lassen, hindert die 
Asylbehörde nicht daran, über den Antrag zu entscheiden. 

Die Kosten für medizinische Untersuchungen, die nach diesem 
Absatz durchgeführt werden, trägt die öffentliche Hand. 

(2) Wird keine medizinische Untersuchung gemäß Absatz 1 
durchgeführt, so teilen die Mitgliedstaaten dem Antragsteller 
mit, dass er von sich aus und auf seine eigenen Kosten eine 
medizinische Untersuchung im Hinblick auf Anzeichen auf eine 
in der Vergangenheit erlittene Verfolgung oder einen in der 
Vergangenheit erlittenen ernsthaften Schaden veranlassen kann. 

(3) Die Ergebnisse der medizinischen Untersuchungen nach 
den Absätzen 1 und 2 werden von der Asylbehörde zusammen 
mit den anderen Angaben im Antrag gewürdigt. 

Artikel 19 

Unentgeltliche Erteilung von Rechts- und 
verfahrenstechnischen Auskünften in erstinstanzlichen 

Verfahren 

(1) In den erstinstanzlichen Verfahren nach Kapitel III ge­
währleisten die Mitgliedstaaten, dass den Antragstellern auf An­
trag unentgeltlich rechts und verfahrenstechnische Auskünfte 
erteilt werden; dazu gehören mindestens Auskünften zum Ver­
fahren unter Berücksichtigung der besonderen Umstände des 
Antragstellers. Im Fall einer ablehnenden Entscheidung zu ei­
nem Antrag im erstinstanzlichen Verfahren erteilen die Mitglied­
staaten dem Antragsteller auf Antrag zusätzlich zu den Aus­
künften nach Artikel 11 Absatz 2 und Artikel 12 Absatz 1 
Buchstabe f Auskünfte über die Gründe einer solchen Entschei­
dung und erläutern, wie die Entscheidung angefochten werden 
kann. 

(2) Die unentgeltliche Erteilung von Rechts- und verfahrens­
technischen Auskünften erfolgt nach Maßgabe des Artikels 21.
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Artikel 20 

Unentgeltliche Rechtsberatung und -vertretung in 
Rechtsbehelfsverfahren 

(1) Die Mitgliedstaaten stellen sicher, dass in Rechtsbehelfs­
verfahren nach Kapitel V auf Antrag unentgeltliche Rechtsbera­
tung und -vertretung gewährt wird. Diese umfasst zumindest die 
Vorbereitung der erforderlichen Verfahrensdokumente und die 
Teilnahme an der Verhandlung vor einem erstinstanzlichen Ge­
richt im Namen des Antragstellers. 

(2) Die Mitgliedstaaten können auch in den erstinstanzlichen 
Verfahren nach Kapitel III unentgeltliche Rechtsberatung und/ 
oder -vertretung gewähren. In diesem Fall findet Artikel 19 
keine Anwendung. 

(3) Die Mitgliedstaaten können vorsehen, dass unentgeltliche 
Rechtsberatung und -vertretung nicht gewährt wird, wenn der 
Rechtsbehelf des Antragstellers nach Einschätzung des Gerichts 
oder einer anderen zuständigen Behörde keine konkrete Aus­
sicht auf Erfolg hat. 

Wird die Entscheidung, dass keine unentgeltliche Rechtsbera­
tung und -vertretung gewährt wird, nicht von einem Gericht 
getroffen, so gewährleisten die Mitgliedstaaten, dass der Antrag­
steller das Recht auf einen wirksamen Rechtsbehelf gegen diese 
Entscheidung vor einem Gericht hat. 

In Anwendung dieses Absatzes stellen die Mitgliedstaaten sicher, 
dass die Rechtsberatung und -vertretung nicht willkürlich einge­
schränkt und der Antragsteller nicht an der effektiven Wahr­
nehmung seiner Rechte gehindert wird. 

(4) Die unentgeltliche Rechtsberatung und -vertretung erfolgt 
nach Maßgabe des Artikels 21. 

Artikel 21 

Voraussetzungen für die unentgeltliche Erteilung von 
Rechts- und verfahrenstechnischen Auskünften sowie für 

die unentgeltliche Rechtsberatung und -vertretung 

(1) Die Mitgliedstaaten können vorsehen, dass Nichtregie­
rungsorganisationen, Fachkräfte von Behörden oder speziali­
sierte staatliche Stellen die unentgeltlichen Rechts- und verfah­
renstechnischen Auskünfte gemäß Artikel 19 erteilen. 

Die unentgeltliche Rechtsberatung und -vertretung nach Arti­
kel 20 erfolgt durch nach nationalem Recht zugelassene oder 
zulässige Personen. 

(2) Die Mitgliedstaaten können vorsehen, dass die rechts- 
und verfahrenstechnischen Auskünfte gemäß Artikel 19 und 
die Rechtsberatung und -vertretung gemäß Artikel 20 unentgelt­
lich nur erfolgt: 

a) für Personen, die nicht über die nötigen finanziellen Mittel 
verfügen und/oder 

b) durch Rechtsanwälte oder sonstige Rechtsberater, die nach 
nationalem Recht eigens zur Unterstützung und Vertretung 
von Antragstellern bestimmt wurden. 

Die Mitgliedstaaten können bestimmen, dass unentgeltliche 
Rechtsberatung und -vertretung nach Artikel 20 nur gewährt 
wird für Rechtsbehelfsverfahren gemäß Kapitel V vor einem 
erstinstanzlichem Gericht und nicht für weitere im nationalen 
Recht vorgesehene Rechtsbehelfe oder Überprüfungen, ein­
schließlich erneuter Anhörungen oder Rechtsbehelfsüberprüfun­
gen. 

Die Mitgliedstaaten können ferner vorsehen, dass die unentgelt­
liche Rechtsberatung und -vertretung gemäß Artikel 20 nicht 
für Antragsteller gewährt wird, die sich in Anwendung des 
Artikels 41 Absatz 2 Buchstabe c nicht mehr in ihrem Hoheits­
gebiet aufhalten. 

(3) Die Mitgliedstaaten können die Einzelheiten für die Stel­
lung und Bearbeitung von Anträgen auf unentgeltliche rechts- 
und verfahrenstechnische Auskünfte gemäß Artikel 19 und auf 
unentgeltliche Rechtsberatung und -vertretung gemäß Artikel 20 
festlegen. 

(4) Ferner können die Mitgliedstaaten 

a) für die unentgeltliche Erteilung von rechts- und verfahrens­
technischen Auskünften gemäß Artikel 19 und die unent­
geltliche Rechtsberatung und -vertretung gemäß Artikel 20 
eine finanzielle und/oder zeitliche Begrenzung vorsehen, so­
weit dadurch der Zugang zu unentgeltlichen Rechts- und 
verfahrenstechnischen Auskünften und zu unentgeltlicher 
Rechtsberatung und -vertretung nicht willkürlich einge­
schränkt wird; 

b) vorsehen, dass Antragstellern hinsichtlich der Gebühren und 
anderen Kosten keine günstigere Behandlung zuteil wird, als 
sie ihren Staatsangehörigen in Fragen der Rechtsberatung im 
Allgemeinen gewährt wird. 

(5) Die Mitgliedstaaten können verlangen, dass der Antrag­
steller ihnen die entstandenen Kosten ganz oder teilweise zu­
rückerstattet, wenn sich seine finanzielle Lage beträchtlich ver­
bessert hat oder wenn die Entscheidung zur Übernahme solcher 
Kosten aufgrund falscher Angaben des Antragstellers getroffen 
wurde. 

Artikel 22 

Anspruch auf Rechtsberatung und -vertretung in allen 
Phasen des Verfahrens 

(1) Antragsteller erhalten in allen Phasen des Verfahrens, 
auch nach einer ablehnenden Entscheidung, effektiv Gelegenheit, 
auf eigene Kosten einen Rechtsanwalt oder sonstigen nach na­
tionalem Recht zugelassenen oder zulässigen Rechtsberater in 
Fragen ihres Antrags auf internationalen Schutz zu konsultieren.
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(2) Die Mitgliedstaaten können Nichtregierungsorganisatio­
nen erlauben, Antragstellern in den Verfahren nach den Kapiteln 
III und V Rechtsberatung und/oder -vertretung im Einklang mit 
nationalem Recht zu gewähren. 

Artikel 23 

Umfang der Rechtsberatung und -vertretung 

(1) Die Mitgliedstaaten stellen sicher, dass der Rechtsanwalt 
oder ein sonstiger nach nationalem Recht zugelassener oder 
zulässiger Rechtsberater, der einen Antragsteller gemäß den na­
tionalen Rechtsvorschriften unterstützt oder vertritt, Zugang zu 
den Informationen in der Akte des Antragstellers erhält, auf 
deren Grundlage über den Antrag entschieden wurde oder ent­
schieden wird. 

Die Mitgliedstaaten können hiervon abweichen, wenn die Of­
fenlegung von Informationen oder Quellen die nationale Sicher­
heit, die Sicherheit der Organisationen oder Personen, von de­
nen diese Informationen stammen, oder die Sicherheit der Per­
sonen, die die Informationen betreffen, gefährden oder wenn die 
Ermittlungsinteressen im Rahmen der Prüfung von Anträgen auf 
internationalen Schutz durch die zuständigen Behörden der Mit­
gliedstaaten oder die internationalen Beziehungen der Mitglied­
staaten beeinträchtigt würden. In diesen Fällen 

a) gewähren die Mitgliedstaaten den staatlichen Stellen gemäß 
Kapitel V Zugang zu den betreffenden Informationen oder 
Quellen und 

b) legen die Mitgliedstaaten in ihrem nationalen Recht Verfah­
ren fest, mit denen gewährleistet wird, dass die Verteidi­
gungsrechte des Antragstellers geachtet werden. 

Hinsichtlich der Regelung in Buchstabe b können die Mitglied­
staaten insbesondere einem Rechtsanwalt oder sonstigen Rechts­
berater, der einer Sicherheitsprüfung unterzogen wurde, Zugang 
zu diesen Informationen oder Quellen gewähren, soweit diese 
Informationen für die Prüfung des Antrags oder für die Ent­
scheidung zur Aberkennung des internationalen Schutzes rele­
vant sind. 

(2) Die Mitgliedstaaten stellen sicher, dass der Rechtsanwalt 
oder sonstige Rechtsberater, der einen Antragsteller unterstützt 
oder vertritt, gemäß Artikel 10 Absatz 4 und Artikel 18 Absatz 
2 Buchstaben b und c der Richtlinie 2013/33/EU zum Zweck 
der Beratung des Antragstellers Zugang zu abgeschlossenen Be­
reichen, wie Gewahrsamseinrichtungen oder Transitzonen, er­
hält. 

(3) Die Mitgliedstaaten gestatten einem Antragsteller, sich bei 
der persönlichen Anhörung von einem Rechtsanwalt oder sons­
tigen nach nationalem Recht zugelassenen oder zulässigen 
Rechtsberater begleiten zu lassen. 

Die Mitgliedstaaten können festlegen, dass der Rechtsanwalt 
oder sonstige Rechtsberater erst am Schluss der persönlichen 
Anhörung eingreifen darf. 

(4) Unbeschadet des vorliegenden Artikels oder des Artikels 
25 Absatz 1 Buchstabe b können die Mitgliedstaaten Vorschrif­
ten für die Anwesenheit eines Rechtsanwalts oder sonstigen 
Rechtsberaters bei allen Anhörungen im Rahmen des Verfahrens 
festlegen. 

Die Mitgliedstaaten können verlangen, dass der Antragsteller 
auch dann bei der persönlichen Anhörung anwesend ist, 
wenn er sich nach Maßgabe der nationalen Rechtsvorschriften 
von einem Rechtsanwalt oder sonstigen Rechtsberater vertreten 
lässt; ferner können sie verlangen, dass der Antragsteller die 
Fragen persönlich beantwortet. 

Unbeschadet des Artikels 25 Absatz 1 Buchstabe b kann die 
zuständige Behörde eine persönliche Anhörung des Antragstel­
lers auch dann durchführen, wenn der Rechtsanwalt oder 
Rechtsberater nicht daran teilnimmt. 

Artikel 24 

Antragsteller, die besondere Verfahrensgarantien benötigen 

(1) Die Mitgliedstaaten prüfen innerhalb eines angemessenen 
Zeitraums nach Stellung eines Antrags auf internationalen 
Schutz, ob ein Antragsteller besondere Verfahrensgarantien be­
nötigt. 

(2) Die Prüfung nach Absatz 1 kann in vorhandene nationale 
Verfahren und/oder in die Prüfung nach Artikel 22 der Richt­
linie 2013/33/EU einbezogen werden und muss nicht in Form 
eines Verwaltungsverfahrens vorgenommen werden. 

(3) Wird festgestellt, dass Antragsteller besondere Verfahrens­
garantien benötigen, so stellen die Mitgliedstaaten sicher, dass 
diese Antragsteller angemessene Unterstützung erhalten, damit 
sie während der Dauer des Asylverfahrens die Rechte aus dieser 
Richtlinie in Anspruch nehmen und den sich aus dieser Richt­
linie ergebenden Pflichten nachkommen können. 

Kann eine solche angemessene Unterstützung nicht im Rahmen 
der Verfahren nach Artikel 31 Absatz 8 und Artikel 43 geleistet 
werden, insbesondere wenn die Mitgliedstaaten der Auffassung 
sind, dass der Antragsteller besondere Verfahrensgarantien be­
nötigt, da er Folter, Vergewaltigung oder sonstige schwere For­
men psychischer, physischer oder sexueller Gewalt erlitten hat, 
so wenden die Mitgliedstaaten Artikel 31 Absatz 8 und Arti­
kel 43 nicht oder nicht mehr an. Wenden die Mitgliedstaaten 
Artikel 46 Absatz 6 auf Antragsteller an, auf die Artikel 31 
Absatz 8 und Artikel 43 nach dem vorliegenden Unterabsatz 
nicht angewandt werden können, so gewähren sie zumindest 
die Garantien gemäß Artikel 46 Absatz 7. 

(4) Die Mitgliedstaaten stellen sicher, dass der Notwendigkeit 
besonderer Verfahrensgarantien gemäß dieser Richtlinie auch 
Rechnung getragen wird, wenn sie erst in einer späteren Phase 
des Verfahrens zutage treten, ohne dass das Verfahren deshalb 
notwendigerweise von Anfang an neu durchgeführt werden 
muss.
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Artikel 25 

Garantien für unbegleitete Minderjährige 

(1) Bei allen Verfahren nach Maßgabe dieser Richtlinie und 
unbeschadet der Bestimmungen der Artikel 14 bis 17 

a) ergreifen die Mitgliedstaaten so bald wie möglich Maßnah­
men, um zu gewährleisten, dass ein Vertreter den unbeglei­
teten Minderjährigen vertritt und unterstützt, damit dieser die 
Rechte aus dieser Richtlinie in Anspruch nehmen und den 
sich aus dieser Richtlinie ergebenden Pflichten nachkommen 
kann. Der unbegleitete Minderjährige wird unverzüglich über 
die Bestellung des Vertreters unterrichtet. Der Vertreter 
nimmt seine Aufgaben im Interesse des Kindeswohls wahr 
und verfügt hierfür über die erforderliche Fachkenntnis. Die 
als Vertreter bestellte Person wird nur ausgewechselt, wenn 
dies notwendig ist. Organisationen oder Personen, deren In­
teressen mit den Interessen des unbegleiteten Minderjährigen 
in Konflikt stehen oder stehen könnten, kommen als Ver­
treter nicht in Frage. Bei dem Vertreter kann es sich auch um 
einen Vertreter im Sinne der Richtlinie 2013/33/EU handeln; 

b) stellen die Mitgliedstaaten sicher, dass der Vertreter Gelegen­
heit erhält, den unbegleiteten Minderjährigen über die Bedeu­
tung und die möglichen Konsequenzen seiner persönlichen 
Anhörung sowie gegebenenfalls darüber aufzuklären, wie er 
sich auf seine persönliche Anhörung vorbereiten kann. Die 
Mitgliedstaaten stellen sicher, dass ein Vertreter und/oder ein 
Rechtsanwalt oder ein sonstiger nach nationalem Recht zu­
gelassener oder zulässiger Rechtsberater bei dieser Anhörung 
anwesend ist und innerhalb des von der anhörenden Person 
festgelegten Rahmens Gelegenheit erhält, Fragen zu stellen 
und Bemerkungen vorzubringen. 

Die Mitgliedstaaten können verlangen, dass der unbegleitete 
Minderjährige auch dann bei der persönlichen Anhörung anwe­
send ist, wenn der Vertreter zugegen ist. 

(2) Die Mitgliedstaaten können davon absehen, einen Vertre­
ter zu bestellen, wenn der unbegleitete Minderjährige aller 
Wahrscheinlichkeit nach vor der erstinstanzlichen Entscheidung 
das 18. Lebensjahr vollenden wird. 

(3) Die Mitgliedstaaten stellen sicher, dass 

a) die persönliche Anhörung eines unbegleiteten Minderjäh­
rigen zu seinem Antrag auf internationalen Schutz nach 
den Artikeln 14 bis 17 und 34 von einer Person durch­
geführt wird, die mit den besonderen Bedürfnissen Minder­
jähriger vertraut ist; 

b) die Entscheidung der Asylbehörde über einen Antrag eines 
unbegleiteten Minderjährigen von einem Bediensteten vor­
bereitet wird, der mit den besonderen Bedürfnissen Minder­
jähriger vertraut ist. 

(4) Unbegleitete Minderjährige und deren Vertreter erhalten 
auch für Verfahren zur Aberkennung des internationalen 

Schutzes nach Kapitel IV unentgeltliche Rechts- und verfahrens­
technische Auskünfte gemäß Artikel 19. 

(5) Die Mitgliedstaaten können im Rahmen der Prüfung eines 
Antrags auf internationalen Schutz ärztliche Untersuchungen 
zur Bestimmung des Alters unbegleiteter Minderjähriger durch­
führen lassen, wenn aufgrund allgemeiner Aussagen oder ande­
rer einschlägiger Hinweise Zweifel bezüglich des Alters des An­
tragstellers bestehen. Bestehen diese Zweifel bezüglich des Alters 
des Antragstellers danach fort, so gehen die Mitgliedstaaten da­
von aus, dass der Antragsteller minderjährig ist. 

Die ärztliche Untersuchung wird unter uneingeschränkter Ach­
tung der Würde der Person und mit den schonendsten Metho­
den von qualifizierten medizinischen Fachkräften, die so weit 
wie möglich ein zuverlässiges Ergebnis gewährleisten, durch­
geführt. 

Bei ärztlichen Untersuchungen stellen die Mitgliedstaaten sicher, 
dass 

a) unbegleitete Minderjährige vor der Prüfung ihres Antrags auf 
internationalen Schutz in einer Sprache, die sie verstehen 
oder von der vernünftigerweise angenommen werden darf, 
dass sie sie verstehen, über die Möglichkeit der Altersbestim­
mung im Wege einer ärztlichen Untersuchung informiert 
werden. Diese Information umfasst eine Aufklärung über 
die Untersuchungsmethode, über die möglichen Folgen des 
Untersuchungsergebnisses für die Prüfung des Antrags auf 
internationalen Schutz sowie über die Folgen der Weigerung 
des unbegleiteten Minderjährigen, sich der ärztlichen Unter­
suchung zu unterziehen; 

b) unbegleitete Minderjährige und/oder deren Vertreter in die 
Durchführung einer ärztlichen Untersuchung zur Alters­
bestimmung der betroffenen Minderjährigen einwilligen und 

c) die Entscheidung, den Antrag auf internationalen Schutz ei­
nes unbegleiteten Minderjährigen abzulehnen, der eine ärzt­
liche Untersuchung verweigert hat, nicht ausschließlich in 
dieser Weigerung begründet ist. 

Die Tatsache, dass ein unbegleiteter Minderjähriger eine ärztliche 
Untersuchung verweigert hat, hindert die Asylbehörde nicht 
daran, über den Antrag auf internationalen Schutz zu entschei­
den. 

(6) Bei der Umsetzung dieser Richtlinie berücksichtigen die 
Mitgliedstaaten vorrangig das Kindeswohl. 

Stellen die Mitgliedstaaten im Laufe des Asylverfahrens fest, dass 
eine Person ein unbegleiteter Minderjähriger ist, so können sie 

a) Artikel 31 Absatz 8 nur anwenden oder weiter anwenden, 
wenn 

i) der Antragsteller aus einem Staat kommt, der die Krite­
rien für die Einstufung als sicherer Herkunftsstaat im 
Sinne dieser Richtlinie erfüllt oder
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ii) der Antragsteller einen Folgeantrag auf internationalen 
Schutz gestellt hat, der gemäß Artikel 40 Absatz 5 nicht 
unzulässig ist, oder 

iii) es schwerwiegende Gründe für die Annahme gibt, dass 
der Antragsteller eine Gefahr für die nationale Sicherheit 
oder die öffentliche Ordnung darstellt oder er aus 
schwerwiegenden Gründen der öffentlichen Sicherheit 
oder öffentlichen Ordnung nach nationalem Recht 
zwangsausgewiesen wurde; 

b) Artikel 43 gemäß den Artikeln 8 bis 11 der Richtlinie 
2013/33/EU nur anwenden oder weiter anwenden, wenn 

i) der Antragsteller aus einem Staat kommt, der die Krite­
rien für die Einstufung als sicherer Herkunftsstaat im 
Sinne dieser Richtlinie erfüllt, 

ii) der Antragsteller einen Folgeantrag gestellt hat, 

iii) es schwerwiegende Gründe für die Annahme gibt, dass 
der Antragsteller eine Gefahr für die nationale Sicherheit 
oder die öffentliche Ordnung darstellt oder er aus 
schwerwiegenden Gründen der öffentlichen Sicherheit 
oder öffentlichen Ordnung nach nationalem Recht 
zwangsausgewiesen wurde, 

iv) berechtigte Gründe zu der Annahme vorliegen, dass ein 
Staat, der kein Mitgliedstaat ist, für den Antragsteller ein 
sicherer Drittstaat gemäß Artikel 38 ist, 

v) der Antragsteller die Behörden irregeführt hat, indem er 
gefälschte oder verfälschte Dokumente vorgelegt hat, 
oder 

vi) der Antragsteller ein Identitäts- oder ein Reisedokument, 
das die Feststellung seiner Identität oder Staatsangehörig­
keit ermöglicht hätte, mutwillig vernichtet oder beseitigt 
hat. 

Die Mitgliedstaaten dürfen die Ziffern v und vi nur in Einzel­
fällen anwenden, wenn schwerwiegende Gründe zu der An­
nahme vorliegen, dass der Antragsteller versucht, wesentliche 
Umstände, die voraussichtlich zu einer ablehnenden Ent­
scheidung führen würden, zu verheimlichen und wenn der 
Antragsteller unter Berücksichtigung der besonderen Verfah­
rensbedürfnisse unbegleiteter Minderjähriger umfassend Ge­
legenheit hatte, die Handlungen gemäß den Ziffern v und vi 
zu rechtfertigen und sich dafür auch mit seinem Vertreter zu 
beraten; 

c) den Antrag gemäß Artikel 33 Absatz 2 Buchstabe c als 
unzulässig betrachten, wenn ein Staat, der kein Mitgliedstaat 
ist, für den Antragsteller als sicherer Drittstaat gemäß Arti­
kel 38 gilt, sofern dies dem Kindeswohl dient; 

d) das Verfahren gemäß Artikel 20 Absatz 3 anwenden, wenn 
der Vertreter des Minderjährigen nach nationalem Recht über 
eine juristische Qualifikation verfügt. 

Die Mitgliedstaaten gewähren unbeschadet des Artikels 41 bei 
der Anwendung des Artikels 46 Absatz 6 auf unbegleitete Min­
derjährige in allen Fällen zumindest die Garantien, die in Arti­
kel 46 Absatz 7 festgelegt sind. 

Artikel 26 

Gewahrsam 

(1) Die Mitgliedstaaten nehmen eine Person nicht allein des­
halb in Gewahrsam, weil sie einen Antrag gestellt hat. Die 
Gründe für den Gewahrsam und die Gewahrsamsbedingungen 
und die Garantien für in Gewahrsam befindliche Antragsteller 
bestimmen sich nach der Richtlinie 2013/33/EU. 

(2) Wird ein Antragsteller in Gewahrsam genommen, so stel­
len die Mitgliedstaaten sicher, dass eine rasche gerichtliche Über­
prüfung des Gewahrsams gemäß der Richtlinie 2013/33/EU 
möglich ist. 

Artikel 27 

Verfahren bei Rücknahme des Antrags 

(1) Soweit die Mitgliedstaaten nach nationalem Recht die 
Möglichkeit einer ausdrücklichen Rücknahme des Antrags vor­
sehen, stellen sie im Falle der ausdrücklichen Rücknahme des 
Antrags auf internationalen Schutz durch den Antragsteller si­
cher, dass die Asylbehörde die Entscheidung trifft, entweder die 
Antragsprüfung einzustellen oder den Antrag abzulehnen. 

(2) Die Mitgliedstaaten können auch beschließen, dass die 
Asylbehörde die Antragsprüfung einstellen kann, ohne dass 
eine Entscheidung ergeht. In diesem Fall stellen die Mitglied­
staaten sicher, dass die Asylbehörde eine entsprechende Notiz 
in die Akte des Antragstellers aufnimmt. 

Artikel 28 

Verfahren bei stillschweigender Rücknahme des Antrags 
oder Nichtbetreiben des Verfahrens 

(1) Besteht Grund zu der Annahme, dass ein Antragsteller 
seinen Antrag stillschweigend zurückgenommen hat oder das 
Verfahren nicht weiter betreibt, so stellen die Mitgliedstaaten 
sicher, dass die Asylbehörde entweder entscheidet, die Antrags­
prüfung einzustellen oder, sofern die Asylbehörde den Antrag 
nach angemessener inhaltlicher Prüfung gemäß Artikel 4 der 
Richtlinie 2011/95/EU als unbegründet ansieht, den Antrag ab­
zulehnen. 

Die Mitgliedstaaten können insbesondere dann davon ausgehen, 
dass der Antragsteller seinen Antrag auf internationalen Schutz 
stillschweigend zurückgezogen hat oder das Verfahren nicht 
weiter betreibt, wenn er nachweislich 

a) den Aufforderungen zur Vorlage von für den Antrag wesent­
lichen Informationen gemäß Artikel 4 der Richtlinie 
2011/95/EU oder einer Aufforderung zur persönlichen An­
hörung gemäß den Artikeln 14 bis 17 dieser Richtlinie nicht 
nachgekommen ist, es sei denn, er weist innerhalb einer 
angemessenen Frist nach, dass sein Versäumnis auf Um­
stände zurückzuführen war, auf die er keinen Einfluss hatte;
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b) untergetaucht ist oder seinen Aufenthaltsort oder Ort seiner 
Ingewahrsamnahme ohne Genehmigung verlassen und nicht 
innerhalb einer angemessenen Frist die zuständige Behörde 
kontaktiert hat, oder seinen Melde- und anderen Mitteilungs­
pflichten nicht innerhalb einer angemessenen Frist nach­
gekommen ist, es sei denn, der Antragsteller weist nach, 
dass dies auf Umstände zurückzuführen war, auf die er kei­
nen Einfluss hatte. 

Die Mitgliedstaaten können Fristen oder Leitlinien für die An­
wendung dieser Bestimmungen festsetzen. 

(2) Die Mitgliedstaaten stellen sicher, dass ein Antragsteller, 
der sich nach Einstellung der Antragsprüfung gemäß Absatz 1 
wieder bei der zuständigen Behörde meldet, berechtigt ist, um 
Wiedereröffnung des Verfahrens zu ersuchen oder einen neuen 
Antrag zu stellen, der nicht nach Maßgabe der Artikel 40 und 
41 geprüft wird. 

Die Mitgliedstaaten können eine Frist von mindestens neun 
Monaten vorschreiben, nach deren Ablauf das Verfahren nicht 
wieder eröffnet werden darf beziehungsweise der neue Antrag 
als Folgeantrag behandelt und nach Maßgabe der Artikel 40 und 
41 geprüft werden kann. Die Mitgliedstaaten können vorschrei­
ben, dass das Verfahren des Antragstellers nur ein Mal wieder 
eröffnet werden darf. 

Die Mitgliedstaaten stellen sicher, dass die betreffende Person 
nicht entgegen dem Grundsatz der Nicht-Zurückweisung abge­
schoben wird. 

Die Mitgliedstaaten können der Asylbehörde die Wiederauf­
nahme der Prüfung in dem Verfahrensabschnitt gestatten, in 
dem sie eingestellt wurde. 

(3) Dieser Artikel gilt unbeschadet der Verordnung (EU) Nr. 
604/2013. 

Artikel 29 

Rolle des UNHCR 

(1) Die Mitgliedstaaten gewähren dem UNHCR: 

a) Zugang zu Antragstellern, auch zu denen, die sich in Ge­
wahrsam, an der Grenze oder in Transitzonen befinden; 

b) Zugang zu Informationen über einzelne Anträge auf interna­
tionalen Schutz, über den Verlauf des Verfahrens und die 
erlassenen Entscheidungen, sofern der Antragsteller dem zu­
stimmt; 

c) die Möglichkeit zur Stellungnahme zu einzelnen Anträgen 
auf internationalen Schutz in jedem Verfahrensabschnitt bei 
jeder zuständigen Behörde in Ausübung der Überwachungs­
befugnisse nach Artikel 35 der Genfer Flüchtlingskonventi­
on. 

(2) Absatz 1 findet auch auf eine Organisation Anwendung, 
die im Hoheitsgebiet des betreffenden Mitgliedstaats im Auftrag 

des UNHCR auf der Grundlage einer Vereinbarung mit diesem 
Mitgliedstaat tätig ist. 

Artikel 30 

Weitergabe oder Einholung von Informationen zu 
einzelnen Anträgen 

Im Rahmen der Prüfung eines Antrags 

a) geben die Mitgliedstaaten keine Informationen über einzelne 
Anträge auf internationalen Schutz oder über die Tatsache, 
dass ein solcher Antrag gestellt wurde, an die Stelle(n) weiter, 
die den Antragsteller seinen Angaben zufolge verfolgt oder 
ihm einen ernsthaften Schaden zugefügt hat/haben; 

b) werden von den Mitgliedstaaten bei der oder den Stellen, die 
den Antragsteller seinen Angaben zufolge verfolgt oder ihm 
einen ernsthaften Schaden zugefügt haben, keine Informatio­
nen in einer Weise eingeholt, die diesen Stellen unmittelbar 
die Tatsache zur Kenntnis bringen würde, dass der betref­
fende Antragsteller einen Antrag gestellt hat, und die die 
körperliche Unversehrtheit des Antragstellers oder der von 
ihm abhängigen Personen oder die Freiheit und Sicherheit 
seiner noch im Herkunftsstaat lebenden Familienangehörigen 
in Gefahr bringen würde. 

KAPITEL III 

ERSTINSTANZLICHE VERFAHREN 

ABSCHNITT I 

Artikel 31 

Prüfungsverfahren 

(1) Die Mitgliedstaaten bearbeiten Anträge auf internationa­
len Schutz im Rahmen eines Prüfungsverfahrens unter Beach­
tung der Grundsätze und Garantien in Kapitel II. 

(2) Die Mitgliedstaaten stellen sicher, dass das Prüfungsver­
fahren unbeschadet einer angemessenen und vollständigen Prü­
fung so rasch wie möglich zum Abschluss gebracht wird. 

(3) Die Mitgliedstaaten stellen sicher, dass das Prüfungsver­
fahren innerhalb von sechs Monaten nach förmlicher Antrag­
stellung zum Abschluss gebracht wird. 

Ist ein Antrag gemäß dem Verfahren nach Maßgabe der Ver­
ordnung (EU) Nr. 604/2013 zu behandeln, so beginnt die 
Sechsmonatsfrist, sobald der für die Prüfung zuständige Mit­
gliedstaat gemäß jener Verordnung bestimmt ist, sich der An­
tragsteller im Hoheitsgebiet dieses Mitgliedstaats befindet und er 
von der zuständigen Behörde betreut wird. 

Die Mitgliedstaaten können die in dem vorliegenden Absatz 
festgelegte Sechsmonatsfrist um höchstens neun weitere Monate 
verlängern, wenn 

a) sich in tatsächlicher und/oder rechtlicher Hinsicht komplexe 
Fragen ergeben;
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b) eine große Anzahl von Drittstaatsangehörigen oder Staaten­
losen gleichzeitig internationalen Schutz beantragt, so dass es 
in der Praxis sehr schwierig ist, das Verfahren innerhalb der 
Frist von sechs Monaten abzuschließen; 

c) die Verzögerung eindeutig darauf zurückzuführen ist, dass 
der Antragsteller seinen Pflichten nach Artikel 13 nicht 
nachgekommen ist. 

Ausnahmsweise können die Mitgliedstaaten die Fristen gemäß 
diesem Absatz in ausreichend begründeten Fällen um höchstens 
drei Monate überschreiten, wenn dies erforderlich ist, um eine 
angemessene und vollständige Prüfung des Antrags auf interna­
tionalen Schutz zu gewährleisten. 

(4) Die Mitgliedstaaten können unbeschadet der Artikel 13 
und 18 der Richtlinie 2011/95/EU den Abschluss des Prüfungs­
verfahrens aufschieben, wenn von der Asylbehörde aufgrund 
einer aller Voraussicht nach vorübergehenden ungewissen Lage 
im Herkunftsstaat vernünftigerweise nicht erwartet werden 
kann, innerhalb der in Absatz 3 festgelegten Fristen zu ent­
scheiden. In einem solchen Fall gehen die Mitgliedstaaten wie 
folgt vor: 

a) Sie überprüfen mindestens alle sechs Monate die Lage in 
diesem Herkunftsstaat; 

b) sie unterrichten die betroffenen Antragsteller innerhalb einer 
angemessenen Frist über die Gründe der Verschiebung; 

c) sie unterrichten die Kommission innerhalb einer angemesse­
nen Frist über die Verschiebung der Verfahren für diesen 
Herkunftsstaat. 

(5) Die Mitgliedstaaten schließen das Prüfungsverfahren in 
jedem Fall innerhalb einer maximalen Frist von 21 Monaten 
nach der förmlichen Antragstellung ab. 

(6) Die Mitgliedstaaten stellen sicher, dass der betreffende 
Antragsteller für den Fall, dass innerhalb von sechs Monaten 
keine Entscheidung ergehen kann, 

a) über die Verzögerung informiert wird und 

b) auf sein Ersuchen hin über die Gründe für die Verzögerung 
und über den zeitlichen Rahmen, innerhalb dessen mit einer 
Entscheidung über seinen Antrag zu rechnen ist, unterrichtet 
wird. 

(7) Die Mitgliedstaaten können die Prüfung eines Antrags auf 
internationalen Schutz im Einklang mit den Grundsätzen und 
Garantien nach Kapitel II vorziehen, insbesondere, 

a) wenn der Antrag begründet erscheint, 

b) wenn der Antragsteller schutzbedürftig im Sinne von Arti­
kel 22 der Richtlinie 2013/33/EU ist oder besondere Ver­

fahrensgarantien benötigt; dies gilt insbesondere für unbe­
gleitete Minderjährige. 

(8) Die Mitgliedstaaten können festlegen, dass das Prüfungs­
verfahren im Einklang mit den Grundsätzen und Garantien nach 
Kapitel II beschleunigt und/oder an der Grenze oder in Tran­
sitzonen nach Maßgabe von Artikel 43 durchgeführt wird, 
wenn 

a) der Antragsteller bei der Einreichung seines Antrags und der 
Darlegung der Tatsachen nur Umstände vorgebracht hat, die 
für die Prüfung der Frage, ob er als Flüchtling oder Person 
mit Anspruch auf internationalen Schutz im Sinne der Richt­
linie 2011/95/EU anzuerkennen ist, nicht von Belang sind, 
oder 

b) der Antragsteller aus einem sicheren Herkunftsstaat im Sinne 
dieser Richtlinie kommt, oder 

c) der Antragsteller die Behörden durch falsche Angaben oder 
Dokumente oder durch Verschweigen wichtiger Informatio­
nen oder durch Zurückhalten von Dokumenten über seine 
Identität und/oder Staatsangehörigkeit, die sich negativ auf 
die Entscheidung hätten auswirken können, getäuscht hat, 
oder 

d) angenommen werden kann, dass der Antragsteller ein Iden­
titäts- oder ein Reisedokument, das die Feststellung seiner 
Identität oder Staatsangehörigkeit ermöglicht hätte, mutwillig 
vernichtet oder beseitigt hat, oder 

e) der Antragsteller eindeutig unstimmige und widersprüchli­
che, eindeutig falsche oder offensichtlich unwahrscheinliche 
Angaben gemacht hat, die im Widerspruch zu hinreichend 
gesicherten Herkunftslandinformationen stehen, so dass die 
Begründung für seine Behauptung, dass er Person mit An­
spruch auf internationalen Schutz im Sinne der Richtlinie 
2011/95/EU anzusehen ist, offensichtlich nicht überzeugend 
ist; 

f) der Antragsteller einen Folgeantrag auf internationalen 
Schutz gestellt hat, der gemäß Artikel 40 Absatz 5 nicht 
unzulässig ist, oder 

g) der Antragsteller den Antrag nur zur Verzögerung oder Be­
hinderung der Vollstreckung einer bereits getroffenen oder 
unmittelbar bevorstehenden Entscheidung stellt, die zu seiner 
Abschiebung führen würde, oder 

h) der Antragsteller unrechtmäßig in das Hoheitsgebiet des Mit­
gliedstaats eingereist ist oder seinen Aufenthalt unrechtmäßig 
verlängert hat und es ohne stichhaltigen Grund versäumt hat, 
zum angesichts der Umstände seiner Einreise frühestmögli­
chen Zeitpunkt bei den Behörden vorstellig zu werden oder 
einen Antrag auf internationalen Schutz zu stellen, oder
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i) der Antragsteller sich weigert, der Verpflichtung zur Ab­
nahme seiner Fingerabdrücke gemäß der Verordnung (EU) 
Nr. 603/2013 des Europäischen Parlaments und des Rates 
vom 26. Juni 2013 über die Einrichtung von „Eurodac“ für 
den Abgleich von Fingerabdrücken zum Zwecke der effekti­
ven Anwendung der Verordnung (EU) Nr. 604/2013 zur 
Festlegung der Kriterien und Verfahren zur Bestimmung 
des Mitgliedstaats, der für die Prüfung eines von einem Dritt­
staatsangehörigen oder Staatenlosen in einem Mitgliedstaat 
gestellten Antrags auf internationalen Schutz zuständig ist, 
und für der Strafverfolgung dienende Anträge der Strafver­
folgungsbehörden der Mitgliedstaaten und Europols auf den 
Abgleich mit Daten in Eurodac ( 1 ) nachzukommen, oder 

j) es schwerwiegende Gründe für die Annahme gibt, dass der 
Antragsteller eine Gefahr für die nationale Sicherheit oder die 
öffentliche Ordnung des Mitgliedstaats darstellt oder er aus 
schwerwiegenden Gründen der öffentlichen Sicherheit oder 
öffentlichen Ordnung nach nationalem Recht zwangsaus­
gewiesen wurde. 

(9) Die Mitgliedstaaten legen für den Erlass von Entscheidun­
gen in einem erstinstanzlichen Verfahren gemäß Absatz 8 Fris­
ten fest. Diese Fristen müssen angemessen sein. 

Die Mitgliedstaaten können diese Fristen unbeschadet der Ab­
sätze 3 bis 5 überschreiten, wenn dies erforderlich ist, um eine 
angemessene und vollständige Prüfung des Antrags auf interna­
tionalen Schutz zu gewährleisten. 

Artikel 32 

Unbegründete Anträge 

(1) Unbeschadet des Artikels 27 können die Mitgliedstaaten 
einen Antrag nur dann als unbegründet betrachten, wenn die 
Asylbehörde festgestellt hat, dass der Antragsteller nicht die 
Voraussetzungen für die Zuerkennung des internationalen 
Schutzes nach Maßgabe der Richtlinie 2011/95/EU erfüllt. 

(2) Im Falle von unbegründeten Anträgen, bei denen einer 
der in Artikel 31 Absatz 8 aufgeführten Umstände gegeben ist, 
können die Mitgliedstaaten einen Antrag ferner als offensichtlich 
unbegründet betrachten, wenn dies so in den nationalen Rechts­
vorschriften vorgesehen ist. 

ABSCHNITT II 

Artikel 33 

Unzulässige Anträge 

(1) Zusätzlich zu den Fällen, in denen nach Maßgabe der 
Verordnung (EU) Nr. 604/2013 ein Antrag nicht geprüft wird, 
müssen die Mitgliedstaaten nicht prüfen, ob dem Antragsteller 
der internationale Schutz im Sinne der Richtlinie 2011/95/EU 
zuzuerkennen ist, wenn ein Antrag auf der Grundlage des vor­
liegenden Artikels als unzulässig betrachtet wird. 

(2) Die Mitgliedstaaten können einen Antrag auf internatio­
nalen Schutz nur dann als unzulässig betrachten, wenn 

a) ein anderer Mitgliedstaat internationalen Schutz gewährt hat; 

b) ein Staat, der kein Mitgliedstaat ist, als erster Asylstaat des 
Antragstellers gemäß Artikel 35 betrachtet wird; 

c) ein Staat, der kein Mitgliedstaat ist, als für den Antragsteller 
sicherer Drittstaat gemäß Artikel 38 betrachtet wird; 

d) es sich um einen Folgeantrag handelt, bei dem keine neuen 
Umstände oder Erkenntnisse zu der Frage, ob der Antrag­
steller nach Maßgabe der Richtlinie 2011/95/EU als Person 
mit Anspruch auf internationalen Schutz anzuerkennen ist, 
zutage getreten oder vom Antragsteller vorgebracht worden 
sind, oder 

e) eine vom Antragsteller abhängige Person förmlich einen An­
trag stellt, nachdem sie gemäß Artikel 7 Absatz 2 eingewil­
ligt hat, dass ihr Fall Teil eines in ihrem Namen förmlich 
gestellten Antrags ist, und keine Tatsachen betreffend die 
Situation dieser Person vorliegen, die einen gesonderten An­
trag rechtfertigen. 

Artikel 34 

Besondere Vorschriften für die Anhörung im Rahmen der 
Zulässigkeitsprüfung 

(1) Die Mitgliedstaaten geben den Antragstellern Gelegenheit, 
sich zu der Anwendung der Gründe nach Artikel 33 in ihrem 
besonderen Fall zu äußern, bevor die Asylbehörde über die 
Zulässigkeit eines Antrags auf internationalen Schutz entschei­
det. Hierzu führen die Mitgliedstaaten im Rahmen der Zulässig­
keitsprüfung eine persönliche Anhörung durch. Die Mitglied­
staaten dürfen nur dann eine Ausnahme nach Maßgabe von 
Artikel 42 machen, wenn es sich um einen Folgeantrag handelt. 

Dieser Absatz gilt unbeschadet des Artikels 4 Absatz 2 Buch­
stabe a der vorliegenden Verordnung und des Artikels 5 der. 
Verordnung (EU) Nr. 604/2013. 

(2) Die Mitgliedstaaten können vorsehen, dass die Bediens­
teten anderer Behörden als der Asylbehörde die persönliche 
Anhörung zu der Zulässigkeit des Antrags auf internationalen 
Schutz durchführen. In diesen Fällen stellen die Mitgliedstaaten 
sicher, dass diese Bediensteten zuvor die erforderliche Grund­
schulung insbesondere in Bezug auf das internationale Recht auf 
dem Gebiet der Menschenrechte, den Besitzstand der Union im 
Asylbereich und Gesprächsführungstechniken erhalten. 

ABSCHNITT III 

Artikel 35 

Begriff des ersten Asylstaats 

Ein Staat kann als erster Asylstaat für einen Antragsteller ange­
sehen werden, wenn
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a) der Antragsteller in dem betreffenden Staat als Flüchtling 
anerkannt wurde und er diesen Schutz weiterhin in An­
spruch nehmen darf oder 

b) ihm in dem betreffenden Staat anderweitig ausreichender 
Schutz, einschließlich der Anwendung des Grundsatzes der 
Nicht-Zurückweisung, gewährt wird, 

vorausgesetzt, dass er von diesem Staat wieder aufgenommen 
wird. 

Bei der Anwendung des Konzepts des ersten Asylstaats auf die 
besonderen Umstände des Antragstellers können die Mitglied­
staaten Artikel 38 Absatz 1 berücksichtigen. Der Antragsteller 
hat die Möglichkeit, die Anwendung des Konzepts des ersten 
Asylstaats unter Berufung auf seine besonderen Umstände an­
zufechten. 

Artikel 36 

Das Konzept des sicheren Herkunftsstaats 

(1) Ein Drittstaat, der nach dieser Richtlinie als sicherer Her­
kunftsstaat bestimmt wurde, kann nach individueller Prüfung 
des Antrags nur dann als für einen bestimmten Antragsteller 
sicherer Herkunftsstaat betrachtet werden, wenn 

a) der Antragsteller die Staatsangehörigkeit des betreffenden 
Staates besitzt oder 

b) der Antragsteller staatenlos ist und zuvor seinen gewöhnli­
chen Aufenthalt in dem betreffenden Staat hatte 

und er keine schwerwiegenden Gründe dafür vorgebracht hat, 
dass der Staat in seinem speziellen Fall im Hinblick auf die 
Anerkennung als Person mit Anspruch auf internationalen 
Schutz im Sinne der Richtlinie 2011/95/EU nicht als sicherer 
Herkunftsstaat zu betrachten ist. 

(2) Die Mitgliedstaaten legen in den nationalen Rechtsvor­
schriften weitere Regeln und Modalitäten für die Anwendung 
des Konzepts des sicheren Herkunftsstaats fest. 

Artikel 37 

Nationale Bestimmung von Drittstaaten als sichere 
Herkunftsstaaten 

(1) Zum Zwecke der Prüfung von Anträgen auf internatio­
nalen Schutz können die Mitgliedstaaten Rechts- oder Verwal­
tungsvorschriften beibehalten oder erlassen, aufgrund deren sie 
im Einklang mit Anhang I sichere Herkunftsstaaten bestimmen 
können. 

(2) Die Mitgliedstaaten überprüfen regelmäßig die Lage in 
Drittstaaten, die gemäß diesem Artikel als sichere Herkunftstaa­
ten bestimmt wurden. 

(3) Bei der Beurteilung der Frage, ob ein Staat als sicherer 
Herkunftsstaat gemäß diesem Artikel bestimmt werden kann, 
werden verschiedene Informationsquellen, insbesondere Infor­
mationen anderer Mitgliedstaaten, des EASO, des UNHCR, des 
Europarates und anderer einschlägiger internationaler Organisa­
tionen herangezogen. 

(4) Die Mitgliedstaaten teilen der Kommission die Staaten 
mit, die sie gemäß diesem Artikel als sichere Herkunftsstaaten 
bestimmt haben. 

Artikel 38 

Das Konzept des sicheren Drittstaats 

(1) Die Mitgliedstaaten können das Konzept des sicheren 
Drittstaats nur dann anwenden, wenn die zuständigen Behörden 
sich davon überzeugt haben, dass eine Person, die um interna­
tionalen Schutz nachsucht, in dem betreffenden Drittstaat nach 
folgenden Grundsätzen behandelt wird: 

a) keine Gefährdung von Leben und Freiheit aus Gründen der 
Rasse, der Religion, der Nationalität, der Zugehörigkeit zu 
einer bestimmten sozialen Gruppe oder der politischen Über­
zeugung; 

b) keine Gefahr, einen ernsthaften Schaden im Sinne der Richt­
linie 2011/95/EU zu erleiden; 

c) Wahrung des Grundsatzes der Nicht-Zurückweisung nach 
der Genfer Flüchtlingskonvention; 

d) Einhaltung des Verbots der Abschiebung, wenn diese einen 
Verstoß gegen das im Völkerrecht festgelegte Verbot der 
Folter und grausamer, unmenschlicher oder erniedrigender 
Behandlung darstellt, und 

e) Möglichkeit, einen Antrag auf Zuerkennung der Flüchtlings­
eigenschaft zu stellen und im Falle der Anerkennung als 
Flüchtling Schutz gemäß der Genfer Flüchtlingskonvention 
zu erhalten. 

(2) Die Anwendung des Konzepts des sicheren Drittstaats 
unterliegt den Regeln, die im nationalen Recht festgelegt sind; 
dazu gehören 

a) Regeln, die eine Verbindung zwischen dem Antragsteller und 
dem betreffenden Drittstaat verlangen, so dass es aufgrund 
dieser Verbindung vernünftig erscheint, dass diese Person 
sich in diesen Staat begibt; 

b) Regeln betreffend die Methodik, mit der sich die zuständigen 
Behörden davon überzeugen, dass das Konzept des sicheren 
Drittstaats auf einen bestimmten Staat oder einen bestimm­
ten Antragsteller angewandt werden kann. Diese Methodik 
umfasst die Prüfung der Sicherheit des Staates im Einzelfall 
für einen bestimmten Antragsteller und/oder die nationale 
Bestimmung von Staaten, die als im Allgemeinen sicher an­
gesehen werden; 

c) mit dem Völkerrecht vereinbare Regeln, die es ermöglichen, 
in Form einer Einzelprüfung festzustellen, ob der betreffende 
Drittstaat für einen bestimmten Antragsteller sicher ist, und 
die dem Antragsteller zumindest die Möglichkeit bieten, die 
Anwendung des Konzepts des sicheren Drittstaats mit der 
Begründung anzufechten, dass der betreffende Drittstaat für 
ihn in seiner besonderen Situation nicht sicher ist. Darüber 
hinaus ist dem Antragsteller die Möglichkeit einzuräumen, 
das Bestehen einer Verbindung gemäß Buchstabe a zwischen 
ihm und dem betreffenden Drittstaat anzufechten.
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(3) Wenn die Mitgliedstaaten eine Entscheidung durchführen, 
die ausschließlich auf diesem Artikel beruht, 

a) unterrichten sie den Antragsteller entsprechend und 

b) händigen ihm ein Dokument aus, in dem die Behörden des 
Drittstaats in der Sprache dieses Staats davon unterrichtet 
werden, dass der Antrag nicht in der Sache geprüft wurde. 

(4) Erlaubt der Drittstaat dem Antragsteller nicht, in sein 
Hoheitsgebiet einzureisen, so müssen die Mitgliedstaaten sicher­
stellen, dass im Einklang mit den Grundsätzen und Garantien 
nach Kapitel II Zugang zu einem Verfahren gewährt wird. 

(5) Die Mitgliedstaaten unterrichten die Kommission regel­
mäßig darüber, auf welche Staaten dieses Konzept gemäß den 
Bestimmungen dieses Artikels angewandt wird. 

Artikel 39 

Das Konzept des sicheren europäischen Drittstaats 

(1) Die Mitgliedstaaten können vorsehen, dass keine oder 
keine umfassende Prüfung des Antrags auf internationalen 
Schutz und der Sicherheit des Antragstellers in seiner spezi­
fischen Situation nach Kapitel II erfolgt, wenn eine zuständige 
Behörde anhand von Tatsachen festgestellt hat, dass der Antrag­
steller aus einem sicheren Drittstaat nach Absatz 2 unrecht­
mäßig in das Hoheitsgebiet des betreffenden Mitgliedstaats ein­
zureisen versucht oder eingereist ist. 

(2) Ein Drittstaat kann nur dann als sicherer Drittstaat für die 
Zwecke des Absatzes 1 betrachtet werden, wenn er 

a) die Genfer Flüchtlingskonvention ohne geografischen Vor­
behalt ratifiziert hat und deren Bestimmungen einhält, 

b) über ein gesetzlich festgelegtes Asylverfahren verfügt und 

c) die Europäische Konvention zum Schutz der Menschenrechte 
und Grundfreiheiten ratifiziert hat und die darin enthaltenen 
Bestimmungen, einschließlich der Normen über wirksame 
Rechtsbehelfe, einhält. 

(3) Dem Antragsteller wird die Möglichkeit eingeräumt, die 
Anwendung des Konzepts des sicheren europäischen Drittstaats 
mit der Begründung anzufechten, dass der betreffende Drittstaat 
für ihn in seiner besonderen Situation nicht sicher ist. 

(4) Die betreffenden Mitgliedstaaten legen im nationalen 
Recht die Einzelheiten zu der Anwendung des Absatzes 1 und 
die Folgen von Entscheidungen gemäß diesen Bestimmungen im 
Einklang mit dem Grundsatz der Nicht-Zurückweisung fest; sie 
sehen unter anderem Ausnahmen von der Anwendung dieses 
Artikels aus humanitären oder politischen Gründen oder auf­
grund des Völkerrechts vor. 

(5) Bei der Durchführung einer ausschließlich auf diesen Ar­
tikel gestützten Entscheidung 

a) unterrichten die betreffenden Mitgliedstaaten den Antragstel­
ler entsprechend und 

b) händigen ihm ein Dokument aus, in dem die Behörden des 
Drittstaats in der Sprache dieses Staats davon unterrichtet 
werden, dass der Antrag nicht in der Sache geprüft wurde. 

(6) Ist der sichere Drittstaat nicht bereit, den betreffenden 
Antragsteller wieder aufzunehmen, so stellen die Mitgliedstaaten 
sicher, dass gemäß den Grundsätzen und Garantien nach Kapitel 
II Zugang zu einem Verfahren gewährt wird. 

(7) Die Mitgliedstaaten unterrichten die Kommission regel­
mäßig darüber, auf welche Staaten dieses Konzept nach diesem 
Artikel angewandt wird. 

ABSCHNITT IV 

Artikel 40 

Folgeanträge 

(1) Wenn eine Person, die einen Antrag auf internationalen 
Schutz in einem Mitgliedstaat gestellt hat, in demselben Mit­
gliedstaat weitere Angaben vorbringt oder einen Folgeantrag 
stellt, prüft dieser Mitgliedstaat diese weiteren Angaben oder 
die Elemente des Folgeantrags im Rahmen der Prüfung des 
früheren Antrags oder der Prüfung der Entscheidung, gegen 
die ein Rechtsbehelf eingelegt wurde, insoweit die zuständigen 
Behörden in diesem Rahmen alle Elemente, die den weiteren 
Angaben oder dem Folgeantrag zugrunde liegen, berücksichti­
gen können. 

(2) Für die Zwecke der gemäß Artikel 33 Absatz 2 Buchstabe 
d zu treffenden Entscheidung über die Zulässigkeit eines An­
trags auf internationalen Schutz wird ein Folgeantrag auf inter­
nationalen Schutz zunächst daraufhin geprüft, ob neue Ele­
mente oder Erkenntnisse betreffend die Frage, ob der Antrag­
steller nach Maßgabe der Richtlinie 2011/95/EU als Person mit 
Anspruch auf internationalen Schutz anzuerkennen ist, zutage 
getreten oder vom Antragsteller vorgebracht worden sind. 

(3) Wenn die erste Prüfung nach Absatz 2 ergibt, dass neue 
Elemente oder Erkenntnisse zutage getreten oder vom Antrag­
steller vorgebracht worden sind, die erheblich zu der Wahr­
scheinlichkeit beitragen, dass der Antragsteller nach Maßgabe 
der Richtlinie 2011/95/EU als Person mit Anspruch auf interna­
tionalen Schutz anzuerkennen ist, wird der Antrag gemäß Ka­
pitel II weiter geprüft. Die Mitgliedstaaten können auch andere 
Gründe festlegen, aus denen der Folgeantrag weiter zu prüfen 
ist. 

(4) Die Mitgliedstaaten können vorsehen, dass der Antrag 
nur dann weiter geprüft wird, wenn der Antragsteller ohne 
eigenes Verschulden nicht in der Lage war, die in den Absätzen 
2 und 3 dargelegten Sachverhalte im früheren Verfahren ins­
besondere durch Wahrnehmung seines Rechts auf einen wirk­
samen Rechtsbehelf gemäß Artikel 46 vorzubringen.
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(5) Wird ein Folgeantrag nach diesem Artikel nicht weiter 
geprüft, so wird er gemäß Artikel 33 Absatz 2 Buchstabe d 
als unzulässig betrachtet. 

(6) Das Verfahren nach diesem Artikel kann auch angewandt 
werden, wenn 

a) eine vom Antragsteller abhängige Person förmlich einen An­
trag stellt, nachdem sie gemäß Artikel 7 Absatz 2 eingewil­
ligt hat, dass ihr Fall Teil eines in ihrem Namen förmlich 
gestellten Antrags ist, und/oder 

b) ein unverheirateter Minderjähriger förmlich einen Antrag 
stellt, nachdem gemäß Artikel 7 Absatz 5 Buchstabe c förm­
lich ein Antrag in seinem Namen gestellt worden ist. 

In diesen Fällen wird bei der ersten Prüfung nach Absatz 2 
geprüft, ob Tatsachen betreffend die Situation der abhängigen 
Person bzw. des unverheirateten Minderjährigen vorliegen, die 
einen gesonderten Antrag rechtfertigen. 

(7) Wenn eine Person, gegen die ein Überstellungsbeschluss 
gemäß der Verordnung (EU) Nr. 604/2013 zu vollstrecken ist, 
in dem überstellenden Mitgliedstaat weitere Angaben vorbringt 
oder einen Folgeantrag stellt, prüft der gemäß der genannten 
Verordnung zuständige Mitgliedstaat diese weiteren Angaben 
oder Folgeanträge im Einklang mit dieser Richtlinie. 

Artikel 41 

Ausnahmen vom Recht auf Verbleib bei Folgeanträgen 

(1) Die Mitgliedstaaten können Ausnahmen vom Recht auf 
Verbleib im Hoheitsgebiet machen, wenn eine Person 

a) nur zur Verzögerung oder Behinderung der Durchsetzung 
einer Entscheidung, die zu ihrer unverzüglichen Abschiebung 
aus dem betreffenden Mitgliedstaat führen würde, förmlich 
einen ersten Folgeantrag gestellt hat, der gemäß Artikel 40 
Absatz 5 nicht weiter geprüft wird, oder 

b) nach einer bestandskräftigen Entscheidung, einen ersten 
Folgeantrag gemäß Artikel 40 Absatz 5 als unzulässig zu 
betrachten, oder nach einer bestandskräftigen Entscheidung, 
einen ersten Folgeantrag als unbegründet abzulehnen, in 
demselben Mitgliedstaat einen weiteren Folgeantrag stellt. 

Die Mitgliedstaaten können eine solche Ausnahme nur dann 
machen, wenn die Asylbehörde die Auffassung vertritt, dass 
eine Rückkehrentscheidung keine direkte oder indirekte Zurück­
weisung zur Folge hat, die einen Verstoß gegen die völkerrecht­
lichen und unionsrechtlichen Pflichten dieses Mitgliedstaats dar­
stellt. 

(2) In den in Absatz 1 aufgeführten Fällen können die Mit­
gliedstaaten ferner 

a) im Einklang mit nationalem Recht von den für beschleunigte 
Verfahren üblicherweise geltenden Fristen abweichen, sofern 
das Prüfungsverfahren gemäß Artikel 31 Absatz 8 Buchstabe 
g beschleunigt durchgeführt wird, 

b) im Einklang mit nationalem Recht von den Fristen abwei­
chen, die üblicherweise für Zulässigkeitsprüfungen gemäß 
den Artikeln 33 und 34 gelten und/oder 

c) von Artikel 46 Absatz 8 abweichen. 

Artikel 42 

Verfahrensvorschriften 

(1) Die Mitgliedstaaten stellen sicher, dass Antragsteller, de­
ren Antrag einer ersten Prüfung gemäß Artikel 40 unterliegt, 
über die Garantien nach Artikel 12 Absatz 1 verfügen. 

(2) Die Mitgliedstaaten können im nationalen Recht Vor­
schriften für die erste Prüfung gemäß Artikel 40 festlegen. Diese 
Vorschriften können unter anderem 

a) den betreffenden Antragsteller verpflichten, Tatsachen an­
zugeben und wesentliche Beweise vorzulegen, die ein neues 
Verfahren rechtfertigen; 

b) die erste Prüfung allein auf der Grundlage schriftlicher An­
gaben ohne persönliche Anhörung gestatten, ausgenommen 
die Fälle nach Artikel 40 Absatz 6. 

Diese Bestimmungen dürfen weder den Zugang eines Antrag­
stellers zu einem neuen Verfahren unmöglich machen noch zu 
einer effektiven Aufhebung oder erheblichen Beschränkung die­
ses Zugangs führen. 

(3) Die Mitgliedstaaten stellen sicher, dass der Antragsteller in 
geeigneter Weise über das Ergebnis der ersten Prüfung und, falls 
sein Antrag nicht weiter geprüft wird, über die Gründe dafür 
und die Möglichkeiten in Bezug auf Rechtsbehelfe gegen die 
Entscheidung informiert wird. 

ABSCHNITT V 

Artikel 43 

Verfahren an der Grenze 

(1) Die Mitgliedstaaten können nach Maßgabe der Grund­
sätze und Garantien nach Kapitel II Verfahren festlegen, um 
an der Grenze oder in Transitzonen des Mitgliedstaats über 
Folgendes zu entscheiden: 

a) die Zulässigkeit eines an derartigen Orten gestellten Antrags 
gemäß Artikel 33 und/oder

DE L 180/82 Amtsblatt der Europäischen Union 29.6.2013



b) die Begründetheit eines Antrags in einem Verfahren nach 
Artikel 31 Absatz 8. 

(2) Die Mitgliedstaaten stellen sicher, dass eine Entscheidung 
im Rahmen der Verfahren nach Absatz 1 innerhalb einer an­
gemessenen Frist ergeht. Ist innerhalb von vier Wochen keine 
Entscheidung ergangen, so wird dem Antragsteller die Einreise 
in das Hoheitsgebiet des Mitgliedstaats gestattet, damit sein An­
trag nach Maßgabe der anderen Bestimmungen dieser Richtlinie 
bearbeitet werden kann. 

(3) Wenn es aufgrund der Ankunft einer erheblichen Anzahl 
von Drittstaatsangehörigen oder Staatenlosen an der Grenze 
oder in Transitzonen, die förmlich Anträge auf internationalen 
Schutz stellen, in der Praxis nicht möglich ist, die Bestimmun­
gen des Absatzes 1 anzuwenden, können die genannten Ver­
fahren auch in diesen Fällen und für die Zeit angewandt werden, 
in der die Drittstaatsangehörigen oder Staatenlosen normaler­
weise in der Nähe der Grenze oder Transitzone untergebracht 
werden. 

KAPITEL IV 

VERFAHREN ZUR ABERKENNUNG DES INTERNATIONALEN 
SCHUTZES 

Artikel 44 

Aberkennung des internationalen Schutzes 

Die Mitgliedstaaten stellen sicher, dass eine Prüfung zur Ab­
erkennung des internationalen Schutzes einer bestimmten Per­
son eingeleitet werden kann, wenn neue Elemente oder Erkennt­
nisse zutage treten, die darauf hindeuten, dass Gründe für eine 
Überprüfung der Berechtigung ihres internationalen Schutzes 
bestehen. 

Artikel 45 

Verfahrensvorschriften 

(1) Die Mitgliedstaaten stellen sicher, dass in Fällen, in denen 
die zuständige Behörde in Erwägung zieht, den internationalen 
Schutz eines Drittstaatsangehörigen oder Staatenlosen nach 
Maßgabe der Artikel 14 oder 19 der Richtlinie 2011/95/EU 
abzuerkennen, die betreffende Person über folgende Garantien 
verfügt: 

a) Sie ist schriftlich davon in Kenntnis zu setzen, dass die zu­
ständige Behörde den Anspruch auf internationalen Schutz 
überprüft und aus welchen Gründen eine solche Überprü­
fung stattfindet, und 

b) ihr ist in einer persönlichen Anhörung gemäß Artikel 12 
Absatz 1 Buchstabe b und gemäß den Artikeln 14 bis 17 
oder in einer schriftlichen Erklärung Gelegenheit zu geben, 
Gründe vorzubringen, die dagegen sprechen, ihr den interna­
tionalen Schutz abzuerkennen. 

(2) Darüber hinaus stellen die Mitgliedstaaten sicher, dass im 
Rahmen des Verfahrens nach Absatz 1 

a) die zuständige Behörde in der Lage ist, aus verschiedenen 
Quellen, wie gegebenenfalls vom EASO und dem UNHCR, 
genaue und aktuelle Informationen über die allgemeine Lage 
in den Herkunftsstaaten der betroffenen Personen einzuho­
len, und 

b) wenn die Informationen für die Zwecke der Überprüfung des 
internationalen Schutzes im Einzelfall eingeholt werden, 
diese nicht von den Urhebern der Verfolgung oder des ernst­
haften Schadens in einer Weise beschafft werden, dass Letz­
tere unmittelbar darüber unterrichtet werden, dass es sich bei 
der betreffenden Person um eine Person mit Anspruch auf 
internationalen Schutz handelt, deren Status überprüft wird, 
oder dass die körperliche Unversehrtheit der Person oder der 
von ihr abhängigen Personen oder die Freiheit und Sicherheit 
ihrer noch im Herkunftsstaat lebenden Familienangehörigen 
gefährdet werden. 

(3) Die Mitgliedstaaten stellen sicher, dass die Entscheidung 
der zuständigen Behörde, den internationalen Schutz abzuerken­
nen, schriftlich ergeht. Die Entscheidung enthält eine sachliche 
und rechtliche Begründung sowie eine schriftliche Rechtsbehelfs­
belehrung. 

(4) Sobald die zuständige Behörde die Entscheidung erlassen 
hat, den internationalen Schutz abzuerkennen, sind Artikel 20, 
Artikel 22, Artikel 23 Absatz 1 und Artikel 29 gleichermaßen 
anwendbar. 

(5) Abweichend von den Absätzen 1 bis 4 können die Mit­
gliedstaaten beschließen, dass der internationale Schutz im Falle 
eines eindeutigen Verzichts der Person mit Anspruch auf inter­
nationalen Schutz auf ihre Anerkennung als solche von Rechts 
wegen erlischt. Ein Mitgliedstaat kann auch vorsehen, dass der 
internationale Schutz von Rechts wegen erlischt, wenn die Per­
son mit Anspruch auf internationalen Schutz die Staatsangehö­
rigkeit dieses Mitgliedstaats erworben hat. 

KAPITEL V 

RECHTSBEHELFE 

Artikel 46 

Recht auf einen wirksamen Rechtsbehelf 

(1) Die Mitgliedstaaten stellen sicher, dass Antragsteller das 
Recht auf einen wirksamen Rechtsbehelf vor einem Gericht 
haben gegen 

a) eine Entscheidung über ihren Antrag auf internationalen 
Schutz, einschließlich einer Entscheidung, 

i) einen Antrag als unbegründet in Bezug auf die Flücht­
lingseigenschaft und/oder den subsidiären Schutzstatus 
zu betrachten; 

ii) einen Antrag nach Artikel 33 Absatz 2 als unzulässig zu 
betrachten; 

iii) die an der Grenze oder in den Transitzonen eines Mit­
gliedstaats nach Artikel 43 Absatz 1 ergangen ist;
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iv) keine Prüfung nach Artikel 39 vorzunehmen; 

b) eine Ablehnung der Wiederaufnahme der Prüfung eines An­
trags nach ihrer Einstellung gemäß den Artikeln 27 und 28; 

c) eine Entscheidung zur Aberkennung des internationalen 
Schutzes nach Artikel 45. 

(2) Die Mitgliedstaaten stellen sicher, dass von der Asylbe­
hörde als Person mit Anspruch auf subsidiären Schutz an­
erkannte Personen ihr Recht nach Absatz 1 wahrnehmen kön­
nen, gegen eine Entscheidung, einen Antrag als unbegründet in 
Bezug auf die Flüchtlingseigenschaft zu betrachten, einen wirk­
samen Rechtsbehelf einzulegen. 

Unbeschadet des Absatzes 1 Buchstabe c kann — sofern der 
von einem Mitgliedstaat gewährte subsidiäre Schutzstatus die 
gleichen Rechte und Vorteile einräumt wie der Flüchtlingsstatus 
nach dem Unionsrecht und dem nationalen Recht — dieser 
Mitgliedstaat einen Rechtsbehelf gegen eine Entscheidung, einen 
Antrag als unbegründet in Bezug auf die Flüchtlingseigenschaft 
zu betrachten, aufgrund mangelnden Interesses des Antragstel­
lers an der Fortsetzung des Verfahrens als unzulässig betrachten. 

(3) Zur Einhaltung des Absatzes 1 stellen die Mitgliedstaaten 
sicher, dass der wirksame Rechtsbehelf eine umfassende Ex- 
nunc-Prüfung vorsieht, die sich sowohl auf Tatsachen als auch 
auf Rechtsfragen erstreckt und bei der gegebenenfalls das Be­
dürfnis nach internationalem Schutz gemäß der Richtlinie 
2011/95/EU zumindest in Rechtsbehelfsverfahren vor einem 
erstinstanzlichen Gericht beurteilt wird. 

(4) Die Mitgliedstaaten legen angemessene Fristen und sons­
tige Vorschriften fest, die erforderlich sind, damit der Antrag­
steller sein Recht auf einen wirksamen Rechtsbehelf nach Absatz 
1 wahrnehmen kann. Die Fristen dürfen die Wahrnehmung 
dieses Rechts weder unmöglich machen noch übermäßig er­
schweren. 

Die Mitgliedstaaten können auch eine Überprüfung der im Ein­
klang mit Artikel 43 ergangenen Entscheidungen von Amts 
wegen vorsehen. 

(5) Unbeschadet des Absatzes 6 gestatten die Mitgliedstaaten 
den Antragstellern den Verbleib im Hoheitsgebiet bis zum Ab­
lauf der Frist für die Ausübung des Rechts der Antragsteller auf 
einen wirksamen Rechtsbehelf und, wenn ein solches Recht 
fristgemäß ausgeübt wurde, bis zur Entscheidung über den 
Rechtsbehelf. 

(6) Im Fall einer Entscheidung, 

a) einen Antrag im Einklang mit Artikel 32 Absatz 2 als of­
fensichtlich unbegründet oder nach Prüfung gemäß Arti­
kel 31 Absatz 8 als unbegründet zu betrachten, es sei denn, 

diese Entscheidungen sind auf die in Artikel 31 Absatz 8 
Buchstabe h aufgeführten Umstände gestützt, 

b) einen Antrag gemäß Artikel 33 Absatz 2 Buchstaben a, b 
oder d als unzulässig zu betrachten, 

c) die Wiedereröffnung des nach Artikel 28 eingestellten Ver­
fahrens des Antragstellers abzulehnen oder 

d) gemäß Artikel 39 den Antrag nicht oder nicht umfassend zu 
prüfen, 

ist das Gericht befugt, entweder auf Antrag des Antragstellers 
oder von Amts wegen darüber zu entscheiden, ob der Antrag­
steller im Hoheitsgebiet des Mitgliedstaats verbleiben darf, wenn 
die Entscheidung zur Folge hat, das Recht des Antragstellers auf 
Verbleib in dem Mitgliedstaat zu beenden und wenn in diesen 
Fällen das Recht auf Verbleib in dem betreffenden Mitgliedstaat 
bis zur Entscheidung über den Rechtsbehelf im nationalen Recht 
nicht vorgesehen ist. 

(7) Für die Verfahren nach Artikel 43 gilt Absatz 6 nur dann, 
wenn 

a) dem Antragsteller die erforderliche Verdolmetschung, recht­
licher Beistand und eine Frist von mindestens einer Woche 
für die Ausarbeitung des Antrags und zur Vorlage — vor 
Gericht — der Argumente für eine Gewährung des Rechts 
auf Verbleib im Hoheitsgebiet bis zum Ergebnis des Rechts­
behelfs zur Verfügung steht und 

b) im Rahmen der Prüfung des in Absatz 6 genannten Antrags 
das Gericht die abschlägige Entscheidung der Asylbehörde in 
faktischer und rechtlicher Hinsicht prüft. 

Sind die Voraussetzungen nach den Buchstaben a und b nicht 
gegeben, so kommt Absatz 5 zur Anwendung. 

(8) Die Mitgliedstaaten gestatten dem Antragsteller, bis zur 
Entscheidung in dem Verfahren nach den Absätzen 6 und 7 
darüber, ob der Antragsteller im Hoheitsgebiet des Mitgliedstaats 
verbleiben darf, im Hoheitsgebiet zu verbleiben. 

(9) Die Absätze 5, 6 und 7 gelten unbeschadet des Artikels 
26 der Verordnung (EU) Nr. 604/2013. 

(10) Die Mitgliedstaaten können für das Gericht nach Absatz 
1 Fristen für die Prüfung der Entscheidung der Asylbehörde 
vorsehen. 

(11) Die Mitgliedstaaten können ferner in ihren nationalen 
Rechtsvorschriften die Bedingungen für die Vermutung der still­
schweigenden Rücknahme oder des Nichtbetreibens eines 
Rechtsbehelfs nach Absatz 1 durch den Antragsteller sowie 
das anzuwendende Verfahren festlegen.
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KAPITEL VI 

ALLGEMEINE UND SCHLUSSBESTIMMUNGEN 

Artikel 47 

Anfechtung durch die Behörden 

Die Möglichkeit der Behörden, die behördlichen und/oder ge­
richtlichen Entscheidungen nach Maßgabe des nationalen Rechts 
anzufechten, bleibt von dieser Richtlinie unberührt. 

Artikel 48 

Vertraulichkeit 

Die Mitgliedstaaten gewährleisten, dass die mit der Anwendung 
dieser Richtlinie betrauten Behörden hinsichtlich aller Informa­
tionen, von denen sie bei ihrer Tätigkeit Kenntnis erlangen, an 
den Grundsatz der Vertraulichkeit gebunden sind, so wie sich 
dieser aus dem nationalen Recht ergibt. 

Artikel 49 

Zusammenarbeit 

Jeder Mitgliedstaat benennt eine nationale Kontaktstelle und teilt 
deren Anschrift der Kommission mit. Die Kommission leitet 
diese Angaben an die übrigen Mitgliedstaaten weiter. 

Die Mitgliedstaaten treffen in Abstimmung mit der Kommission 
alle zweckdienlichen Vorkehrungen für eine direkte Zusammen­
arbeit und einen Informationsaustausch zwischen den zuständi­
gen Behörden. 

Wenn die Mitgliedstaaten von den Maßnahmen nach Artikel 6 
Absatz 5, Artikel 14 Absatz 1 Unterabsatz 2 und Artikel 31 
Absatz 3 Buchstabe b Gebrauch machen, unterrichten sie die 
Kommission hierüber, sobald die Gründe für die Anwendung 
dieser außergewöhnlichen Maßnahmen nicht mehr bestehen, 
mindestens aber jährlich. Diese Informationen enthalten mög­
lichst Angaben zum Prozentanteil der Anträge, auf die Ausnah­
men angewendet wurden, an der Gesamtzahl der in dem be­
treffenden Zeitraum bearbeiteten Anträge. 

Artikel 50 

Bericht 

Die Kommission erstattet dem Europäischen Parlament und 
dem Rat bis zum 20. Juli 2017 Bericht über die Anwendung 
dieser Richtlinie in den Mitgliedstaaten und schlägt gegebenen­
falls die notwendigen Änderungen vor. Die Mitgliedstaaten über­
mitteln der Kommission alle für die Erstellung ihres Berichts 
erforderlichen Informationen. Nach Vorlage dieses Berichts er­
stattet die Kommission dem Europäischen Parlament und dem 
Rat mindestens alle fünf Jahre Bericht über die Anwendung 
dieser Richtlinie in den Mitgliedstaaten. 

Im Rahmen des ersten Berichts berichtet die Kommission ferner 
insbesondere über die Anwendung des Artikels 17 und die 
verschiedenen Instrumente, die im Zusammenhang mit der Be­
richterstattung über die persönliche Anhörung verwendet wer­
den. 

Artikel 51 

Umsetzung 

(1) Die Mitgliedstaaten setzen die Rechts- und Verwaltungs­
vorschriften in Kraft, die erforderlich sind, um den Artikeln 1 
bis 30, Artikel 31 Absätze 1, 2 und 6 bis 9, den Artikeln 32 bis 
46, den Artikeln 49 und 50 sowie dem Anhang I bis spätestens 
20. Juli 2015 nachzukommen. Sie teilen der Kommission un­
verzüglich den Wortlaut dieser Vorschriften mit. 

(2) Die Mitgliedstaaten setzen die erforderlichen Rechts- und 
Verwaltungsvorschriften in Kraft, um Artikel 31 Absätze 3, 4 
und 5 bis 20. Juli 2018 nachzukommen. Sie teilen der Kommis­
sion unverzüglich den Wortlaut dieser Vorschriften mit. 

(3) Bei Erlass der Vorschriften nach den Absätzen 1 und 2 
nehmen die Mitgliedstaaten in den Vorschriften selbst oder 
durch einen Hinweis bei der amtlichen Veröffentlichung auf 
diese Richtlinie Bezug. In diese Vorschriften fügen sie ferner 
die Erklärung ein, dass Bezugnahmen in den geltenden Rechts- 
und Verwaltungsvorschriften auf die durch die vorliegende 
Richtlinie aufgehobene Richtlinie als Bezugnahmen auf die vor­
liegende Richtlinie gelten. Die Mitgliedstaaten regeln die Einzel­
heiten dieser Bezugnahme und die Formulierung dieser Erklä­
rung. 

(4) Die Mitgliedstaaten teilen der Kommission den Wortlaut 
der wichtigsten nationalen Rechtsvorschriften mit, die sie auf 
dem unter diese Richtlinie fallenden Gebiet erlassen. 

Artikel 52 

Übergangsbestimmungen 

Die Mitgliedstaaten wenden die Rechts- und Verwaltungsvor­
schriften nach Artikel 51 Absatz 1 auf förmlich gestellte An­
träge auf internationalen Schutz sowie auf eingeleitete Verfahren 
zur Aberkennung des internationalen Schutzes nach dem 20. Juli 
2015 oder früher an. Für vor diesem Datum förmlich gestellte 
Anträge und vor diesem Datum eingeleitete Verfahren zur Ab­
erkennung der Flüchtlingseigenschaft gelten die Rechts- und 
Verwaltungsvorschriften nach Maßgabe der Richtlinie 
2005/85/EG. 

Die Mitgliedstaaten wenden die Rechts- und Verwaltungsvor­
schriften nach Artikel 51 Absatz 2 auf nach dem 20. Juli 
2018 oder früher förmlich gestellte Anträge auf internationalen 
Schutz an. Für vor diesem Datum förmlich gestellte Anträge 
gelten die Rechts- und Verwaltungsvorschriften nach Maßgabe 
der Richtlinie 2005/85/EG. 

Artikel 53 

Aufhebung 

Die Richtlinie 2005/85/EG wird im Verhältnis zu den Mitglied­
staaten, die durch diese Richtlinie gebunden sind, unbeschadet 
der Verpflichtungen dieser Mitgliedstaaten hinsichtlich der in 
Anhang II Teil B genannten Frist für die Umsetzung der Richt­
linie in nationales Recht mit Wirkung vom 21. Juli 2015 auf­
gehoben. 

Bezugnahmen auf die aufgehobene Richtlinie gelten als Bezug­
nahmen auf die vorliegende Richtlinie und sind nach Maßgabe 
der Entsprechungstabelle in Anhang III zu lesen.
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Artikel 54 

Inkrafttreten und Geltung 

Diese Richtlinie tritt am zwanzigsten Tag nach ihrer Veröffentlichung im Amtsblatt der Europäischen Union in 
Kraft. 

Die Artikel 47 und 48 gelten ab dem 21. Juli 2015. 

Artikel 55 

Adressaten 

Diese Richtlinie ist gemäß den Verträgen an die Mitgliedstaaten gerichtet. 

Geschehen zu Brüssel am 26. Juni 2013. 

Im Namen des Europäischen Parlaments 
Der Präsident 
M. SCHULZ 

Im Namen des Rates 
Der Präsident 
A. SHATTER
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ANHANG I 

Bestimmung sicherer Herkunftsstaaten im Sinne des Artikels 37 Absatz 1 

Ein Staat gilt als sicherer Herkunftsstaat, wenn sich anhand der dortigen Rechtslage, der Anwendung der Rechtsvor­
schriften in einem demokratischen System und der allgemeinen politischen Lage nachweisen lässt, dass dort generell und 
durchgängig weder eine Verfolgung im Sinne des Artikels 9 der Richtlinie 2011/95/EU noch Folter oder unmenschliche 
oder erniedrigende Behandlung oder Strafe noch Bedrohung infolge willkürlicher Gewalt im Rahmen eines internationalen 
oder innerstaatlichen bewaffneten Konflikts zu befürchten sind. 

Bei der entsprechenden Beurteilung wird unter anderem berücksichtigt, inwieweit Schutz vor Verfolgung und Misshand­
lung geboten wird durch 

a) die einschlägigen Rechts- und Verwaltungsvorschriften des Staates und die Art und Weise ihrer Anwendung; 

b) die Wahrung der Rechte und Freiheiten nach der Europäischen Konvention zum Schutz der Menschenrechte und 
Grundfreiheiten und/oder dem Internationalen Pakt über bürgerliche und politische Rechte und/oder dem Überein­
kommen der Vereinten Nationen gegen Folter, insbesondere der Rechte, von denen gemäß Artikel 15 Absatz 2 der 
Europäischen Konvention keine Abweichung zulässig ist; 

c) die Einhaltung des Grundsatzes der Nicht-Zurückweisung nach der Genfer Flüchtlingskonvention; 

d) das Bestehen einer Regelung, die einen wirksamen Rechtsbehelf bei Verletzung dieser Rechte und Freiheiten gewähr­
leistet.
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ANHANG II 

TEIL A 

Aufgehobene Richtlinie 

(gemäß Artikel 53) 

Richtlinie 2005/85/EG des Rates (ABl. L 326 vom 13.12.2005, S. 13) 

TEIL B 

Frist für die Umsetzung der Richtlinie in nationales Recht 

(gemäß Artikel 51) 

Richtlinie Umsetzungsfristen 

2005/85/EG Erste Frist: 1. Dezember 2007 
Zweite Frist: 1. Dezember 2008
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ANHANG III 

Entsprechungstabelle 

Richtlinie 2005/85/EG Diese Richtlinie 

Artikel 1 Artikel 1 

Artikel 2 Buchstaben a bis c Artikel 2 Buchstaben a bis c 

— Artikel 2 Buchstabe d 

Artikel 2 Buchstaben d bis f Artikel 2 Buchstaben e bis g 

— Artikel 2 Buchstaben h und i 

Artikel 2 Buchstabe g Artikel 2 Buchstabe j 

— Artikel 2 Buchstaben k und l 

Artikel 2 Buchstaben h bis k Artikel 2 Buchstaben m bis p 

— Artikel 2 Buchstaben q 

Artikel 3 Absätze 1 und 2 Artikel 3 Absätze 1 und 2 

Artikel 3 Absatz 3 — 

Artikel 3 Absatz 4 Artikel 3 Absatz 3 

Artikel 4 Absatz 1 Unterabsatz 1 Artikel 4 Absatz 1 Unterabsatz 1 

Artikel 4 Absatz 1 Unterabsatz 2 — 

Artikel 4 Absatz 2 Buchstabe a Artikel 4 Absatz 2 Buchstabe a 

Artikel 4 Absatz 2 Buchstaben b bis d — 

Artikel 4 Absatz 2 Buchstabe e Artikel 4 Absatz 2 Buchstabe b 

Artikel 4 Absatz 2 Buchstabe f — 

— Artikel 4 Absatz 3 

Artikel 4 Absatz 3 Artikel 4 Absatz 4 

— Artikel 4 Absatz 5 

Artikel 5 Artikel 5 

Artikel 6 Absatz 1 Artikel 6 Absatz 1 

— Artikel 6 Absätze 2 bis 4 

Artikel 6 Absätze 2 und 3 Artikel 7 Absätze 1 und 2 

— Artikel 7 Absatz 3 

— Artikel 7 Absatz 4 

Artikel 6 Absatz 4 Artikel 7 Absatz 5 

Artikel 6 Absatz 5 — 

— Artikel 8 

Artikel 7 Absätze 1 und 2 Artikel 9 Absätze 1 und 2
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Richtlinie 2005/85/EG Diese Richtlinie 

— Artikel 9 Absatz 3 

Artikel 8 Absatz 1 Artikel 10 Absatz 1 

— Artikel 10 Absatz 2 

Artikel 8 Absatz 2 Buchstaben a bis c Artikel 10 Absatz 3 Buchstaben a bis c 

— Artikel 10 Absatz 3 Buchstabe d 

Artikel 8 Absätze 3 und 4 Artikel 10 Absätze 4 und 5 

Artikel 9 Absatz 1 Artikel 11 Absatz 1 

Artikel 9 Absatz 2 Unterabsatz 1 Artikel 11 Absatz 2 Unterabsatz 1 

Artikel 9 Absatz 2 Unterabsatz 2 — 

Artikel 9 Absatz 2 Unterabsatz 3 Artikel 11 Absatz 2 Unterabsatz 2 

Artikel 9 Absatz 3 Artikel 11 Absatz 3 

Artikel 10 Absatz 1 Buchstaben a bis c Artikel 12 Absatz 1 Buchstaben a bis c 

— Artikel 12 Absatz 1 Buchstabe d 

Artikel 10 Absatz 1 Buchstaben d und e Artikel 12 Absatz 1 Buchstaben e und f 

Artikel 10 Absatz 2 Artikel 12 Absatz 2 

Artikel 11 Artikel 13 

Artikel 12 Absatz 1 Unterabsatz 1 Artikel 14 Absatz 1 Unterabsatz 1 

Artikel 12 Absatz 2 Unterabsatz 2 — 

— Artikel 14 Absatz 1 Unterabsätze 2 und 3 

Artikel 12 Absatz 2 Unterabsatz 3 Artikel 14 Absatz 1 Unterabsatz 4 

Artikel 12 Absatz 2 Buchstabe a Artikel 14 Absatz 2 Buchstabe a 

Artikel 12 Absatz 2 Buchstabe b — 

Artikel 12 Absatz 2 Buchstabe c — 

Artikel 12 Absatz 3 Unterabsatz 1 Artikel 14 Absatz 2 Buchstabe b 

Artikel 12 Absatz 3 Unterabsatz 2 Artikel 14 Absatz 2 Unterabsatz 2 

Artikel 12 Absätze 4 bis 6 Artikel 14 Absätze 3 bis 5 

Artikel 13 Absätze 1 und 2 Artikel 15 Absätze 1 und 2 

Artikel 13 Absatz 3 Buchstabe a Artikel 15 Absatz 3 Buchstabe a 

— Artikel 15 Absatz 3 Buchstabe b 

Artikel 13 Absatz 3 Buchstabe b Artikel 15 Absatz 3 Buchstabe c 

— Artikel 15 Absatz 3 Buchstabe d 

— Artikel 15 Absatz 3 Buchstabe e 

Artikel 13 Absatz 4 Artikel 15 Absatz 4
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Richtlinie 2005/85/EG Diese Richtlinie 

Artikel 13 Absatz 5 — 

— Artikel 16 

Artikel 14 — 

— Artikel 17 

— Artikel 18 

— Artikel 19 

Artikel 15 Absatz 1 Artikel 22 Absatz 1 

Artikel 15 Absatz 2 Artikel 20 Absatz 1 

— Artikel 20 Absätze 2 bis 4 

— Artikel 21 Absatz 1 

Artikel 15 Absatz 3 Buchstabe a — 

Artikel 15 Absatz 3 Buchstaben b und c Artikel 21 Absatz 2 Buchstaben a und b 

Artikel 15 Absatz 3 Buchstabe d — 

Artikel 15 Absatz 3 Unterabsatz 2 — 

Artikel 15 Absätze 4 bis 6 Artikel 21 Absätze 3 bis 5 

— Artikel 22 Absatz 2 

Artikel 16 Absatz 1 Unterabsatz 1 Artikel 23 Absatz 1 Unterabsatz 1 

Artikel 16 Absatz 1 Unterabsatz 2 Satz 1 Artikel 23 Absatz 1 Unterabsatz 2 einleitender Satzteil 

— Artikel 23 Absatz 1 Buchstabe a 

Artikel 16 Absatz 1 Unterabsatz 2 Satz 2 Artikel 23 Absatz 1 Buchstabe b 

Artikel 16 Absatz 2 Satz 1 Artikel 23 Absatz 2 

Artikel 16 Absatz 2 Satz 2 — 

— Artikel 23 Absatz 3 

Artikel 16 Absatz 3 Artikel 23 Absatz 4 Unterabsatz 1 

Artikel 16 Absatz 4 Unterabsatz 1 — 

Artikel 16 Absatz 4 Unterabsätze 2 und 3 Artikel 23 Absatz 4 Unterabsätze 2 und 3 

— Artikel 24 

Artikel 17 Absatz 1 Artikel 25 Absatz 1 

Artikel 17 Absatz 2 Buchstabe a Artikel 25 Absatz 2 

Artikel 17 Absatz 2 Buchstaben b und c — 

Artikel 17 Absatz 3 — 

Artikel 17 Absatz 4 Artikel 25 Absatz 3 

— Artikel 25 Absatz 4 

Artikel 17 Absatz 5 Artikel 25 Absatz 5
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Richtlinie 2005/85/EG Diese Richtlinie 

— Artikel 25 Absatz 6 

Artikel 17 Absatz 6 Artikel 25 Absatz 7 

Artikel 18 Artikel 26 

Artikel 19 Artikel 27 

Artikel 20 Absätze 1 und 2 Artikel 28 Absätze 1 und 2 

— Artikel 28 Absatz 3 

Artikel 21 Artikel 29 

Artikel 22 Artikel 30 

Artikel 23 Absatz 1 Artikel 31 Absatz 1 

Artikel 23 Absatz 2 Unterabsatz 1 Artikel 31 Absatz 2 

— Artikel 31 Absatz 3 

— Artikel 31 Absätze 4 und 5 

Artikel 23 Absatz 2 Unterabsatz 2 Artikel 31 Absatz 6 

Artikel 23 Absatz 3 

— Artikel 31 Absatz 7 

Artikel 23 Absatz 4 Buchstabe a Artikel 31 Absatz 8 Buchstabe a 

Artikel 23 Absatz 4 Buchstabe b — 

Artikel 23 Absatz 4 Buchstabe c Ziffer i Artikel 31 Absatz 8 Buchstabe b 

Artikel 23 Absatz 4 Buchstabe c Ziffer ii — 

Artikel 23 Absatz 4 Buchstabe d Artikel 31 Absatz 8 Buchstabe c 

Artikel 23 Absatz 4 Buchstabe e — 

Artikel 23 Absatz 4 Buchstabe f Artikel 31 Absatz 8 Buchstabe d 

Artikel 23 Absatz 4 Buchstabe g Artikel 31 Absatz 8 Buchstabe e 

— Artikel 31 Absatz 8 Buchstabe f 

Artikel 23 Absatz 4 Buchstaben h und i — 

Artikel 23 Absatz 4 Buchstabe j Artikel 31 Absatz 6 Buchstabe g 

— Artikel 31 Absatz 8 Buchstaben h und i 

Artikel 23 Absatz 4 Buchstaben k und l — 

Artikel 23 Absatz 4 Buchstabe m Artikel 31 Absatz 8 Buchstabe j 

Artikel 23 Absatz 4 Buchstaben n und o — 

— Artikel 31 Absätze 9 

Artikel 24 — 

Artikel 25 Artikel 33 

Artikel 25 Absatz 1 Artikel 33 Absatz 1
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Richtlinie 2005/85/EG Diese Richtlinie 

Artikel 25 Absatz 2 Buchstaben a bis c Artikel 33 Absatz 2 Buchstaben a bis c 

Artikel 25 Absatz 2 Buchstaben d und e — 

Artikel 25 Absatz 2 Buchstaben f und g Artikel 33 Absatz 2 Buchstaben d und e 

— Artikel 34 

Artikel 26 Artikel 35 

Artikel 27 Absatz 1 Buchstabe a Artikel 38 Absatz 1 Buchstabe a 

— Artikel 38 Absatz 1 Buchstabe b 

Artikel 27 Absatz 1 Buchstaben b bis d Artikel 38 Absatz 1 Buchstaben c bis e 

Artikel 27 Absätze 2 bis 5 Artikel 38 Absätze 2 bis 5 

Artikel 28 Artikel 32 

Artikel 29 — 

Artikel 30 Absatz 1 Artikel 37 Absatz 1 

Artikel 30 Absätze 2 bis 4 — 

— Artikel 37 Absatz 2 

Artikel 30 Absätze 5 und 6 Artikel 37 Absätze 3 und 4 

Artikel 31 Absatz 1 Artikel 36 Absatz 1 

Artikel 31 Absatz 2 — 

Artikel 31 Absatz 3 Artikel 36 Absatz 2 

Artikel 32 Absatz 1 Artikel 40 Absatz 1 

Artikel 32 Absatz 2 — 

Artikel 32 Absatz 3 Artikel 40 Absatz 2 

Artikel 32 Absatz 4 Artikel 40 Absatz 3 Satz 1 

Artikel 32 Absatz 5 Artikel 40 Absatz 3 Satz 2 

Artikel 32 Absatz 6 Artikel 40 Absatz 4 

— Artikel 40 Absatz 5 

Artikel 32 Absatz 7 Unterabsatz 1 Artikel 40 Absatz 6 Buchstabe a 

— Artikel 40 Absatz 6 Buchstabe b 

Artikel 32 Absatz 7 Unterabsatz 2 Artikel 40 Absatz 6 Unterabsatz 2 

— Artikel 40 Absatz 7 

— Artikel 41 

Artikel 33 — 

Artikel 34 Absatz 1 und Absatz 2 Buchstabe a Artikel 42 Absatz 1 und Absatz 2 Buchstabe a 

Artikel 34 Absatz 2 Buchstabe b — 

Artikel 34 Absatz 2 Buchstabe c Artikel 42 Absatz 2 Buchstabe b
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Richtlinie 2005/85/EG Diese Richtlinie 

Artikel 34 Absatz 3 Buchstabe a Artikel 42 Absatz 3 

Artikel 34 Absatz 3 Buchstabe b — 

Artikel 35 Absatz 1 Artikel 43 Absatz 1 Buchstabe a 

— Artikel 43 Absatz 1 Buchstabe b 

Artikel 35 Absatz 2 Buchstaben a bis f — 

Artikel 35 Absatz 4 Artikel 43 Absatz 2 
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RICHTLINIE 2013/33/EU DES EUROPÄISCHEN PARLAMENTS UND DES RATES 

vom 26. Juni 2013 

zur Festlegung von Normen für die Aufnahme von Personen, die internationalen Schutz beantragen 
(Neufassung) 

DAS EUROPÄISCHE PARLAMENT UND DER RAT DER EUROPÄI­
SCHEN UNION — 

gestützt auf den Vertrag über die Arbeitsweise der Europäischen 
Union, insbesondere auf Artikel 78 Absatz 2 Buchstabe f, 

auf Vorschlag der Europäischen Kommission, 

nach Stellungnahme des Europäischen Wirtschafts- und Sozial­
ausschusses ( 1 ), 

nach Stellungnahme des Ausschusses der Regionen ( 2 ), 

gemäß dem ordentlichen Gesetzgebungsverfahren ( 3 ), 

in Erwägung nachstehender Gründe: 

(1) Die Richtlinie 2003/9/EG des Rates vom 27. Januar 2003 
zur Festlegung von Mindestnormen für die Aufnahme 
von Asylbewerbern in den Mitgliedstaaten ( 4 ) ist in we­
sentlichen Punkten zu ändern. Aus Gründen der Klarheit 
empfiehlt es sich, eine Neufassung dieser Richtlinie 
vorzunehmen. 

(2) Eine gemeinsame Asylpolitik einschließlich eines Gemein­
samen Europäischen Asylsystems ist wesentlicher Be­
standteil des Ziels der Europäischen Union, schrittweise 
einen Raum der Freiheit, der Sicherheit und des Rechts 
aufzubauen, der allen offen steht, die wegen besonderer 
Umstände rechtmäßig in der Union um Schutz nach­
suchen. Für diese Politik sollte der Grundsatz der Solida­
rität und der gerechten Aufteilung der Verantwortlichkei­
ten unter den Mitgliedstaaten, auch in finanzieller Hin­
sicht, gelten. 

(3) Der Europäische Rat kam auf seiner Sondertagung vom 
15. und 16. Oktober 1999 in Tampere überein, auf ein 
Gemeinsames Europäisches Asylsystem hinzuwirken, das 
sich auf die uneingeschränkte und umfassende Anwen­
dung des Genfer Abkommens vom 28. Juli 1951 über 

die Rechtsstellung der Flüchtlinge in der Fassung des New 
Yorker Protokolls vom 31. Januar 1967 stützt, (im Fol­
genden „Genfer Abkommen“) damit der Grundsatz der 
Nichtzurückweisung gewahrt bleibt. Die erste Phase des 
Gemeinsamen Europäischen Asylsystems wurde mit Er­
lass der in den Verträgen vorgesehenen einschlägigen 
Rechtsinstrumente wie der Richtlinie 2003/9/EG 
abgeschlossen. 

(4) Der Europäische Rat hatte auf seiner Tagung vom 4. No­
vember 2004 das Haager Programm angenommen, das 
die Ziele für den Raum der Freiheit, der Sicherheit und 
des Rechts vorgab, die im Zeitraum 2005-2010 erreicht 
werden sollten. Im Haager Programm wurde die Europäi­
sche Kommission aufgefordert, die Bewertung der Rechts­
akte aus der ersten Phase abzuschließen und dem Euro­
päischen Parlament und dem Rat die Rechtsakte und 
Maßnahmen der zweiten Phase vorzulegen. 

(5) Auf seiner Tagung vom 10./11. Dezember 2009 nahm 
der Europäische Rat das Stockholmer Programm an, in 
dem erneut die Verpflichtung zu dem Ziel bekräftigt 
wird, auf der Grundlage hoher Schutzstandards sowie 
fairer und wirksamer Verfahren bis 2012 einen gemein­
samen Raum des Schutzes und der Solidarität zu schaf­
fen, der auf einem gemeinsamen Asylverfahren und ei­
nem einheitlichen Status für Personen, denen internatio­
naler Schutz gewährt wird, beruht. Dem Stockholmer 
Programm zufolge ist es außerdem entscheidend, dass 
Personen unabhängig davon, in welchem Mitgliedstaat 
sie ihren Antrag auf internationalen Schutz stellen, eine 
gleichwertige Behandlung hinsichtlich der im Rahmen der 
Aufnahmebedingungen gewährten Vorteile erfahren. 

(6) Die Bemühungen der Mitgliedstaaten zur Umsetzung der 
für die zweite Phase des Gemeinsamen Europäischen 
Asylsystems vorgegebenen Schutzstandards, insbesondere 
die Bemühungen der Mitgliedstaaten, deren Asylsystem 
vor allem aufgrund ihrer geografischen oder demogra­
fischen Lage einem besonderen und unverhältnismäßigen 
Druck ausgesetzt ist, sollten mit Mitteln des Europäischen 
Flüchtlingsfonds und des Europäischen Unterstützungs­
büros für Asylfragen in geeigneter Weise unterstützt 
werden. 

(7) Angesichts der Bewertungsergebnisse in Bezug auf die 
Umsetzung der Instrumente der ersten Phase empfiehlt 
es sich in dieser Phase, die der Richtlinie 2003/9/EG 
zugrunde liegenden Prinzipien im Hinblick auf die Ge­
währleistung verbesserter im Rahmen der Aufnahme­
bedingungen gewährter Vorteile für die Personen, die 
internationalen Schutz beantragen, (im Folgenden „An­
tragsteller“) zu bestätigen.
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(8) Um eine unionsweite Gleichbehandlung von Antragstel­
lern sicherzustellen, sollte diese Richtlinie in allen Phasen 
und auf alle Arten von Verfahren, die Anträge auf inter­
nationalen Schutz betreffen, in allen Räumlichkeiten und 
Einrichtungen für die Unterbringung von Antragstellern 
und so lange, wie sie als Antragsteller im Hoheitsgebiet 
des Mitgliedstaats bleiben dürfen, Anwendung finden. 

(9) Die Mitgliedstaaten sollten bei der Anwendung dieser 
Richtlinie bestrebt sein, im Einklang mit der Charta der 
Grundrechte der Europäischen Union, dem Übereinkom­
men der Vereinten Nationen von 1989 über die Rechte 
des Kindes und der Europäischen Konvention zum 
Schutz der Menschenrechte und Grundfreiheiten die un­
eingeschränkte Achtung der Grundsätze des Kindeswohls 
und der Einheit der Familie zu gewährleisten. 

(10) In Bezug auf die Behandlung von Personen, die unter 
diese Richtlinie fallen, sind die Mitgliedstaaten gehalten, 
ihren Verpflichtungen aus völkerrechtlichen Instrumenten 
nachzukommen, denen sie beigetreten sind. 

(11) Es sollten Normen für die Aufnahme von Antragstellern 
festgelegt werden, die diesen ein menschenwürdiges Le­
ben ermöglichen und vergleichbare Lebensbedingungen 
in allen Mitgliedstaaten gewährleisten. 

(12) Einheitliche Bedingungen für die Aufnahme von Antrag­
stellern sollten dazu beitragen, die auf unterschiedliche 
Aufnahmevorschriften zurückzuführende Sekundärmigra­
tion von Antragstellern einzudämmen. 

(13) Im Interesse der Gleichbehandlung aller Personen, die 
internationalen Schutz beantragt haben, und um die 
Übereinstimmung mit dem geltenden Asylrecht der EU, 
insbesondere mit der Richtlinie 2011/95/EU des Europäi­
schen Parlaments und des Rates vom 13. Dezember 
2011 über Normen für die Anerkennung von Drittstaats­
angehörigen oder Staatenlosen als Personen mit An­
spruch auf internationalen Schutz, für einen einheitlichen 
Status für Flüchtlinge oder für Personen mit Anrecht auf 
subsidiären Schutz und für den Inhalt des zu gewähren­
den Schutzes ( 1 ), zu wahren, empfiehlt es sich, den An­
wendungsbereich dieser Richtlinie auf Personen aus­
zudehnen, die subsidiären Schutz beantragt haben. 

(14) Die Umstände für die Aufnahme von Personen mit be­
sonderen Bedürfnissen bei der Aufnahme sollten ein vor­
rangiges Anliegen für einzelstaatliche Behörden sein, da­
mit gewährleistet ist, dass bei dieser Aufnahme ihren 
speziellen Aufnahmebedürfnissen Rechnung getragen 
wird. 

(15) Die Inhaftnahme von Antragstellern sollte im Einklang 
mit dem Grundsatz erfolgen, wonach eine Person nicht 
allein deshalb in Haft genommen werden darf, weil sie 
um internationalen Schutz nachsucht, insbesondere sollte 
die Inhaftnahme im Einklang mit den völkerrechtlichen 
Verpflichtungen der Mitgliedstaaten und unter Beachtung 
von Artikel 31 des Genfer Abkommens erfolgen. Antrag­
steller dürfen nur in den in der Richtlinie eindeutig de­
finierten Ausnahmefällen und im Einklang mit den 
Grundsätzen der Erforderlichkeit und der Verhältnis­
mäßigkeit in Bezug auf die Art und Weise und den 
Zweck der Inhaftnahme in Haft genommen werden. Be­
findet sich ein Antragsteller in Haft, sollte er effektiven 
Zugang zu den erforderlichen Verfahrensgarantien haben 
und beispielsweise zur Einlegung eines Rechtsbehelfs bei 
einer nationalen Justizbehörde berechtigt sein. 

(16) Was die Verwaltungsverfahren im Zusammenhang mit 
den Gründen für die Haft betrifft, so setzt der Begriff 
„gebotene Sorgfalt“ zumindest voraus, dass die Mitglied­
staaten konkrete und sinnvolle Maßnahmen ergreifen, um 
sicherzustellen, dass die zur Überprüfung der Gründe für 
die Inhaftierung erforderliche Zeit so kurz wie möglich 
ist und dass tatsächlich die Aussicht besteht, dass diese 
Überprüfung in kürzestmöglicher Zeit erfolgreich durch­
geführt wird. Die Dauer der Haft darf den Zeitraum, der 
vernünftigerweise erforderlich ist, um die einschlägigen 
Verfahren abzuschließen, nicht überschreiten. 

(17) Die in dieser Richtlinie aufgeführten Gründe für die Haft 
lassen andere Haftgründe — einschließlich der Haft­
gründe im Rahmen eines Strafverfahrens — unberührt, 
die nach dem einzelstaatlichen Recht unabhängig vom 
Antrag eines Drittstaatsangehörigen oder Staatenlosen 
auf internationalen Schutz anwendbar sind. 

(18) Antragsteller, die sich in Haft befinden, sollten unter un­
eingeschränkter Wahrung der Menschenwürde behandelt 
werden und die Bedingungen für ihre Aufnahme sollten 
ihren Bedürfnissen in dieser Situation angepasst werden. 
Die Mitgliedstaaten sollten insbesondere sicherstellen, 
dass Artikel 37 des Übereinkommens der Vereinten Na­
tionen von 1989 über die Rechte des Kindes angewandt 
wird. 

(19) In der Praxis ist es unter Umständen — beispielsweise 
aufgrund der geografischen Lage oder der speziellen 
Struktur der Hafteinrichtung — nicht immer möglich, 
unverzüglich bestimmte Aufnahmegarantien in der Haft 
zu gewährleisten. Allerdings sollte von diesen Garantien 
allenfalls vorübergehend und nur unter den in dieser 
Richtlinie dargelegten Umständen abgewichen werden. 
Abweichungen sind nur in Ausnahmefällen zulässig 
und sollten hinreichend begründet werden, wobei die 
Umstände des Einzelfalls, darunter auch die Schwere 
der Abweichung, ihre Dauer und ihre Auswirkungen 
für den betroffenen Antragsteller, zu berücksichtigen 
sind.
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(20) Die Inhaftnahme eines Antragstellers sollte lediglich als 
letztes Mittel eingesetzt werden und darf erst zur Anwen­
dung kommen, nachdem alle Alternativen zu freiheits­
entziehenden Maßnahmen sorgfältig darauf geprüft wor­
den sind, ob sie besser geeignet sind, die körperliche und 
geistige Unversehrtheit des Antragstellers sicherzustellen. 
Alle Alternativen zur Haft müssen mit den grundlegen­
den Menschenrechten der Antragsteller in Einklang 
stehen. 

(21) Damit die Verfahrensgarantien, d. h. Gelegenheit zur 
Kontaktaufnahme mit Organisationen oder Personen­
gruppen, die Rechtsberatung leisten, sichergestellt sind, 
sollten Informationen über derartige Organisationen 
und Personengruppen bereitgestellt werden. 

(22) Bei der Entscheidung über die Unterbringungsmodalitäten 
sollten die Mitgliedstaaten dem Wohl des Kindes sowie 
den besonderen Umständen jedes Antragstellers Rech­
nung tragen, der von Familienangehörigen oder anderen 
nahen Verwandten, wie z. B. unverheirateten minderjäh­
rigen Geschwistern, die sich bereits in dem Mitgliedstaat 
aufhalten, abhängig ist. 

(23) Um die wirtschaftliche Unabhängigkeit von Antragstel­
lern zu fördern und erhebliche Diskrepanzen zwischen 
den Mitgliedstaaten zu begrenzen, muss der Zugang der 
Antragsteller zum Arbeitsmarkt klar geregelt werden. 

(24) Um sicherzustellen, dass die Antragstellern gewährte ma­
terielle Unterstützung den in dieser Richtlinie fest­
geschriebenen Grundsätzen entspricht, müssen die Mit­
gliedstaaten anhand relevanter Bezugsgrößen den Um­
fang dieser Unterstützung bestimmen. Dies bedeutet je­
doch nicht, dass der gewährte Betrag dem für eigene 
Staatsangehörige entsprechen sollte. Die Mitgliedstaaten 
können für Antragsteller eine weniger günstige Behand­
lung als für eigene Staatsangehörige vorsehen, so wie es 
in dieser Richtlinie präzisiert ist. 

(25) Die Möglichkeiten für einen Missbrauch des Aufnahme­
systems sollten dadurch beschränkt werden, dass die Um­
stände festgelegt werden, unter denen die den Antragstel­
lern im Rahmen der Aufnahme gewährten materiellen 
Leistungen eingeschränkt oder entzogen werden dürfen, 
wobei gleichzeitig ein menschenwürdiger Lebenstandard 
für alle Antragsteller zu gewährleisten ist. 

(26) Es sollte sichergestellt werden, dass die einzelstaatlichen 
Aufnahmesysteme effizient sind und die Mitgliedstaaten 
bei der Aufnahme von Antragstellern zusammenarbeiten. 

(27) Es sollte auf ein gutes Verhältnis zwischen den Kom­
munen und Unterbringungszentren hingewirkt werden, 
damit eine hinreichende Koordinierung zwischen den zu­
ständigen Behörden bei der Aufnahme von Antragstellern 
gewährleistet ist. 

(28) Die Mitgliedstaaten sollten günstigere Regelungen für 
Drittstaatsangehörige und Staatenlose, die internationalen 
Schutz seitens eines Mitgliedstaats beantragen, einführen 
oder beibehalten können. 

(29) Dementsprechend werden die Mitgliedstaaten aufgefor­
dert, die Bestimmungen dieser Richtlinie auch im Zusam­
menhang mit Verfahren anzuwenden, bei denen es um 
die Gewährung anderer Formen des Schutzes als in der 
Richtlinie 2011/95/EU geht. 

(30) Die Anwendung dieser Richtlinie sollte regelmäßig be­
wertet werden. 

(31) Da das Ziel dieser Richtlinie, nämlich die Festlegung von 
Normen für die Aufnahme von Antragstellern in den 
Mitgliedstaaten, auf Ebene der Mitgliedstaaten nicht aus­
reichend erreicht werden kann, sondern wegen des Um­
fangs und der Wirkungen dieser Richtlinie besser auf 
Unionsebene zu erreichen ist, kann die Union im Ein­
klang mit dem in Artikel 5 des Vertrags über die Euro­
päische Union (EUV) niedergelegten Subsidiaritätsprinzip 
tätig werden. Entsprechend dem in demselben Artikel 
genannten Verhältnismäßigkeitsprinzip geht diese Richt­
linie nicht über das für die Erreichung dieses Ziels erfor­
derliche Maß hinaus. 

(32) Gemäß der Gemeinsamen Politischen Erklärung der Mit­
gliedstaaten und der Kommission vom 28. September 
2011 zu erläuternden Dokumenten ( 1 ) haben sich die 
Mitgliedstaaten verpflichtet, in begründeten Fällen zusätz­
lich zur Mitteilung ihrer Umsetzungsmaßnahmen ein 
oder mehrere Dokumente zu übermitteln, in denen der 
Zusammenhang zwischen den Bestandteilen einer Richt­
linie und den entsprechenden Teilen innerstaatlicher Um­
setzungsinstrumente erläutert wird. In Bezug auf diese 
Richtlinie hält der Gesetzgeber die Übermittlung derarti­
ger Dokumente für gerechtfertigt. 

(33) Nach den Artikeln 1, 2 und Artikel 4a Absatz 1 des dem 
EUV und dem Vertrag über die Arbeitsweise der Euro­
päischen Union (AEUV) beigefügten Protokolls Nr. 21 
über die Position des Vereinigten Königreichs und Irlands 
hinsichtlich des Raums der Freiheit, der Sicherheit und 
des Rechts und unbeschadet des Artikels 4 dieses Pro­
tokolls beteiligen sich das Vereinigte Königreich und Ir­
land nicht an der Annahme dieser Richtlinie und sind 
weder durch diese gebunden noch zu ihrer Anwendung 
verpflichtet. 

(34) Nach den Artikeln 1 und 2 des dem EUV und dem 
AEUV beigefügten Protokolls Nr. 22 über die Position 
Dänemarks, beteiligt sich Dänemark nicht an der An­
nahme dieser Richtlinie, die daher für Dänemark weder 
bindend noch Dänemark gegenüber anwendbar ist.
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(35) Diese Richtlinie steht im Einklang mit den Grundrechten 
und Grundsätzen, die insbesondere mit der Charta der 
Grundrechte der Europäischen Union anerkannt wurden. 
Sie zielt vor allem darauf ab, die uneingeschränkte Wah­
rung der Menschenwürde zu gewährleisten und die An­
wendung der Artikel 1, 4, 6, 7, 18, 21, 24 und 47 der 
Charta zu fördern, und muss entsprechend umgesetzt 
werden. 

(36) Die Verpflichtung zur Umsetzung dieser Richtlinie in 
einzelstaatliches Recht betrifft nur jene Bestimmungen, 
die im Vergleich zu der Richtlinie 2003/9/EG inhaltlich 
geändert wurden. Die Verpflichtung zur Umsetzung der 
inhaltlich unveränderten Bestimmungen ergibt sich aus 
jener Richtlinie. 

(37) Diese Richtlinie sollte die Verpflichtungen der Mitglied­
staaten hinsichtlich der in Anhang II Teil B genannten 
Frist für die Umsetzung der Richtlinie 2003/9/EG in ein­
zelstaatliches Recht unberührt lassen — 

HABEN FOLGENDE RICHTLINIE ERLASSEN: 

KAPITEL I 

ZWECK, BEGRIFFSBESTIMMUNGEN UND ANWENDUNGS­
BEREICH 

Artikel 1 

Zweck 

Zweck dieser Richtlinie ist die Festlegung von Normen für die 
Aufnahme von Antragstellern auf internationalen Schutz (im 
Folgenden „Antragsteller“) in den Mitgliedstaaten. 

Artikel 2 

Begriffsbestimmungen 

Im Sinne dieser Richtlinie bezeichnet der Ausdruck: 

a) „Antrag auf internationalen Schutz“ einen Antrag auf inter­
nationalen Schutz im Sinne von Artikel 2 Buchstabe h der 
Richtlinie 2011/95/EU; 

b) „Antragsteller“, einen Drittstaatsangehörigen oder Staatenlo­
sen, der einen Antrag auf internationalen Schutz gestellt hat, 
über den noch nicht endgültig entschieden wurde; 

c) „Familienangehörige“ die folgenden Mitglieder der Familie des 
Antragstellers, die sich im Zusammenhang mit dem Antrag 
auf internationalen Schutz in demselben Mitgliedstaat aufhal­
ten, sofern die Familie bereits im Herkunftsland bestanden 
hat: 

— der Ehegatte des Anstragstellers oder dessen nicht ver­
heirateter Partner, der mit dem Antragsteller eine dauer­
hafte Beziehung führt, soweit nach dem einzelstaatlichen 
Recht oder den Gepflogenheiten des betreffenden 

Mitgliedstaats nicht verheiratete Paare nach dem einzel­
staatlichen Ausländerrecht betreffend Drittstaatsangehö­
rige vergleichbar behandelt werden wie verheiratete 
Paare; 

— die minderjährigen Kinder des unter dem ersten Gedan­
kenstrich genannten Paares oder des Antragstellers, so­
fern sie ledig sind, gleichgültig, ob es sich nach dem 
einzelstaatlichen Recht um eheliche oder außerehelich 
geborene oder adoptierte Kinder handelt; 

— der Vater, die Mutter oder ein anderer Erwachsener, der 
nach dem Recht oder den Gepflogenheiten des betreffen­
den Mitgliedstaats für den Antragsteller verantwortlich 
ist, wenn dieser minderjährig und unverheiratet ist; 

d) „Minderjähriger“ einen Drittstaatsangehörigen oder Staatenlo­
sen unter 18 Jahren; 

e) „unbegleiteter Minderjähriger“ einen Minderjährigen, der 
ohne Begleitung eines für ihn nach dem einzelstaatlichen 
Recht oder den Gepflogenheiten des betreffenden Mitglied­
staats verantwortlichen Erwachsenen in das Hoheitsgebiet 
eines Mitgliedstaats einreist, solange er sich nicht tatsächlich 
in der Obhut eines solchen Erwachsenen befindet; dies 
schließt Minderjährige ein, die nach der Einreise in das Ho­
heitsgebiet eines Mitgliedstaats dort ohne Begleitung zurück­
gelassen wurden; 

f) „im Rahmen der Aufnahmebedingungen gewährte Vorteile“ 
sämtliche Maßnahmen, die die Mitgliedstaaten im Einklang 
mit dieser Richtlinie zugunsten von Antragstellern treffen; 

g) „im Rahmen der Aufnahme gewährte materielle Leistungen“ 
Unterkunft, Verpflegung und Kleidung in Form von Sach- 
oder Geldleistungen oder Gutscheinen oder einer Kombina­
tion davon sowie Geldleistungen zur Deckung des täglichen 
Bedarfs; 

h) „Haft“ die räumliche Beschränkung eines Antragstellers durch 
einen Mitgliedstaat auf einen bestimmten Ort, an dem der 
Antragsteller keine Bewegungsfreiheit hat; 

i) „Unterbringungszentrum“ jede Einrichtung, die als Sammel­
unterkunft für Antragsteller dient; 

j) „Vertreter“ eine Person oder Organisation, die von den zu­
ständigen Behörden zur Unterstützung und Vertretung eines 
unbegleiteten Minderjährigen in Verfahren nach Maßgabe 
dieser Richtlinie bestellt wurde, um das Kindeswohl zu wah­
ren und für den Minderjährigen, soweit erforderlich, Rechts­
handlungen vorzunehmen. Wird eine Organisation zum Ver­
treter bestellt, so bezeichnet diese eine Person, die gegenüber 
dem unbegleiteten Minderjährigen die Pflichten der Vertre­
tung im Einklang mit dieser Richtlinie wahrnimmt; 

k) „Antragsteller mit besonderen Bedürfnissen bei der Aufnah­
me“ eine schutzbedürftige Person gemäß Artikel 21, die be­
sondere Garantien benötigt, um die Rechte aus dieser Richt­
linie in Anspruch nehmen und den sich aus dieser Richtlinie 
ergebenden Pflichten nachkommen zu können.
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Artikel 3 

Anwendungsbereich 

(1) Diese Richtlinie gilt für alle Drittstaatsangehörigen und 
Staatenlosen, die im Hoheitsgebiet eines Mitgliedstaats ein­
schließlich an der Grenze, in den Hoheitsgewässern oder in 
den Transitzonen internationalen Schutz beantragen, solange 
sie als Antragsteller im Hoheitsgebiet verbleiben dürfen, sowie 
für ihre Familienangehörigen, wenn sie nach einzelstaatlichem 
Recht von diesem Antrag auf internationalen Schutz erfasst 
sind. 

(2) Diese Richtlinie findet keine Anwendung, wenn in Ver­
tretungen der Mitgliedstaaten um diplomatisches oder territoria­
les Asyl nachgesucht wird. 

(3) Diese Richtlinie findet keine Anwendung, wenn die Be­
stimmungen der Richtlinie 2001/55/EG des Rates vom 20. Juli 
2001 über Mindestnormen für die Gewährung vorübergehenden 
Schutzes im Falle eines Massenzustroms von Vertriebenen und 
Maßnahmen zur Förderung einer ausgewogenen Verteilung der 
Belastungen, die mit der Aufnahme dieser Personen und den 
Folgen dieser Aufnahme verbunden sind, auf die Mitgliedstaa­
ten ( 1 ) angewendet werden. 

(4) Die Mitgliedstaaten können beschließen, diese Richtlinie 
auf Verfahren zur Bearbeitung von Ersuchen um Formen des 
Schutzes anzuwenden, die sich nicht aus der Richtlinie 
2011/95/EU ergeben. 

Artikel 4 

Günstigere Bestimmungen 

Die Mitgliedstaaten können günstigere Bestimmungen für die im 
Rahmen der Aufnahmebedingungen gewährten Vorteile für An­
tragsteller und andere enge Familienangehörige des Antragstel­
lers, die sich in demselben Mitgliedstaat aufhalten, wenn sie von 
ihm abhängig sind oder humanitäre Gründe vorliegen, erlassen 
oder beibehalten, sofern diese Bestimmungen mit dieser Richt­
linie vereinbar sind. 

KAPITEL II 

ALLGEMEINE BESTIMMUNGEN ÜBER DIE IM RAHMEN DER 
AUFNAHMEBEDINGUNGEN GEWÄHRTEN VORTEILE 

Artikel 5 

Information 

(1) Die Mitgliedstaaten unterrichten die Antragsteller inner­
halb einer angemessenen Frist von höchstens fünfzehn Tagen 
nach dem gestellten Antrag auf internationalen Schutz zumin­
dest über die vorgesehenen Leistungen und die Verpflichtungen, 
die mit den im Rahmen der Aufnahmebedingungen gewährten 
Vorteile verbunden sind. 

Die Mitgliedstaaten tragen dafür Sorge, dass die Antragsteller 
Informationen darüber erhalten, welche Organisationen oder 
Personengruppen einschlägige Rechtsberatung leisten und wel­
che Organisationen ihnen im Zusammenhang mit den im Rah­
men der Aufnahme gewährten Vorteilen, einschließlich medizi­
nischer Versorgung, behilflich sein oder sie informieren können. 

(2) Die Mitgliedstaaten tragen dafür Sorge, dass die in Absatz 
1 genannten Informationen schriftlich und in einer Sprache 
erteilt werden, die der Antragsteller versteht oder von der ver­
nünftigerweise angenommen werden darf, dass er sie versteht. 
Gegebenenfalls können diese Informationen auch mündlich er­
teilt werden. 

Artikel 6 

Dokumente 

(1) Die Mitgliedstaaten tragen dafür Sorge, dass den Antrag­
stellern innerhalb von drei Tagen nach dem gestellten Antrag 
auf internationalen Schutz eine Bescheinigung ausgehändigt 
wird, die auf ihren Namen ausgestellt ist und ihren Rechtsstatus 
als Antragsteller bestätigt oder bescheinigt, dass sich die betref­
fende Person im Hoheitsgebiet des Mitgliedstaats aufhalten darf, 
solange ihr Antrag zur Entscheidung anhängig ist oder geprüft 
wird. 

Ist es dem Inhaber nicht gestattet, sich innerhalb des gesamten 
Hoheitsgebiets des Mitgliedstaats oder eines Teils davon frei zu 
bewegen, so ist dies in der Bescheinigung ebenfalls zu 
vermerken. 

(2) Im Fall einer Inhaftnahme des Antragstellers und während 
der Prüfung eines Antrags auf internationalen Schutz, der an der 
Grenze oder im Rahmen eines Verfahrens gestellt wurde, in dem 
darüber entschieden wird, ob der Antragsteller das Recht hat, in 
das Hoheitsgebiet eines Mitgliedstaats einzureisen, können die 
Mitgliedstaaten von der Anwendung dieses Artikels absehen. In 
Sonderfällen können die Mitgliedstaaten Antragstellern während 
der Prüfung eines Antrags auf internationalen Schutz andere 
Nachweise ausstellen, die dem in Absatz 1 genannten Doku­
ment gleichwertig sind. 

(3) Mit dem in Absatz 1 genannten Dokument wird nicht 
notwendigerweise die Identität des Antragstellers bescheinigt. 

(4) Die Mitgliedstaaten treffen die Maßnahmen, die erforder­
lich sind, um den Antragstellern das in Absatz 1 genannte 
Dokument auszustellen, das so lange gültig sein muss, wie ih­
nen der Aufenthalt im Hoheitsgebiet des betreffenden Mitglied­
staats gestattet ist. 

(5) Die Mitgliedstaaten können einem Antragsteller ein Rei­
sedokument ausstellen, wenn schwerwiegende humanitäre 
Gründe seine Anwesenheit in einem anderen Staat erfordern.
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(6) Die Mitgliedstaaten unterwerfen Antragsteller vor Zu­
erkennung der Rechte, auf die sie nach Maßgabe dieser Richt­
linie Anspruch haben, nicht allein deshalb unnötigen oder un­
verhältnismäßigen Auflagen in Bezug auf Dokumente oder 
sonstige verwaltungstechnische Aspekte, weil sie internationalen 
Schutz beantragt haben. 

Artikel 7 

Aufenthaltsort und Bewegungsfreiheit 

(1) Antragsteller dürfen sich im Hoheitsgebiet des Aufnahme­
mitgliedstaats oder in einem ihnen von diesem Mitgliedstaat 
zugewiesenen Gebiet frei bewegen. Das zugewiesene Gebiet 
darf die unveräußerliche Privatsphäre nicht beeinträchtigen 
und muss hinreichenden Raum dafür bieten, dass Gewähr für 
eine Inanspruchnahme aller Vorteile aus dieser Richtlinie 
gegeben ist. 

(2) Die Mitgliedstaaten können — aus Gründen des öffent­
lichen Interesses, der öffentlichen Ordnung oder wenn es für 
eine zügige Bearbeitung und wirksame Überwachung des betref­
fenden Antrags auf internationalen Schutz erforderlich ist — 
einen Beschluss über den Aufenthaltsort des Antragstellers 
fassen. 

(3) Die Mitgliedstaaten dürfen die im Rahmen der Aufnahme 
gewährten materiellen Leistungen an die Bedingung knüpfen, 
dass sich Antragsteller tatsächlich an dem Ort aufhalten, der 
von den Mitgliedstaaten festgelegt wird. Ein derartiger Beschluss, 
der von allgemeiner Natur sein kann, wird jeweils für den Ein­
zelfall und auf der Grundlage des einzelstaatlichen Rechts 
getroffen. 

(4) Die Mitgliedstaaten sehen vor, dass Antragstellern eine 
befristete Genehmigung zum Verlassen des in den Absätzen 2 
und 3 genannten Aufenthaltsorts und/oder des in Absatz 1 
genannten zugewiesenen Gebiets erteilt werden kann. Die Ent­
scheidung ist von Fall zu Fall, objektiv und unparteiisch zu 
treffen und im Falle einer Ablehnung zu begründen. 

Der Antragsteller muss keine Genehmigung einholen, wenn er 
bei Behörden und Gerichten erscheinen muss. 

(5) Die Mitgliedstaaten schreiben Antragstellern vor, den zu­
ständigen Behörden ihre aktuelle Adresse und schnellstmöglich 
etwaige Adressenänderungen mitzuteilen. 

Artikel 8 

Haft 

(1) Die Mitgliedstaaten nehmen eine Person nicht allein des­
halb in Haft, weil sie ein Antragsteller im Sinne der Richtlinie 
2013/32/EU des Europäischen Parlaments und des Rates vom 
26. Juni 2013 zu gemeinsamen Verfahren für die Zuerkennung 
und Aberkennung des internationalen Schutzes ( 1 ) ist. 

(2) In Fällen, in denen es erforderlich ist, dürfen die Mitglied­
staaten auf der Grundlage einer Einzelfallprüfung den Antrag­
steller in Haft nehmen, wenn sich weniger einschneidende Maß­
nahmen nicht wirksam anwenden lassen. 

(3) Ein Antragsteller darf nur in Haft genommen werden, 

a) um seine Identität oder Staatsangehörigkeit festzustellen oder 
zu überprüfen; 

b) um Beweise zu sichern, auf die sich sein Antrag auf interna­
tionalen Schutz stützt und die ohne Haft unter Umständen 
nicht zu erhalten wären, insbesondere wenn Fluchtgefahr des 
Antragstellers besteht; 

c) um im Rahmen eines Verfahrens über das Recht des Antrag­
stellers auf Einreise in das Hoheitsgebiet zu entscheiden; 

d) wenn er sich aufgrund eines Rückkehrverfahrens gemäß der 
Richtlinie 2008/115/EG des Europäischen Parlaments und 
des Rates vom 16. Dezember 2008 über gemeinsame Nor­
men und Verfahren in den Mitgliedstaaten zur Rückführung 
illegal aufhältiger Drittstaatsangehöriger ( 2 ) zur Vorbereitung 
seiner Rückführung und/oder Fortsetzung des Abschiebungs­
verfahrens in Haft befindet und der betreffende Mitgliedstaat 
auf der Grundlage objektiver Kriterien, einschließlich der Tat­
sache, dass der Antragsteller bereits Gelegenheit zum Zugang 
zum Asylverfahren hatte, belegen kann, dass berechtigte 
Gründe für die Annahme bestehen, dass er den Antrag auf 
internationalen Schutz nur beantragt, um die Vollstreckung 
der Rückkehrentscheidung zu verzögern oder zu vereiteln; 

e) wenn dies aus Gründen der nationalen Sicherheit oder der 
öffentlichen Ordnung erforderlich ist, 

f) wenn dies mit Artikel 28 der Verordnung (EU) Nr. 
604/2013 des Europäischen Parlaments und des Rates vom 
26. Juni 2013 zur Festlegung der Kriterien und Verfahren 
zur Bestimmung des Mitgliedstaats, der für die Prüfung eines 
von einem Drittstaatsangehörigen oder Staatenlosen in ei­
nem Mitgliedstaat gestellten Antrag auf internationalen 
Schutz zuständig ist ( 3 ), in Einklang steht. 

Haftgründe werden im einzelstaatlichen Recht geregelt. 

(4) Die Mitgliedstaaten stellen sicher, dass die einzelstaatli­
chen Rechtsvorschriften Bestimmungen für Alternativen zur In­
haftnahme enthalten wie zum Beispiel Meldeauflagen, die Hin­
terlegung einer finanziellen Sicherheit oder die Pflicht, sich an 
einem zugewiesenen Ort aufzuhalten.
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Artikel 9 

Garantien für in Haft befindliche Antragsteller 

(1) Ein Antragsteller wird für den kürzest möglichen Zeit­
raum und nur so lange in Haft genommen, wie die in Artikel 8 
Absatz 3 genannten Gründe gegeben sind. 

Die Verwaltungsverfahren in Bezug auf die in Artikel 8 Absatz 
3 genannten Gründe für die Inhaftnahme werden mit der ge­
botenen Sorgfalt durchgeführt. Verzögerungen in den Verwal­
tungsverfahren, die nicht dem Antragsteller zuzurechnen sind, 
rechtfertigen keine Fortdauer der Haft. 

(2) Die Haft der Anstragsteller wird von einer Justiz- oder 
Verwaltungsbehörde schriftlich angeordnet. In der Anordnung 
werden die sachlichen und rechtlichen Gründe für die Haft 
angegeben. 

(3) Wird die Haft von einer Verwaltungsbehörde angeordnet, 
so sorgen die Mitgliedstaaten von Amts wegen und/oder auf 
Antrag des Antragstellers für eine zügige gerichtliche Überprü­
fung der Rechtmäßigkeit der Inhaftnahme. Findet eine derartige 
Überprüfung von Amts wegen statt, so wird so schnell wie 
möglich nach Beginn der Haft entschieden. Findet die Überprü­
fung auf Antrag des Antragstellers statt, so wird über sie so 
schnell wie möglich nach Einleitung des diesbezüglichen Ver­
fahrens entschieden. Zu diesem Zweck legen die Mitgliedstaaten 
in ihrem einzelstaatlichen Recht die Frist fest, in der die gericht­
liche Überprüfung von Amts wegen und/oder die gerichtliche 
Überprüfung auf Antrag des Antragstellers durchzuführen ist. 

Falls sich die Haft infolge der gerichtlichen Überprüfung als 
unrechtmäßig herausstellt, wird der betreffende Antragsteller 
unverzüglich freigelassen. 

(4) In Haft befindliche Antragsteller werden unverzüglich 
schriftlich und in einer Sprache, die sie verstehen, oder von 
der vernünftigerweise angenommen werden darf, dass sie sie 
verstehen, über die Gründe für die Haft und die im einzelstaat­
lichen Recht vorgesehenen Verfahren für die Anfechtung der 
Haftanordnung sowie über die Möglichkeit informiert, unent­
geltlich Rechtsberatung und -vertretung in Anspruch zu neh­
men. 

(5) Die Haft wird in angemessenen Zeitabständen von Amts 
wegen und/oder auf Antrag des betroffenen Antragstellers von 
einer Justizbehörde überprüft, insbesondere wenn sie von län­
gerer Dauer ist oder sich maßgebliche Umstände ergeben oder 
neue Informationen vorliegen, die sich auf die Rechtmäßigkeit 
der Haft auswirken könnten. 

(6) Im Falle einer gerichtlichen Überprüfung der Haftanord­
nung nach Absatz 3 sorgen die Mitgliedstaaten dafür, dass der 
Antragsteller unentgeltliche Rechtsberatung und -vertretung in 
Anspruch nehmen kann. Die Rechtsberatung und -vertretung 
umfasst zumindest die Vorbereitung der erforderlichen Verfah­
rensdokumente und die Teilnahme an der Verhandlung im Na­
men des Antragstellers vor den Justizbehörden. 

Die unentgeltliche Rechtsberatung und -vertretung erfolgt durch 
nach einzelstaatlichem Recht zugelassene oder befugte Personen, 
die über eine angemessene Qualifikation verfügen und deren 
Interessen denen der Antragsteller nicht zuwiderlaufen oder 
nicht zuwiderlaufen könnten. 

(7) Die Mitgliedstaaten können darüber hinaus vorsehen, dass 
unentgeltliche Rechtsberatung und -vertretung nur gewährt wird 

a) für diejenigen, die nicht über ausreichende finanzielle Mittel 
verfügen; und/oder 

b) durch Rechtsbeistand oder sonstige Berater, die nach natio­
nalem Recht zur Unterstützung und Vertretung von Antrag­
stellern bestimmt wurden. 

(8) Ferner können die Mitgliedstaaten 

a) für die Gewährung von unentgeltlicher Rechtsberatung und 
-vertretung eine finanzielle und/oder zeitliche Begrenzung 
vorsehen, soweit dadurch der Zugang zu Rechtsberatung 
und -vertretung nicht willkürlich eingeschränkt wird; 

b) vorsehen, dass Antragstellern hinsichtlich der Gebühren und 
anderen Kosten keine günstigere Behandlung zuteil wird, als 
sie den eigenen Staatsangehörigen in Fragen der Rechtsbera­
tung im Allgemeinen gewährt wird. 

(9) Die Mitgliedstaaten können verlangen, dass der Antrag­
steller ihnen die entstandenen Kosten ganz oder teilweise zu­
rückerstattet, wenn sich seine finanzielle Lage beträchtlich ver­
bessert hat oder wenn die Entscheidung zur Übernahme solcher 
Kosten aufgrund falscher Angaben des Antragstellers getroffen 
wurde. 

(10) Die Verfahren für die Inanspruchnahme von Rechtsbera­
tung und -vertretung werden im einzelstaatlichen Recht geregelt. 

Artikel 10 

Haftbedingungen 

(1) Die Haft der Antragsteller erfolgt grundsätzlich in speziel­
len Hafteinrichtungen. Sind in einem Mitgliedstaat solche spe­
ziellen Hafteinrichtungen nicht vorhanden und muss die Unter­
bringung in gewöhnlichen Haftanstalten erfolgen, so wird der in 
Haft genommene Antragsteller gesondert von den gewöhnlichen 
Strafgefangenen untergebracht und es kommen die in dieser 
Richtlinie vorgesehenen Haftbedingungen zur Anwendung.
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In Haft genommene Antragsteller werden, so weit möglich ge­
trennt von anderen Drittstaatsangehörigen, die keinen Antrag 
auf internationalen Schutz gestellt haben, untergebracht. 

Können in Haft genommene Antragsteller nicht getrennt von 
anderen Drittstaatsangehörigen untergebracht werden, so sorgt 
der betreffende Mitgliedstaat dafür, dass die in dieser Richtlinie 
vorgesehenen Haftbedingungen angewandt werden. 

(2) In Haft genommene Antragsteller müssen die Möglichkeit 
haben, sich an der frischen Luft aufzuhalten. 

(3) Die Mitgliedstaaten tragen dafür Sorge, dass Personen, die 
den Hohen Flüchtlingskommissar der Vereinten Nationen 
(UNHCR) vertreten, unter Bedingungen, die den Schutz der Pri­
vatsphäre garantieren, mit Antragstellern Verbindung aufneh­
men und sie besuchen können. Diese Möglichkeit gilt auch 
für Organisationen, die im Hoheitsgebiet des betreffenden Mit­
gliedstaats im Auftrag des UNHCR auf der Grundlage einer Ver­
einbarung mit dem Mitgliedstaat tätig sind. 

(4) Die Mitgliedstaaten tragen dafür Sorge, dass Familien­
angehörige, Rechtsbeistand oder Berater und Personen, die 
von dem betreffenden Mitgliedstaat anerkannte einschlägig tä­
tige Nichtregierungsorganisationen vertreten, unter Bedingun­
gen, die den Schutz der Privatsphäre garantieren, mit Antrag­
stellern Verbindung aufnehmen und sie besuchen können. Der 
Zugang zu der Hafteinrichtung darf nur dann eingeschränkt 
werden, wenn dies nach Maßgabe des einzelstaatlichen Rechts 
objektiv für die Sicherheit, die öffentliche Ordnung oder die 
Verwaltung der Hafteinrichtung erforderlich ist und der Zugang 
dadurch nicht wesentlich behindert oder unmöglich gemacht 
wird. 

(5) Die Mitgliedstaaten tragen dafür Sorge, dass in Haft be­
findlichen Antragstellern systematisch Informationen zu den in 
der Einrichtung geltenden Regeln bereitgestellt und ihnen ihre 
Rechte und Pflichten in einer Sprache erläutert werden, die sie 
verstehen oder von der vernünftigerweise angenommen werden 
darf, dass sie sie verstehen. In begründeten Ausnahmefällen 
können die Mitgliedstaaten für einen angemessenen Zeitraum, 
der so kurz wie möglich sein sollte, von dieser Verpflichtung 
abweichen, falls der Antragsteller an einer Grenzstelle oder in 
einer Transitzone in Haft genommen wird. Diese Ausnahme­
regelung gilt nicht für Fälle nach Artikel 43 der Richtlinie 
2013/32/EU. 

Artikel 11 

Inhaftnahme von schutzbedürftigen Personen und von 
Antragstellern mit besonderen Bedürfnissen bei der 

Aufnahme 

(1) Die Gesundheit, auch die psychische Gesundheit, der in 
Haft genommenen schutzbedürftigen Antragsteller ist ein vor­
rangiges Anliegen der nationalen Behörden. 

Die Mitgliedstaaten tragen dafür Sorge, dass bei in Haft befind­
lichen schutzbedürftigen Personen regelmäßige Überprüfungen 
stattfinden und diese Personen in angemessener Weise unter­
stützt werden, wobei der besonderen Situation der Personen, 
einschließlich ihrer Gesundheit, Rechnung getragen wird. 

(2) Minderjährige dürfen nur im äußersten Falle in Haft ge­
nommen werden, und nachdem festgestellt worden ist, dass 
weniger einschneidende alternative Maßnahmen nicht wirksam 
angewandt werden können. Eine derartige Haft wird für den 
kürzestmöglichen Zeitraum angeordnet, und es werden alle An­
strengungen unternommen, um die in Haft befindlichen Min­
derjährigen aus dieser Haft zu entlassen und in für sie geeig­
neten Unterkünften unterzubringen. 

Das Wohl des Minderjährigen nach Maßgabe von Artikel 23 
Absatz 2 zu berücksichtigen ist ein vorrangiges Anliegen der 
Mitgliedstaaten 

In Haft befindliche Minderjährige müssen Gelegenheit zu Frei­
zeitbeschäftigungen einschließlich altersgerechter Spiel- und Er­
holungsmöglichkeiten erhalten. 

(3) Unbegleitete Minderjährige dürfen nur in Ausnahmefällen 
in Haft genommen werden. Es werden alle Anstrengungen un­
ternommen, um unbegleitete Minderjährige so schnell wie mög­
lich aus der Haft zu entlassen. 

Unbegleitete Minderjährige werden in keinem Falle in gewöhn­
lichen Haftanstalten untergebracht. 

Unbegleitete Minderjährige werden so weit wie möglich in Ein­
richtungen untergebracht, die über Personal und Räumlichkeiten 
verfügen, die ihren altersgemäßen Bedürfnissen Rechnung tra­
gen. 

Befinden sich unbegleitete Minderjährige in Haft, stellen die Mit­
liedstaaten sicher, dass sie von Erwachsenen getrennt unterge­
bracht werden. 

(4) In Haft befindliche Familien müssen eine gesonderte Un­
terbringung erhalten, die ein angemessenes Maß an Privatsphäre 
gewährleistet. 

(5) Die Mitgliedstaaten tragen dafür Sorge, dass in Haft be­
findliche weibliche Antragsteller getrennt von männlichen An­
tragstellern untergebracht werden, es sei denn, letztere sind Fa­
milienangehörige und alle Betroffenen haben ihre Zustimmung 
erteilt. 

Ausnahmen von Unterabsatz 1 können auch hinsichtlich der 
Nutzung gemeinsamer Räumlichkeiten gelten, die zur Erholung 
und für soziale Aktivitäten, einschließlich der Einnahme von 
Mahlzeiten, bestimmt sind.
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(6) In begründeten Fällen können die Mitgliedstaaten für ei­
nen angemessenen Zeitraum, der so kurz wie möglich sein 
sollte, von Absatz 2 Unterabsatz 3, Absatz 4 und Absatz 5 
Unterabsatz 1 abweichen, wenn ein Antragsteller an einer 
Grenzstelle oder in einer Transitzone in Haft genommen wird; 
davon ausgenommen sind die Fälle nach Artikel 43 der Richt­
linie 2013/32/EU. 

Artikel 12 

Familien 

Die Mitgliedstaaten treffen geeignete Maßnahmen, um die Ein­
heit einer sich in ihrem Hoheitsgebiet aufhaltenden Familie so 
weit wie möglich zu wahren, wenn den Antragstellern von dem 
betreffenden Mitgliedstaat Unterkunft gewährt wird. Diese Maß­
nahmen gelangen mit der Zustimmung der Antragsteller zur 
Anwendung. 

Artikel 13 

Medizinische Untersuchungen 

Die Mitgliedstaaten können die medizinische Untersuchung von 
Antragstellern aus Gründen der öffentlichen Gesundheit 
anordnen. 

Artikel 14 

Grundschulerziehung und weiterführende Bildung 
Minderjähriger 

(1) Die Mitgliedstaaten gestatten minderjährigen Kindern von 
Antragstellern und minderjährigen Antragstellern in ähnlicher 
Weise wie den eigenen Staatsangehörigen den Zugang zum 
Bildungssystem, solange keine Ausweisungsmaßnahme gegen 
sie selbst oder ihre Eltern vollstreckt wird. Der Unterricht 
kann in Unterbringungszentren erfolgen. 

Die betreffenden Mitgliedstaaten können vorsehen, dass der Zu­
gang auf das öffentliche Bildungssystem beschränkt bleiben 
muss. 

Die Mitgliedstaaten dürfen eine weiterführende Bildung nicht 
mit der alleinigen Begründung verweigern, dass die Volljährig­
keit erreicht wurde. 

(2) Der Zugang zum Bildungssystem darf nicht um mehr als 
drei Monate, nachdem ein Antrag auf internationalen Schutz 
von einem Minderjährigen oder in seinem Namen gestellt wur­
de, verzögert werden. 

Bei Bedarf werden Minderjährigen Vorbereitungskurse, ein­
schließlich Sprachkursen, angeboten, um ihnen, wie in Absatz 
1 vorgesehen, den Zugang zum und die Teilnahme am Bil­
dungssystem zu erleichtern. 

(3) Ist der Zugang zum Bildungssystem nach Absatz 1 auf­
grund der spezifischen Situation des Minderjährigen nicht mög­
lich, so bietet der betroffene Mitgliedstaat im Einklang mit 

seinen einzelstaatlichen Rechtsvorschriften und Gepflogenheiten 
andere Unterrichtsformen an. 

Artikel 15 

Beschäftigung 

(1) Die Mitgliedstaaten tragen dafür Sorge, dass der Antrag­
steller spätestens neun Monate nach der Stellung des Antrags 
auf internationalen Schutz Zugang zum Arbeitsmarkt erhält, 
sofern die zuständige Behörde noch keine erstinstanzliche Ent­
scheidung erlassen hat und diese Verzögerung nicht dem An­
tragsteller zur Last gelegt werden kann. 

(2) Die Mitgliedstaaten beschließen nach Maßgabe ihres ein­
zelstaatlichen Rechts, unter welchen Voraussetzungen dem An­
tragsteller Zugang zum Arbeitsmarkt gewährt wird, wobei sie 
gleichzeitig für einen effektiven Arbeitsmarktzugang für Antrag­
steller sorgen. 

Aus Gründen der Arbeitsmarktpolitik können die Mitgliedstaa­
ten Bürgern der Union, Angehörigen der Vertragsstaaten des 
Abkommens über den Europäischen Wirtschaftsraum und 
rechtmäßig aufhältigen Drittstaatsangehörigen Vorrang einräu­
men. 

(3) Das Recht auf Zugang zum Arbeitsmarkt darf während 
eines Rechtsbehelfsverfahrens, bei dem Rechtsmittel gegen eine 
ablehnende Entscheidung in einem Standardverfahren aufschie­
bende Wirkung haben, bis zum Zeitpunkt, zu dem die ableh­
nende Entscheidung zugestellt wird, nicht entzogen werden. 

Artikel 16 

Berufliche Bildung 

Die Mitgliedstaaten können Antragstellern ungeachtet der Mög­
lichkeit des Zugangs zum Arbeitsmarkt den Zugang zur beruf­
lichen Bildung gestatten. 

Der Zugang zur beruflichen Bildung im Zusammenhang mit 
einem Arbeitsvertrag wird davon abhängig gemacht, inwieweit 
der betreffende Antragsteller Zugang zum Arbeitsmarkt gemäß 
Artikel 15 hat. 

Artikel 17 

Allgemeine Bestimmungen zu materiellen Leistungen im 
Rahmen der Aufnahme und zur medizinischen Versorgung 

(1) Die Mitgliedstaaten tragen dafür Sorge, dass Antragsteller 
ab Stellung des Antrags auf internationalen Schutz im Rahmen 
der Aufnahme materielle Leistungen in Anspruch nehmen kön­
nen. 

(2) Die Mitgliedstaaten sorgen dafür, dass die im Rahmen der 
Aufnahme gewährten materiellen Leistungen einem angemesse­
nen Lebensstandard entsprechen, der den Lebensunterhalt sowie 
den Schutz der physischen und psychischen Gesundheit von 
Antragstellern gewährleistet.
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Die Mitgliedstaaten tragen dafür Sorge, dass dieser Lebensstan­
dard gewährleistet ist, wenn es sich um schutzbedürftige Per­
sonen im Sinne von Artikel 21 und um in Haft befindliche 
Personen handelt. 

(3) Die Mitgliedstaaten können die Gewährung aller oder be­
stimmter materieller Leistungen sowie die medizinische Versor­
gung davon abhängig machen, dass die Antragsteller nicht über 
ausreichende Mittel für einen Lebensstandard verfügen, der ihre 
Gesundheit und ihren Lebensunterhalt gewährleistet. 

(4) Die Mitgliedstaaten können von den Antragstellern ver­
langen, dass sie für die Kosten der in dieser Richtlinie im Rah­
men der Aufnahme vorgesehenen materiellen Leistungen sowie 
der medizinischen Versorgung gemäß Absatz 3 ganz oder teil­
weise aufkommen, sofern sie über ausreichende Mittel verfügen, 
beispielsweise wenn sie über einen angemessenen Zeitraum ge­
arbeitet haben. 

Stellt sich heraus, dass ein Antragsteller zum Zeitpunkt der 
Gewährung der materiellen Leistungen sowie der medizinischen 
Versorgung über ausreichende Mittel verfügt hat, um diese 
Grundbedürfnisse zu decken, können die Mitgliedstaaten eine 
Erstattung von dem Antragsteller verlangen. 

(5) Wenn die Mitgliedstaaten im Rahmen der Aufnahme ma­
terielle Leistungen in Form von Geldleistungen oder Gutschei­
nen gewähren, bemisst sich deren Umfang auf Grundlage des 
Leistungsniveaus, das der betreffende Mitgliedstaat nach Maß­
gabe der einzelstaatlichen Rechtsvorschriften oder nach den Ge­
pflogenheiten anwendet, um eigenen Staatsangehörigen einen 
angemessenen Lebensstandard zu gewährleisten. Die Mitglied­
staaten können Antragstellern in dieser Hinsicht eine weniger 
günstige Behandlung im Vergleich mit eigenen Staatsangehöri­
gen zuteil werden lassen, insbesondere wenn materielle Unter­
stützung teilweise in Form von Sachleistungen gewährt wird 
oder wenn das, auf eigene Staatsangehörige anzuwendende, 
Leistungsniveau darauf abzielt, einen Lebensstandard zu gewähr­
leisten, der über dem nach dieser Richtlinie für Antragsteller 
vorgeschriebenen Lebensstandard liegt. 

Artikel 18 

Modalitäten der im Rahmen der Aufnahme gewährten 
materiellen Leistungen 

(1) Sofern die Unterbringung als Sachleistung erfolgt, sollte 
eine der folgenden Unterbringungsmöglichkeiten oder eine 
Kombination davon gewählt werden: 

a) Räumlichkeiten zur Unterbringung von Antragstellern für die 
Dauer der Prüfung eines an der Grenze oder in Transitzonen 
gestellten Antrags auf internationalen Schutz; 

b) Unterbringungszentren, die einen angemessenen Lebensstan­
dard gewährleisten; 

c) Privathäuser, Wohnungen, Hotels oder andere für die Unter­
bringung von Antragstellern geeignete Räumlichkeiten. 

(2) Unbeschadet besonderer Haftbedingungen nach den Ar­
tikeln 10 und 11 in Bezug auf die Unterbringung nach Absatz 
1 Buchstaben a, b und c dieses Artikels tragen die Mitglied­
staaten dafür Sorge, dass 

a) Antragstellern der Schutz ihres Familienlebens gewährleistet 
wird; 

b) Antragsteller die Möglichkeit haben, mit Verwandten, Rechts­
beistand oder Beratern, Personen, die den UNHCR vertreten, 
und anderen einschlägig tätigen nationalen und internationa­
len Organisationen sowie Nichtregierungsorganisationen in 
Verbindung zu treten; 

c) Familienangehörige, Rechtsbeistand oder Berater, Personen, 
die den UNHCR vertreten, und einschlägig tätige von dem 
betreffenden Mitgliedstaat anerkannte Nichtregierungsorgani­
sationen Zugang erhalten, um den Antragstellern zu helfen. 
Der Zugang darf nur aus Gründen der Sicherheit der betref­
fenden Räumlichkeiten oder der Antragsteller eingeschränkt 
werden. 

(3) Bei der Unterbringung der Antragsteller in den in Absatz 
1 Buchstaben a und b genannten Räumlichkeiten und Unter­
bringungszentren berücksichtigen die Mitgliedstaaten ge­
schlechts- und altersspezifische Aspekte sowie die Situation 
von schutzbedürftigen Personen. 

(4) Die Mitgliedstaaten treffen geeignete Maßnahmen, damit 
Übergriffe und geschlechtsbezogene Gewalt einschließlich se­
xueller Übergriffe und Belästigung in den in Absatz 1 Buch­
staben a und b genannten Räumlichkeiten und Unterbringungs­
zentren verhindert werden. 

(5) Die Mitgliedstaaten tragen so weit wie möglich dafür 
Sorge, dass abhängige erwachsene Antragsteller mit besonderen 
Bedürfnissen bei der Aufnahme gemeinsam mit nahen volljäh­
rigen Verwandten untergebracht werden, die sich bereits in 
demselben Mitgliedstaat aufhalten und die für sie entweder 
nach dem einzelstaatlichen Recht oder den Gepflogenheiten 
des betreffenden Mitgliedstaats verantwortlich sind. 

(6) Die Mitgliedstaaten tragen dafür Sorge, dass Antragsteller 
nur dann in eine andere Einrichtung verlegt werden, wenn dies 
notwendig ist. Die Mitgliedstaaten ermöglichen den Antragstel­
lern, ihren Rechtsbeistand oder Berater über die Verlegung und 
die neue Adresse zu informieren. 

(7) Das in den Unterbringungszentren eingesetzte Personal 
muss angemessen geschult sein und unterliegt in Bezug auf 
die Informationen, die es durch seine Arbeit erhält, der Schwei­
gepflicht, wie sie im einzelstaatlichen Recht vorgesehen ist. 

(8) Die Mitgliedstaaten können die Antragsteller über einen 
Beirat oder eine Abordnung der untergebrachten Personen an 
der Verwaltung der materiellen und der nicht materiellen 
Aspekte des Lebens in dem Zentrum beteiligen.
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(9) In begründeten Ausnahmefällen können die Mitgliedstaa­
ten für einen angemessenen Zeitraum, der so kurz wie möglich 
sein sollte, andere Modalitäten der im Rahmen der Aufnahme 
gewährten materiellen Leistungen festlegen als in diesem Artikel 
vorgesehen, wenn 

a) eine Beurteilung der spezifischen Bedürfnisse des Antragstel­
lers gemäß Artikel 22 erforderlich ist; 

b) die üblicherweise verfügbaren Unterbringungskapazitäten vo­
rübergehend erschöpft sind. 

Bei derartig anderen Aufnahmemodalitäten werden unter allen 
Umständen die Grundbedürfnisse gedeckt. 

Artikel 19 

Medizinische Versorgung 

(1) Die Mitgliedstaaten tragen dafür Sorge, dass Antragsteller 
die erforderliche medizinische Versorgung erhalten, die zumin­
dest die Notversorgung und die unbedingt erforderliche Behand­
lung von Krankheiten und schweren psychischen Störungen 
umfasst. 

(2) Die Mitgliedstaaten gewähren Antragstellern mit besonde­
ren Bedürfnissen bei der Aufnahme die erforderliche medizi­
nische oder sonstige Hilfe, einschließlich erforderlichenfalls einer 
geeigneten psychologischen Betreuung. 

KAPITEL III 

EINSCHRÄNKUNG ODER ENTZUG DER IM RAHMEN DER 
AUFNAHME GEWÄHRTEN MATERIELLEN LEISTUNGEN 

Artikel 20 

Einschränkung oder Entzug der im Rahmen der Aufnahme 
gewährten materiellen Leistungen 

(1) Die Mitgliedstaaten können die im Rahmen der Auf­
nahme gewährten materiellen Leistungen in begründeten Aus­
nahmefällen einschränken oder entziehen, wenn ein Antragstel­
ler 

a) den von der zuständigen Behörde bestimmten Aufenthaltsort 
verlässt, ohne diese davon zu unterrichten oder erforderli­
chenfalls eine Genehmigung erhalten zu haben; oder 

b) seinen Melde- und Auskunftspflichten oder Aufforderungen 
zu persönlichen Anhörungen im Rahmen des Asylverfahrens 
während einer im einzelstaatlichen Recht festgesetzten an­
gemessenen Frist nicht nachkommt; oder 

c) einen Folgeantrag nach Artikel 2 Buchstabe q der Richtlinie 
2013/32/EU gestellt hat. 

Wird in den unter den Buchstaben a und b genannten Fällen ein 
Antragsteller aufgespürt oder meldet er sich freiwillig bei der 
zuständigen Behörde, so ergeht unter Berücksichtigung der Mo­
tive des Untertauchens eine ordnungsgemäß begründete Ent­
scheidung über die erneute Gewährung einiger oder aller im 
Rahmen der Aufnahme gewährten materiellen Leistungen, die 
entzogen oder eingeschränkt worden sind. 

(2) Die Mitgliedstaaten können die im Rahmen der Auf­
nahme gewährten materiellen Leistungen einschränken, wenn 
sie nachweisen können, dass der Antragsteller ohne berechtigten 
Grund nicht so bald wie vernünftigerweise möglich nach der 
Ankunft in dem betreffenden Mitgliedstaat einen Antrag auf 
internationalen Schutz gestellt hat. 

(3) Die Mitgliedstaaten können die im Rahmen der Auf­
nahme gewährten materiellen Leistungen einschränken oder ent­
ziehen, wenn ein Antragsteller verschwiegen hat, dass er über 
Finanzmittel verfügt, und dadurch bei der Aufnahme zu Un­
recht in den Genuss von materiellen Leistungen gekommen ist. 

(4) Die Mitgliedstaaten können Sanktionen für grobe Ver­
stöße gegen die Vorschriften der Unterbringungszentren und 
grob gewalttätiges Verhalten festlegen. 

(5) Entscheidungen über die Einschränkung oder den Entzug 
der im Rahmen der Aufnahme gewährten materiellen Leistun­
gen oder über Sanktionen nach den Absätzen 1, 2, 3 und 4 
dieses Artikels werden jeweils für den Einzelfall, objektiv und 
unparteiisch getroffen und begründet. Die Entscheidungen sind 
aufgrund der besonderen Situation der betreffenden Personen, 
insbesondere im Hinblick auf die in Artikel 21 genannten Per­
sonen, unter Berücksichtigung des Verhältnismäßigkeitsprinzips 
zu treffen. Die Mitgliedstaaten gewährleisten im Einklang mit 
Artikel 19 in jedem Fall Zugang zur medizinischen Versorgung 
und gewährleisten einen würdigen Lebensstandard für alle 
Antragsteller. 

(6) Die Mitgliedstaaten gewährleisten, dass im Rahmen der 
Aufnahme gewährte materielle Leistungen nicht entzogen oder 
eingeschränkt werden, bevor eine Entscheidung nach Maßgabe 
von Absatz 5 ergeht. 

KAPITEL IV 

BESTIMMUNGEN FÜR SCHUTZBEDÜRFTIGE PERSONEN 

Artikel 21 

Allgemeiner Grundsatz 

Die Mitgliedstaaten berücksichtigen in dem einzelstaatlichen 
Recht zur Umsetzung dieser Richtlinie die spezielle Situation 
von schutzbedürftigen Personen wie Minderjährigen, unbegleite­
ten Minderjährigen, Behinderten, älteren Menschen, Schwange­
ren, Alleinerziehenden mit minderjährigen Kindern, Opfern des 
Menschenhandels, Personen mit schweren körperlichen Erkran­
kungen, Personen mit psychischen Störungen und Personen, die 
Folter, Vergewaltigung oder sonstige schwere Formen psy­
chischer, physischer oder sexueller Gewalt erlitten haben, wie 
z. B. Opfer der Verstümmelung weiblicher Genitalien.
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Artikel 22 

Beurteilung der besonderen Bedürfnisse schutzbedürftiger 
Personen bei der Aufnahme 

(1) Um Artikel 21 wirksam umzusetzen, beurteilen die Mit­
gliedstaaten, ob der Antragsteller ein Antragsteller mit besonde­
ren Bedürfnissen bei der Aufnahme ist. Die Mitgliedstaaten er­
mitteln ferner, welcher Art diese Bedürfnisse sind. 

Diese Beurteilung wird innerhalb einer angemessenen Frist nach 
Eingang eines Antrags auf internationalen Schutz in die Wege 
geleitet und kann in die bestehenden einzelstaatlichen Verfahren 
einbezogen werden. Die Mitgliedstaaten sorgen nach Maßgabe 
dieser Richtlinie dafür, dass derartigen besonderen Bedürfnissen 
bei der Aufnahme auch dann Rechnung getragen wird, wenn sie 
erst in einer späteren Phase des Asylverfahrens zutage treten. 

Die Mitgliedstaaten tragen dafür Sorge, dass die Unterstützung, 
die Personen mit besonderen Bedürfnissen bei der Aufnahme 
nach dieser Richtlinie gewährt wird, ihren Bedürfnissen während 
der gesamten Dauer des Asylverfahrens Rechnung trägt und ihre 
Situation in geeigneter Weise verfolgt wird. 

(2) Die in Absatz 1 vorgesehene Beurteilung muss nicht in 
Form eines Verwaltungsverfahrens erfolgen. 

(3) Nur schutzbedürftige Personen nach Maßgabe von Arti­
kel 21 können als Personen mit besonderen Bedürfnissen bei 
der Aufnahme betrachtet werden und erhalten dann die in die­
ser Richtlinie vorgesehene spezifische Unterstützung. 

(4) Die in Absatz 1 vorgesehene Beurteilung lässt die Bewer­
tung des Bedarfs an internationalem Schutz gemäß der Richt­
linie 2011/95/EU unberührt. 

Artikel 23 

Minderjährige 

(1) Bei der Anwendung der Minderjährige berührenden Be­
stimmungen der Richtlinie berücksichtigen die Mitgliedstaaten 
vorrangig das Wohl des Kindes. Die Mitgliedstaaten gewährleis­
ten einen der körperlichen, geistigen, seelischen, sittlichen und 
sozialen Entwicklung des Kindes angemessenen Lebensstandard. 

(2) Bei der Würdigung des Kindeswohls tragen die Mitglied­
staaten insbesondere folgenden Faktoren Rechnung: 

a) der Möglichkeit der Familienzusammenführung; 

b) dem Wohlergehen und der sozialen Entwicklung des Min­
derjährigen unter besonderer Berücksichtigung seines Hinter­
grunds; 

c) Erwägungen der Sicherheit und der Gefahrenabwehr, vor 
allem wenn es sich bei dem Minderjährigen um ein Opfer 
des Menschenhandels handeln könnte; 

d) den Ansichten des Minderjährigen entsprechend seinem Alter 
und seiner Reife. 

(3) Die Mitgliedstaaten tragen dafür Sorge, dass Minderjährige 
Gelegenheit zu Freizeitbeschäftigungen einschließlich alters­
gerechter Spiel- und Erholungsmöglichkeiten in den Räumlich­
keiten und Unterbringungszentren gemäß Artikel 18 Absatz 1 
Buchstaben a und b sowie zu Aktivitäten im Freien erhalten. 

(4) Die Mitgliedstaaten tragen dafür Sorge, dass Minderjäh­
rige, die Opfer irgendeiner Form von Missbrauch, Vernachlässi­
gung, Ausbeutung, Folter, grausamer, unmenschlicher oder er­
niedrigender Behandlung gewesen sind oder unter bewaffneten 
Konflikten gelitten haben, Rehabilitationsmaßnahmen in An­
spruch nehmen können und dass im Bedarfsfall eine geeignete 
psychologische Betreuung und eine qualifizierte Beratung ange­
boten wird. 

(5) Die Mitgliedstaaten tragen dafür Sorge, dass minderjäh­
rige Kinder von Antragstellern oder minderjährige Antragsteller 
zusammen mit ihren Eltern, ihren unverheirateten minderjäh­
rigen Geschwistern oder dem Erwachsenen, der nach dem ein­
zelstaatlichen Recht oder nach den Gepflogenheiten des betref­
fenden Mitgliedstaats verantwortlich ist, untergebracht werden, 
sofern es dem Wohl der betreffenden Minderjährigen dient. 

Artikel 24 

Unbegleitete Minderjährige 

(1) Die Mitgliedstaaten sorgen so bald wie möglich dafür, 
dass ein Vertreter bestellt wird, der den unbegleiteten Minderjäh­
rigen vertritt und unterstützt, damit dieser die Rechte aus dieser 
Richtlinie in Anspruch nehmen und den sich aus dieser Richt­
linie ergebenden Pflichten nachkommen kann. Der unbegleitete 
Minderjährige wird unverzüglich über die Bestellung des Ver­
treters informiert. Der Vertreter muss seine Aufgaben im Ein­
klang mit dem Grundsatz des Kindeswohls gemäß Artikel 23 
Absatz 2 wahrnehmen und entsprechend versiert sein. Um das 
Wohlergehen und die soziale Entwicklung des Minderjährigen 
gemäß Artikel 23 Absatz 2 Buchstabe b zu gewährleisten, 
wechselt die als Vertreter handelnde Person nur im Notfall. 
Organisationen oder Einzelpersonen, deren Interessen denen 
des unbegleiteten Minderjährigen zuwiderlaufen oder zuwider­
laufen könnten, kommen als Vertreter nicht in Betracht. 

Die zuständigen Behörden nehmen regelmäßig Bewertungen 
vor, auch was die Verfügbarkeit der Mittel betrifft, die für die 
Vertretung des unbegleiteten Minderjährigen erforderlich sind. 

(2) Unbegleitete Minderjährige, die internationalen Schutz be­
antragt haben, werden ab dem Zeitpunkt der Zulassung in das 
Hoheitsgebiet bis zu dem Zeitpunkt, zu dem sie den Mitglied­
staat, in dem der Antrag auf internationalen Schutz gestellt 
worden ist oder geprüft wird, verlassen müssen, untergebracht: 

a) bei erwachsenen Verwandten;
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b) in einer Pflegefamilie; 

c) in Aufnahmezentren mit speziellen Einrichtungen für Min­
derjährige; 

d) in anderen für Minderjährige geeigneten Unterkünften. 

Die Mitgliedstaaten können unbegleitete Minderjährige ab 16 
Jahren in Aufnahmezentren für erwachsene Antragsteller unter­
bringen, wenn dies gemäß Artikel 23 Absatz 2 ihrem Wohl 
dient. 

Geschwister sollen möglichst zusammen bleiben, wobei das 
Wohl des betreffenden Minderjährigen, insbesondere sein Alter 
und sein Reifegrad, zu berücksichtigen ist. Wechsel des Aufent­
haltsorts sind bei unbegleiteten Minderjährigen auf ein Mindest­
maß zu beschränken. 

(3) Die Mitgliedstaaten beginnen — erforderlichenfalls mit 
Unterstützung internationaler oder anderer einschlägig tätiger 
Organisationen — baldmöglichst nach Eingang eines Antrags 
auf internationalen Schutz mit der Suche nach Familienangehö­
rigen des unbegleiteten Minderjährigen und tragen gleichzeitig 
für sein Wohl Sorge. In Fällen, in denen das Leben oder die 
Unversehrtheit des Minderjährigen oder seiner nahen Verwand­
ten bedroht sein könnte, insbesondere wenn diese im Her­
kunftsland geblieben sind, ist darauf zu achten, dass die Erfas­
sung, Verarbeitung und Weitergabe von Informationen über 
diese Personen vertraulich erfolgt, um ihre Sicherheit nicht zu 
gefährden. 

(4) Das Betreuungspersonal für unbegleitete Minderjährige 
muss im Hinblick auf die Bedürfnisse von Minderjährigen adä­
quat ausgebildet sein und sich angemessen fortbilden; es unter­
liegt in Bezug auf die Informationen, die es durch seine Arbeit 
erhält, der Schweigepflicht, wie sie im einzelstaatlichen Recht 
definiert ist. 

Artikel 25 

Opfer von Folter und Gewalt 

(1) Die Mitgliedstaaten tragen dafür Sorge, dass Personen, die 
Folter, Vergewaltigung oder andere schwere Gewalttaten erlitten 
haben, die Behandlung — insbesondere Zugang zu einer adä­
quaten medizinischen und psychologischen Behandlung oder 
Betreuung — erhalten, die für den Schaden, welcher ihnen 
durch derartige Handlungen zugefügt wurde, erforderlich ist. 

(2) Das Betreuungspersonal für Opfer von Folter, Vergewal­
tigung und anderen schweren Gewalttaten muss im Hinblick auf 
die Bedürfnisse der Opfer adäquat ausgebildet sein und sich 
angemessen fortbilden; es unterliegt in Bezug auf die Informa­
tionen, die es durch seine Arbeit erhält, der Schweigepflicht, wie 
sie im einzelstaatlichen Recht definiert ist. 

KAPITEL V 

RECHTSBEHELFE 

Artikel 26 

Rechtsbehelfe 

(1) Die Mitgliedstaaten stellen sicher, dass gegen Entscheidun­
gen im Zusammenhang mit der Gewährung, dem Entzug oder 
der Einschränkung von Vorteilen gemäß dieser Richtlinie oder 
gegen Entscheidungen gemäß Artikel 7, die Antragsteller indi­
viduell betreffen, ein Rechtsbehelf nach den im einzelstaatlichen 
Recht vorgesehenen Verfahren eingelegt werden kann. Zumin­
dest in der letzten Instanz ist die Möglichkeit einer auf Sach- 
und Rechtsfragen gerichteten Überprüfung durch eine Justizbe­
hörde vorzusehen. 

(2) Im Falle eines Rechtsbehelfs oder einer Überprüfung 
durch eine Justizbehörde nach Absatz 1 sorgen die Mitglied­
staaten dafür, dass unentgeltlich Rechtsberatung und -vertretung 
in Anspruch genommen werden kann, soweit diese zur Gewähr­
leistung eines wirksamen Rechtsschutzes erforderlich ist. Dies 
umfasst zumindest die Vorbereitung der erforderlichen Verfah­
rensdokumente und die Vertretung vor den Justizbehörden im 
Namen des Antragstellers. 

Die unentgeltliche Rechtsberatung und -vertretung erfolgt durch 
nach einzelstaatlichem Recht zugelassene oder befugte Personen, 
deren Interessen nicht mit denen der Antragsteller in Konflikt 
stehen oder stehen könnten. 

(3) Die Mitgliedstaaten können darüber hinaus vorsehen, dass 
die unentgeltliche Rechtsberatung und -vertretung nur gewährt 
wird 

a) für diejenigen, die nicht über ausreichende finanzielle Mittel 
verfügen; und/oder 

b) durch Rechtsbeistand oder sonstige Berater, die nach natio­
nalem Recht zur Unterstützung und Vertretung von Antrag­
stellern bestimmt wurden. 

Die Mitgliedstaaten können vorsehen, dass unentgeltliche 
Rechtsberatung und -vertretung nicht in Anspruch genommen 
werden kann, wenn eine zuständige Stelle der Auffassung ist, 
dass der Rechtsbehelf oder die Überprüfung keine konkrete 
Aussicht auf Erfolg haben. In einem solchen Fall sorgen die 
Mitgliedstaaten dafür, dass die Rechtsberatung und -vertretung 
nicht willkürlich eingeschränkt wird und der Antragsteller auch 
weiterhin einen wirksamen Rechtsschutz genießt. 

(4) Ferner können die Mitgliedstaaten 

a) für die unentgeltliche Rechtsberatung und -vertretung eine 
finanzielle und/oder zeitliche Begrenzung vorsehen, soweit 
dadurch der Zugang zu Rechtsberatung und -vertretung 
nicht willkürlich eingeschränkt wird;
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b) vorsehen, dass Antragstellern hinsichtlich der Gebühren und 
anderen Kosten keine günstigere Behandlung zuteil wird, als 
sie den eigenen Staatsangehörigen in Fragen der Rechtsbera­
tung im Allgemeinen gewährt wird. 

(5) Die Mitgliedstaaten können verlangen, dass der Antrag­
steller ihnen die entstandenen Kosten ganz oder teilweise zu­
rückerstattet, wenn sich seine finanzielle Lage beträchtlich ver­
bessert hat oder wenn die Entscheidung zur Übernahme solcher 
Kosten aufgrund falscher Angaben des Antragstellers getroffen 
wurde. 

(6) Die Verfahren für die Inanspruchnahme von Rechtsbera­
tung und -vertretung werden im einzelstaatlichen Recht geregelt. 

KAPITEL VI 

MASSNAHMEN ZUR VERBESSERUNG DER EFFIZIENZ DES 
AUFNAHMESYSTEMS 

Artikel 27 

Zuständige Behörden 

Jeder Mitgliedstaat teilt der Kommission mit, welche Behörden 
für die Erfüllung der Verpflichtungen aus dieser Richtlinie zu­
ständig sind. Die Mitgliedstaaten setzen die Kommission über 
jegliche Änderungen, die diese Behörden betreffen, in Kenntnis. 

Artikel 28 

System zur Lenkung, Überwachung und Steuerung 

(1) Die Mitgliedstaaten führen im Einklang mit ihrer verfas­
sungsrechtlichen Struktur Mechanismen ein, um eine geignete 
Lenkung, Überwachung und Steuerung des Niveaus der im Rah­
men der Aufnahmebedingungen gewährten Vorteile sicher­
zustellen. 

(2) Die Mitgliedstaaten übermitteln der Kommission unter 
Verwendung des Vordrucks in Anhang I spätestens am 20. Juli 
2016 die entsprechenden Informationen. 

Artikel 29 

Personal und Ressourcen 

(1) Die Mitgliedstaaten treffen geeignete Maßnahmen, um 
sicherzustellen, dass die Behörden und Organisationen, die diese 
Richtlinie anwenden, die nötige Grundausbildung erhalten ha­
ben, um den Bedürfnissen männlicher und weiblicher Antrag­
steller gerecht werden zu können. 

(2) Die Mitgliedstaaten stellen die Ressourcen bereit, die im 
Zusammenhang mit dem nationalen Recht zur Anwendung 
dieser Richtlinie erforderlich sind. 

KAPITEL VII 

SCHLUSSBESTIMMUNGEN 

Artikel 30 

Berichterstattung 

Die Kommission erstattet dem Europäischen Parlament und 
dem Rat spätestens am 20. Juli 2017 Bericht über die Anwen­
dung dieser Richtlinie und schlägt gegebenenfalls Änderungen 
vor. 

Die Mitgliedstaaten übermitteln der Kommission bis zum 20. Juli 
2016 alle für die Erstellung dieses Berichts sachdienlichen In­
formationen. 

Nach Vorlage des ersten Berichts erstattet die Kommission dem 
Europäischen Parlament und dem Rat mindestens alle fünf Jahre 
Bericht über die Anwendung dieser Richtlinie. 

Artikel 31 

Umsetzung 

(1) Die Mitgliedstaaten setzen die erforderlichen Rechts- und 
Verwaltungsvorschriften in Kraft, um den Artikeln 1 bis 12, 14 
bis 28 und 30 und Anhang I bis spätestens 20. Juli 2015 
nachzukommen. Sie teilen der Kommission unverzüglich den 
Wortlaut dieser Vorschriften mit. 

Bei Erlass dieser Vorschriften nehmen die Mitgliedstaaten in den 
Vorschriften selbst oder durch einen Hinweis bei der amtlichen 
Veröffentlichung auf diese Richtlinie Bezug. In diese Vorschrif­
ten fügen sie die Erklärung ein, dass Bezugnahmen in den gel­
tenden Rechts- und Verwaltungsvorschriften auf die durch diese 
Richtlinie aufgehobene Richtlinie als Bezugnahmen auf die vor­
liegende Richtlinie gelten. Die Mitgliedstaaten regeln die Einzel­
heiten dieser Bezugnahme und die Formulierung dieser Erklä­
rung. 

(2) Die Mitgliedstaaten teilen der Kommission den Wortlaut 
der wichtigsten einzelstaatlichen Rechtsvorschriften mit, die sie 
auf dem unter diese Richtlinie fallenden Gebiet erlassen. 

Artikel 32 

Aufhebung 

Die Richtlinie 2003/9/EG wird im Verhältnis zu den Mitglied­
staaten, die durch diese Richtlinie gebunden sind, unbeschadet 
der Verpflichtungen dieser Mitgliedstaaten hinsichtlich der in 
Anhang II Teil B genannten Frist für die Umsetzung der Richt­
linie in einzelstaatliches Recht mit Wirkung vom 21. Juli 2015 
aufgehoben. 

Bezugnahmen auf die aufgehobene Richtlinie gelten als Bezug­
nahmen auf die vorliegende Richtlinie und sind nach Maßgabe 
der Entsprechungstabelle in Anhang III zu lesen.
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Artikel 33 

Inkrafttreten und Geltung 

Diese Richtlinie tritt am zwanzigsten Tag nach ihrer Veröffentlichung im Amtsblatt der Europäischen Union in 
Kraft. 

Die Artikel 13 und 29 gelten ab dem 21. Juli 2015. 

Artikel 34 

Adressaten 

Diese Richtlinie ist gemäß den Verträgen an die Mitgliedstaaten gerichtet. 

Geschehen zu Brüssel am 26. Juni 2013. 

Im Namen des Europäischen Parlaments 
Der Präsident 
M. SCHULZ 

Im Namen des Rates 
Der Präsident 
A. SHATTER
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ANHANG I 

Vordruck für die Mitteilung der von den Mitgliedstaaten gemäß Artikel 28 Absatz 2 zu übermittelnden 
Informationen 

Nach dem in Artikel 28 Absatz 2 genannten Zeitpunkt übermitteln die Mitgliedstaaten der Kommission erneut diese 
Informationen, wenn sich die einzelstaatlichen Rechtsvorschriften oder Gepflogenheiten wesentlich geändert haben, so 
dass die mitgeteilten Informationen überholt sind. 

1. Bitte erläutern Sie auf der Grundlage von Artikel 2 Buchstabe k und Artikel 22 die verschiedenen Schritte zur 
Ermittlung von Personen mit besonderen Bedürfnissen bei der Aufnahme; bitte geben Sie dabei auch an, zu welchem 
Zeitpunkt hiermit begonnen wird und inwieweit solchen Bedürfnissen Rechnung getragen wird, insbesondere im Falle 
von unbegleiteten Minderjährigen, Personen, die Folter, Vergewaltigung oder sonstige schwere Formen psychischer, 
physischer oder sexueller Gewalt erlitten haben, und Opfern des Menschenhandels. 

2. Bitte machen Sie umfassende Angaben zu Art, Bezeichnung und Form der Dokumente, auf die in Artikel 6 verwiesen 
wird. 

3. Bitte geben Sie unter Bezugnahme auf Artikel 15 an, inwieweit an den Arbeitsmarktzugang für Antragsteller be­
stimmte Bedingungen geknüpft sind, und erläutern Sie solche Beschränkungen im Einzelnen. 

4. Bitte machen Sie unter Bezugnahme auf Artikel 2 Buchstabe g Angaben zu der Form, in der im Rahmen der 
Aufnahme materielle Leistungen gewährt werden (d. h. in Form von Sachleistungen, Geldleistungen oder Gutscheinen 
oder einer Kombination derartiger Leistungen), und geben Sie die Höhe des Geldbetrags an, den Antragsteller zur 
Deckung des täglichen Bedarfs erhalten. 

5. Bitte erläutern Sie — soweit zutreffend — unter Bezugnahme auf Artikel 17 Absatz 5 die Höhe des/der nach Maßgabe 
der einzelstaatlichen Rechtsvorschriften oder der Gepflogenheiten des betreffenden Mitgliedstaats zugrunde gelegte(n) 
Betrags/Beträge zur Ermittlung des Umfangs der Antragstellern zu gewährenden finanziellen Unterstützung. Sofern 
Antragsteller im Vergleich zu Staatsangehörigen weniger günstig behandelt werden, sind die Gründe hierfür zu 
erläutern.
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ANHANG II 

TEIL A 

Aufgehobene Richtlinie 

(gemäß Artikel 32) 

Richtlinie 2003/9/EG des Rates (ABl. L 31 vom 6.2.2003, S. 18). 

TEIL B 

Frist für die Umsetzung in einzelstaatliches Recht 

(gemäß Artikel 32) 

Richtlinie Umsetzungsfrist 

2003/9/EG 6. Februar 2005
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ANHANG III 

Entsprechungstabelle 

Richtlinie 2003/9/EG Diese Richtlinie 

Artikel 1 Artikel 1 

Artikel 2 einleitender Satzteil Artikel 2 einleitender Satzteil 

Artikel 2 Buchstabe a — 

Artikel 2 Buchstabe b — 

— Artikel 2 Buchstabe a 

Artikel 2 Buchstabe c Artikel 2 Buchstabe b 

Artikel 2 Buchstabe d einleitender Satzteil Artikel 2 Buchstabe c einleitender Satzteil 

Artikel 2 Buchstabe d Ziffer i Artikel 2 Buchstabe c erster Gedankenstrich 

Artikel 2 Buchstabe d Ziffer ii Artikel 2 Buchstabe c zweiter Gedankenstrich 

— Artikel 2 Buchstabe c dritter Gedankenstrich 

Artikel 2 Buchstaben e, f und g — 

— Artikel 2 Buchstabe d 

Artikel 2 Buchstabe h Artikel 2 Buchstabe e 

Artikel 2 Buchstabe i Artikel 2 Buchstabe f 

Artikel 2 Buchstabe j Artikel 2 Buchstabe g 

Artikel 2 Buchstabe k Artikel 2 Buchstabe h 

Artikel 2 Buchstabe l Artikel 2 Buchstabe i 

— Artikel 2 Buchstabe j 

— Artikel 2 Buchstabe k 

Artikel 3 Artikel 3 

Artikel 4 Artikel 4 

Artikel 5 Artikel 5 

Artikel 6 Absätze 1 bis 5 Artikel 6 Absätze 1 bis 5 

— Artikel 6 Absatz 6 

Artikel 7 Absätze 1 und 2 Artikel 7 Absätze 1 und 2 

Artikel 7 Absatz 3 — 

Artikel 7 Absätze 4 bis 6 Artikel 7 Absätze 3 bis 5
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Richtlinie 2003/9/EG Diese Richtlinie 

— Artikel 8 

— Artikel 9 

— Artikel 10 

— Artikel 11 

Artikel 8 Artikel 12 

Artikel 9 Artikel 13 

Artikel 10 Absatz 1 Artikel 14 Absatz 1 

Artikel 10 Absatz 2 Artikel 14 Absatz 2 Unterabsatz 1 

— Artikel 14 Absatz 2 Unterabsatz 2 

Artikel 10 Absatz 3 Artikel 14 Absatz 3 

Artikel 11 Absatz 1 — 

— Artikel 15 Absatz 1 

Artikel 11 Absatz 2 Artikel 15 Absatz 2 

Artikel 11 Absatz 3 Artikel 15 Absatz 3 

Artikel 11 Absatz 4 — 

Artikel 12 Artikel 16 

Artikel 13 Absätze 1 bis 4 Artikel 17 Absätze 1 bis 4 

Artikel 13 Absatz 5 — 

— Artikel 17 Absatz 5 

Artikel 14 Absatz 1 Artikel 18 Absatz 1 

Artikel 14 Absatz 2 Unterabsatz 1 einleitender Satzteil 
Buchstaben a und b 

Artikel 18 Absatz 2 einleitender Satzteil Buchstaben 
a und b 

Artikel 14 Absatz 7 Artikel 18 Absatz 2 Buchstabe c 

— Artikel 18 Absatz 3 

Artikel 14 Absatz 2 Unterabsatz 2 Artikel 18 Absatz 4 

Artikel 14 Absatz 3 — 

— Artikel 18 Absatz 5
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Richtlinie 2003/9/EG Diese Richtlinie 

Artikel 14 Absatz 4 Artikel 18 Absatz 6 

Artikel 14 Absatz 5 Artikel 18 Absatz 7 

Artikel 14 Absatz 6 Artikel 18 Absatz 8 

Artikel 14 Absatz 8 Unterabsatz 1 einleitender Satzteil 
erster Gedankenstrich 

Artikel 18 Absatz 9 Unterabsatz 1 einleitender Satzteil 
Buchstabe a 

Artikel 14 Absatz 8 Unterabsatz 1 zweiter Gedankenstrich — 

Artikel 14 Absatz 8 Unterabsatz 1 dritter Gedankenstrich Artikel 18 Absatz 9 Unterabsatz 1 Buchstabe b 

Artikel 14 Absatz 8 Unterabsatz 1 vierter Gedankenstrich — 

Artikel 14 Absatz 8 Unterabsatz 2 Artikel 18 Absatz 9 Unterabsatz 2 

Artikel 15 Artikel 19 

Artikel 16 Absatz 1 einleitender Satzteil Artikel 20 Absatz 1 einleitender Satzteil 

Artikel 16 Absatz 1 Buchstabe a Unterabsatz 1 erster, 
zweiter und dritter Gedankenstrich 

Artikel 20 Absatz 1 Unterabsatz 1 Buchstaben a, b und c 

Artikel 16 Absatz 1 Buchstabe a Unterabsatz 2 Artikel 20 Absatz 1 Unterabsatz 2 

Artikel 16 Absatz 1 Buchstabe b — 

Artikel 16 Absatz 2 — 

— Artikel 20 Absätze 2 und 3 

Artikel 16 Absätze 3 bis 5 Artikel 20 Absätze 4 bis 6 

Artikel 17 Absatz 1 Artikel 21 

Artikel 17 Absatz 2 — 

— Artikel 22 

Artikel 18 Absatz 1 Artikel 23 Absatz 1 

— Artikel 23 Absätze 2 und 3 

Artikel 18 Absatz 2 Artikel 23 Absatz 4 

— Artikel 23 Absatz 5 

Artikel 19 Artikel 24 

Artikel 20 Artikel 25 Absatz 1 

— Artikel 25 Absatz 2 

Artikel 21 Absatz 1 Artikel 26 Absatz 1
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Richtlinie 2003/9/EG Diese Richtlinie 

— Artikel 26 Absätze 2 bis 5 

Artikel 21 Absatz 2 Artikel 26 Absatz 6 

Artikel 22 — 

— Artikel 27 

Artikel 23 Artikel 28 Absatz 1 

— Artikel 28 Absatz 2 

Artikel 24 Artikel 29 

Artikel 25 Artikel 30 

Artikel 26 Artikel 31 

— Artikel 32 

Artikel 27 Artikel 33 Absatz 1 

— Artikel 33 Absatz 2 

Artikel 28 Artikel 34 

— ANHANG I 

— ANHANG II 

— Anhang III
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